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(Beginn um 9.02 Uhr.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Ich wünsche einen schönen guten Morgen! 

Die 33. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet. 

Entschuldigt sind Frau LhptmStin Mag Renate Brauner, die sich auf Dienstreise im Ausland befindet, ebenso entschuldigt sind Herr Abg Dkfm Dr Aichinger, Herr Abg Mag Gerstl, Frau Abg Matzka-Dojder, Herr Abg Ing Meidlinger, Frau Abg Dr Vitouch und Frau Abg Yilmaz. Weiters entschuldigt ist Frau Abg Pilz ab 10.15 Uhr. 

Bevor ich in die Tagesordnung einsteige, darf ich nachholen, und zwar betreffend Ordnungsruf für Herrn StR Ellensohn: Herr StR Ellensohn, für das Wort Lüge darf ich Ihnen den Ordnungsruf erteilen. 

Wir kommen nun zur Fragestunde. 

Die 1. Anfrage (FSP - 01461-2010/0001 - KFP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Helmut Günther gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Im Bereich der Harmonisierung der Pensionssysteme der Länder wurden Sie, Herr Landeshauptmann, von den Experten des Rechnungshofes, des WIFO und des IHS, aber auch vom Finanzminister aufgefordert, Gesetzesänderungen durchzuführen und einen zielführenden Zeitplan zur Umsetzung der vorgeschlagenen gesetzlichen Maßnahmen, die zu einer Harmonisierung der jeweiligen Pensionsrechte mit jenem des Bundes bzw. zu einer finanziell gleichwertigen Umsetzung führen sollen, zu erstellen. Wie ist der aktuelle Stand?) 

Bitte, Herr Landeshauptmann. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! 

Ich möchte, bevor ich kurz auf den aktuellen Stand der Diskussion eingehe, in Erinnerung rufen - nicht für Sie, weil Sie wissen es ja ohnehin, aber für jene, die sich vielleicht ein bisschen hinreißen lassen von der Welle der Demagogie in diesen Fragen - dass Wien mit seiner im Jahre 2004 beschlossenen Pensionsreform bewusst für eine Pensionsreform mit sozialem Augenmaß eingetreten ist, bei der tatsächlich, und das ist wichtig, die Eckpunkte der Pensionsreform des Bundes, also das Pensionsantrittsalter von 65 Jahren, die 40-jährige Durchrechnung und ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit von 45 Jahren, umgesetzt wurde. Es wurde aber auch besonderer Wert auf die soziale Ausgewogenheit der Regelung gelegt und dabei im besonderen Ausmaß die Situation von Frauen mit Kindern oder sonstigen Betreuungsverpflichtungen berücksichtigt. 

Es ist zur Zeit im Vorbereitungskomitee „Pensionen", das vom Bund gemeinsam mit den Bundesländern beschickt wird - von allen Bundesländern mit Ausnahme von Burgenland und Niederösterreich - die Diskussion im Gange, die sich aus der Verpflichtung aus dem Finanzausgleich ergibt. Diese Diskussion ist naturgemäß sehr kontroversiell. Sie wird nicht von Wien allein geführt, sondern genauso von Oberösterreich, Vorarlberg, Tirol, Kärnten, der Steiermark, also, wie gesagt, mit Ausnahme von Burgenland und Niederösterreich sind alle in diese Gespräche involviert, diskutieren das sehr detailreich und ich müsste es wissen, falls diese Diskussionen abgeschlossen sein sollten. Also gehe ich davon aus, dass diese Diskussionen noch im Gange sind. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 1. Zusatzfrage, Herr Abg Günther, bitte. 

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Es ist klar, Wien hat die Eckpunkte der Bundesreform übernommen. Im Paktum zum Finanzausgleich 2008 ist ja das noch einmal besiegelt worden, was Sie jetzt auch gesagt haben. Es gibt Diskussionen und einer der Eckpunkte, der zwar übernommen wurde, aber anders ausgelegt wird, ist die Durchrechnung, und die macht einen Riesenhaufen an Geld aus. Wenn beim Bund die Durchrechnung innerhalb von 28 Jahren erfolgt, ist dies in Wien innerhalb von 40 Jahren, und die Rechenbeispiele des Rechnungshofes zeigen, dass damit die Belastung für Wien durch die Pensionen eine intensiv höhere ist. Die Frage an Sie ist: Werden Sie sich in diesen Diskussionen, die jetzt in den Bundesländern beziehungsweise auch in den Städten durchgeführt werden, diesen Eckpunkt mit der Durchrechnung, dass für die Wiener Beamten und die Bundesbeamten in gleicher Weise die Durchrechnung durchgesetzt wird, einsetzen. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Also, Herr Abgeordneter, ich darf zunächst noch einmal darauf verweisen, dass diese Diskussionen auf Expertenebene geführt werden und noch nicht von der Politik selbst. Auch die anderen Landeshauptleute sind nicht in diese Diskussionen, aktuell gesehen, involviert, werden dies aber dann, möglicherweise mit dem Finanzminister, auch sein. 

Ich darf zum Zweiten darauf verweisen, dass im Finanzausgleich der Passus „unter Berücksichtigung der strukturellen Verschiedenheiten" mitbeschlossen wurde. Also, es steht nicht nur drinnen, dass sich die Länder verpflichten, diese Harmonisierung mit dem Bundesgesetz der Pensionen entsprechend herzustellen, sondern es ist auch der Beisatz „unter Berücksichtigung der strukturellen Unterschiede" enthalten. 

Und darauf möchte ich als Wiener schon Wert legen, denn es ist mit Sicherheit der Vergleich zwischen Wien und den anderen Bundesländern auf Grund des Doppelcharakters der Stadt und der eigentlichen Organisation als Gemeinde nicht gegeben. Wir haben eine ganze Menge an Dienstleistern in unserer Stadt, insbesondere auch Menschen in Wechsel- und Schichtdiensten, und daher ist diese strukturelle Unterschiedlichkeit nun in der Tat gegeben, und deswegen ist es ja auch im gemeinsamen Paktum des Finanzausgleiches so beschlossen worden, wie es von den Formulierungen her gesehen beschlossen worden war. 

Und zum Dritten: Sie haben schon recht, die Regelungen, wie sie in Wien bei den Pensionen getroffen wurden, kosten natürlich Geld. Aber unter uns gesagt, sie bringen ja auch Geld, nämlich den Pensionisten oder den präsumtiven Pensionisten. Das hat doch immer zwei Seiten, je nachdem, ob ich es aus der Sicht des Pensionisten oder ob ich es aus der Sicht des Säckelwarts sehe. Ich persönlich sehe es hier in der Sichtweise aus der Lage des Pensionisten. Für den Säckelwart ist die Frau Finanzstadträtin zuständig. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 2. Zusatzfrage stellt Frau Abg Puller. Ich ersuche darum. 

Abg Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Schönen guten Morgen, Herr Landeshauptmann! 

Es sind ja noch einige Harmonisierungen betreffend Dienstrecht offen, die nicht EU-konform sind, zum Beispiel die Anrechnung von Ausbildungszeiten beziehungsweise Vordienstzeiten öffentlicher Bediensteter vor dem 18. Lebensjahr. 

Meine Frage, Herr Landeshauptmann: Wie wird das Land Wien eine EU-konforme Änderung des Dienstrechtes hinsichtlich der Anrechnung der Ausbildungszeiten vor dem 18. Lebensjahr durchführen, damit die Bediensteten der Stadt Wien auch in den Genuss dieser Verbesserung und Anrechnung der Ausbildungszeiten vor dem 18. Lebensjahr beziehungsweise der Vordienstzeitenanrechnungen kommen. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landshauptmann, bitte. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Diese Herstellung der EU-Konformität im Hinblick auf das Dienstrecht ist zur Zeit in Arbeit und wird, so nehme ich an, rechtzeitig vorgelegt werden. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Ulm. Ich ersuche darum. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Landeshauptmann! 

Harmonisierung ist ein wichtiges Thema, Frühpensionierungen ist auch ein wichtiges Thema. Wir haben in Wien jährlich an die 900 Beamte, die pensioniert werden, davon zirka 600 vorzeitig. Das heißt, zwei von drei Wiener Beamten werden frühpensioniert. Das ist natürlich sehr viel, und das kostet auch sehr viel Geld. Jahr für Jahr kosten die Frühpensionierungen die Stadt Wien über 200 Millionen EUR. 

Ich frage Sie, welches Einsparungspotenzial Sie in diesem Bereich kurz- und mittelfristig sehen. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann, bitte!

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! 

Wir haben zwar im Gemeinderat, aber nicht hier, das ja schon einmal diskutiert, und Sie waren so freundlich, mir daraufhin Ihre Unterlagen dazu zur Verfügung zu stellen. Ich habe diese von Experten - ich bin kein Personalist und habe auch nicht die Absicht, das jetzt zu werden, das sage ich auch gleich dazu - anschauen lassen, und es gibt hier unterschiedliche Informationen dazu. Ich bin jetzt dabei, das entsprechend zu verifizieren. Aber das ist ja ohnehin überall so, wenn man nachfragt. Beispielsweise bekommt man alleine auf die Frage von Dienstposten etwa bei der Wiener Polizei, je nach dem, wen man fragt, ob das Ministerium, die BPD oder die Gewerkschaft, höchst unterschiedliche Zahlen; vielleicht auch Sie, aber dann muss ich natürlich auch den Godwin Schuster fragen, aber beim Godwin stimmen die Zahlen jedenfalls mit jenen, die ich von der Gewerkschaft bekomme, überein, und das ist immerhin schon etwas, (Abg Godwin Schuster: Unter Mitwirkung der Polizeidirektion!) und auch mit denen der Polizeidirektion. Das ist ja schon eine ganze Menge. 

Nun, zurückkehrend dazu: Ja, es lässt sich ein Teil davon durchaus erklären, das hängt natürlich auch zusammen mit dem Schicht‑ und Wechseldienst, den es für die Wienerinnen und Wienern gibt, das hängt natürlich auch damit zusammen, dass es Schwerarbeit gibt im wahrsten Sinne des Wortes, wenn ich an die Müllabfuhr und an Krankenschwestern denke, aber es rechtfertigt wahrscheinlich nicht alles. Wir versuchen, das faktische Pensionsalter entsprechend anzuheben, dies aber unter Berücksichtung dessen, dass Menschen bei uns tätig sind, die tatsächlich Schwerstarbeit verrichten. Das sage ich auch dazu. 

Also, es soll auch dieses Bemühen des Anhebens des faktischen Pensionsantrittsalters, das zweifelsohne erfolgen muss, auch unter Berücksichtigung der realen Verhältnisse und Strukturen in dieser Stadt geschehen. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Herr Abg Dr Günther stellt die 4. Zusatzfrage. Ich ersuche darum. 

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Sie haben richtig gesagt, Sie sind kein Personalist, aber trotzdem noch einmal eine Frage zum Personal: Es hat eine Zeit lang, jetzt beginnend, gegeben, dass MitarbeiterInnen, die das 55. Lebensjahr erreicht haben oder knapp davor stehen, diese Chance genützt haben, depragmatisiert zu werden und in die Pensionsversicherung einzutreten. Das geht solange, bis halt die Hacklerregelung beendet ist, also bis 2012 oder 2013. Auf Grund eines Aufschreies der Pensionsversicherung hat der Sozialminister jetzt einen Antrag eingebracht, die Bestimmungen zu verschärfen, sodass diese Möglichkeit dann nicht mehr gegeben ist. Das kommt aber erst nächste Woche in den Nationalrat, und nicht treffen wird es die MitarbeiterInnen, die das bereits angemeldet haben oder bereits depragmatisiert sind. 

Meine Frage ist, welche Ersparnis bringt das der Stadt Wien, und wie viele Personen sind davon überhaupt betroffen. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann! 

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! 

Diese Frage weiß ich naturgemäß nicht auswendig, und ich bin auch weit davon entfernt zu glauben, dass ich allwissend bin. Aber ich kann die Beantwortung der Fragen sehr konkret, nämlich, a) wie viele Personen betrifft es, b) was ersparen wir uns - unter Anführungszeichen gesehen - dabei, gerne nachreichen. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Wir kommen damit zur 2. Frage (FSP - 02652-2010/0001 - KGR/LM). Die wurde von Herrn Abg Marco Schreuder gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Im Dezember 2009 wurde erfreulicherweise ein Durchbruch zur Pflege und Sanierung der Jüdischen Friedhöfe erzielt. Laut Medienberichten konnten sich die Länder Wien und Niederösterreich sowie Bund und Israelitische Kultusgemeinde Wien auf Maßnahmen zur Erhaltung, Sanierung und Pflege der Jüdischen Friedhöfe einigen. Wird der Beitrag Wiens auch die nachhaltige gärtnerische Pflege der jüdischen Friedhöfe beinhalten?) 

Bitte, Frau Stadträtin! 

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Schönen guten Morgen, Herr Abgeordneter! 

Die Frage beschäftigt sich mit dem Thema der jüdischen Friedhöfe. Ich kann Ihnen als Umweltstadträtin leider zu den Verhandlungen, die zwischen dem Bund und den Ländern geführt werden, nicht wirklich Auskunft geben, weil ich da logischerweise nicht involviert bin, ich kann Ihnen aber gerne etwas erzählen über die Pflege der Friedhöfe. 

Also, es ist richtig, dass es Ende 2009 zwischen der Stadt Wien und der Kultusgemeinde Gespräche gegeben hat, und dabei gab es in folgenden Belangen Einigkeit: Wien leistet zur Erhaltung der jüdischen Friedhöfe eine jährliche Unterstützung, wie Sie, glaube ich, wissen, von 340 000 EUR. Zusätzlich wurde vereinbart, dass es eine Einmalzahlung von 500 000 EUR für die Renovierung des Kornhäuslbaues am Währinger Friedhof geben wird. Auf 20 Jahre hochgerechnet, ist dieser Betrag 7,3 Millionen EUR, das entspricht ungefähr 36 Prozent der geplanten Bundesleistung für ganz Österreich. Und darüber hinaus - und ich glaube, das ist der Punkt, der Ihnen auch wichtig ist - wurde vereinbart, dass die Sachleistungen der MA 42 in der jetzigen Form und auch in der jetzigen Fassung weiterhin aufrecht bleiben. Ich glaube, dass das ein wirklich herzeigbarer Beitrag ist, den das Land Wien leistet, weil die grundsätzliche Position des Landes Wien Ihnen ja auch bekannt ist, wir haben sie ja hier auch öfter schon geklärt, dass nämlich die jüdischen Friedhöfe entsprechend dem Washingtoner Abkommen an sich Sache des Bundes sind. Wien hat ja damals die Sanierung des Hakoah-Projektes übernommen, das wir bereits vor einigen Jahren fertiggestellt haben. Also, wir haben unseren Beitrag, glaube ich, wirklich sehr gut erfüllt und darüber hinaus gibt es noch die freiwilligen Beiträge eben der 340 000 EUR und der Sachleistungen der MA 42, die wir im jetzigen Ausmaß auch in Zukunft aufrechterhalten wollen. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin! Die 1. Zusatzfrage wird gestellt von Herrn Abg Schreuder. Ich bitte darum. 

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Ja, vielen Dank für die Antwort, Frau Stadträtin! 

Sie haben gesagt, bezüglich der Leistungen des Stadtgartenamtes soll es beim Status quo bleiben. Das bedeutet zum Beispiel jetzt für den jüdischen Friedhof in Währing, dass es gar keine gärtnerische Pflege gäbe, was ja die Ursache für die Zerstörungen ist. Wer soll denn Ihrer Meinung nach die gärtnerische Pflege übernehmen, wenn nicht das Stadtgartenamt. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin! 

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Wir erbringen ja am jüdischen Friedhof in Währing seit nunmehr zehn Jahren freiwillig und ohne Vereinbarung Leistungen, und dabei wird es auch in Zukunft bleiben, genau in diesem Ausmaß, und der Rest muss dann einfach über diesen Fonds, mit dem es ja mit dem Bund Verhandlungen gibt, finanziert werden. Aber die Wiener Stadtgärten sind für Friedhöfe einmal grundsätzlich nicht zuständig, und das ist ein Goodwill-Übereinkommen, wo wir gesagt haben, wir haben ja auch hier schon mehrere Anträge in diesem Haus beschlossen, dass wir den Ist-Zustand auch für die Zukunft aufrechterhalten wollen und eine Basisfinanzierung leisten, das heißt, dass die Hauptwege begehbar sind, und so weiter und so weiter, wie Sie das ohnedies kennen. Aber darüber hinaus ist es schon ganz klar, auch entsprechend der Aufteilung Länder‑Bund, eine Bundesverpflichtung. Wien ist seiner Verpflichtung, das Hakoah‑Projekt zu sanieren, wirklich rechtzeitig und zeitgerecht nachgekommen. Darüber hinaus zahlen wir freiwillig und unpräjudiziell auch noch die 340 000 EUR und unsere Sachleistungen, und damit haben wir, glaube ich, unseren Anteil nahezu schon übererfüllt. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Wolf. Ich ersuche darum. 

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Es geht um die gärtnerische Pflege. Wie Kollege Schreuder gesagt hat, ist im Fall des Währinger Friedhofes keine gärtnerische Pflege festzustellen und in einem weiteren Friedhof, nämlich am Friedhof Floridsdorf, geschieht das nur auf privater Initiative mit geringer Unterstützung des Bezirkes. 

Frage: Sind Sie mit dem Ausmaß der Unterstützung durch Ihr Ressort zufrieden? 

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sie können sich gerne einmal die Geschäftseinteilung des Magistrates zur Hand nehmen, das würde ich Ihnen empfehlen, da werden Sie sehen, dass die Stadtgärten für Friedhöfe nicht zuständig sind, Erstens. 

Wenn Sie sich jetzt auch den Washingtoner Vertrag von 2003 anschauen, dann sehen Sie, dass darin ganz klar festgelegt ist, wer für was zuständig ist, und dass die Sanierung jüdischer Friedhöfe der Bund übernommen hat. Jetzt haben wir aber trotzdem gesagt - weil das am Währinger Friedhof sehr unbefriedigend war - dass wir hier freiwillig und unpräjudiziell Leistungen erbringen, und zwar in Form eben der 340 000 EUR und in Form dessen, dass die Wiener Stadtgärten seit vielen Jahren dort dafür sorgen, dass die Hauptwege frei begehbar sind. Wir haben auch schon einiges an Geldern investiert. Im Jahr 2003 hat es einmal eine komplette Neuaufnahme des ganzen Baumbestandes und eine Bearbeitung gegeben, das hat 165 000 EUR gekostet, im Jahr 2007 noch einmal 90 000 EUR, und jetzt eben die laufende Pflege der Hauptwege, die von uns durchgeführt wird. Aber wie gesagt, grundsätzlich gibt es eine Vereinbarung, es gibt auch Verhandlungen mit dem Bund, wo wir gesagt haben, wir haben die Hakoah zeit‑ und fristgerecht saniert, wir sind unseren Verpflichtungen nachgekommen und jetzt erwarten wir uns schon auch, dass der Bund seinen Verpflichtungen aus dem Washingtoner Vertrag, nämlich für die Sanierung dieser Friedhöfe die Verantwortung, auch die finanzielle, zu übernehmen, dann auch tatsächlich nachkommt. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Abg Lasar. Ich ersuche darum. 

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Meine Frage ist, wie viel an Geldmitteln wird Ihr Ressort für die Sanierung des Währinger jüdischen Friedhofes zirka zur Verfügung stellen. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Frau Stadträtin! 

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Abgeordneter! 

Ich glaube, ich habe diese Frage jetzt schon mehrfach beantwortet, dass unserer Meinung nach - und das kann man auch im entsprechenden Washingtoner Vertrag 2003 nachlesen - der Bund die Sanierung der jüdischen Friedhöfe übernommen hat. Die Stadt Wien hat dafür einen anderen Teil, nämlich das Projekt Hakoah übernommen, das, wie ich schon mehrfach hingewiesen habe, zeitgerecht – bereits 2006 war die Grundsteinlegung - fertiggestellt worden ist. Also, insofern, wie viel Geld mein Ressort in die Hand nehmen wird, kann ich nur sagen, keines, denn wir sind dafür nicht zuständig. Was wir aber schon machen, und was wir auch der Israelitischen Kultusgemeinde zugesagt haben, ist, weiterhin diese Sachleistungen vor Ort zu erbringen, dass die Hauptwege begehbar sind. Das leisten wir jetzt schon seit vielen Jahren, das ist eine freiwillige Zusatzleistung der Stadt Wien, so lange, bis es hoffentlich endlich bald eine Einigung gibt, und es dann diesen Fonds gibt, aus dem man die laufende Erhaltung und Sanierung des jüdischen Friedhofes vorantreiben kann, weil Grundproblem sind ja nicht nur die Wege und die gärtnerische Pflege, es müssen ja auch die Grabsteine dort saniert werden. Es ist einiges an anderen Dingen auch noch zu machen und zu leisten, was von den Stadtgärtnern ohnehin nie leistbar wäre, weil wir sozusagen nicht die Kompetenz in diesem Bereich haben. Wir sind ja in der gärtnerischen Pflege zu Hause und nicht in der Friedhofspflege, aber diese freiwillige Leistung, die erbringen wir gerne, die können wir auch für die Zukunft zusagen, aber ich glaube, es wäre hoch an der Zeit, dass mit dem Bund endlich Nägel mit Köpfen gemacht werden, sodass man diesen Übergangszustand, der jetzt schon so viele Jahre dauert, endlich beendet und dass der Bund seinen Verpflichtungen nachkommt. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin! Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Schreuder, ich ersuche darum. 

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Danke! Erlauben Sie mir nur eine kleine Anmerkung zum Washingtoner Abkommen. Also, da steht sehr wohl drinnen, Österreich verpflichtet sich zur Mitfinanzierung, zur Restaurierung und Pflege aller bekannten und unbekannten jüdischen Friedhöfe. Aber seit dem haben wir einen recht absurden Streit darüber, was denn nun Österreich sei, weil die Länder sagen, nein das ist nur der Bund, und der Bund sagt wiederum, natürlich bestehe Österreich aus allen gesetzgebenden Körperschaften, und aus diesem Streit kommen wir halt irgendwie nicht raus. 

Aber erlauben Sie mir eine andere Frage: Wir haben im letzten halben Jahr einige Freiwilligen-Tage erlebt, wo Menschen - auch sehr prominenten Menschen, also Miguel Herz-Kestranek war da, oder Robert Menasse war da, viele Prominente, die ich nicht einmal beim Namen nennen will, weil sie sehr diskret einfach helfen - dann mit Gartenscheren oder mit Gartengeräten dort hingehen, um freiwillig zu helfen, weil sie sich für den Zustand des Währinger Friedhofs schämen. 

Ein Problem haben diese Freiwilligen: Alle Äste, ja, alles, was man wegschneidet, um Forschung auf dem Friedhof zu ermöglichen, das liegt nun am jüdischen Friedhof und es gibt ja keinen, der einen LKW hätte, um das abzutransportieren. Können Sie sich vorstellen, dass Sie zumindest mittels des Stadtgartenamtes in dieser Hinsicht helfen könnten. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin! 

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Die Stadtgärten heißen nicht mehr Amt, sie heißen nur mehr Stadtgärten, aber ich verstehe das vollkommen, es passiert mir auch noch ungefähr dreimal in der Woche, aber ich versuche das graduell irgendwie durchzusetzen. Ja, das kann ich mir natürlich vorstellen, dass wir hier unterstützen und ich glaube, es wäre sinnvoll, wenn man das im Vorfeld ausmacht, weil dann kann man eine Mulde hinstellen, wo man das Ganze hineinkippt, und das dann relativ leicht und unproblematisch abtransportiert. Also, ich werde mich darum kümmern, ich möchte bitten, wenn es in Zukunft solche Freiwilligen-Tage gibt, dass man sich vielleicht im Vorfeld abspricht, denn dann ist es nämlich leichter, das kostengünstiger zu entsorgen, als dann im Nachhinein alles nur mehr zusammenzusammeln. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke! Wir kommen somit zur 3. Anfrage (FSP - 02651-2010/0001 - KVP/LM), die von Herrn Abg Dr Franz Ferdinand Wolf gestellt und an den Herrn Landeshauptmann gerichtet ist. (Die Israelitische Kultusgemeinde beklagte unlängst wieder vermehrte antisemitische Übergriffe, aber auch hetzerische Reden in der Öffentlichkeit. Wann haben Sie, Herr Landeshauptmann, zuletzt diesbezüglich das Gespräch mit dem Präsidenten der IKG gesucht?) 

Bitte, Herr Landeshauptmann! 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! 

Ihre Frage ist sehr leicht zu beantworten: Vergangenen Donnerstag und vergangenen Freitag. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Wolf. Ich ersuche darum. 

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Da erhebt sich natürlich die Frage, was war Donnerstag, Freitag Inhalt der Gespräche. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann! 

Lhptm Dr Michael Häupl: Es war in allererster Linie Inhalt des Gespräches der einstimmige Beschluss zur Resolution, den der Wiener Gemeinderat gefasst hat, es waren zum anderen aber in noch viel stärkerem Umfang die Übergriffe, die es auf jüdische Bürger in dieser Stadt gibt, Thema des Gesprächs. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird gestellt von Herrn Abg Lasar. Ich ersuche darum. 

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Präsident! Sehr geehrter Landeshauptmann! 

Ich habe folgende Frage an Sie, und dazu möchte ich Ihnen zwei Absätze aus der „Presse“ vom vergangenen Donnerstag, 17. Juni, kurz vorlesen. Da steht: „Nach Zorn über Gazavorfall, Rabbiner werden angespuckt. Die Kultusgemeinde wirft Al-Rawi, SPÖ, hetzerische Töne vor.“ Weiters ist zu lesen: „Dieser Sturm wird laut Ariel Muzikant, Präsident der Israelitischen Kultusgemeinde, von einigen Provokateuren künstlich verstärkt, und damit vorhandene antisemitische Ressentiments bei manchen abberufen beziehungsweise aktiviert. Einer dieser Provokateure ist für die IKG Omar Al-Rawi SPÖ-Gemeinderat und Funktionär der Islamischen Glaubensgemeinschaft. Tatsächlich war Al-Rawi die treibende Kraft dahinter, dass der Wiener Gemeinderat einstimmig eine gemeinsame Verurteilung Israels, wenige Stunden nach dem tödlichen Zwischenfall vor der Küste Gazas, durchgesetzt hat.“ 

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Die Frage bitte!

Abg David Lasar (fortsetzend): Ich komme schon dazu, Herr Präsident. Meine Frage dazu: Warum gerade haben Sie, als Landeshauptmann und als Wiener SPÖ-Vorsitzender, es zugelassen, dass Herr Al-Rawi solch einen hetzerischen Antrag, den dann die ÖVP und die FPÖ entschärft haben, gegen Israel gestellt hat. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann! 

Lhptm Dr Michael Häupl: Also, so was Lächerliches habe ich mein ganzes Leben noch nicht gehört. Was Sie hier da reden, was Sie hier da eben gemeint haben, ist, und es provoziert ja sofort die Gegenfrage. Ich habe über die Macht des GR Omar Al-Rawi wirklich nicht Bescheid gewusst, dass nicht nur Sie, sondern die ganze FPÖ sich von Herrn Omar Al-Rawi treiben lassen, wie Sie das jetzt eben formuliert haben. Ich bin fassungslos. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Also, das ist die Eigenständigkeit der Freiheitlichen Partei, die sich vom Omar Al-Rawi treiben lässt. 

Nehmen Sie bitte zur Kenntnis: Ich halte Ihre Fragestellung und Ihr Auftreten hier für beschämend. Die Freiheitliche Partei hat diesem Antrag genauso zugestimmt wie alle anderen, es ist ein einstimmiger Beschluss, (Abg David Lasar: Nicht diesem Antrag!) es ist ein einstimmiger Beschluss (Abg Godwin Schuster: Welchem Antrag dann!) es ist ein einstimmiger Beschluss und Ihr verzweifelter Versuch, Ihr, individuell gesehen, verzweifelter Versuch, sich jetzt davon zu distanzieren, weil es hier Kritik gibt an einem Antrag, der sogar noch schwächer ist als die Resolution des Sicherheitsrates der UNO, das ist einfach lächerlich. Hören Sie auf damit, hören Sie auf damit, gegen ein Mitglied des Gemeinderats eine persönliche Hatz zu führen. Sie beklagen sich sowieso immer darüber. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Zum Wort gemeldet für die 3. Zusatzfrage ist Herr Abg Schreuder, ich ersuche darum. 

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann! 

Es ist immer etwas schwierig, Antisemitismus zu bekämpfen, wenn sehr prominente Denkmäler und Ringstraßenteile in Wien noch immer nach einem der schrecklichsten Antisemiten dieser Stadt, nämlich Dr Karl Lueger, benannt sind. Meine Frage daher: Können Sie sich vorstellen, auch als Zeichen gegen Antisemitismus, endlich den Dr Karl Lueger-Ring umzubenennen, beziehungsweise das Denkmal für Dr Karl Lueger nach den Plänen, wie Sie die Angewandte vorgeschlagen hat, zu verändern, um hier auch ein Zeichen zu setzen? 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann! 

Lhptm Dr Michael Häupl: Erstens hat die Angewandte angekündigt, einen solchen Vorschlag zu erarbeiten, aber ihn nicht unterbreitet. Also, ich kenne ihn nicht, und mir ist er bis zur Stunde nicht unterbreitet worden. Abgesehen davon sage ich Ihnen gleich, ein Denkmalstürmer bin ich nicht. Selbstverständlich sind Kriegsverbrecher aus dem Stadtbild zu entfernen, wie das auch passiert ist, reichlich spät bei manchen, reichlich spät, aber passiert ist es. Schönerer ist - und da kann ich Ihnen nur empfehlen, das Protokoll des entsprechenden Symposiums, das in diesem Jahr stattgefunden hat, nachzuvollziehen - durchaus differenziert zu beurteilen, in der Frage seines Antisemitismus sind wir sicher völlig einer Meinung. Dass es verurteilenswürdig ist, dass es verabscheuungswürdig ist, ist keine Frage, nur wir werden dann wahrscheinlich sehr vieles und sehr viele verabscheuenswürdig finden müssen, denn es war damals zu meinem tiefen Bedauern ein gewisser Zeitgeist, der Hand in Hand gegangen ist natürlich auch mit dem Selbstbewusstsein des Nationalismus in den verschiedensten Nationen. Was den Lueger-Ring betrifft, so wird eine Kommission eingesetzt werden, die sich damit auseinandersetzt und versucht, Lösungen zu finden, denn hier sind auch die Meinungen außerordentlich widersprüchlich, und daher werden wir versuchen, das in einem Gespräch oder in vielen Gesprächen wahrscheinlich zu lösen. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Wolf, ich ersuche darum. 

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! 

Sie haben im Zusammenhang mit dem Gespräch, das Sie mit Dr Muzikant geführt haben, davon gesprochen, dass es zu Übergriffen gegen jüdische Mitbürger gekommen sei. Eine Frage dazu: Verurteilen Sie nicht nur die Übergriffe, sondern auch jene Passagen bei der Demonstration, die im Gefolge der Ereignisse geäußert wurden und wo davon gesprochen wurde, dass der Kampf weitergehe, dass die Märtyrer nicht umsonst gestorben seien, et cetera. Das heißt als konkrete Frage: Distanzieren Sie sich als Landeshauptmann und Bürgermeister der Stadt Wien von diesen Aussagen? 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Dr Wolf, um es sehr präzise zu sagen, ich bin wie der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, wie die gesamte Europäische Union, wie die gesamte österreichische Bundesregierung und wie ich hoffe, auch wie wir zwei, der Auffassung, dass das Embargo, das Israel über den Gazastreifen verhängt hat, völkerrechtswidrig ist und daher aufgehoben gehört. Nichts anderes ist - entgegen allen Versuchen, hier meinungsbildend zu wirken - versucht worden, als dass durch diese humanitäre Hilfe die Schiffe nach Gaza gebracht werden sollen. Und hier sind wir uns einig, sonst hätten wir nicht einstimmig diese Resolution beschlossen, dass neben der Verurteilung - generell gesehen, der militärischen Auseinandersetzung, und ich verurteile die palästinensischen Raketen genauso wie israelische Luftangriffe dazu -, dass es selbstverständlich ein völlig unverhältnismäßiges Mittel gewesen ist, um in einer derartigen Form gegen diese humanitäre Hilfsflotte vorzugehen. Wenn hier Formulierungen getroffen worden sind, so wie sie eben vorgelesen wurden, so kann ich diese Formulierungen, wie sie hier getroffen wurden, mit Sicherheit nicht verurteilen, das sage ich auch in aller Offenheit, denn da kann ich nichts Böses daran erkennen. Ich verurteile hingegen sehr wohl Aussagen, die bei der anderen Demonstration, denn es waren nämlich zwei Demonstrationen, die stattgefunden haben, gemacht wurden, bei der auch Transparente und Schilder herumgetragen wurden, die eindeutig einen antisemitischen Charakter tragen, die nichts mehr mit einer demokratisch legitimen Kritik an der Außenpolitik Israels zu tun haben, sondern die tatsächlich antisemitisch waren und daher zu kritisieren sind. 

Die verurteile ich sehr wohl, denn Tafeln in Österreich herumzutragen, wo darauf steht „Hitler lebt“, ist verabscheuungswürdig, ist selbstverständlich zu verurteilen und ist zu unterbinden und wenn eruierbar, auch strafrechtlich zu verfolgen. Es sollte dies außer jedem Zweifel stehen, und ich möchte hier sehr streng differenzieren zwischen dem, was eine Position ist, die sich absolut im demokratischen Rahmen befindet, und Positionen, die in anderen Demonstrationen vertreten waren, die absolut außerhalb des demokratischen, des akzeptablen und auch des demokratiehygienischen Bereichs und außerhalb unseres Rechtsrahmens stehen. Diese Differenzierung möchte ich hier machen, und die ist auch wichtig. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. 

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP - 02648-2010/0001 - KSP/LM), die von Herrn Abg Volkmar Harwanegg gestellt und an den Herrn Landeshauptmann gerichtet ist. (Der Verfassungsgerichtshof hat einen Antrag der FPÖ auf Aufhebung des EU-Vertrages von Lissabon zurückgewiesen. Welche Auswirkungen hätte eine Aufhebung des Lissabon-Vertrages auf das Land Wien?) 

Bitte, Herr Landeshauptmann. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Schönen Morgen, Herr Landtagsabgeordneter! 

Anlässlich des mit 1. Dezember 2009 in Kraft getretenen Vertrags von Lissabon ist es für uns alle, so denke ich, wichtig und es ist mir auch persönlich ein Anliegen, die Bedeutung dieses Reformwerkes, wie ich es im Wesentlichen auch anlässlich meiner Mitteilung im Landtag am 26.November 2009 getan habe, für die Städte und Gemeinden hervorzuheben. Denn erstmals in der mehr als 50-jährigen Geschichte der europäischen Vereinigung ist die wichtige Rolle der Kommune im EU-Vertrag, im Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union und in den Zusatzprotokollen, also im gesamten Acquis communautaire anerkannt. 

Wenn man bedenkt, dass Schätzungen zufolge bis zu 80 Prozent der kommunalrelevanten Vorschriften ihren Ursprung in der Europäischen Union haben, so kann man sich vorstellen, dass diese primärrechtliche Anerkennung einen Meilenstein für die regionalen und kommunalen Verwaltungen darstellt. Die derzeitigen aktuellen Fragen der Globalisierung, der Finanz- und Wirtschaftskrise, der Menschenrechte, der Energie- und Umweltprobleme zeigen, dass die großen Herausforderungen der nächsten Jahre, denen sich alle Nationen, Länder und Kommunen zu stellen haben, nicht mehr bloß auf nationaler Ebene alleine gelöst werden können. Der Vertrag von Lissabon und die wesentlichen und daraus für uns resultierenden Aufgaben und Veränderungen sind in etwa so zu beschreiben: 

Erstens: Europa muss insbesondere in Anbetracht der gegenwärtigen Situation seine Handlungsfähigkeit weiter stärken und mit einer Stimme sprechen. Klar, deutlich und direkt, nicht nur durch die neu geschaffene Institution des hohen Vertreters, gewissermaßen eines EU-Außenministers, der die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union weltweit vertritt, sondern auch durch den Präsidenten des Europäischen Rates, der dafür Sorge zu tragen hat, dass die Europäische Politik der Regierungen effektiver koordiniert wird. Auch die Ausdehnung der Mehrheitsbeschlüsse im Ministerrat trägt zu einer Erhöhung der Handlungsfähigkeit bei. 

Zweitens: Mehr Demokratie. Institutionelle Verbesserungen betreffen aber auch das Europäische Parlament. Es erhält beinahe in allen Bereichen der gemeinschaftlichen Gesetzgebungen ein Mitentscheidungsrecht. Dadurch wird dem seit Jahren bemängelten Demokratiedefizit der EU Rechnung getragen. Österreich wird in Zukunft 19 Abgeordnete stellen. Der Vertrag bringt nicht nur mehr Demokratie durch die Stärkung des Europäischen Parlaments, sondern auch durch die Einbeziehung der nationalen Parlamente in den europäischen Entscheidungsprozess. Dazu sieht der Vertrag erstmals die Möglichkeit Europäischer Bürgerinitiativen vor. 

Drittens: Hinsichtlich der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften ist zu sagen, dass neben all diesen Punkten der Vertrag von Lissabon insbesondere auch die Rolle der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften stärkt. Aus kommunal-wirtschaftlicher Sicht sind beispielsweise nachfolgende Bestimmungen zu erwähnen: Erstmalige und ausdrückliche Anerkennung der lokalen und regionalen Selbstverwaltung im Acquis communautaire der EU, Klagerecht des Ausschusses der Regionen bei Verstoß gegen das Subsidiaritätsprinzip im Europäischen Gerichtshof und nicht zuletzt die Einbeziehung der Kommunen in die Subsidiaritätsprüfung und Stärkung des Subsidiaritätsprinzips damit. 

Viertens: Das soziale Europa. Es ist zu begrüßen, dass innerhalb der Europäischen Union ein Umdenkprozess stattgefunden hat. Freier Wettbewerb ist kein Ziel mehr an sich, sondern das, was es immer schon sein sollte, ein Mittel zum Zweck der Steigerung des Wohlstandes der EU-Bürger. Die Verwirklichung eines Binnenmarktes ist zwar nach wie vor ein Eckpfeiler Europäischer Politik, aber - und das ist die bemerkenswerte Neuerung im Reformvertrag - er wird nunmehr ausdrücklich durch gleichwertige andere Ziele ergänzt: Durch Vollbeschäftigung, soziale Marktwirtschaft, Umweltschutz, Bekämpfung sozialer Ausgrenzung und Diskriminierung, Gleichstellung von Männern und Frauen, Solidarität zwischen den Generationen, Schutz der Rechte des Kindes, um nur einige zu nennen. 

Fünftens: Die Grundrechte. Eine aus meiner Sicht wichtige Errungenschaft stellt auch die rechtliche Verbindlichkeit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union dar, wenn auch mit dem erheblichen Wermutstropfen, dass sich einige wenige EU-Mitgliedsstaaten Sonderregelungen ausbedungen haben. 

Sechstens: Die Leistungen der Daseinsvorsorge sind ein zentrales Instrument der sozialen Integration. Sie zählen zu den Kernaufgaben der Städte, Länder, aber auch der Regionen und Gemeinden Europas. Erstmals wird die Bedeutung des weiten Ermessensspielraumes der regionalen und kommunalen Behörden auf dem Weg der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse im nunmehrigen 26. Zusatzprotokoll zum Vertrag von Lissabon hervorgehoben. 

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Herr Abgeordneter, all die angeführten und im Vergleich mit der Rechtssituation vor dem 1. Dezember 2009 durchaus als Marksteine zu bezeichnenden Errungenschaften des Vertrages von Lissabon wären bei einer Aufhebung desselben Makulatur. Nicht zu vergessen die negativen wirtschaftlichen Folgen für Wien und die Europaregion, die ein derartiges Szenario durch den Verlust an Rechtssicherheit für den Wirtschaftsstandort, die Unternehmen, aber auch die Bürgerinnen und Bürger nach sich zöge. 

Lassen Sie mich das in konkreten Zahlen ausdrücken: Zwei Drittel des Exportvolumens von Wiener Unternehmen werden mit den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union abgewickelt. Ein Stillstand durch Nichtweiterentwicklung der Institutionen, wie es der Vertrag von Lissabon unter anderem auch vorsieht, und dann weitergedacht ein Stillstand beziehungsweise Handlungsunfähigkeit der Union mit einem potenziellen Infragestellen der EU an sich, würde mit einem Schlag ein Exportvolumen von über 100 Milliarden EUR und damit tausende Arbeitsplätze in Wien und darüber hinaus gefährden. Die Forderung nach dem Rückschritt und damit ein Inkaufnehmen des potenziellen Auseinanderdriftens Europas ist gerade in Zeiten einer weltwirtschaftlichen Krise ein Anschlag auf den Wirtschaftsstandort Wien, den Wirtschaftsstandort Österreich und den Wirtschaftsstandort Europa. Weiters hätte eine Aufhebung des Vertrags von Lissabon nicht nur gravierende negative Auswirkungen für Österreich, sondern würde die Handlungsfähigkeit der gesamten Europäischen Union wohl massiv gefährden. Mit anderen Worten, alle bisherigen Anstrengungen zur Bewältigung der Wirtschafts- und Finanzkrise wären damit hinfällig. Gerade in wirtschaftlich turbulenten Zeiten ist dabei ein hohes Maß an Vertrauen in stabile politische und rechtliche Rahmenbedingungen notwendig, die mit dem Vertrag von Lissabon geschaffen wurden. Jede negative Beeinflussung dieser Rahmenbedingungen ist daher gerade in der gegenwärtigen Situation, in der es gilt, solidarisches Handeln gegenüber dem europäischen Einigungswerk und der gemeinsamen Währung unter Beweis zu stellen, unter allen Umständen zu vermeiden. Einmal mehr hat der österreichische Verfassungsgerichtshof hier weise entschieden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Jung. Ich bitte darum. 

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Landeshauptmann. Nur eine Anmerkung zu Ihrer Kurzvorlesung. Sie haben mit der gemeinsamen Außenpolitik begonnen und mit dem Außenminister der EU, den es ja nicht gibt. Das muss auch dazu gesagt werden. Der Richtigkeit halber wäre auch anzumerken, es ist kein Er, es ist eine Sie. Aber wir haben gerade in den letzten Tagen festgestellt, dass diese keine Kompetenz haben und dass die Nationalstaaten anscheinend nicht sehr gewillt sind, der EU stärkere Rechte im Bereich der Außenpolitik abzutreten. 

Worum es aber geht, nämlich in den konkreten Bereichen: Sie haben davon gesprochen, ohne EU wären die Exporte zusammengebrochen, und so weiter. Es gab ein Österreich vor der EU, Herr Landeshauptmann, und wir haben auch kräftig in dieser Zeit exportiert und alle, die bei uns kaufen, würden deswegen nicht abbestellen. Das glaube ich nicht, und sie kaufen wegen der Qualität der Produkte und weil sie es brauchen. 

Sie haben angesprochen, die EU sei notwendig, um gemeinsam die Probleme zu lösen. Ja, das sehen wir. Das, was wir gemeinsam machen, ist, in eine Kasse hineinblechen, nämlich diejenigen, die Nettozahler sind, damit Staaten saniert werden, die bisher den Schlendrian zum Staatsprinzip gemacht haben. Die EU-Berichte der Stadt Wien der letzten Jahre äußern ja auch Zweifel und zeigen durchaus in einigen Bereichen sehr große Skepsis. Das ist die Dienstleistungsrichtlinie, und es werden Probleme bestehen bei der Rückvergütung von Behandlungskosten - wir haben sie ja zum Teil schon - und die Sozialleistungen. 

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Ihre Frage, Herr Abgeordneter! 

Abg Mag Wolfgang Jung (fortsetzend): Und in diesem Zusammenhang stelle ich die Frage an Sie, Herr Bürgermeister, weil Sie und die Stadt Wien dort Skepsis geäußert haben: Wodurch, glauben Sie, ist diese berechtigte Skepsis jetzt entschärft worden mit diesem Vertrag? 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann! 

Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal, Herr Abgeordneter, bedanke ich mich für Ihre Hinweise und Ergänzungen. Es ist sehr schade, dass ich beim EU-Außenminister die Anführungszeichen nicht mitsprechen konnte, aber ich werde das, wenn ich weiß, dass Sie die Zusatzfrage stellen, in Zukunft natürlich auch entsprechend richtig zitieren, und vielleicht auch bei manchen Bemerkungen einen kleinen Smiley dazu machen, es ist ja auch Humor nicht jedermanns Sache. Ich werde mich bemühen, mich beim nächsten Mal verständlicher auszudrücken, vielleicht werden dann die Missverständnisse dadurch geringer. 

Ja, selbstverständlich ist die EU eine Demokratie, für uns noch viel zu wenig Demokratie, das ist ja außer jedem Zweifel. Natürlich ist das Verhältnis zwischen Rat, Kommission und Parlament weiter entwickelbar, und natürlich, und ich sage das, was ich hier schon öfter gesagt habe, der Vertrag von Lissabon kann nicht das Ende eines Weges sein, gerade, was die Demokratisierung der Europäischen Union betrifft, aber es ist ein Schritt in die richtige Richtung. Denn wenn ich es mit der Zeit davor vergleiche, so ist zweifelsohne der Vertrag von Lissabon ein wesentlicher und positiver Schritt in Richtung zu mehr Demokratie in der Europäischen Union. Und, ich wiederhole es, wo es mir noch ein „Mehr“ an Demokratie sein könnte: Bei der Stärkung der Rolle des Europäischen Parlaments. 

Also, so gesehen gibt es hier natürlich in vielerlei Hinsicht Kritik im Detail, aber selbstverständlich, und die habe ich auch selbst immer wieder geübt, beispielsweise in der Frage der Dienstleistungsrichtlinie. Wenn man versucht hat, Gemeinden zu bevormunden in der Vor-Lissabon-Vertrags-Ära, so ist das nunmehr durch den Lissabon Vertrag wesentlich schwieriger geworden, als es vorher der Fall war. Und ich möchte mich nicht wiederholen, es ist eine Reihe von Instrumenten auch dabei. Ja, selbstverständlich führen wir hier auch Diskussionen um den Richtlinienstreit, um die entsprechenden Gesetzesvorhaben, die es in Europa doch gibt, und selbstverständlich gibt es auch im Parlament heftige Diskussionen, dazu ist ja das Parlament letztendlich auch da. 

Also, für mich ist das, was Sie hier kritisieren, ein Bestandteil einer sich durchaus in eine positive Richtung entwickelnden europäischen Politik. Und dass wir unsere Interessen dabei zu vertreten haben, ist ja wohl selbstverständlich. Wir haben in der Vergangenheit reichlich Gebrauch davon gemacht und ich werde das auch in Zukunft tun. Aber das ist die Normalität der Demokratie, und daher freut es mich - Sie wird es wahrscheinlich weniger freuen, nehme ich einmal an - aber mich freut es jedenfalls, dass der Verfassungsgerichtshof so entschieden hat, wie er entschieden hat. Die Begründung ist natürlich auch lesenswert, aber vielleicht sollte man auch einmal öffentlich darauf hinweisen, dass Sie beispielsweise in Ihrem Klagebegehren den Verfassungsentwurf falsch zitieren und dann vom Verfassungsgerichtshof darauf hingewiesen werden müssen, dass der eigentlich gar nicht beklagt werden kann, weil er überhaupt nicht Bestandteil des Rechtsgewerkes der Europäischen Union wurde. Das ist aber eine andere Sache und das müssen Sie mit Ihren Juristen ausmachen. Ich jedenfalls sage Ihnen, reinen Herzens freue ich mich über diesen Entscheid des Verfassungsgerichtshofes. Es schließt sich übrigens der Verfassungsgerichtshof der Tschechischen Republik an, der auch die Meinung des dortigen Präsidenten nicht geteilt hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Schreuder. Ich ersuche darum. 

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann! 

Ich habe zufällig jetzt gerade mit einigen Bloggerinnen und Bloggern Brüssel besucht und sehr viele EU-Institutionen kennengelernt. Also, zum Beispiel das wirklich unglaubliche transparente Europäische Parlament, da könnte der Wiener Landtag eigentlich noch viel lernen. 

Aber zu meiner eigentlichen Frage: Es gibt hier eine Europakommission, die wir hier in Wien haben, und Entscheidungen oder auch Diskussionen, Debatten auf europäischer Ebene spielen ja auch für die Kommunalpolitik und die Landespolitik eine immer wichtigere Rolle. Es gibt jetzt diese einstimmige, soll man sagen, Bitte, dass die Europakommission zu einem Ausschuss aufgewertet wird, damit wir die sehr wichtigen Fragestellungen und die Bedeutung europäischer Richtlinien und Entscheidungen für die Kommunalpolitik auch hier diskutieren können. Werden Sie dieser einstimmigen Willensäußerung der Europakommission Folge leisten? 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann, bitte. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter, Sie wissen das und haben das ja hier auch schon begrüßt, am gleichen Platz, wo Sie jetzt stehen, dass ich vor diesem Beschluss der Europakommission das hier auch schon befürwortet habe, dass wir angesichts ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Aber diese Aussage zum Beschluss der Kommission haben Sie getätigt, Herr Landeshauptmann!) Vor zwei Jahren hat der von Ihnen bekämpfte Lissabon-Vertrag noch gar nicht stattgefunden. Aber ist ja nicht wahr, da hat es den Lissabon-Vertrag noch gar nicht gegeben. Hier bin ich gestanden am 26. in einer Diskussion und habe gesagt, ja, angesichts dessen, dass durch den Lissabon-Vertrag eine völlig neue Rolle auch der Kommunen festzustellen ist, befürworte ich das, so wie ich auch eine Diskussion über eine Neubewertung des Bundesrates vor dem Hintergrund des Lissabon-Vertrages befürworte. Ich bin ja im Gegensatz vielleicht zu der einen Amtskollegin oder dem anderen Amtskollegen nicht der Auffassung, dass der Bundesrat abgeschafft werden sollte, sondern er sollte eigentlich zu einem Instrumentarium parlamentarischer Subsidiarität umgewandelt werden, dies gerade angesichts des Lissabon-Vertrages und seiner Rolle, die er hier im Besonderen auch einnehmen könnte. Das waren meine Worte hier, an die möchte ich erinnern. Ja, ich befürworte das, ich werde mich dafür einsetzen. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Tschirf. Ich ersuche darum. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann, wir haben gerade aus Ihrer Beantwortung gehört, dass es wichtig ist, dass ein Veränderungsprozess stattfindet, dass verschiedenste Ebenen Gesetzgebungsbefugnisse haben, von der Ebene des Landtages bis hin zum Europäischen Parlament. Und daher hat auch der Wiener Landtag einen Beschluss gefasst, dass Mitglieder des Europäischen Parlamentes hier das Rederecht haben. 

Jetzt liegt uns eine Beantwortung vor, wo der Herr Landeshauptmann von Wien mitteilt, dass das nicht auf die Tagesordnung genommen wurde durch den Kärntner Landeshauptmann. Okay, das verstehe ich, dass das Gespräch mit den Kärntner Landeshauptmann von Michael Häupl nicht gesucht wurde, aber der nächste Landeshauptmann ist der von Niederösterreich. Meine Frage daher: Wird der Michael Häupl mit dem Erwin Pröll darüber reden, ob man das nicht auf die Tagesordnung der nächsten Landeshauptmännerkonferenz setzt. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann, bitte. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Klubobmann! 

Selbstverständlich habe ich das Gespräch mit dem Herrn Landeshauptmann gesucht. Warum sollte ich auch nicht mit ihm sprechen, er weiß ohnehin nicht ganz genau, zu welcher Partei er jetzt gehört, also so gesehen hat er ja keine allzu großen Hemmungen dabei. Wir haben ein durchaus positives Gesprächsverhältnis. Ich habe natürlich auch, was ich ja hier sagte, oft in den so genannten Vorbereitungsgesprächen zur LH-Konferenz auch darüber geredet. Ich verhehle nicht, dass ich mit der Position, die Europaabgeordneten sollten im Landtag sprechen können, ein bisschen einsam bin, aber das macht nichts, das bin ich aus früheren Zeiten, als sich die politische Zusammensetzung der LH-Konferenz noch anders dargestellt hat als heute, gewohnt und werde daher das weiter verfolgen, weil ich der Auffassung bin, ja, das wäre vernünftig, man kann über alles reden, auch ob das nur die jeweils von den Bundesländern Entsandten sind, weil natürlich die Befürchtung besteht, dass wenn ein aus Wien entsandter Europaabgeordneter plötzlich das Begehr hat, im niederösterreichischen Landtag zu sprechen, es da gewisse Vorbehalte gibt, um es relativ einfach zu sagen. Man kann auch eine Themeneinschränkung vornehmen und vor allem, man kann über alles reden. Nur grundsätzlich meine ich, dass es vernünftig wäre. Wir müssen uns angesichts der heutigen realen Situation, des Aquis Communautaire, wesentlich mehr mit Europa beschäftigen. 

Wir müssen uns nicht nur einzeln, also jetzt der Landeshauptmann, sondern auch einzelne Mitglieder des Stadtsenates, und es steht eigentlich auch dem Landtag zu, würde ich sagen, da viel mehr einmischen. Wir müssen das angesichts der Möglichkeiten, die wir heute haben, tun. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Harwanegg. Ich ersuche darum. 

Abg Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Landeshauptmann, Sie haben ja schon die vielen neuen Aspekte des Lissabon-Vertrages dankenswerterweise erwähnt. Ein Punkt, für den ich aber besonderes Interesse habe, ist der Aspekt - und daher darf ich an Sie die Frage richten: In welcher Weise und mit welchen Einrichtungen nimmt Wien seine Interessen innerhalb der Europäischen Union wahr? 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke! Herr Landeshauptmann, bitte! 

Lhptm Dr Michael Häupl: Der Wiener Bürgermeister hat ähnlich wie der regierende Bürgermeister von Berlin, der Bürgermeister von Hamburg oder der Bürgermeister von Bremen, eine Doppelfunktion. Solche Konstruktionen liegen sonst in Europa nicht vor. Es gibt daher eben für diese Bürgermeister die Möglichkeit, im Ausschuss der Regionen entsprechend vertreten zu sein. Ansonsten gäbe es nur die Delegierung über die Städtegemeinschaften oder regionale Gemeinschaften, deren es ja auch eine ganze Menge gibt. 

Das heißt, die erste Möglichkeit für Wien und für die Interessensvertretung Wiens ist die Vertretung im Ausschuss der Regionen. Diese wird auch im Kollektiv der österreichischen Landeshauptleute gemeinsam wahrgenommen, insbesondere, was Diskussionen zu Fragen der Daseinsvorsorge, der Sozialpolitik oder Dienstleistungsrichtlinien und ähnlichen, also arbeitsrechtlichen, Teilen, betrifft. 

Zum Zweiten ist es uns sehr wichtig, in den Städtenetzwerken tätig zu sein. Hier ist natürlich der Kongress „Gemeinden und Regionen Europas“ zu nennen, das keine Europäische Unions-Einrichtung ist, sondern aus ganz Europa seine Mitglieder hat, aber es ist ebenso das Städtenetzwerk zu benennen, das eine flexiblere Struktur hat. Während das andere der Verband der Verbände ist, ist es hier direkte Städtekooperation. Dazu ließen sich hier nunmehr noch sehr viele entsprechende Institutionen erwähnen, auf eine möchte ich aber besonders hinweisen, weil es auch eine Initiative von Wien, Berlin und Athen gewesen ist, nämlich die Begründung der Vereinigung der Hauptstädte Südosteuropas. Dies ist im Hinblick auf die Verbreiterung des Friedensprojektes Europa nach Südosteuropa von ganz besonderer Bedeutung. Es ist heute das einzige Gremium, das es gibt, wo Belgrad und Pristina vertreten sind und auch miteinander sprechen. 

Das ist für das reale Leben der Menschen, nicht für die große Außenpolitik, sondern für das reale Leben, für das reale Leben der Menschen von einer besonderen Bedeutung. Also, wir können hier unsere Interessen, unsere Städteinteressen, unsere stadtaußenpolitischen Interessen, unsere stadtaußen-wirtschaftlichen Interessen hier innerhalb, aber auch außerhalb der Union in diesem gemeinsamen Haus Europa entsprechend vertreten und wir tun dies auch, wie vor nicht allzu langer Zeit sowohl „Spiegel“ als auch „Zeit“, also die beiden deutschen Qualitätsblätter, angemerkt haben, und das im Vergleich zu Berlin offensichtlich in wesentlich besserer Form, denn warum sollten wir sonst von diesen beiden Medien auch entsprechend gelobt werden. 

Also, ich denke, wir nutzen das, besser machen kann man immer alles, selbstverständlich, aber ich glaube, es ist nicht so schlecht, wie wir die Interessen Wiens in diesen Gremien vertreten. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. 

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 02649-2010/0001 - KVP/LM), die von Herrn Abg Dr Matthias Tschirf gestellt und an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen-, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet ist. In ihrer Vertretung wird Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Dr Michael Ludwig die Frage beantworten. (Seit drei Jahren existiert das von der SPÖ beschlossene Wiener Valorisierungsgesetz. Das Rote Wien kassiert bei den kommunalen Gebühren ab. Werden Sie sich für eine Abschaffung des Wiener Valorisierungsgesetzes, welches eine Gebührenerhöhungsautomatik festschreibt, einsetzen?) Bitte, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter. 

LhptmSt Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Herr Landtagspräsident! Werte Mitglieder des Landtages! 

Ich habe gern die Vertretung der Frau VBgmin Mag Renate Brauner übernommen, die sich ja derzeit gemeinsam mit der Wirtschaftskammerpräsidentin Jank im Ausland für die Interessen der Wiener Wirtschaft einsetzt. Und ich darf Ihnen wie folgt folgende Antwort auch zum Valorisierungsgesetz geben, nämlich, dass ich überzeugt bin, dass der hohe Standard der städtischen Infrastruktur im Ver- und auch Entsorgungsbereich nicht nur die Umwelt Wiens schont, sondern ganz wesentlich dazu beiträgt, dass die hohe Lebensqualität in unserer Stadt erhalten bleibt. Die dafür eingehobenen Gebühren für Wasser, Abwasser und Müll sind sowohl im europäischen als auch im österreichweiten Vergleich moderat. Die Leistungen, die damit erbracht werden, befinden sich auf Top-Niveau. 

Und wenn man sich anschaut, was das Valorisierungsgesetz bewirkt, so geht es im Wesentlichen darum, dass die Gebühren an den Verbraucherpreisindex gebunden sind. Das heißt, es ist damit eine sehr hohe Berechenbarkeit der Gebührenentwicklung in unserer Stadt verbunden und es bewirkt auch, dass hohe Gebührenanstiege vermieden werden. Durch eine im Wesentlichen an den Verbraucherpreisindex gekoppelte Anpassung der Abgaben für Müll, Wasser und Abwasser sowie der Parkometerabgabe sollen unregelmäßige und im Zeitabstand vergleichsweise unverhältnismäßig hohe Abgabenanpassungen hintangehalten werden. Die maßvollen Anpassungen nach dem Valorisierungsgesetz orientieren sich an der Wirtschaftsentwicklung, spiegeln diese auch wider und werden für die Abgabepflichtigen kalkulier- und nachvollziehbar. Und es ist zweifellos ein besserer Vorteil für die Betroffenen als punktuelle Erhöhungen. 

Eine Valorisierung nach VPI, also nach dem Verbraucherpreisindex, verhindert hohe Abgabenanpassungen. Dazu kommt, dass es im Falle von deflationären Tendenzen auch zu einer Reduktion der Abgabenhöhe kommen kann. Von einer regelmäßigen Überdeckung auf Grund der Valorisierung kann also absolut nicht die Rede sein. Gerade 2009, also im vergangenen Jahr, sieht man die Richtigkeit der Valorisierung. Es gibt kaum Inflation, somit auch keine Erhöhung der Gebühren. Und wenn behauptet wird, die Stadt Wien hebe zu hohen Gebühren ein und produziere Überschüsse auf Kosten der Gebührenzahler, so ist das unrichtig. Die Gebührenzahler bekommen aus der geleisteten Gebühr die ihnen gesetzlich zugesicherte Leistung. Man darf deshalb nicht Äpfel mit Birnen vergleichen, denn bei manchen Berechnungen der Opposition werden fälschlicherweise Gebühreneinnahmen mit den gesamten Einnahmen im jeweiligen Bereich aus sonstigen Leistungserlösen zusammengefasst, und das ist bei Einnahmen wie zum Beispiel bei der getrennten Sammlung von Müll bei der MA 48 unzulässig, weil diese Einnahmen sich je nach Marktsituation verändern und auch den Marktgesetzen unterworfen sind. 

Gesamteinnahmen und sonstige Einnahmen dürfen also nicht vermischt werden. Und dass die Behauptung von Millionen Überschüssen einfach nicht stimmt, zeigt auch die Überprüfung des Kostendeckungsgrades. Er lag in den letzten Jahren bei der Magistratsabteilung 48, bei der MA 31 und bei der MA 30, heute Wien Kanal, meist knapp unter 100 Prozent. Von daher gehe ich davon aus, dass das Valorisierungsgesetz nicht nur sehr konsumentenfreundlich für die Gebührenzahlerinnen und Gebührenzahler ist, sondern es bietet auch mehr Berechenbarkeit und gewährleistet, dass auch sichergestellt ist, dass Investitionen für die Infrastruktur der Stadt getätigt werden können, sodass sie auch in Zukunft weiterhin Leistungen mit so hoher Qualität anbieten kann. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter. Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Abg Tschirf, ich ersuche darum. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! 

In der Eigenschaft des Finanzstadtrates folgende Frage: Wir haben gemerkt, dass im letzten Jahr das Valorisierungsgesetz mit voller Wucht durchgeschlagen hat. Ob da die kommenden Wahlen eine Rolle spielen? (Abg Heinz Hufnagl: Das war die Inflation!) Schaut euch das an, ihr wisst ja ganz genau, wovon ich rede. In Wirklichkeit geht es ja darum, dass man jetzt vor den Wahlen die Leute ein bisschen weniger ausnimmt als danach, und das ist eben die Frage: Wird jetzt nach den Wahlen dieses Valorisierungsgesetz mit voller Wucht eintreffen, und ab welchem Zeitpunkt wird dann wieder nachgelassen werden? 

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! 

LhptmSt Dr Michael Ludwig: Herr Abgeordneter!

Das Valorisierungsgesetz ist unabhängig von irgendeinem Wahltermin, denn das Valorisierungsgesetz sieht die enge Bindung an den Verbraucherpreisindex vor. Wir haben im vergangenen Jahr eine extrem niedrige Inflationsrate gehabt, sehr im Unterschied zum Jahr davor. Sie können sich alle erinnern, wir waren damals sehr bemüht, Maßnahmen zu treffen, um der hohen Inflation zu begegnen beziehungsweise den Wienerinnen und Wienern in dieser schwierigen Phase der hohen Inflation auch Kompensationen anzubieten. Das war im vergangenen Jahr 2009 nicht der Fall. Da haben wir eine niedrige Inflationsrate gehabt. Von daher ist eine Anpassung nicht notwendig gewesen. Wie sich die Inflationsentwicklung in den nächsten Jahren ergibt, können nicht einmal Wirtschaftsforscher abschätzen. 

Ich denke, dass es sehr seriös ist, dass wir das Valorisierungsgesetz an den Verbraucherpreisindex gekoppelt und damit eigentlich auch weitgehend aus dem politischen Diskurs entnommen haben. Das halte ich für einen großen Vorteil, was die Berechenbarkeit betrifft und ist, wie ich meine, auch ein großer Vorteil für die Gebührenzahlerinnen und Gebührenzahler. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Günther. Ich ersuche darum.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann-Stellvertreter!

Sie verteidigen das Valorisierungsgesetz mit Klauen und Zähnen. (Abg Heinz Hufnagl: Mit Argumenten!) In einem anderen Bereich wird nicht mit Valorisierung gearbeitet und gerade dort wäre es wichtig, nämlich im Sozialbereich. Wir beschließen heute zwei Sozialgesetze, eines sogar, bevor der Bund die Entscheidung darüber trifft, nämlich das Mindestsicherungsgesetz. 

Warum zum Beispiel gibt es auch im Pflegebereich keine Valorisierung? Im Pflegebereich hat es fünf Jahre gedauert, bis es überhaupt eine Anhebung gegeben hat. (Abg Heinz Hufnagl: Das war Schwarz-Blau, das ist richtig!) - Ich rede von Wien, Herr Kollege! (Abg Kurt Wagner: Sozial haben sie überhaupt nichts gemacht, Herr Kollege!) Herr Präsident, reden Sie von Bereichen, die Sie verstehen. Das sind sie nicht! (Abg Heinz Hufnagl: Das Bundespflegegesetz ist sechs Jahre lang nicht gemacht worden!)
Meine Frage können Sie sich jedenfalls vorstellen, nach der Wahl auch in den Bereichen, wo es um Soziahilfe geht, wo es um die Schwächsten in der Stadt geht, eine Valorisierung durchzuführen, damit auch diese Gesetze den Verbraucherpreisen angepasst werden und nicht jahrelang gewartet werden muss, bis es wieder zu einer Erhöhung kommt.

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, bitte.

LhptmSt Dr Michael Ludwig: Herr Abgeordneter!

Prinzipiell ist uns der Sozial- und Gesundheitsbereich in Wien ganz wichtig. Das ist mit ein Grund, dass wir immer gerade im Sozialsystem versuchen, auf Entwicklungen sehr unmittelbar zu reagieren. Ich möchte nur daran erinnern, dass wir beispielsweise den Heizkostenzuschuss in einer für die Bewohnerinnen und Bewohner schwierigen Situation verdoppelt haben. Das heißt, gerade im Sozialbereich versuchen wir, Schwächeren in unserer Stadt besonders schnell und unmittelbar zu helfen.

Aber wenn Sie die Mindestsicherung ansprechen, die wir heute auch behandeln und beschließen werden, so zeigt das auch, dass die Mindestsicherung heute ein Bevorratungsgesetz darstellt, weil wir in Wirklichkeit auch von der Bundesentscheidung abhängig sind und gerade im Bereich der Sozialgesetzgebung eine ganz wichtige Akkordanz mit der Bundesebene sinnvoll und notwendig ist. Für Wien kann ich allerdings sagen, dass wir ein vorbildliches Sozialsystem haben, das den Vergleich mit den anderen Bundesländern nicht nur nicht zu scheuen braucht, sondern ganz im Gegenteil, an der Spitze steht. Wir haben gerade im Sozialbereich in Wien viele Vorteile für die Bewohnerinnen und Bewohner unserer Stadt und sind stolz auf dieses Sozialsystem. Das werden wir in den nächsten Jahren auch weiter ausbauen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dipl-Ing Margulies. Ich ersuche darum.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter!

Rund 200 000 an der Armutsgrenze oder darunter lebende Wiener und Wienerinnen würden sich natürlich freuen, wenn sie mit regelmäßigen Aufstockungen ihrer knappen finanziellen Situation rechnen könnten oder vor Delogierung sicher wären. 

Nichtsdestoweniger geht die Fragestellung um das Valorisierungsgesetz. Da möchte ich Sie schon darauf aufmerksam machen, dass bei der Sinnhaftigkeit von Valorisierungen prinzipiell tatsächlich zu unterscheiden ist, ob den jeweiligen Gebühren Kosten gegenüberstehen oder nicht. Bei der Parkometerabgabe sind die gegenüberstehenden Kosten relativ egal und man kann sagen, es ist der politische Wille, dass die Kurzparkzonen de facto immer einen gewissen Anteil im Bereich der Inflation steigen. Bei Wasser-, Abwasser- und Müllgebühren stehen den Gebühreneinnahmen Kosten gegenüber und es ist vollkommen absurd, diese Gebühreneinnahmen nicht mit den Kosten zu korrelieren, sondern in irgendeiner Art mit der Inflationsrate, ganz abgesehen davon, und das ist auch von meinen KollegInnen schon angesprochen worden, dass Gebühren immer auch eine soziale Komponente haben und in der gegenwärtigen Situation jede Gebührensteigerung de facto eins zu eins als Massensteuer aufgefasst werden muss. Wenn man sich anschaut, wie die Realeinkommen der Wienerinnen und Wiener in den letzten Jahren gesunken sind, dann ist es eigentlich aus einem sozialpolitischen Gesichtspunkt nicht nachzuvollziehen, Gebühren automatisch beständig ansteigen zu lassen.

Daher meine konkrete Frage: Sind Sie davon überzeugt, dass es im heurigen Jahr keine weitere Gebührenerhöhung geben wird?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, bitte.

LhptmSt Dr Michael Ludwig: Herr Abgeordneter!

Aus heutiger Sicht sehe ich dazu keine Notwendigkeit. Aber man muss schon zwei Dinge in diesem Zusammenhang erwähnen.

Das eine, worauf Sie völlig zu Recht hinweisen, ist, dass die Gebühren immer auch für die Wienerinnen und Wiener erschwinglich sein müssen. Darauf werde ich vielleicht im Vergleich mit anderen Städten noch kurz zu sprechen kommen. 

Das andere ist aber, dass auch die Infrastruktur erhalten bleiben muss. Wir kennen die Entwicklungen in Städten, wo beispielsweise die Daseinsvorsorge privatisiert worden ist, wo die Gebühren überproportional stark gestiegen und keine Investitionen in die Infrastruktur vorgenommen worden sind, bis sie dann sehr spät wieder kommunalisiert worden sind und die öffentliche Hand dann wieder für die Investitionen geradestehen musste. Eine solche Entwicklung wollen wir nicht. Wir sind sehr froh, dass diese Dienstleistungen im Eigentum der Stadt Wien abgewickelt werden, dass sie nicht gewinnorientiert sind, dass sie eine Kostenstruktur haben, für die Wienerinnen und Wiener erschwinglich sind, zugleich aber auch gewährleisten, dass wir Maßnahmen treffen können, dass das sehr hohe Serviceangebot in unserer Stadt in diesen Bereichen auch aufrechterhalten werden kann.

Ich möchte exemplarisch vielleicht doch, um zu zeigen, dass wir durchaus diese soziale Dimension der Gebühren im Auge haben, ein bisschen einen Vergleich mit anderen Städten bringen. Ich gehe davon aus, dass diese Städte sich ebenfalls sehr bemühen, eine sinnvolle und gute Gebührenstruktur zu haben.

Nehmen wir das Beispiel Müll: Die MA 48 entsorgt den Müll - da vergleiche ich einen 120 l Behälter - in Wien um 3,99 EUR. In St Pölten sind es 7,42 EUR, in Klagenfurt 8,50 EUR und in Graz immerhin noch 8,33 EUR. Dazu möchte ich noch ergänzen, dass wir in Wien, weil wir uns gerade dem Umweltgedanken sehr verbunden fühlen, beispielsweise die Biotonne gratis anbieten und 19 Mistplätze auch für Sperrmüll und für Sondermüll gratis zur Verfügung stellen. Von daher denke ich, dass wir im Bereich Müll den Vergleich mit anderen Städten nicht scheuen müssen.

Ähnlich ist es bei Trinkwasser. Wenn wir jetzt einen Kubikmeter, das sind 1 000 Liter, Trinkwasser hernehmen, sind das in Wien 1,18 EUR, wenn ich die Umsatzsteuer weglasse, in Graz 1,53 EUR, in Mödling 1,60 EUR und in Salzburg 1,31 EUR. Von daher kann man nicht davon sprechen, dass Wien eine besondere Gebührenbelastung für die Bewohnerinnen und Bewohner hätte. Ganz im Gegenteil, wir bieten hohe Qualität zu, wie ich meine, sehr vernünftigen Konditionen und Preisen an 

Ähnliches könnte ich bei Abwasser in gleicher Weise noch als Beispiel anfügen.

Von daher, wie gesagt, ist mir wichtig, sozial vertretbare Gebühren auf der einen Seite, auf der anderen Seite aber auch die Möglichkeit, dass Betriebe, die im Eigentum der Stadt Wien stehen, die kommunalisiert sind, die eben nicht gewinnorientiert, nicht privatisiert sind, Investitionsmöglichkeiten für die Zukunft haben, damit diese hohe Qualität auch in Zukunft sichergestellt wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Tschirf. Ich ersuche darum.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann-Stellvertreter!

Meine Vorfragenden haben, und zwar zu Recht, gemeint, dass Sozialleistungen in Wien nicht entsprechend valorisiert werden. 

Es gibt einen Bereich, der massiv valorisiert wird. Das sind die PR-Mittel, die die Stadt Wien ausgibt. Gibt es da einen Valorisierungsfaktor, weil man merkt, das wird immer mehr, oder hängt das mit den Wahlen zusammen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmSt Dr Michael Ludwig: Herr Abgeordneter!

Ich kann hier keinen Anstieg feststellen. Sicher ist aber, dass die Betriebe, die diese Leistungen erbringen, diese Leistungen bei großem Interesse der Wiener Bevölkerung auch präsentieren. Ich darf nur an den Daseinsvorsorgetag am Rathausplatz erinnern, wo sich die Magistratsabteilungen, die sich insbesondere auch in diesen Bereichen engagieren, präsentiert haben und wo viele Wienerinnen und Wiener das Informationsangebot gerne angenommen haben, auch im direkten Kontakt beispielsweise ihre eigenen Gebühren überprüft haben, aber auch die Möglichkeiten genutzt haben, neue Zugänge zu diesen Magistratsabteilungen oder Einrichtungen der Stadt zu finden. Ich halte das für ganz wichtig, dass die Einrichtungen der Stadt sich auch der Öffentlichkeit gegenüber öffnen und den Zugang der Wiener Bevölkerung unterstützen. Wie man merkt, wird das von der Wiener Bevölkerung auch mit großem Interesse angenommen und wahrgenommen. Ich halte es auch für sehr gut. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, für die Anfragebeantwortung.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Der ÖVP-Klub hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Land Wien sagt Nein zu SPÖ-Wahlkampfschmäh - Wien braucht kein unnötiges und teures SPÖ-Hausbesorgergesetz!“ verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstunterzeichner, Herrn Abg Dr Aigner, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass Ihre Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und deren Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. Bitte, Herr Abg Dr Aigner.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Die ÖVP sagt Nein zu einem Hausbesorgergesetz. Wir sagen Ja zu Hausbesorgern, wo sie gewünscht sind, aber Nein zu einem eigenen Gesetz, weil ein eigenes Gesetz, wie ich in der Folge ausführen werde, nicht notwendig ist und nach wie vor und weiterhin einen privilegierten Berufsstand schaffen wird. (Beifall bei der ÖVP.)

Der Wahlkampfschmäh hat eine Vorgeschichte. Es war der Volksbefragungsschmäh, der dem Ganzen vorangegangen ist. Wir haben heute noch die Möglichkeit, über das Hundeführscheingesetz zu diskutieren, ein Gesetz, dessen Verfassungswidrigkeit und Unvollziehbarkeit so eindeutig ist, dass ein durchschnittlich gebildeter Vierbeiner die Unvollziehbarkeit und Verfassungswidrigkeit bereits erschnüffeln kann! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Zum Thema bitte!) Da braucht man gar kein weitergehendes verfassungsrechtliches Verständnis! (Beifall bei der ÖVP.)
Die Ganztagsschule schaut in manchen Bezirken, wie im 20., so aus, dass Container aufgestellt werden. Nun kommen Sie mit einem bestellten Bundesgesetz, für das es keine Notwendigkeit gibt, wo angeblich ein neues Berufsbild geschaffen wird und das derartig mangelhaft ist, dass man sich eigentlich nur wundern kann. Sie befragen und der Nationalrat soll beschließen. Ich werde Ihnen zeigen, dass wir dieses Gesetz wirklich nicht brauchen!

Meine Damen und Herren, es gibt in Österreich tausende Berufsbilder, die kein eigenes Gesetz haben, wo es reicht, dass wir Kollektivverträge abschließen, wo Einzelverträge abgeschlossen werden. Ich frage mich wirklich, warum die Tätigkeit eines Hausbesorgers eines eigenen Gesetzes bedarf. Das Gesetz ist damals aus guten Gründen abgeschafft worden, weil eine doppelt privilegierte Berufsgruppe geschaffen worden ist, die Betriebskosten in die Höhe gegangen sind und die Betreuung der Häuser nach wie vor im Argen gelegen hat.

Meine Damen und Herren, die Tatsache, dass seit dem Jahr 2000 so gut wie keine zusätzlichen Arbeitsverhältnisse auf Basis des gegenwärtigen Arbeitsrechtes geschaffen worden sind, zeigt schon, dass das Bedürfnis nach einem angestellten Hausbetreuer gar nicht so groß gewesen sein kann, weil sonst wären Arbeitsverhältnisse, die man ja abschließen kann, abgeschlossen worden.

Zum Gesetz im Einzelnen: Es wird hier darauf abgestellt, dass Hausbesorger Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind, die jedenfalls die Reinhaltung eines Hauses sowie gegebenenfalls weitere Arbeiten zu verrichten haben. Das ist schon eine Reduktion des bisherigen Berufsbildes, weil da ist von Beaufsichtigung und Wartung gesprochen worden. Jetzt gibt man sich schon mit der Reinigung zufrieden. Dann braucht man ein Gesetz, wo man weiters sagt, es soll auch der Gehsteig gereinigt werden, es können auch die Grünflächen betreut werden, Kontroll- und Wartungsaufgaben einschließlich Kleinreparaturen, Beaufsichtigungstätigkeiten, aber das sind nur Kannbestimmungen, und dann die Entgegennahme von Anfragen und Wünschen.

Meine Damen und Herren, wozu braucht man da ein Gesetz? Das kann man doch in jeden Arbeitsvertrag hineinschreiben. Das kann man in jedem Kollektivvertrag regeln. Dafür brauche ich doch kein Bundesgesetz, dass jemand die Grünflächen betreut und fallweise eine Glühbirne austauscht! (Beifall bei der ÖVP.)

Die Glühbirnen sind ohnehin Auslaufmodell (Abg Dr Wolfgang Ulm: So wie die Hausbesorger!), denn das sind neuerdings die tollen Energiesparlampen. Ein eigenes Gesetz für solche Tätigkeiten ist eigentlich unglaublich! 

Die Übertragung der Tätigkeiten nach § 93 StVO ist auch sehr eigenartig geregelt. Die ist nämlich nur dann rechtswirksam, wenn der Hausbesorger über die bestehenden Verpflichtungen im Einzelnen nachweislich unterrichtet und über ihre Durchführung unterwiesen wurde. Was hat dann jemand davon, der gestürzt ist? Der muss sich dann anschauen, wie die Betreuung des Hauses überhaupt stattfindet. 

Dann geht es weiter und das ist ein Beispiel dafür, dass Sie wiederum eine Privilegiengruppe schaffen wollen. Einerseits nehmen Sie Bezug auf die durchschnittliche Normalarbeitszeit. Warum man nicht gleich von einer 40-Stunden-Woche oder einer entsprechenden Teilzeittätigkeit ausgeht, ist mir nicht ganz klar. Dann ist es wiederum mit der Anwesenheit so, es gibt überhaupt keinen Bedarf, das gesetzlich zu regeln, das sollen sich die Hauseigentümer und die Mieter mit dem jeweiligen Betreuer ausmachen. Man schreibt hier wiederum hinein, der Hausbesorger ist zur Anwesenheit nur insoweit verpflichtet, als dies die ordentliche Durchführung der vereinbarten Tätigkeit erfordert. Die vereinbarten festen Anwesenheitszeiten werden dann noch entsprechend eingeschränkt. 

Sie vermischen hier zwei verschiedene gesetzliche Bestimmungen. Sie nehmen einfach die Bestimmungen über die Teilzeit hinein. Was soll das eigentlich? Einerseits wollen Sie Sicherheit und die Anwesenheit und schreiben gleichzeitig ins Gesetz, dass man eigentlich nur dann anwesend ist, wenn sozusagen nichts Grobes passiert. Wenn eine Hausgemeinschaft einen Hausbetreuer will, dann sollte er auch in entsprechendem Umfang anwesend sein können, und man sollte nicht umgekehrt schreiben, er braucht nicht anwesend zu sein. Nach dem geltenden Arbeitsruhegesetz und Arbeitszeitgesetz kann man bei Tätigkeiten, die einen hohen Anteil an Arbeitsbereitschaft beinhalten, was bei einem Hausbetreuer der Fall ist, die Arbeitszeit wöchentlich auf bis zu 60 Stunden ausdehnen, ohne dass man eine Ausnahme des Bundesgesetzes braucht. Einen 60 Stunden lang arbeitsbereiten und anwesenden Hausbetreuer wollen Sie offenkundig nicht, weil Sie schreiben hinein, dass die Anwesenheit nur eingeschränkt erforderlich ist. 

Dann haben Sie Bestimmungen, die fast nicht vollziehbar sind, weil wenn etwas dringend zu machen ist, dann kann man das nicht zwei Wochen im Vorhinein wissen, dass man da jemanden haben möchte. 

Es geht weiter. Am Wochenende soll auch nicht gearbeitet werden. Das könnte man mit der Arbeitsbereitschaft lösen. Am Wochenende darf man nur besonders ekelerregende Verschmutzungen beseitigen. Ekelerregend reicht nicht, es muss besonders ekelerregend sein. Das ist wirklich das Letzte! Das ist wieder jemand, der nicht da ist. Wo ist die Sauberkeit? Wo ist die Sicherheit? Sie schaffen eine privilegierte Berufsgruppe und Sie wissen das auch! (Beifall bei der ÖVP.)

Die Chuzpe geht dann noch weiter. Zu den besonders ekelerregenden Verschmutzungen, die man auch am Wochenende sozusagen beseitigen darf, kann man nur herangezogen werden, wenn man auch tatsächlich anwesend ist. Also wenn er nicht da ist, kann es noch so ekelerregend und noch so besonders sein, muss es auch nicht gemacht werden.

Entgeltbestimmungen: Natürlich wieder eine politische Festlegung, ein Mindestlohntarif. Wir wissen, als das das letzte Mal war, haben noch die Landeshauptleute mitbestimmen können. Aber auch hier keine freie Vereinbarung, sondern eine politische Festlegung, und das schlägt unmittelbar auf die Betriebskosten durch. 

Die Geschichte bei der Dienstwohnung könnte auch nicht komplizierter geregelt sein. Es gibt zwar keinen Anspruch mehr, man muss auch ab und zu etwas zahlen, aber die normale Abnutzung und die dadurch erforderlichen Instandhaltungsarbeiten müssen, anders als bei jedem normalen Mieter, vom Arbeitgeber und damit von den Mieterinnen und Mietern, gezahlt werden. Auch das ist ein Privileg. 

Das Privileg geht weiter beim Urlaub. Man braucht zwar einerseits am Wochenende nicht zu arbeiten, oder nur dann, wenn man da ist, trotzdem bekommt man 35 Kalendertage Urlaub. Also Arbeiten am Wochenende nicht, aber beim Urlaub gibt es auf einmal nur mehr die Werktage und das steigt dann auf 42 Tage. - Wiederum ein Privileg. 

Der Gipfel an Privilegierung ist das Recht, auch eine anderweitige Beschäftigung zu haben. Als Arbeitsrechtler sage ich Ihnen, es gibt, wenn, dann nur Bestimmungen, die Nebentätigkeiten einschränken. Einer Berufsgruppe das Recht auf eine Nebenbeschäftigung gesetzlich zu verbriefen, ist mir nicht bekannt. Genau das machen Sie! Dem Hausbesorger ist es gestattet, einen anderen Beruf auszuüben. Das einzuschränken, bedingt wiederum eine kompliziert zu rechnende Entgeltgrenze, wo man gar nicht weiß, was alles darin hineinfließt oder nicht, ob die Dienstwohnung hineinzurechnen ist oder nicht. Sie geben den Hausbetreuern neu, die keine neuen Hausbetreuer sind, sondern Hausbetreuer der uralten Tätigkeit, das Recht auf eine Nebenbeschäftigung. Wie soll man dann anwesend sein? Wie soll man die Sicherheit herstellen können? Auch das ist eigentlich der helle Wahnsinn! 

Da Sie selbst damit rechnen, dass das Ganze teurer wird, hat man ein unheimlich kompliziertes Verfahren vorgesehen, das mehr Fragen aufwirft, als beantwortet. Wenn die Hausbetreuungsarbeiten umgestellt werden, müssen die Mieter informiert werden, können schriftlich ablehnen und so weiter. Bei einer voraussichtlichen Erhöhung der Aufwendungen. Wer weiß schon, wie hoch das sein wird? Was heißt voraussichtliche Erhöhung im Einzelnen? Also auch Sie rechnen damit, dass es für die Mieterinnen und Mieter teurer wird. 

Insgesamt kann man sagen, dieses Gesetz ist überflüssig. Wir haben ein Arbeitsrecht, das die Anstellung von Hausbetreuern schon längst ermöglicht. Dieses Gesetz schafft wiederum Privilegien. Noch dazu muss man sagen, wenn man schon ein Gesetz hat, dann braucht man nur eine kleine Bestimmung zu ändern und man kann weitere Privilegien hineinschreiben. Dieses Gesetz ist unstimmig, dieses Gesetz ist unvollziehbar und geht zulasten der Mieterinnen und Mieter. Auf den Volksbefragungsschmäh folgt jetzt ein Wahlkampfschmäh! Dazu sagt die ÖVP Nein! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Als nächster Redner hat sich Herr StR Herzog zum Wort gemeldet. Ich ersuche darum.

StR Johann Herzog: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die heutige Debatte, wenn ich so sagen darf, ist ein leicht verfrühtes Thema, weil wir letzten Endes gerade die Begutachtung vorbei haben und der endgültige Entwurf noch gar nicht vorliegt. In diesem Sinne ist daher eine endgültige Behandlung des Themas gar nicht möglich.

Das alte Hausbesorgergesetz wurde auch mit unserer Mithilfe beseitigt. Ich glaube, dass das ein sehr richtiger Schritt war. Wir haben einen richtigen Weg beschritten, ein Gesetz zu beseitigen, das schlicht und einfach aus den 20er Jahren stammt und Verhältnisse beschrieben hat, die nichts mehr mit der realen Wirklichkeit zu tun hatten. Privilegienabbau war ein wesentlicher Punkt für unsere Kritik an den gegebenen Verhältnissen, vor allem in Gemeindebauten, wo sich de facto die tollsten Arbeitsverhältnisse ergeben haben. Großverdiener haben die Arbeit an solche weitergegeben, die dann, entgegen sämtlicher Möglichkeiten, die eigentlich vorgesehen waren, mit kleinen Dingen abgespeist wurden. Daher war die Abschaffung des alten Hausbesorgergesetzes eine wirkliche Notwendigkeit. Wir empfinden es richtig, das vollzogen zu haben. 

Wir treten aber durchaus für ein neues Hausbesorgergesetz ein und sind der Meinung, wenn ein neues, praktikables Gesetz kommt, wird es unsere Zustimmung treffen. Das ist so. Wir haben im Übrigen auch festgelegt, dass es nicht nur ein Gesetz sein müsste, sondern dass ein Generalkollektivvertrag etwas wäre, das für die Großvermietung zuerst hinausgehen sollte und der dann in Einzelfällen, wo es wünschenswert ist, auch von den privaten Hausbesitzern verwendet werden könnte. Ein solcher Generalkollektivvertrag wäre im Fall des Scheiterns eines Hausbesorgergesetzes auf Bundesebene zwischen den Regierungsparteien noch immer eine Möglichkeit. 

Es hat offensichtlich keine Einigung gegeben, hat es geheißen. Ich glaube das nicht ganz. Es dürfte so gewesen sein, dass der Entwurf von ÖVP und SPÖ gemeinsam ausgearbeitet wurde und nunmehr ein spätes Veto seitens der ÖVP erfolgt ist, das die bisherigen Verhandlungsergebnisse ad absurdum geführt hat. Dies trotz massiver Zustimmung der Wiener Bevölkerung bei der Volksbefragung, die wir durchaus ernst nehmen und wo wir sagen, der Wunsch besteht, daher sollte dieser Weg auch beschritten werden.

Zum Geltungsbereich: Es wird natürlich nicht auch auf Eigentumswohnungen bezogen werden. Das ist richtig. Ich frage mich allerdings, ob ein solches Hausbesorgergesetz letzten Endes nicht wiederum in erster Linie auf die Großvermieter, die Gemeinden und Genossenschaften, abstellt und nicht wirklich Rücksicht auf den Privathausbereich nimmt, der ebenfalls in Wien noch immer ein wichtiger Faktor ist. 

Was die Hausbesorgerarbeiten betrifft, hat schon der Vorredner einiges gesagt. Die Pflichten gemäß der Straßenverkehrsordnung hängen offensichtlich im neuen Hausbesorgergesetz in der Luft. Es ist also die Reinigung der Gehsteige, vor allem bei Schneelage, nicht gesichert. Eine Vertretung, die der Hausbesorger selbst bestellen muss, muss es nicht mehr geben. Das muss nunmehr der Hauseigentümer machen, was bei einem Großvermieter wie der Gemeinde Wien kein Problem darstellen wird. Bei jemandem, der ein Einzelhaus besitzt, wird es schon schwieriger werden. Des Weiteren ist eine Frage, wie man Lösungen für solche Privateigentümer erreicht. 

Die Frage der Wartungsrechte, die Frage von Kleinreparaturen, Mietersprechstunden, also einfach die Tätigkeit der Hausbetreuer, ist etwas, was im Gesetz offensichtlich nur marginal vorkommt und nicht wirklich im Gesetz geregelt ist, was gar nicht geregelt werden will. Ich glaube, die große Ankündigung vom Hausbesorger neu läuft damit auf weiten Strecken ins Leere. Es gibt keine festen Arbeitszeiten. Es ist nur die Anwesenheit im Haus so weit verpflichtend, als es die Tätigkeit erfordert. Wann dann diese Kleinreparaturen zu erledigen sind, wann die anderen Sachen zu machen sind, die sich notwendigerweise ergeben könnten, ist offen. 

Offen ist auch, wie die Bezahlung ausschaut, wie hoch das Gehalt ist. Was kommt heraus, wenn sich diese zusätzlichen Leistungen notwendigerweise ergeben? Ein Mindestlohntarif ist nur eine Ausgangsbasis. Was beim Rest herauskommt, ist offen. 

Ich darf daher sagen, dass auf der einen Seite die Zustimmungsrechte der Bürger, also Mieter und Mieterinnen etwas Wichtiges sind, und dass es gut ist, dass das drinnen steht. Wie gesagt, die FPÖ ist für ein neues praktikables Hausbesorgergesetz und/oder auch für einen Generalkollektivvertrag, wenn selbiges nicht zustande kommt. Der Entwurf ist auf weiten Strecken unklar, mit den Definitionen nicht richtig gegeben. Die Endfertigung des Entwurfes liegt gar nicht vor. Daher ist auch eine endgültige Bewertung des Gesetzes nicht möglich. Der gegenständliche Entwurf kann zur Zeit von der FPÖ nicht zur Kenntnis genommen werden. Wir werden sehen, welche Dinge sich im endgültigen Entwurf ergeben. Aber wenn sich nicht mehr sehr viel ändert, wird die FPÖ wahrscheinlich eine ablehnende Haltung einnehmen müssen. 

Ich darf nur feststellen, es gibt einen Antrag der SPÖ, wo verlangt wird, dass der Wiener Landtag das Ergebnis der Wiener Volksbefragung vom Februar 2010 respektiert und voll und ganz für eine rasche Beschlussfassung eines Hausbesorgergesetzes durch den Bundesgesetzgeber eintritt. Dafür könnten wir sein, wenn nicht dabeistünde: „auf Basis des vorgelegten neuen und modernen Hausbesorgergesetzes". Das ist ein vorläufiger Entwurf. Für einen endgültigen kann man diesem Entwurf und dem Antrag der SPÖ keine Zustimmung geben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile das Wort.

StR David Ellensohn: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Jedes Mal, wenn sich Volkspartei und Sozialdemokratie auf Bundesebene nicht einig sind und sich streiten, müssen wir hier darüber reden. Da werden wir in Zukunft viel Arbeit haben. Das ist ein solches Thema, das hierher gebracht wurde und eigentlich auf Bundesebene zwischen zwei Regierungspartnern geklärt gehört, wobei das Wort in der Politik offensichtlich eine ganz andere Bedeutung hat. Aber gut, reden wir im Wiener Landtag darüber. 

Dieses Hausbesorgergesetz ersetzt zumindest einmal nicht eins zu eins das, was abgeschafft wurde. Damals hat man viel von Privilegien geredet und heute sagt die Volkspartei wieder, darin sind so viele Privilegien, hat aber kein einziges genannt. (Abg Dr Wolfgang Aigner: Dann haben Sie mir nicht zugehört!) Das würde mich zumindest interessieren, weil auch ich nicht will, dass alte Privilegien eingeführt werden. Jetzt würde es mich halt interessieren, was denn dieses Mal wieder alles dabei ist. Bis jetzt sehe ich das eher so, dass auf Grund der Arbeitsbedingungen, die notwendig sind, sagen wir einmal, in Wien, wenn es schneit und unter Tag trotzdem Arbeit geleistet werden muss, es ein bisschen schwierig mit den Ruhebestimmungen ist, wenn einer 12 Stunden zwischendurch nicht arbeitet. Deswegen braucht man ein anderes Gesetz. Das würde ich aber nicht als Privileg bei demjenigen, der die Arbeit, oder derjenigen, die die Arbeit verrichten muss, bezeichnen, sondern ist persönlich ein kleiner Nachteil. Aber viel anders wird man das nicht regeln können. 

Wenn ich mir das auf die Schnelle anschaue: Was wir nicht wollen, ist ein Hausinspektor. Da gibt es dann immer dieses böse Wort, ein Blockwart, der alle Mieter und Mieterinnen überwacht. Darum soll es aber auch nicht gehen. Was mir in Wien gut gefällt und was mich wundert, dass das nicht in Serie gegangen ist, ist das Stadtteilzentrum Bassena. Das gibt es im Schöpfwerk. Wer es nachlesen will, auf „bassena.at“ ist im Internet alles zu finden. In dem Stadtteilzentrum wird in erster Linie Sozialarbeit geleistet. In dieser Anlage gibt es weniger Gewalt, weniger Übergriffe, weniger Polizeieinsätze, weniger Vandalismus als in anderen gleich großen Anlagen. Diese Sozialarbeit, sage ich gleich dazu, kostet natürlich auch Geld. Wenn man so etwas verbinden könnte und gleichzeitig in diesem Zentrum auch einen Handwerker oder eine Handwerkerin anstellt, der oder die die Glühbirnen austauscht, der oder die kleine Schäden beheben kann, wenn das alles ein Team ist, wäre das eigentlich so, wie ich mir es in den großen Anlagen vorstelle. Das kann man sich in einer kleinen Anlage nicht leisten. Aber das Erfolgskonzept dieser Institution Bassena, die schon 25 Jahre lang oder bereits ein bisschen länger tätig ist, zu kopieren und zumindest in den großen Anlagen in Wien, in den Gemeindebauten, zu installieren, würde ich eigentlich für das Ideale halten. Allerdings muss man zugeben, da muss wohl die Gemeinde Geld zuschießen. 

Was ich herausheben will, was ich positiv finde, ist die Wahlfreiheit. Da darf man nicht vergessen, es gibt einen Unterschied. Die Mieter und Mieterinnen werden gefragt, ob sie das haben wollen und können dann Ja oder Nein sagen. Das ist uns besonders wichtig. Wir wollten nicht, dass alle zwangsbeglückt werden. Der Vorwurf, den ich dann zwischendurch gehört habe, war, die Mehrheit kann dann bestimmen, was in der Anlage ist. Jetzt bin ich zwar selbst ein Vertreter einer Minderheit in diesem Haus und sicher sehr engagiert im Bereich des Minderheitenschutzes, nur, wie man eine Entscheidung in einem Haus machen soll, die nicht von der Mehrheit der Mieter und Mieterinnen gemacht wird, weiß ich auch noch nicht, also wie man das demokratischer macht, als dass die Mehrheit entscheidet, wir wollen einen Hausbesorger, eine Hausbesorgerin oder nicht, das weiß ich nicht. Da muss ich fast einen kleinen Ausflug zu den GRÜNEN machen. Wir haben eine Teilorganisation, die hohen Wert auf Konsensdemokratie legt. Dort gibt es erst eine Entscheidung, wenn es einen Konsens gibt. Das ist die Grün-Alternative Jugend. Die Grün-Alternative Jugend berät so lange, bis sich alle einig sind. Die Österreichische Volkspartei schlägt ganz in die Kerbe der Grün-Alternativen Jugend, ein ganz neues Bündnis, und sagt, erst, wenn sich alle einig sind. Das gibt natürlich dem Einzelnen im Haus viel Macht, weil da hat quasi jeder Einzelne ein Vetorecht. Das ist eine interessante Konstruktion. Darüber haben wir uns unterhalten und das haben wir selbst nicht so gesehen. 

Ja zu einem neuen Hausbesorgergesetz, das eh schon lange herumschwirrt und Nein zu irgendwelchen Privilegien, die vielleicht jetzt noch ausgeführt werden, wenn denn welche darin sind. Ganz wichtig wäre mir der Ausbau der Sozialarbeit in den Gemeindebauten. Es gibt genug Beispiele. Nehmen wir die Bassena. Nach 25 Jahren ist sie offensichtlich mehr als gut genug, weil es gibt sie immer noch. Gehen wir damit in Serie und machen wir das öfter! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner ist der Abg Dr Stürzenbecher am Wort. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Bei der Volksbefragung dieses Jahres, bei der es eine Beteiligung gegeben hat, die am zweitbesten von allen Volksbefragungen seit 1945 war, haben sich 82 Prozent der teilnehmenden Wienerinnen und Wiener dafür ausgesprochen, dass ein neues Hausbesorgergesetz eingeführt wird. Ich glaube, es ist unsere Pflicht, dafür einzutreten, dass der Wille der Wienerinnen und Wiener wirklich durchgeführt wird! (Beifall bei der SPÖ.)

Deshalb unterstützen wir den Entwurf, der in Begutachtung ist seitens des Sozialministers. Ich möchte kurz, denn ich habe nur fünf Minuten, noch einmal replizieren, in den 90er Jahren hat es Diskussionen gegeben, dass man das sicher nicht perfekte alte Hausbesorgergesetz novelliert. Dann ist die schwarz-blaue Bundesregierung gekommen. Eine der allerersten Aktionen war, dass sie das Hausbesorgergesetz nicht novelliert, sondern ersatzlos abgeschafft hat. (StR Johann Herzog: Richtig!) Das ist das Problem. Das macht man nicht in einer Demokratie und einer vernünftigen Legistik, dass man bei einem Problem ein Gesetz ersatzlos abschafft. Das hat die Probleme gebracht. Wir haben jetzt nur mehr halb so viele Hausbesorger. Die Bevölkerung ist zu Recht immer unzufriedener mit dieser Situation geworden und hat sich in der Volksbefragung deutlich ausgedrückt. 

Deshalb ist es jetzt richtig und gut, dass wir ein Hausbesorgergesetz unterstützen, wie StR Ellensohn richtig sagt, wo Wahlfreiheit gegeben ist, wo wir sicherstellen, dass es keine Privilegien gibt, soweit die überhaupt da waren, und wo sichergestellt ist, dass die kontinuierliche Betreuung des Hauses wieder durch eine Person möglich ist. Das ist wichtig, dass die Schneeräumung und Glatteisstreuung am Wochenende gesichert sind. Dass die Hausbesorgerposten für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf besonders geeignet sind und das besonders für Frauen eine wichtige Sache ist, sei auch gesagt. Die Hausparteien haben endlich wieder eine Ansprechperson für alle Anliegen, da der Hausbesorger immer auch eine Ansprechperson gerade für ältere Leute, aber auch für andere sein soll. Es gibt also praktisch nur Vorteile. Es ist wichtig, dass ein solches Gesetz für das Zusammenleben in unserer Stadt kommt. 

Es ist wirklich erstaunlich, dass die ÖVP diese absolute Blockiererhaltung an den Tag legt, dass die Frau Marek hier gegen die Wienerinnen und Wiener eintritt. Das ist wirklich nicht okay und muss verurteilt werden! (Beifall bei der SPÖ.)

Wobei das in der ÖVP durchaus nicht einheitlich ist. Es gibt dort sehr vernünftige Leute, wenn ich etwa nur die FCG, Fraktion Christlicher Gewerkschaft, wieder zitieren darf, die gegen die generelle Ablehnung des Entwurfs für ein Hausbesorgergesetz ist und wo dann der Herr Andreas Gollner ausdrücklich sagt: „Die Politik soll lösungsorientiert arbeiten und nicht von vornherein eine ablehnende Haltung einnehmen und Gesprächsverweigerung betreiben." Das kritisierte Andreas Gollner, Vorsitzender der FCG-Wien. Er führt das dann weiter mit sehr guten Argumenten aus und führt auch aus, dass Hausbesorger nicht teurer als die anderen Formen kommen. (Abg Dipl-Ing Roman Stiftner: Das ist ein Schmäh!) Also man kann wirklich sagen, dieser FCG-Funktionär nimmt seine Aufgabe wahr und widerlegt eindeutig die falschen Argumente der Frau Marek. Das sei hier festgestellt.

Weiters sei noch einmal gesagt, dass wir für ein wirklich gutes Gesetz ein Hausbesorgergesetz brauchen. Ein Generalkollektivvertrag kann nie das alles lösen, Herr StR Herzog, was wir brauchen. (StR Johann Herzog: Wenn die Regierung aber keines zusammenbringt! Wenn es keines gibt!) Es sind wichtige arbeitsrechtliche Materien. Das ist umfassend von Juristen festgestellt. Deshalb liegt auch der Kollege Aigner falsch, der sagt, das kann man so auch irgendwie beschließen. Das kann man eben nicht. Man braucht ein neues Hausbesorgergesetz. Sollte sich der Bundesgesetzgeber, weil die ÖVP hier eine verantwortungslose Blockiererhaltung eingenommen hat, nicht mehrheitlich dazu durchringen können, dass ein Gesetz kommt, werden wir für den Wiener Bereich, für die Gemeindebauten, eine gute Ersatzlösung machen. (StR Johann Herzog: Das ist etwas Ähnliches!) Das sage ich hier, aber das ist die zweitbeste Lösung. Besser wäre, so wie es die Wiener Bevölkerung will, ein gutes, ein taugliches, mit Wahlfreiheit ausgestattetes Hausbesorgergesetz. Das ist das, was das Gebot der Stunde ist und was die Bewohnerinnen und Bewohner unserer Stadt wollen! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Frank zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Dr Stürzenbecher, würde ich jetzt nur auf Ihre Rede eingehen, würde ich die fünf Minuten schon überschreiten. 

Aber zuerst hoffe ich doch, dass auch ohne Hausbesorger die Glatteisstreuung in Wien gesichert war, denn das wäre wirklich eine Katastrophe, wenn das bisher nicht passiert wäre. 

Sie sagen, es ist jetzt so günstig, für Familien wird die Wohnung zur Verfügung gestellt. 35 m²! Eine große Familie bringen Sie dort mit Sicherheit nicht unter, weil 35 m² sind in der Regel für Einzelpersonen. 

Sie haben weiters gesagt, wir hätten das ersatzlos gestrichen. Aber Sie haben nichts gemacht! Sie wussten, wie man eine Hausbetreuung einsetzt, Sie wussten, wie man eine Gartenbetreuung einsetzt, aber Sie wussten nicht, wie man Hausbesorger einsetzt. Das ist ein großes Versäumnis. Das muss ich Ihnen schon sagen! Tun Sie sich nicht immer zurücklehnen! Sie haben auch eine Verantwortung!

Jetzt möchte ich ein bisschen polemisch werden. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das sind Sie doch eh immer!) Mir kommt das Ganze vor wie beim Kasperltheater: „Seid ihr alle da?" – „Ja!" - So war die Volksbefragung: „Wollen Sie einen Hausbesorger?" – „Ja!" - Hätten Sie gefragt: „Wollen Sie einen Porsche?", hätten auch alle Ja gesagt (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Ein sehr schlechter Vergleich! Dieser Vergleich hinkt gewaltig!), aber niemand hätte mehr gewusst. Wenn man nicht weiß, was das kostet, und man sich nur Vorteile davon verspricht, dann ist es eben so, dass man dem gerne zustimmt. Jetzt kommen aber schon die Konsequenzen. 

Ständig wird von Anwesenheitspflichten gesprochen, die nicht definiert, auch nicht wirklich ausgesprochen werden dürfen, aber doch gegeben sein sollen. Dann muss man sich schon einmal festlegen, soll jetzt jemand da sein oder soll jemand nicht da sein. 

Es wird von einer Umkleidekabine mit WC gesprochen. Das ist sowieso das Größte. Glauben Sie wirklich, wenn jemand nicht im Haus wohnt, dass er dann, nachdem er den Rasen gemäht, die Büsche geschnitten und das Haus geputzt hat, verschwitzt dort hineingeht, sich nicht duschen kann, sich einfach umzieht und wieder nach Hause geht. Sie treffen keine Vorsorge!

Wo gibt es Geräteschuppen? Gar nicht! Der kommt mit dem Wischmopp auf der Schulter, mit dem Kübel in der Hand und hintennach zieht er den Rasenmäher, weil sonst kann er seine Arbeit nicht erledigen. 

Es ist auch keine Anwesenheit vorgesehen. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Zur Sache bitte!) - Das steht ja alles drinnen. Sie haben die Umkleidekabinen hineingeschrieben, nicht ich. 

Dann geht es insbesondere um die Reinigung. Die Reinigung ist ein Hauptkriterium. Das ist nicht eines von vielen, sondern das ist das Kriterium. 

Dann haben Sie selbst gesagt, ein modernes Gesetz beinhaltet auch die Mediation. Wie viele Hausbesorger wollen Sie in einen Gemeindebau setzen? Sechs? Sieben? Kann der Hausbesorger sechs, sieben Sprachen? Wie will der dem überhaupt gerecht werden? Sie oktroyieren dem Aufgaben auf, dass auch eine 40-Stunden-Woche gar nicht reichen würde, würde er sie erfüllen. Irgendetwas kann sich da nicht wirklich ergeben oder ist nicht schlüssig nachzuvollziehen. 

Bei der Kündigung der Wohnung sind es, wenn sie einvernehmlich ist - und das ist überhaupt nicht nachzuvollziehen - sechs Monate. Das heißt auch, dass der Betreffende von Haus aus ein bisschen kokettiert. Trotzdem darf er sechs Monate in der Wohnung bleiben, obwohl die Kündigungsfrist nur einen Monat geht. Wer zahlt die Differenz? Da muss dann die normale Miete fällig werden. Das ist aber nicht definiert. Zahlen das die Mieter? Zahlt das der Eigentümer? Wer übernimmt das alles? Es steht nichts drinnen. 

Es ist schon sehr flachsig gemacht, weil Sie jetzt etwas machen wollten, was nicht wirklich in Ihrer Kompetenz gestanden ist, weil es ja Bundesebene ist. Wir stehen mit diesem Gesetz jetzt eigentlich dort, wo wir es auf Grund des groben Unfugs, der damit getrieben worden ist, aufgelöst haben. Ich glaube, wenn wir jetzt ein neues Hausbesorgergesetz wollen, und das steht außer Frage, dann müssen wir uns auch ernsthaft Gedanken darüber machen und es nicht einfach nur als Wahlschmäh der SPÖ in Wien mit teuren Inseraten, Kampagnen verkaufen. Das wäre wirklich zu wenig! 

Denn eines ist noch nicht geklärt, Sie haben noch kein Profil für diesen Hausbesorger gezeichnet. Schreiben Sie das dann auf? Bekommt das der Freund, weil er sonst vielleicht keine Versorgung hat? Es sind wirklich wesentliche Dinge zu klären, wo, außer, dass es die Mieter zahlen müssen, nichts übrig bleibt! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Dipl-Ing Margulies zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist faszinierend, wenn sich die ÖVP plötzlich als die Mieterschutzpartei generiert und davor warnt, dass die Mieten steigen. Wenn wir wollen, dass die Mieten nicht steigen, sondern ganz im Gegenteil, dass sich Menschen Wohnraum wieder leisten können, dann machen wir klare Mietzinsobergrenzen und verhindern wir, dass immer mehr Menschen bis zu 40 Prozent ihres gesamten Familieneinkommens bei reichen Immobilienmaklern einfach abliefern müssen. Das ist eine Sauerei! Die Immobilienpartei ÖVP tut überhaupt nichts, um die Mieten in Wien zu senken, sondern regt sich über ein Hausbesorgergesetz auf! Das ist peinlich, liebe ÖVP!

Nichtsdestoweniger zurück zum Hausbesorgergesetz, wo ich schon eines ein bisschen klarstellen will. Ständig wird gesagt, die Wiener Bevölkerung hat über ein Hausbesorgergesetz abgestimmt. Die gänzlich unverbindliche Fragestellung war: „Sind Sie dafür, dass in Wien die Möglichkeit geschaffen wird, neue HausbesorgerInnen mit modernem Berufsbild einzustellen?" - No na! Selbstverständlich! Es wundert mich überhaupt nicht, dass die Mehrheit der WienerInnen dafür war. Ich auch. Es macht Sinn. (StRin Ing Isabella Leeb: Das war nicht die Mehrheit! Das war nicht einmal jeder Dritte!) Man könnte natürlich bei jeder Wahl sagen, die Wahlbeteiligung ist vollkommen wurscht. Ich gebe Ihnen recht, auch die nachträglich ausgefüllten Wahlkarten et cetera. Es haben zumindest 27 Prozent der Leute abgegeben, und das sind viele Leute. Wer nicht mitstimmt, stimmt einfach nicht mit. Das ist bei jeder Wahl so. Das ist bei der Wirtschaftskammerwahl so, das ist bei der Arbeiterkammerwahl so, et cetera. Davon lebt die Demokratie, dass, wer seine Stimme nicht abgibt, selbst dafür verantwortlich ist und mit den Entscheidungen, die andere treffen, leben muss. Sagen wir einmal, die Volksbefragung ist zumindest so ausgegangen und wir akzeptieren sie auch. Wieso heute noch der Landtag aufgefordert wird, das zu respektieren, ist wieder eine ganz andere Frage. 

Aber kommen wir zurück zum Berufsbild. Das moderne Berufsbild vermisse ich nämlich. Mein Kollege Ellensohn hat es schon angesprochen. Was wirklich viel zu sehr fehlt, ist die Aufgabe von Hausbesorgern, insbesondere in großen Siedlungen, meist Gemeindegroßbauten. Wir wissen, dass es dort Konflikte gibt. Einer der zentralen Punkte, in deren Richtung er natürlich ausgebildet werden muss, ist Konfliktvermeidung. 

Ein weiterer Punkt, und das sage ich jetzt auch ganz bewusst im Interesse der Mieter: Wenn der oder die HausmeisterIn im privaten Wien im kommunalen Wohnbau in der Lage ist, Betriebskostenabrechnungen gemeinsam mit den Mietern und Mieterinnen zu überprüfen, dann wird es wirklich billiger für die Mieter und Mieterinnen. Selbstverständlich sollte der oder die HausbesorgerIn Kenntnisse im Rechnungswesen, Kenntnisse im Lesen von Betriebskostenabrechnungen haben und direkt den Mietern und Mieterinnen zur Verfügung stehen. Auch das würde die Gesamtmiete senken. 

Insofern hoffe ich doch, dass diese Ideen tatsächlich in ein HausbesorgerInnengesetz mit modernem Berufsbild eingearbeitet werden. Es geht nicht mehr nur um Reinigung. Es geht um Konfliktprävention, es geht um Hilfe. Es geht letztendlich darum, dass man HausbesorgerIn als qualifizierten Beruf betrachten muss und sehen kann und in diese Richtung ein Gesetz dann natürlich notwendig wäre, damit sich nicht jeder irgendwie beliebig Hausbesorger nennen kann. Es müssen ArbeitnehmerInnenrechte und ArbeitnehmerInnenpflichten festgelegt werden. Dafür ist das Gesetz da. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist ja in Begutachtung!)

In diesem Sinne würde ich mich freuen, wenn das vorliegende Gesetz noch einmal überarbeitet wird, weil tatsächlich auf die Fragen Mediation, Konfliktvermeidung, Unterstützung der MieterInnen in Mietrechtsfragen, bei Betriebskostenabrechnungen et cetera viel zu wenig Rücksicht genommen wurde. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Kenesei zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nur ein Satz zum Kollegen Margulies: Teures Wohnen, ja, das stimmt. Aber genauso wie du weißt und wie ich es weiß und alle hier wissen, eine geförderte Wohnung in Wien 30 000 bis 50 000 EUR Grund- und Baukostenzuschuss, 700 bis 800 EUR Miete, gefördertes Eigenmittelersatzdarlehen. Ja, nur zurückzahlen müssen sie es trotzdem. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Die Stadt Wien sollte auch billiger bauen!) Es sind die gemeinnützigen Bauträger genauso im selben Boot bei den hohen Wohnkosten, die es gibt, wie auch alle anderen. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Wie die Privaten! Das stimmt!) Wohnen ist leider, und das werden alle unterschreiben, derzeit für einen Großteil der Wienerinnen und Wiener viel zu teuer! (Beifall bei der ÖVP.) 

Da spielen viele Faktoren mit, sowohl im gemeinnützigen Wohnbau als auch bei allen anderen. Das sind die Wasserkosten, das sind die Stromkosten, das sind die Abwasserkosten. Viele Punkte, wo es die Stadt Wien selbst in der Hand hätte, regulierend und ordnend einzugreifen. Also tun Sie nicht so, als ob Sie mit dem Ganzen nichts zu tun hätten und dass das Hausbesorgergesetz jetzt das Allheilmittel wäre!

Der Kollege Stürzenbecher sagt, der neue Hausbesorger ist die Ansprechperson in der Wohnhausanlage. Das finde ich spannend. Aber wenn er nicht da ist, mit wem reden sie? Mit der Fata Morgana des Hausbesorgers? Mit einer Blechbüchse? Mit einem Postkasten, wo sie einen Zettel hineinschmeißen dürfen? Oder sonst wo? Weil wenn das neue Hausbesorgergesetz so wie das alte Hausbesorgergesetz kommt, wo der Hausmeister - ich sage es auf Wienerisch, denn ich bin im Gemeindebau aufgewachsen und habe es miterlebt - zum Beispiel seine Wohnungsklingel abmontiert, damit man ihn am Abend nicht stört (Heiterkeit bei der ÖVP.), seine Telefonnummer gar nicht bekannt gibt, weil man ihn sonst stört, wenn man ihn anruft, wenn irgendetwas ist, wo er nie da ist, wenn man ihn im klassischen Sinn braucht. Dass der abgeschafft wurde, no na net. Weg mit dem! (Beifall bei der ÖVP.)
Der neue Hausbesorger fängt dann genau mit dem an, wie es gewesen ist. Nicht zu erreichen, nicht da, lässt sich vertreten. Dann brauche ich ihn nicht. Dann brauche ich kein neues Gesetz. Dann kann ich, meine sehr geehrten Damen und Herren, nach § 23 Abs 2 Mietrechtsgesetz Hausbesorger anstellen. Lesen Sie das Mietrechtsgesetz. Dann stelle ich jemanden an, der dann aber in einer fix definierten Arbeitszeit mit einer Bandbreite am Wochenende da zu sein hat. Was er zu tun hat, wird fix umschrieben in seinem Leistungsprofil und nicht einen Privilegienstadl à la SPÖ-Wien. Den brauchen wir nicht. Wir brauchen keinen Privilegienstadl. Wir brauchen Hausbetreuungen, die funktionieren, und nicht HausbetreuungsGesmbH und nicht AußenbetreuungsGesmbH, weil die leider auch nicht funktionieren. Aber vermutlich kann alles, was aus dem Hause der Sozialdemokraten kommt und das Deckmäntelchen Privilegienstadl hat, nicht funktionieren. (Beifall bei der ÖVP.)
Sehr viele greifen sich in Wirklichkeit an den Kopf und fragen sich, was die SPÖ mit diesem eigenartigen Hausbesorgergesetz will, das in Wirklichkeit ein Multiprivilegiengesetz für eine ganz kleine Personengruppe ist, die natürlich wieder handverlesen von den Sozialdemokraten für die Gemeindebauten eingesetzt wird. Bestes Beispiel: Olaf-Palme-Hof. Herr Stadtrat, Sie werden es kennen. Sie waren damals zwar noch nicht als Stadtrat zuständig, aber vielleicht hat Ihnen Ihr Vorgänger ein paar Unterlagen überlassen, in denen Sie nachlesen können. Dort hat es auch die Diskussion gegeben. Das war einer der ersten Bereiche, wo sich nämlich die Mieter massiv über die Hausbesorger beschwert haben, weil dort überhaupt nichts passiert ist. Diverse Garagenreinigungen wurden zwar auf Plakaten angekündigt, sodass die Autos hinauszustellen sind, aber dann sind sie nicht gemacht worden. Die haben jetzt schon seit Jahren Hausbetreuungsfirmen, und zwar Fremdfirmen. Kostengünstiger, effizienter, vorbildlicher, sehr zufrieden, sehr zuvorkommend, vier Wohnungen zusätzlich vermietet. Alle sind zufrieden. Die fürchten sich förmlich davor, dass dort wieder Hausbesorger hinkommen. Die sagen: „Um Gottes Willen, nur keine Hausmeister mehr! Nehmt uns die Hausbetreuungsfirmen nicht weg!" (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das stimmt ja gar nicht!) Das Wesentliche an der Geschichte ist, sie haben dazwischen einmal die Hausbetreuungsfirma gewechselt, weil als sie nicht funktioniert hat und dort ein Schlendrian eingerissen ist und nichts mehr gegangen ist, war das relativ einfach mit drei Monaten Kündigungsfrist. Die Hausbetreuungsfirma war weg, es ist eine neue genommen worden und jetzt wissen wir wieder, wie es funktioniert. Sie haben sich, und das ist das Wesentliche, massive Kosten erspart und sind sehr zufrieden. Also, liebe SPÖ, verschonen Sie die Wienerinnen und Wiener mit einem solch eigenartigen Gesetz! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste und letzte Rednerin zur Aktuellen Stunde hat sich Frau Abg Reischl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! 

Als ich gestern das Thema der ÖVP zur heutigen Aktuellen Stunde wahrgenommen habe, war ich wirklich sehr erstaunt und verwundert von dem Thema „Land Wien sagt Nein zu SPÖ-Wahlkampfschmäh - Wien braucht kein unnötiges und teures SPÖ-Hausbesorgergesetz!" Ich sage Ihnen auch, warum ich so verwundert war. Verwundert deshalb, weil nämlich genau vor zehn Jahren durch die ÖVP/FPÖ-Regierung das Hausbesorgergesetz abgeschafft wurde. Das ist nichts Neues, das wissen wir. Es ist also keine Nachbesetzung von neuen Hausbesorgern und Hausbesorgerinnen gekommen.

Seit damals, seit zehn Jahren, seit dem Jahr 2000 sind aber die Stimmen der Mieter und Mieterinnen nicht leiser geworden, sondern ganz im Gegenteil, die Stimmen der Mieter und Mieterinnen nach dem Wunsch von Hausbesorgerinnen oder Hausbesorgern sind lauter geworden. Diesem Wunsch sind Sie nicht nachgekommen, sondern diesem Wunsch gehen wir, die SPÖ, nach. Dieses Anliegen der Mieterinnen und Mieter zeigt sich in den Mieterumfragen, aber auch in der jüngsten Volksbefragung vor ein paar Monaten, im Februar dieses Jahres. Wenn Sie die 84 Prozent nicht mehr hören wollen, nicht mehr hören können, wo sich 84 Prozent der Wienerinnen und Wiener dafür ausgesprochen haben, dann sage ich es umgekehrt. Dann sind Sie für die maximal 16 Prozent der Mieter und Mieterinnen, die dieses Gesetz nicht haben wollen. Ich sage deshalb maximal 16 Prozent, weil es sind ein paar Prozent gar nicht hingegangen, weil sie nicht gekonnt haben, weil sie eh damit zufrieden sind. Denn dann bleibt in Wirklichkeit eigentlich nur mehr eine Prozentzahl von ein paar Prozenten, also von einer einstelligen Zahl und nicht von den 16 Prozent, von denen Sie ausgehen, über. (Abg Henriette Frank: 16 Prozent!) Also akzeptieren Sie die 84 Prozent für Ja und sagen Sie nicht, das ist ein SPÖ-Wahlkampfschmäh! (Beifall bei der SPÖ)
Ganz kurz noch zu drei Punkten: Zur Begründung, die Einsetzung der Hausbesorger und Hausbesorgerinnen könnte auch durch einen Mieterbeschluss geschehen: Sie wissen, und das haben Sie auch von meinem Vorredner gehört, das widerspricht der derzeitigen Gesetzeslage. Es kann nur ein so genannter Hausbetreuer oder eine so genannte Hausbetreuerin bestellt werden, aber nicht der Hausbesorger neu, wie wir es uns vorstellen.

Zum zweiten Punkt, der wirtschaftlichen Lage: Es ist auch schon zur Sprache gekommen, dass von der Stadt Wien damals, als das Hausbesorgergesetz abgeschafft wurde, die HausbetreuungsGmbH eingeführt wurde. Eine sehr gut funktionierende, gute Alternative, die geschaffen worden ist (StR Johann Herzog: Das ist eine kühne Behauptung, Frau Kollegin!), aber diese Reinigungsfirma kann nicht die Person des Hausbesorgers ersetzen. Das heißt, Hausbesorger neu soll auch Reinigungsdienst durchführen, soll aber auch, wie es schon die Grüne Fraktion gesagt hat, als Mediator ausgebildet werden, soll Kommunikator in der Wohnhausanlage sein. Er kennt dann auch die Wohnhausanlage. Er ist ja ständig in der Wohnhausanlage und weiß um die Bedürfnisse und Anliegen der dortigen Mieter und Mieterinnen.

Zum allerletzten Punkt, dem Vorwurf Ihrerseits, dass den Mietern durch die Schaffung des Hausbesorgers beziehungsweise der Hausbesorgerin Kosten aufgezwungen werden: Das ist falsch, dass Kosten aufgezwungen werden, nämlich deshalb, weil sich die Mieter und Mieterinnen das auswählen können, ob sie nach wie vor die Reinigungsfirma, die sie jetzt haben, oder auf der anderen Seite doch lieber Hausbesorger, Hausbesorgerin neu wollen. Das heißt im Klartext, die Wohnhausanlage kann entscheiden. Persönlich kann ich mir vorstellen, dass dort, wo vielleicht Jüngere wohnen, diese sagen, sie sind mit der Reinigungsfirma zufrieden, weil sie halt mit anderen Dingen wie dem Beruf und der Familie beschäftigt sind und sich vielleicht gar nicht so viel darum kümmern können. Aber ich denke mir, vor allem gerade die älteren Bewohner und Bewohnerinnen, die Mieter und Mieterinnen, die halt doch ein bisschen andere Bedürfnisse haben, die Ansprechpersonen suchen, könnten sich vorstellen, dass es einen Hausbesorger oder eine Hausbesorgerin neu gibt. Also wahlweise, Reinigungsdienst, wer es will. Wer diesen nicht will, soll Hausbesorger oder Hausbesorgerin neu nehmen.

Daher abschließend, akzeptieren Sie den Wunsch der Mieter und Mieterinnen! Akzeptieren Sie die 84 Prozent, die bei der Volksabstimmung herausgekommen sind und stimmen auch Sie für Hausbesorgergesetz neu, so wie wir es uns wünschen! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Die Aktuelle Stunde ist damit beendet. 

Von den Abgen Matiasek, Dr Madejski, Mahdalik und Univ-Prof Dr Eisenstein wurde eine Anfrage an den Herrn Landeshauptmann betreffend „Der SPÖ-Kampfhundeführschein - ein Kampfvokabel für den Wienwahlkampf!" gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Abgeordneten unterzeichnet.

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Landtagssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen.

Die Abgen Kurt Wagner, Christian Deutsch, Marianne Klicka, Gabriele Mörk und Anica Matzka-Dojder haben am 21. Mai dieses Jahres gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend ein Gesetz zur Bedarfsorientierten Mindestsicherung in Wien eingebracht. Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Gesundheit und Soziales zugewiesen. 

Die Abgen Mag Nicole Krotsch und Dr Kurt Stürzenbecher haben am 31. Mai 2010 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend das Gesetz, mit dem das Wiener Ausländergrunderwerbsgesetz, das Wiener Landes-Stiftungs- und Fondsgesetz, das Wiener Prostitutionsgesetz, das Wiener Ehrenzeichengesetz, das Gesetz über die Einhebung einer Dienstgeberabgabe, das Wiener Sportstättenschutzgesetz, das Wiener Schulgesetz, das Wiener Tanzschulgesetz 1996, das Wiener Kinogesetz 1955, das Wiener Veranstaltungsgesetz, das Wiener Pflegegeldgesetz, das Wiener Sozialbetreuungsberufegesetz, das Wiener Sozialhilfegesetz, das Wiener Grundversorgungsgesetz, das Wiener Leichen- und Bestattungsgesetz, das Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz, das Wiener Krankenanstaltengesetz, das Wiener Rettungs- und Krankentransportgesetz, das Wiener Fiaker- und Pferdemietwagengesetz, das Wiener Tierzuchtgesetz, das Wiener Buschenschankgesetz, das Gesetz über die Betrauung von Personen mit der Funktion eines Forstschutzorganes, die Wiener Landarbeitsordnung 1990, das Wiener Landwirtschaftskammergesetz, das Wiener Fischereigesetz, das Wiener Jagdgesetz, das Wiener Feuerpolizei-, Luftreinhalte- und Klimaanlagengesetz und das Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz geändert werden, eingebracht.

Dieser Antrag wurde den Ausschüssen Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal; Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke; Bildung, Jugend, Information und Sport; Kultur und Wissenschaft; Gesundheit und Soziales; Stadtentwicklung und Verkehr; Umwelt sowie Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 6, 11, 12, 16, 17, 18, 19, 7, 8, 15, 14, 1, 2, 3, 4, 9, 10, 5 und 13 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen.

Hoher Landtag! Die Postnummer 6 der Tagesordnung betrifft den Tätigkeitsbericht 2009 der Wiener Kinder- und Jugendanwaltschaft. Ich darf bei der Gelegenheit die Kinder- und Jugendanwältin, Frau Diplomsozialarbeiterin Monika Pinterits, recht herzlich im Wiener Landtag begrüßen. (Allgemeiner Beifall.)
Auch der Kinder- und Jugendanwalt Dr Anton Schmid ist zu uns gekommen. Er ist ebenso herzlich begrüßt. (Allgemeiner Beifall.)
Ich bitte den Berichterstatter nunmehr, den Herrn Amtsf StR Christian Oxonitsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Christian Oxonitsch: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! Die Kinder- und Jugendanwaltschaft hat wieder einen sehr umfassenden Bericht geliefert. Ich bitte um die entsprechende Debatte und Kenntnisnahme.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Stadtrat. Ich habe zu diesem Tagesordnungspunkt eine Reihe von Wortmeldungen. Als erster Abgeordneter hat sich der Herr Mag Gudenus zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Hoher Landtag! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kinder- und Jugendanwälte! Herzlich willkommen hier im Hohen Haus.

Danke für diesen umfassenden Bericht, so wie alljährlich ein sehr, sehr umfassender und detaillierter Bericht über den Zustand der Kinder und Jugend hier in Wien, über die Probleme, über die Ideen. Wir haben das zur Kenntnis genommen und werden das auch hier bei der Beschlussfassung zur Kenntnis nehmen.

Ich möchte nur ein paar Kapitel ansprechen, zum Beispiel das Thema Kinderarmut, das wir schon mehrmals hier diskutiert haben, einmal in einer Aktuellen Stunde, einmal bei einer Dringlichen Anfrage. Natürlich ist das ein Problem, das sehr virulent ist und sehr wichtig ist. Wir konnten ja vor einigen Tagen auch der Zeitung entnehmen, dass mittlerweile schon ein Großteil oder ein sehr großer Teil der Leute, die in Wien obdachlos sind, unter 30 sind. Das ist auch wieder ein Indikator dafür, wie schlecht es jungen Menschen in dieser Stadt geht und wie vielen Leuten es hier eigentlich immer schlechter geht. Auch dem Bericht kann man entnehmen, dass Kinder in sozialen und kulturellen Belangen Ausgrenzungen erleben. Sie haben erschwerten Zugang zur Bildung oder zum Arbeitsmarkt. Sie haben schlechtere Entwicklungschancen, sie sind öfter krank und sie leiden öfter an chronischen Krankheiten. Und es steht auch im Bericht, den Sie verfasst haben: „Kinder mit Migrationshintergrund haben ein sehr, sehr hohes Armutsrisiko.“ Wir haben das ja auch in den letzten beiden Debatten hier im Gemeinderat oder Landtag diskutiert. 

Es steht auch im Bericht: „Die Zahl der gefährdeten Haushalte mit Kindern beziehungsweise Familien mit Migrationshintergrund nimmt ständig zu.“ Es wäre aber schon interessant, dass eben vor allem Sie von der Mehrheitsfraktion so und so viele Zuwanderer hier ins Land gerufen haben, ohne ihnen auch eine Perspektive zu bieten und ohne sie sprachlich und sozial zu integrieren. Und das sagt ja auch der Migrationsbericht, der vor einigen Wochen von Ihnen hier vorgelegt wurde, dass eben hier in Wien, in der Stadt, schon 44 Prozent mit Migrationshintergrund leben und es vor allem diesen Menschen im Vergleich zu den anderen eher schlecht geht.

Ich finde es ja auch sehr interessant, dass in diesem Bericht - und ich finde es ja auch sehr gut - hier differenziert wird, es wird geschrieben von Menschen mit Migrationshintergrund. Aber wenn man zum Beispiel beim Thema Kriminalität darüber spricht, dann heißt es: Pfui, man ist Autist oder Ausländerfeind, man darf jetzt als Täter nicht zwischen Menschen mit Migrationshintergrund oder Menschen ohne Migrationshintergrund unterscheiden. Also das heißt unterm Strich, man darf über Migranten in der Täterrolle nicht sprechen, aber in der Opferrolle schon. Das nehme ich also so zur Kenntnis.

Sie schreiben in diesem Bericht: „Der UN-Ausschuss empfiehlt,“ - ich zitiere – „ökonomisch benachteiligten Familien wie solchen mit Migrationshintergrund gut koordinierte und finanzielle Unterstützung zu gewähren, um das Recht des Kindes auf einen adäquaten Lebensstandard zu gewährleisten." Die Forderung seitens der Kinder- und Jugendanwaltschaft ist dann eben ein Rechtsanspruch auf ein bedingungsloses Grundeinkommen. Das scheint mir doch eher etwas Sozialromantik zu sein, dass man hier jedem Kind ein bedingungsloses Grundeinkommen gewähren will, weil sich ja die Frage eben nach dem Wie stellt. Wie wollen Sie das machen? Soll dieses Grundeinkommen den Kindern direkt zur Verfügung gestellt werden? Soll es über die Eltern laufen, weil Sie ja schreiben, es soll, egal, aus welcher sozialen Schicht die Kinder kommen, jedem Kind ein gleicher sozialer Standard gewährt werden? Wenn das Ganze über die Eltern laufen würde, dann ist die Frage, ob das im Endeffekt dann auf die Kinder übertragen wird. Deswegen stelle ich natürlich die Frage an Sie und vielleicht können Sie nachher kurz darauf eingehen, wie das Ganze gewährleistet werden soll, wenn es direkt an die Kinder gehen soll oder wie das gemacht werden soll.

Außerdem wäre eben so eine gesetzliche Regelung, wie Sie sie fordern, im Endeffekt hier eine weitere Einladung an Zuwanderer, in das Sozialschlaraffenland Österreich zu kommen, dass immer mehr Leute zu uns kommen, um sich hier in der sozialen Hängematte auszuruhen. Wir haben ja schon eine Einwanderung in die Sozialsysteme und Österreich ist eben kein echtes Einwanderungsland. Warum? Weil eben bei einem echten Einwanderungsland die Einwanderung einen Nutzen bringen soll, was aber in Österreich nicht der Fall ist. In Österreich schaut es eher so aus, dass die Zuwanderung mehr Armut bringt. Das sagt ja auch der Herr Prof Sinn aus der BRD ganz klar, dass allgemein der Sozialstaat wie in Österreich oder in der BRD wie ein Zuwanderungsmagnet eben gerade auf gering qualifizierte Menschen wirkt und damit geben wir ihm auch vollkommen recht.

Auf jeden Fall läuft in diesem Bereich, was Kinderarmut anlangt, jedenfalls etwas schief in dieser Stadt und es sind ja doch einige Forderungen in diesem Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft zu begrüßen: Kostenloser Kindergarten - das ist schon umgesetzt, natürlich jetzt nicht ganz so, wie wir wollten, aber eine alte freiheitliche Forderung; kostenloser Zugang zu Sport- und Freizeiteinrichtungen - das begrüßen wir; und spezifische Maßnahmen und Förderungen für Mehrkindfamilien - das begrüßen wir auch. Aber am wichtigsten, glaube ich, ist es zu betonen, dass Sozialleistungen nicht jedem und jedermann zur Verfügung stehen können, eine Zuwanderung nach Bedarf stattzufinden hat und eben eine Zuwanderung dem Land etwas bringen soll und nicht dem Land etwas nehmen soll und dass die Familien, vor allem die Mehrkindfamilien, gestärkt werden sollen.

Jetzt komme ich zum zweiten Punkt, den ich besprechen wollte, nämlich das Kapitel Kindesmissbrauch. Leider ist es zu kurz und zu wenig ausführlich besprochen in Ihrem Bericht, zwei Seiten, aber ein Thema, das uns ja die letzten Monate vor allem medial sehr beschäftigt, auch zu Recht. Und Sie haben auch richtig das Problem in Ihrem Bericht erkannt, das Verhalten der Kinder oder jungen Jugendlichen bei Gerichtsprozessen, dass eben eine gewisse Scham natürlich vorhanden ist und eine Angst, hier auszusagen und natürlich auch eine Verdrängung nach der langen Zeit nach den Vorfällen hier eben auch stattfindet, sodass es eben zu keiner richtigen Aussage oder zu einer verfälschten Aussage kommt. Die Erkenntnis ist eben, kleine Kinder sind für den Gerichtsalltag nicht kompatibel. Das sehe ich auch so. Und Sie schreiben hier: „Es lässt sich nachvollziehen, warum über 90 Prozent aller Anzeigen von sexueller Gewalt an kleinen Kindern zu keiner Verurteilung beziehungsweise zu einer Einstellung führen." 

Ich darf hier einen kurzen Fall zur Hand nehmen, wo ein Richter bei der Urteilsverkündung festgestellt hat, dass der Beschuldigte zwar pädophil ist oder war und es auch zweifelsfrei sexuelle Übergriffe gegeben hat, die Tat aber nicht konkretisiert werden konnte, was die Voraussetzung für eine Verurteilung darstellen würde, daher gab es im Zweifel einen Feispruch. Das ist ja auch genau das Problem, was Sie hier ansprechen. Dieser Fall, den ich hier konkret anspreche, der fand in Wien in einem privaten Verein statt, der aber auch mit Kindern von Wiener Behörden beschickt wurde. Er liegt zwar schon länger zurück, wird aber zur Zeit von der Staatsanwaltschaft neu aufgerollt. Und das ist ja nicht nur ein Einzelfall, der hier stattgefunden haben soll, sondern es sollen hier über mehrere Jahre, über fünf, sechs Jahre, eine ganze Reihe von Missbrauchsfällen stattgefunden haben, die eben jetzt wieder von der Staatsanwaltschaft aufgerollt werden. Es gibt eben schwere Vorwürfe gegen ein privates Wiener Kinderheim und gegen einen in der Nähe arbeitenden Wiener Geschäftsmann und das Ganze liest sich im Endeffekt schlimmer als ein Film. Es wurde ja auch von der „Wiener Zeitung“ gebracht und mittlerweile auch vom ORF. Es seien die Kinder hier, eben meistens aus Problemfamilien stammend, regelrecht abgerichtet worden und dann bei Sexpartys in Wohnungen des Unternehmers, der damals freigesprochen wurde, als Gäste vermietet worden. Sie wurden regelrecht versklavt. Es gab einen regelrechten Buslieferdienst für solche Orgien und die Kinder hätten auch Geld bekommen, auch für Vergewaltigungen. 

Dieser Hauptverdächtige wurde im Jahre 2002 mangels an Beweisen freigesprochen. Die Polizei untersucht, wie gesagt, die neuen Vorwürfe, es gilt die Unschuldsvermutung. Ein Lehrer vom Sozialpädagogischen Zentrum Hietzing wurde damals schon Mitte der 90er Jahre darauf aufmerksam, dass eben immer mehr nicht sehr gut behütete Schüler Mitte der 90er Jahre plötzlich mit teuren Mobiltelefonen in den Unterricht gekommen sind und nach Anrufen dann auch oft verschwanden. 

Ein jetzt auftretendes Opfer und Zeuge hat eben auch bestätigt, dass er mit neun Jahren ins Heim gekommen ist. Er merkte dann bald, dass ältere Heimkinder die jüngeren sexuell antesteten und auf ihre Brauchbarkeit eben prüften, teils auch mit Gewalt und es sei auch seitens der Erzieher zu Übergriffen gekommen. 

Es gab gleich neben dem Heim eine Reinigungsfirma, wo der Chef, der damals bei dem Prozess eben Freigesprochene, ein‑ und ausgegangen ist. Die Kinder wurden damals gefragt, ob sie sich etwas mehr Geld dazuverdienen wollen und damals waren ja 120 Schilling als Taschengeld oder auch mehr monatlich ja eine nette Stange Geld für einen 11‑, 12‑, 13‑Jährigen. Die Kinder wurden für Putzdienste eingesetzt, man hat sie auch während der Schulzeit eingeteilt. Sie haben in Firmen, aber auch in Privatwohnungen ihre Putzdienste verrichtet und es sah damals eben oft so wild aus, das sagt jetzt ein Zeuge, als hätten dort Orgien stattgefunden. Es mussten leere Flaschen, gebrauchte Kondome und Sexspielzeug weggeräumt werden. Nach dieser Putzpartie in diesen Wohnungen oder Firmen wurden diese Kinder mit diesem Busdienst wieder ins Heim zurückgebracht und die anderen Kinder wurden abgeholt und in die jeweiligen schon gesäuberten Wohnungen gebracht, um dort wahrscheinlich die nächsten Orgien durchzuführen. Ja und es ist eben in Schlafzimmern, in der Sauna zur Sache gegangen. Es gab sogar eine Art Folterkeller, wo auch professionelle Kinderpornos gedreht worden sein sollen. 

Viele Heimkinder seien vorher schon im Elternhaus misshandelt worden, das heißt, sie konnten sich im Endeffekt nirgendwo beschweren, weil sie aus völlig zerrütteten Familien stammten, die Eltern teils schon verstorben waren, teils drogenabhängig oder selbst Missbrauchstäter waren. Im Endeffekt wurde kaum jemand verschont außer diejenigen, die sich gewehrt haben, die sich massiv gewehrt haben. Die wurden verschont oder teilweise vergewaltigt oder sie wurden als Drogenkuriere eingesetzt. 

Aber das Fragliche an der ganzen Sache ist, dass im Endeffekt die Kinder einen Freibrief bekamen, dem Unterricht fernzubleiben und über Monate von der Schule für Erlebnispädagogik oder Privatunterricht abgemeldet wurden. Es waren damals über 110 Kinder im Heim und betroffen waren wahrscheinlich rund um die 30. Dieser Lehrer dieser sozialpädagogischen Anstalt hat damals den Stadtschulrat informiert, ist aber laut eigener Aussage auf eine Mauer des Schweigens gestoßen und einen Monat später war er arbeitslos.

Man stellt sich also die Frage, warum im Zeitraum 1995 bis 2000 wiederholt Schüler aus diesem Sozialpädagogischen Zentrum Hackinger Kai von Erziehungsbefugten des Aichhorn-Hauses zum häuslichen Unterricht oder zum erlebnispädagogischen Unterricht abberufen wurden. Das haben wir auch schon 2001 bei einer Anfrage seitens des GR Herbert Rudolph hinterfragt, weil eben so eine Abmeldung nach dem § 11 Schulpflichtgesetz auch ganz klar geregelt ist. So eine Abmeldung muss nämlich zu Beginn des Schuljahres erfolgen. Es wurden aber dem Vernehmen nach die Schüler des Hackinger Kais auch während des Schuljahres vom Unterricht abgemeldet. Der Unterrichtserfolg wurde nicht überprüft oder auch nicht erbracht und die Einforderung des erfolgreichen Unterrichts vom zuständigen Bezirksschulinspektor wurde unterlassen. Diese Verantwortung muss, wenn dieser Fall neu aufgerollt wird, auch festgemacht werden. 

Damals jedenfalls war die Suppe fürs Gericht zu dünn. Es gab, wie gesagt, einen Freispruch im Zweifel. Deswegen unterstütze ich auch die Forderung seitens der Kinder‑ und Jugendanwaltschaft, hier eine Kommission einzuführen, um zu erforschen, wie man es anstellen kann, dass Kinder besser bei der Quote zur Neuaufrollung dieser Missbrauchsfälle gestellt sind und ihre Aussagen besser berücksichtigt werden. Es ist, glaube ich, sehr, sehr wichtig, dass man auf diese Fälle auch eingeht, weil dieser konkrete Fall auf jeden Fall bis zum Himmel stinkt. Hier gibt es sehr, sehr viele ungeklärte Fragen. Der Täter, es gilt natürlich die Unschuldsvermutung, ist noch immer aktiv. Wir als Freiheitliche Partei haben in den letzten Wochen auch eine Untersuchungskommission gefordert. Bisher hat sich hier seitens der Rathausmehrheit nichts getan.

Wir stellen Ihnen die Frage, was damals wirklich im Aichhorn-Haus geschehen ist. Wir stellen die Frage, dass es höchst eigenartig ist, dass die Kinder über Monate vom Schulunterricht befreit wurden, dass sie hier im Endeffekt wahrscheinlich mutmaßlich als Sexualsklaven eingesetzt wurden. Fragen über Fragen. Wir hoffen, dass die Staatsanwaltschaft diese Fälle neu aufrollt und wir hoffen auch, dass, wie ja jetzt bei der Kirche, die Opfer eine Entschädigung seitens der Täter bekommen. Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich die Frau Abg Smolik zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kinder‑ und JugendanwältInnen!

Auch von uns zuerst einmal einen Dank für diesen wieder sehr umfassenden und sehr informativen Bericht. Ein paar Themen wiederholen sich ja von Jahr zu Jahr, siehe UN-Kinderrechtskonvention. Auch wir hoffen, dass sich da in den nächsten Jahren vielleicht doch noch etwas bewegt. Aber immer wieder sind neue Themen hier angeführt und regen zu Diskussionen an und das begrüße ich sehr. Ich möchte dann auch noch auf ein beziehungsweise zwei Themen zu sprechen kommen.

Dieser Fall beziehungsweise diese Vorfälle, die der Kollege Gudenus jetzt hier geschildert hat, sind auch uns bekannt, weil auch die Betroffenen bei uns gewesen sind und um Unterstützung angefragt haben. Ich denke, dass diese Vorfälle, diese Vorwürfe und diese berechtigten Vermutungen der jetzt jungen Erwachsenen berechtigt sind. Dass diese Vorfälle jetzt bei der Staatsanwaltschaft liegen und hoffentlich auch behandelt werden, ist ein guter und wichtiger Schritt und ich bin sehr daran interessiert, dass hier auch Aufklärung von Seiten der Stadt Wien passiert und erhoffe mir da auch vom Herrn Stadtrat klare Worte, wenn diese Vorwürfe bestätigt beziehungsweise auch bewiesen werden.

Zum Bericht. Das Bundeskinder‑ und –jugendhilfegesetz, die Stellungnahme, die die Kinder‑ und Jugendanwaltschaft Wien abgegeben hat, ist eine sehr ausführliche und ich möchte mich dafür noch einmal sehr herzlich bedanken, weil es wirklich aufzeigt, in welcher Frage und in welchen Problemlagen wir uns in diesem Jugendhilfegesetz auch befinden beziehungsweise befunden haben. Danke auch dafür, dass Sie einfordern, was ja andere Stellen hier auch eingefordert haben, nämlich die österreichweiten Standards für den Kinderschutz. Ich glaube, dass es sehr, sehr notwendig sein wird, hier wirklich Fortschritte zu machen, hier weiterzukommen, um nicht immer in der Frage der Qualitätssicherung und des Standards hintennachzuhinken, sondern dass es hier klar formuliert wird. Leider wird das wahrscheinlich in der Form auch nicht so umgesetzt werden. 

Auch die klaren und deutlichen Worte bezüglich der personellen und finanziellen Situation und Ausstattung der Jugendwohlfahrt sind immer sehr wohltuend hier auch zu lesen, denn auch wir haben es schon des Öfteren hier in diesem Haus und im Gemeinderat thematisiert, dass wir sehen, dass es mehr Personal und auch mehr finanzielle Mittel in der Jugendwohlfahrt braucht, vor allem, weil die Fälle von Unterbringung und die Krisenfälle immer mehr steigen und ich fürchte, in den letzten Jahren auch nicht weniger wurden. So glaube ich, dass wir wirklich massiv in den nächsten Jahren aufstocken müssen, auch in Wien aufstocken müssen, um hier das Personal in der Form auch zu haben, wie wir es benötigen.

Zum Thema Kinderarmut hat der Kollege Gudenus ja auch schon ausgeführt, dass wir das in den letzten Monaten schon des Öfteren hier thematisiert haben und versucht haben, auch der Mehrheitsfraktion klarzumachen, dass es Handlungsbedarf gibt, dass wir in Wien eine steigende Anzahl von Kindern und Jugendlichen haben, die in Armut leben beziehungsweise armutsgefährdet sind. Manchmal frage ich mich schon, wie viel an Argumenten hier die SPÖ schon auch noch braucht. Hier steht es wieder schwarz auf weiß im Bericht der Wiener Jugendanwaltschaft und es ist auch eine unserer zentralen Forderungen, die wir mit Anträgen schon mehrfach eingebracht haben, nämlich dass es eine Analyse, eine Studie zur Situation von Kindern und Jugendlichen braucht, die hier in Wien in Armut leben. Und immer wieder kommt ja das Argument der SPÖ: Das brauchen wir nicht, wir haben genug Daten, um zu wissen, was wir tun müssen und wie wir reagieren müssen. Ich glaube, dass das nicht reicht. Ich glaube, dass wir möglichst rasch, so wie es die Kinder- und Jugendanwaltschaft auch formuliert hat, eine Analyse der Situation und eine konzentrierte Studie, die sich mit der Armutssituation von Kindern und Jugendlichen beschäftigt, in Auftrag geben sollten, um das dann unaufgeregt zu diskutieren und sich anzusehen, wo man hier in Wien ansetzen muss, damit Kinder und Jugendliche in einer der reichsten Städte in diesem Land nicht in Armut beziehungsweise in Armutsgefährdung aufwachsen müssen. 

Eines der beiden Themen, wobei ich begrüße, dass neue Themen aufgegriffen wurden, ist für mich ein sehr heikles Thema und das wird auch in dem Bericht angesprochen, nämlich das Thema unter dem Titel „Unterstützung von Jugendlichen bei ihrer Verselbstständigung“, wo es auch um Kinder geht, die in so genannten bürgerlichen, gut bürgerlichen oder in Elternhäuser beziehungsweise in einer sozialen Schicht aufwachsen, wo man nicht automatisch vermuten würde oder zumindest die Medien auch nicht gerne darüber berichten, dass auch hier Gewalt vorkommt und dass auch hier Kinder unter Druck gesetzt werden und sich hier mit einer anderen Situation auseinandersetzen müssen. Ich glaube, dass das ein Thema ist, das wir sehr sorgfältig - und es wird auch hier in dem Bericht so angegangen - und ernsthaft diskutieren müssen, denn gerade diese Kinder und vor allem Jugendlichen haben nicht so den Zugang, obwohl sie es wissen müssten und auch die Informationen haben, wie sie sich wehren könnten, aber eigentlich haben sie nicht so stark die Möglichkeiten und die Unterstützung von unterschiedlichen außen stehenden Institutionen. Sehr viel wird hier dann über das private Familienleben gelöst. 

Ich glaube, dass das nicht sinnvoll ist. Ich glaube auch, dass der Hinweis, dass wir für diese Jugendlichen und Kinder, die aus dieser „sozialen Schicht“ kommen, uns auch Unterbringungsformen überlegen sollten, und das wird ja auch angeführt, die passen und dass es nicht nur immer darum geht, findet man irgendwo einen Platz bei der Oma, bei der Tante oder beim Onkel, um hier aus diesem Familiensystem auch rauszukommen und wie können wir diesen Kindern und Jugendlichen es ermöglichen, ihre Situation zu schildern beziehungsweise sich auch zum Wort zu melden. Ich glaube, dass das ein Thema ist, das wir vielleicht auch einmal mit einer Enquete oder mit einem kleineren Arbeitskreis diskutieren sollten, ob hier wirklich die Angebote der Stadt Wien, die wir im Moment haben, die geeigneten sind.

Zur Psychotherapie, das ist ja ein Thema, das immer wieder kommt, möchte ich nicht allzu viel sagen. Wir weisen schon seit Jahren darauf hin, dass wir einen Bedarf in Österreich, aber auch in Wien an PsychotherapeutInnen haben, vor allem wenn es um Kinder und Jugendliche geht. Die Zahlen, die angeführt sind, dass wir österreichweit praktisch 1 500 VollzeitpsychotherapeutInnen brauchen würden, glaube ich, zeigen, dass es hier Handlungsbedarf gibt. Auch wenn man sich ansieht, dass die Anzahl der Medikamente, die gerne und verstärkt verschrieben werden, für Kinder und Jugendliche steigen, so sollte das für uns eigentlich ein Alarmzeichen sein, dass man hier auf alle möglichen Institutionen einwirken müsste, um auf eine stärkere Versorgung mit Psychotherapieplätzen und Angeboten für Kinder und Jugendliche zu drängen und hier nicht weiter zuzusehen. 

Zum zweiten Thema, das mir als Aufgreifen eines wichtigen Themas aufgefallen ist, ist das Thema Maturareisen. Ich bekomme immer wieder kurz bevor diese Buchungslage anfängt, wenn die Maturareisenanbieter quasi ihre Angebote an die Schulen verschicken oder auch an die Jugendlichen per Mail und Internet verteilen, das ist ja mittlerweile alles sehr viel leichter zugänglich, Anrufe beziehungsweise Mails von Eltern, die wissen wollen, ob man „guten Gewissens“ ihre MaturantInnen da mitschicken könne und ob es denn so stimmt, dass dort eigentlich das Saufen, wenn ich es so ausdrücken darf, im Vordergrund steht. Ich glaube, dass es, auch wenn es hier, glaube ich, eine ganz gut verlaufende Arbeitsgruppe mit den Anbietern gegeben hat, hier noch sehr viel Informationsbedarf vor allem in Richtung Eltern, aber auch Jugendliche gibt, nämlich dass da nicht der Alkohol im Vordergrund steht, sondern dass das gemeinsame Tun, der gemeinsame Spaß, auch die vielen Sportangebote und anderen Angebote, die es hier gibt, im Vordergrund stehen, dass es aber bestimmte Regeln gibt, die auch einzuhalten sind. Ich hoffe sehr, dass diese gemeinsamen erarbeiteten Rahmenbedingungen auch wirklich was bewirken. 

Mir ist in Bezug auf die Öffentlichkeitsarbeit, weil das hier in diesem Bericht ja auch angesprochen wurde, noch keine großartige Veränderung aufgefallen, denn ich vermisse die hier angeführte klare Positionierung zum Thema Alkohol, Drogen und Sexualität. Es ist nach wie vor zumindest aus den mir zugänglichen Werbematerialien der Anbieter nicht erkenntlich, dass es dort auch Securitys gibt, dass es dort auch quasi eine Kontrolle gibt, sage ich einmal, dass die Regelungen und die Hausordnung, die es in den unterschiedlichen Clubs gibt, auch eingehalten werden. Das ist zumindest aus dem, was Jugendliche beziehungsweise MaturantInnen selber, aber dann auch Eltern von diesen Reisen berichten, noch nicht der Fall. Das heißt, hier, glaube ich, sollte man, obwohl es gut ausgearbeitet ist, schon auch einmal einen Blick drauf werfen, ob das auch so eingehalten wird beziehungsweise ob das in der Form dann auch umgesetzt wird. Ich glaube, dass die Maturareisen, die sich ja im Laufe der Zeit verändert haben, ein ganz, ganz wichtiger Punkt für junge Menschen sind, wenn sie gemeinsam wegfahren und das erste Mal quasi so richtig auch die Schule hinter sich lassen und das auch gebührlich feiern. Und hier auch von unserer Seite danke für den Hinweis, dass es nicht um Kontrolle geht und man da nicht bevormunden soll, weil es junge Erwachsene sind, aber dass es klarer in der Kommunikation, vor allem, glaube ich, auch Richtung Eltern hier eine Stellungnahme braucht, wie es mit Alkohol ist, aber vor allem auch bezüglich Sexismus, Umgang mit Übergriffen und vor allem, wenn es um junge Frauen geht, kommen sehr häufig die Fragen: Wie ist es mit diesen Wet-T-Shirt-Contests? Wie weit geht das? Wie ist das mit den Übergriffen? Gibt es dort irgendwelche Formen von sexueller Belästigung und gibt es dort jemanden, der dann darauf achtet beziehungsweise gibt es da auch jemanden, an den man sich wenden kann? Ich glaube, dass die Eltern hier die zentrale Zielgruppe sind, aber auch die Jugendlichen, denen man da sehr viel kommunizieren muss. Ich hoffe, dass die Veranstalter hier noch weiter tun und jetzt nicht an diesem gemeinsam Erarbeiteten stehen bleiben, sondern hier auch wirklich umsetzen.

Nochmals Danke für den ausführlichen Bericht und wir freuen uns schon auf den nächsten Bericht. Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich die Frau Abg Mag Anger-Koch zum Wort gemeldet. Bitte, Frau Magistra!

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landesrat! Sehr geehrte Damen und Herren von der Jugendanwaltschaft!

Auch ich möchte mich im Namen meiner Fraktion für den ausführlichen und tollen Bericht wie jedes Jahr bedanken und möchte auch einige Themen herausnehmen. Ich denke, das Thema über Kinderbeistand ist ein wesentliches, gerade wenn die Position des Kindes bei einer Trennung oder einer Scheidung gestärkt werden muss. Da man auch weiß, dass die Scheidungsrate gerade in Wien in den letzten Jahren sehr gestiegen ist, braucht es neutrale Personen, die die Kinder bei den Scheidungsverfahren begleiten, wobei ich auch erwähnen möchte, dass auch die Besuchsbegleitung, die Sie in den anderen Berichten auch schon erwähnt haben, nicht unerwähnt bleiben darf, wo man auf alle Fälle schauen muss, dass genug Kontingente, Personalressourcen und die finanziellen Mittel dafür bereit gestellt werden müssen und, wie Sie auch richtig erwähnt haben, dass Einsparungen beziehungsweise fehlendes Budget nicht auf Kosten der Kinder ausgetragen werden darf. Dafür bin ich Ihnen sehr dankbar und hoffe auch, dass Sie da dranbleiben und auch die Besuchsbegleitung noch mehr in den Vordergrund bringen und auch, dass da noch mehr Fördermittel locker gemacht werden. Herzlichen Dank. 

Das Zweite ist die Gewalt der Jugendlichen, die wir ja auch hier im Hohen Haus schon sehr oft besprochen und diskutiert haben und viele Anträge gemacht worden sind, wo Sie auch wissen, dass die Hintergründe oft sehr differenziert sind. Gerade im aggressiven Verhalten muss Hilfestellung angeboten werden. Wir haben ja auch schon, wie Sie in Ihrem Bericht wieder erwähnt haben, die Schulmediation, wo Sie ja auch eine eigene Gruppe eingesetzt haben und auch die Schulmediation in den letzten Berichten, eigentlich schon seit 2006, erwähnt haben, dass sie gerade an den Pflichtstandorten mehr eingesetzt werden soll. Da haben wir ja diesbezüglich auch schon sehr viele Anträge eingebracht und sind der Meinung, dass auch flächendeckend an allen Schulstandorten mehr Schulsozialarbeiter eingesetzt werden sollen, wo gerade eben vor Ort die Problematik mit Eltern, mit Direktoren, mit den Kindern erarbeitet werden kann und hier eine gemeinsame Lösung der Probleme geschaffen werden kann. Sie haben Gott sei Dank auch wieder einen Appell in diese Richtung gemacht. Gerade die Schule ist ein idealer Ort, wo die Unterstützungsmöglichkeiten auszuweiten sind. 

Ich möchte mich noch einmal im Namen meiner Fraktion für den Bericht bedanken und hoffe, dass Sie bei diesen ganzen Dingen auch dran bleiben, dass diese Missstände doch irgendwann beseitigt werden können und wünsche Ihnen noch weiterhin viel Erfolg und Danke vielmals! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich der Herr Abg Petr Baxant zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Verehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Jugendanwältin! Sehr geehrter Herr Jugendanwalt! 

Danke vorerst einmal für diesen Bericht, der sehr spannend ist, der sehr viele österreich- und bundesbezogene Themen angesprochen hat. Ganz grundsätzlich: Die Wiener Kinder- und Jugendanwaltschaft ist eine überaus wichtige Institution, eine unabhängige Institution. Vor allem in einer Stadt, die von einer absolut regierenden Partei verwaltet wird, sind natürlich Kontrollorgane wie die Kinder- und Jugendanwaltschaft extrem wichtig und umso wichtiger ist Ihre Tätigkeit, die Sie auch super ausüben. Sie sind auch ein sehr wichtiger Impulsgeber wie zum Beispiel - und das ist eine Sache, die wir auch sehr favorisieren und die wir sehr vorantreiben wollen und da sind wir Ihnen sehr dankbar, dass Sie das auch in die Öffentlichkeit bringen und Aufmerksamkeit für dieses Thema schaffen - für die Verankerung der Kinderrechte in der Bundesverfassung. Das ist natürlich ein sehr wichtiger Schritt. Leider sind wir, ich habe da die Informationen von unserer Kindersprecherin im Parlament, der Kollegin Lueger, bezüglich dieses Themas ein bisschen weit zurückgedrängt worden. Vor allem seitens der ÖVP gibt es Probleme. Aber ich glaube, wir sind auf einem guten Weg und die Wiener Kinder- und Jugendanwaltschaft ist ein wichtiger Impulsgeber in dieser Hinsicht. 

Weiters erfüllen Sie auch eine wichtige Antriebsfunktion wie zum Beispiel beim Kinderbeistand im Scheidungsfall. Jeder weiß es aus persönlicher Erfahrung beziehungsweise aus Erklärungen von Kindern und von Betroffenen, dass natürlich im Scheidungsfall die Kinder die ersten Opfer sind und jene, die am meisten leiden. Umso wichtiger ist es, dass es eine unabhängige und weisungsfreie Stelle gibt, die wirklich ausschließlich auf der Seite der Kinder und der Jugendlichen ist. Auch das ist eine extrem wichtige Funktion, die Sie da einnehmen. 

Weiters danke ich auch sehr und danke ich auch dem Herrn StR Oxonitsch sehr dafür, dass sofort, als die von Herrn Gudenus angeführten Missstände und sexuellen Übergriffe bekannt geworden sind, reagiert wurde und eine Anlaufstelle installiert wurde, wo Kinder und Jugendliche beziehungsweise Betroffene hingehen konnten. Sie haben ihnen zugehört, Sie haben Aufmerksamkeit und Öffentlichkeit geboten und vor allem, Sie haben auch vermittelt und das ist auch eine extrem wichtige Funktion. 

Weiters möchte ich betonen, dass natürlich diese Parteinahme für Opfer sexueller Übergriffe und gewalttätiger Übergriffe in ein ganz großes und ganz breites Netzwerk eingebettet ist, was auch ganz wichtig ist. Sie sind in dieser Hinsicht quasi nicht Einzelkämpfer und Einzelkämpferin, sondern Sie haben sehr viele Mitkämpfer auf Bundesebene, aber vor allem natürlich auf Wiener Ebene. Und das ist mit der von Ihnen initiierten Konferenz „Präventionsfachtagung 2008 zum Wiener Netzwerk gegen sexuelle Gewalt“ manifestiert worden. 

Es gibt noch viel zu tun, wie zum Beispiel im Bereich gewaltbereite Jugendliche. Da haben Sie selber in Ihrem Bericht angeführt, dass es vor allem auf Bundesebene und in den Bundesländern extrem viel zu tun gibt. Umso stolzer sind wir natürlich, dass die Wiener Kinder- und Jugendanwaltschaft gemeinsam mit der Wiener Männerberatung hier Modelle ausarbeitet, die wirklich zukunftstauglich sind und die vor allem - und das ist das Wichtigste - lebensnah und praktikabel sind. 

Weiters bin ich Ihnen dankbar dafür, dass Sie eine extrem wichtige Aufklärungsfunktion sind im Hinblick darauf, dass Sie die Jugendlichen in Schutz nehmen auch in der Frage politisch gebildet/politisch interessiert/politisch desinteressiert, was auch immer. Ich bin Ihrer Meinung, Jugendliche sind nicht politisch desinteressiert, sondern sie interessieren sich für eine ganz bestimmte Form von Politik. Sie interessieren sich auch für eine ganz bestimmte Form von politischer Partizipation. Und da sind vor allem die Gastkommentare wie zum Beispiel von Bernhard Heinzlmaier meiner Meinung nach ein großer Beitrag zur Aufklärung auch in dieser Hinsicht, weil die Jugendlichen in unserem Land für alles getögelt worden sind, für zu viel Saufen, für komischen Sex Machen oder Nichtwählengehen und Sie sind in dieser Hinsicht wichtige Meinungsmacher. Deswegen danke ich Ihnen sehr und sage nur: Weiter so! Danke im Sinne der Wiener Kinder und Jugendlichen! (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Ich frage nun eher nur der guten Ordnung halber, ob die Frau Kinder- und Jugendanwältin, Kollegin Pinterits, oder Herr Dr Schmid das Wort annehmen wollen? Bitte, Herr Doktor Schmid! 

Kinder- und Jugendanwalt Dr Anton Schmid: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich wollte dem Abg Mag Gudenus die Frage beantworten, die er gestellt hat (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Er ist nicht mehr da!), warum wir ein bedingungsloses Grundeinkommen für Kinder fordern. Vielleicht sagen ihm die Kolleginnen und Kollegen von der Fraktion dann meine Antwort. 

Vor 30 Jahren hat die Katholische Sozialakademie gefordert, dass alle Kinder, unabhängig von dem Einkommen der Eltern, eine staatliche Unterstützung bekommen und zwar ab einem gewissen Alter auch zur eigenen Verfügung. Damals wurden diese katholisch orientierten Sozialwissenschafter ausgelacht und man hat gesagt: Das sind ja lauter Wahnsinnige. Vor zehn Jahren hat es einen Beschluss aller - und der ist jetzt noch gültig – Kinder- und JugendanwältInnen Österreichs gegeben, wo wir das Gleiche fordern. Und wenn der Herr Abg Gudenus sagt, das ist Sozialromantik, dann muss ich dazu sagen: Wer, wenn nicht die Kinder- und Jugendanwälte, haben das Recht, sozialromantisch zu sein? Und ich kann mich noch erinnern, damals vor zehn Jahren hat der Kolumnist Richard Nimmerrichter alias „Staberl“ gesagt, wir sind vollkommen übergeschnappt, denn die Jugendlichen geben das Geld ja nur für Drogen und für andere Dinge aus. Ein Beweis dafür, wenn man das so argumentiert, dass man 95 Prozent der Jugendlichen nicht kennt. Das ist genauso wie im Bereich der Gewalt und im Bereich der Vernünftigkeit der politischen Bildung. 

Ich möchte mich bei allen Fraktionen für das positive Feedback bedanken und auch dafür, dass wir von Ihnen ein sehr gutes Zeugnis ausgestellt bekommen haben! Danke! (Beifall bei SPÖ, FPÖ und GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Ich danke dem Herrn Kinder- und Jugendanwalt für seine Wortmeldung. 

Zum Wort ist nun niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. Bitte, Herr Stadtrat!

Berichterstatter Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren! Zunächst auch von meiner Seite an Sie und Ihr Team ein ganz herzliches Dankeschön! Ein Dankeschön für die, wie ich meine, sehr wichtige Arbeit in der Stadt, dass Kinder und Jugendliche - und auch darauf bin ich sehr stolz, dass das hier in diesem Hause nicht diskutiert wird - eine klare, unabhängige, weisungsfreie Stelle vorfinden können, an die sie sich vertrauensvoll mit ihren Anliegen wenden können. Insofern war es für mich natürlich auch von besonderer Bedeutung und ganz besonders wichtig, hier auf entsprechende Vorwürfe - und ich möchte da auf ein paar Punkte eingehen - im Bereich Kindesmissbrauch, Gewalthandlungen, et cetera gegen Kinder und Jugendliche in Einrichtungen zu reagieren und dass wir die Möglichkeit hatten, auf die wirklich hervorragende Expertise der Kinder- und Jugendanwaltschaft zurückgreifen zu können und hier ein klares Angebot und Signal zu setzen, dass Menschen, die hier Gewalterlebnisse, Missbrauchserlebnisse gehabt haben, die Möglichkeit haben, sich vertrauensvoll an eine entsprechende Institution wenden zu können. Ich glaube, es ist dieses Angebot sicherlich ein ganz wichtiges gewesen, denn wir wissen natürlich, dass viele Menschen mit diesen Gewalterfahrungen, mit Missbrauchserlebnissen immer wieder das Bedürfnis haben, sich hier entsprechend auch eine Öffentlichkeit zu verschaffen. Das ist besonders wichtig, denn ich glaube, es ist ein Bestandteil. Aber es gibt auch viele Menschen, die einfach wollen, dass man weiß, was ihnen widerfahren ist, was sie erlebt haben und sich ansonsten erwarten, dass man einfach aus diesen Erlebnissen die entsprechenden Schlüsse zieht. Und Wien hat das ja auch ganz besonders gemacht. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass wir gerade im Bereich der institutionellen Kindererziehung in verschiedensten Einrichtungen mit der Heimreform 2000, mit verschiedensten Anlaufstellen eigentlich schon vor Jahrzehnten begonnen haben, immer wieder zu reagieren, geschlossene Systeme aufzubrechen, geschlossene Systeme in Form von Wohngemeinschaften neu zu strukturieren, um hier tatsächlich auch einen unmittelbaren Kontakt von Jugendlichen, die in entsprechenden Einrichtungen sind wie ihre Lebensumwelt in den Schulen, in den öffentlichen, aber auch in den entsprechenden Beratungs- und Betreuungsangeboten sicherzustellen, um hier einfach sicherzustellen, dass es möglichst viele, auch offene Kontaktnahmen gibt. Ich glaube, es war dies ein ganz wichtiger Schritt. Und ich bitte gerade in diesem Fall immer wieder auch um tatsächlich sehr sorgsamen Umgang in der öffentlichen Debatte. 

Ich möchte schon darauf verweisen, es war die Stadt Wien, die hier eine entsprechend neue Sachverhaltsdarstellung an das Gericht übermittelt hat. Wir waren es letztendlich, die diese entsprechende Sachverhaltsdarstellung weitergegeben haben, damit der hier in der Debatte angesprochene Fall, der vor über zehn Jahren stattgefunden hat, neu aufgerollt wird, neu untersucht wird. Und es war die Stadt Wien, die hier eben wie immer, wenn es entsprechende strafrechtlich relevante Vorwürfe gibt, diese an das Gericht weiter übermittelt. Hier unterscheiden wir uns vielfach von anderen Institutionen. Bei uns werden entsprechend strafrechtlich relevante Vorwürfe direkt an die Gerichte übermittelt, die dann die Untersuchungen übernehmen. Und ich halte das auch weiterhin für ganz besonders wichtig und notwendig. Daher begrüße ich natürlich auch diese Untersuchungen, die es gibt. Aber ich sage auch dazu, gleichzeitig bitte ich, solange diese Untersuchungen laufen, um einen entsprechend sorgsamen Umgang auch in der Wortwahl und auch in der Rhetorik im Interesse der Kinder und Jugendlichen, die in Wiener Einrichtungen hervorragend von hunderten engagierten Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen betreut werden, aber eben auch besonders im Interesse der Kinder und Jugendlichen, die hier in diesen Einrichtungen, wie ich meine, in sehr familienähnlichen Strukturen hervorragend betreut werden. Ich glaube, auch die haben es sich verdient. Ich kann nur sagen, ich stelle auch die Frage, ich will wissen, was geschehen ist. Daher habe ich volles Vertrauen in die Untersuchung der Gerichte, bitte aber gleichzeitig, wenn man diese Frage schon stellt, und der Kollege Gudenus hat sie gestellt und ich kann mich der nur vollinhaltlich anschließen, ich will auch wissen, was passiert ist, in der Darstellung davor entsprechende Begriffe wegzulassen. Es hat stattgefunden. Es hat es gegeben. Es ist das vorgefallen. Dann bitte auch in der Rhetorik um die entsprechende Wortwahl. Ja, wir wollen alle wissen, was passiert ist. Ja, ich fordere die Gerichte auf, rasch entsprechende Untersuchungen einzuleiten. Bis die abgeschlossen sind, werden wir natürlich auch vor allem unsere entsprechenden Kontrollinstrumentarien immer wieder voll auch ausnützen, wie wir das bisher getan haben. Aber ich glaube, es haben sich einerseits die Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, vor allem aber auch die Kinder und Jugendlichen hier eine entsprechende sorgfältige Wortwahl verdient, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es sind einige wichtige Punkte, wie ich denke, im Bericht auch angesprochen worden. Ich kann mich vielen Beiträgen durchaus anschließen. Ich bin sehr froh darüber, dass gerade auch immer wieder die Kinder- und Jugendanwaltschaft zum Beispiel den Bereich der psychotherapeutischen Versorgung angesprochen hat, daher ist es für uns ja auch ganz besonders wichtig, dass wir derzeit eine entsprechende Wohngemeinschaft neu in der Stadt auch einrichten mit der entsprechenden Unterstützung und auch Expertise aus dem reichen Erfahrungsschatz der Kinder- und Jugendanwaltschaft. Viele der Themen, glaube ich, werden weiterhin aktuell sein. Aber es ist umso wichtiger, auch in der Zukunft hier eine klare Stimme für Kinder und Jugendliche zu haben. Das haben die Wiener Kinder und Jugendlichen in der Kinder- und Jugendanwaltschaft. Und deshalb zum Abschluss noch einmal ein herzliches Dankeschön an euch und euer gesamtes Team! Danke vielmals! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke für das Schlusswort. Wir kommen nunmehr zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Wiener Landtages, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2009 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist somit einstimmig beschlossen.

Die Postnummer 11 betrifft die Erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes zur Schaffung einer umweltrelevanten Geodateninfrastruktur in Wien - Wiener Geodateninfrastrukturgesetz. Berichterstatter hiezu ist Herr LhptmSt Dr Ludwig. Ich erteile ihm das Wort und bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter LhptmSt Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren des Landtages! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön! Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Wiener Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang ihre Zustimmung geben wollen, in erster Lesung um ein Zeichen mit der Hand. – Dieses Gesetz ist in erster Lesung einstimmig angenommen.

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage sofort vornehmen zu lassen. Ich bitte jene Mitglieder des Wiener Landtages, die einer derartigen Vorgehensweise der sofortigen Abstimmung der zweiten Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist einstimmig so beschlossen.

Ich bitte jene Mitglieder des Wiener Landtages, die dem Gesetz auch in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Die Postnummer 12 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz – WWFSG 1989 geändert wird. Berichterstatter dazu ist wiederum Herr LhptmSt Dr Ludwig. Ich erteile ihm das Wort und bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter LhptmSt Dr Michael Ludwig: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön! Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen diese Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall, ich kann daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Als erste Rednerin hat sich Frau Abg Dipl-Ing Gretner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrten Damen und Herren! 

Die vorliegende Novelle zum Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz ist wirklich eine äußerst betrübliche Angelegenheit. Als ich sie gelesen habe, habe ich gedacht, das stammt von einem ÖVP-Stadtrat. Keinesfalls hat das irgendwie eine sozialdemokratische Handschrift. Es spricht, glaube ich, auch für sich, die Stellungnahmen, die abgegeben wurden, beispielsweise von der Mietervereinigung, der Präsident, Herr Niedermühlbichler, ist ja auch anwesend, hat einen gewissen Umfang. Es gibt zahlreiche wirklich fundierte Stellungnahmen von Interessensvertretungen, von Mietern, von der Arbeiterkammer, die sehr ausführlich darauf eingehen und eigentlich auch ein vernichtendes Urteil sprechen. Lediglich die Stellungnahme der Immobilientreuhänder ist sehr dünn und das hätte Ihnen schon sehr zu denken geben müssen, sehr geehrte Kollegen der Sozialdemokraten, ob Sie da nicht ein bissel auf der falschen Seite stehen. 

Für mich ist das Ganze unter dem Titel „Wir verkaufen die Leute für blöd“. Nicht nur dass Sie herum rennen und sagen, 85 Prozent der Wiener wollen die Hausbesorger, weil jeder, der rechnen kann, weiß, dass nur 30 Prozent der Wiener Wahlberechtigten bei dieser Umfrage mitgemacht haben und dann sind das in Wahrheit 24 Prozent der Wiener Wahlberechtigten, die das wollen. Genauso machen Sie es mit dieser Gesetzesnovelle. Sie verkaufen die Hausmeister neu als wahnsinnig tolle soziale Errungenschaft und gleichzeitig ändern Sie die Gesetzeslage so, dass Sie wirklich die Mieten verteuern und leistbares Wohnen in Wien erschweren. 

Ich möchte eigentlich mit der Stellungnahme der Mietervereinigung, mit dem Einleitungssatz beginnen, nur damit Sie das auch wissen, falls Sie es nicht wissen: „Die Mietervereinigung Österreich hält fest, dass die Einstiegshürden für den geförderten Neubau mittlerweile schon ein Niveau erreicht haben, welches die Grenzen zwischen freiem Markt und geförderten Wohnung nahezu verschwimmen lässt.“ Das geht dann noch seitenlang weiter und endet: „Es wäre eigentlich notwendig, verstärkt mit Landesdarlehen zu arbeiten, vermehrt jene Kreisläufe zu stärken, die dem Gemeinnutzen unterliegen sowie insbesondere zu ermöglichen, dass die Menschen ohne langfristige Schulden machen zu müssen, ihre ersten Wohnungen beziehen können. Diesem Anspruch wird die vorliegende Novelle nicht gerecht.“ Ich möchte wirklich, dass Sie nicht sagen können, Sie hätten es nicht gewusst. Es ist so. Sie haben zwar heute Morgen noch husch pfusch einen Abänderungsvortrag vorgelegt, der einen Paragraph, den § 64, ein wenig verbessert. Wir werden deshalb auch dem Abänderungsantrag zustimmen. In vielen anderen Paragraph sind aber wirklich auch immer noch Sachen drinnen, die das leistbare Wohnen in Wien erschweren werden. Es gibt in Wien zu wenige eigenmittelfreie Wohnungen. Es gibt zu wenige Wohnungen, wo der Mietzins kostendeckend angeboten wird. Sie schlagen nun vor, dass beispielsweise die Wohnbaubeihilfe oder Eigenmittelersatzdarlehen nur dann zu gewähren sind, wenn das Einkommen des Förderungswerbers die Höhe im Sinne des Richtsatzes für Ausgleichszulagen nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz erreicht oder nachweisbar über einen ununterbrochenen Zeitraum von zwölf Monaten in den letzten zehn Jahren vor Antragsstellung erreicht hat. Ich weiß nicht, ob sie sich überlegt haben, was das für junge Menschen bedeutet, für Studenten oder Lehrlinge vor allem, aber natürlich auch für Menschen, die in prekären Arbeitsverhältnissen sind und es gibt immer mehr Leute, die quasi auf Werkvertragsbasis arbeiten müssen und dadurch so einen Nachweis einfach nicht erbringen können. Und diese Leute schließen Sie mit dieser Novelle von der Wohnbeihilfe aus. 

Ein weiterer großer Kritikpunkt, mir vollkommen unverständlich und auch von zahlreichen Interessensvertretungen kritisiert, ist im § 34 die Aufhebung dieser 150 m²-Grenze bei Sanierungsmaßnahmen. Da gilt diese 150 m²-Grenze nicht mehr, das heißt, riesige Villen, die halt 300 m² haben, können sich eine Förderung für ihre Sanierung holen. Und das muss man sich auch noch auf der Zunge zergehen lassen, Herr Stadtrat, hinter mir sitzend - er hat sich ja die soziale Nachhaltigkeit sehr auf die Fahnen geschrieben -, aber jetzt in diesem § 34 kommt wieder ein Thema zum Vorschein, und da hat es einen Bauträgerwettbewerb dazu gegeben, das Thema Sicherheit. Also auch für Sicherheitsmaßnahmen fällt die Grenze dieser 150 m². Also jemand, der eine 300 m² große Villa hat, kann sich jetzt auch die Sicherungsmaßnahmen dieser Villa fördern lassen. Da muss ich schon sagen, die soziale Nachhaltigkeit sehe ich da überhaupt nicht und ich erkenne immer mehr, dass das wirklich reine Augenauswischerei und ein guter Marketingschmäh ist, aber keinesfalls ernst gemeint sein kann, wenn sie heute hier diese Novelle so beschließen.

Es gibt noch andere Details, beispielsweise auch, dass die Hauptmietzinsreserve bei geförderten Sanierungen nicht mehr eingebracht werden muss. Es gab auch zahlreiche Vorschläge, die man durchaus hätte in die Novelle einarbeiten können, um wenigstens eine Kleinigkeit zu tun, damit Wohnen in Wien billiger wird, beispielsweise, wie Sie wissen, sind ja bei geförderten Neubauwohnungen Maklergebühren verboten. Es gibt quasi dieses Maklerverbot im geförderten Neubau und wieso hat man hier in diese Novelle nicht eingearbeitet, dass es auch bei geförderten Sanierungen keine Maklerprovision mehr geben darf? Wir fordern das schon seit Längerem. Das wäre eine ganz konkret leichte Sache gewesen, ist auch zu Protokoll gegeben worden, hätte man einarbeiten können und zeigt für mich einmal mehr diese unverständliche Handschrift. Ich kann es wirklich nicht verstehen, was Sie geritten hat, diese Novelle in diese Richtung so zu bearbeiten. 

Ihr Abänderungsantrag heute in der Früh zeigt mir auch, dass es eine ziemliche Husch-Pfusch-Aktion ist. Auch die zahlreichen Stellungnahmen, die irgendwie dann doch keine Berücksichtigung mehr gefunden haben, zeigen, dass hier schlampig gearbeitet wurde und nicht nur schlampig, sondern wirklich auch von einer absolut nicht sozialen Geisteshaltung getragen. Deswegen wird es für Sie nicht unverständlich sein, dass wir dieser Novelle keinesfalls zustimmen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich der Abg Niedermühlbichler zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (Abg Georg Niedermühlbichler zögert.) Wollen Sie von den Reden Gebrauch machen, Herr Abgeordneter, dann kommen Sie bitte zum Rednerpult. (Abg Georg Niedermühlbichler: Ja selbstverständlich!)

Abg Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das, was wir hier heute beschließen, ist ein modernes Gesetz. Immerhin schon seit 21 Jahren existiert es und da ist es immer wieder notwendig, Anpassungen durchzuführen. Ich möchte gleich zu Beginn zu der Wortmeldung Kollegin Gretner sagen: Sie haben die Stellungnahme der Mietervereinigung hier vorgelegt und zitiert und ja, dazu stehen wir auch und ich als Präsident der Mietervereinigung. Wir haben hier eine Stellungnahme abgegeben, die klar und deutlich war. Ich muss aber auch sagen, dass es hier eben anders als in den Bundesgesetzgebungsperioden, wo die schwarz-blaue Regierung verantwortlich war, viele, viele dieser unserer Vorschläge in diese Novelle eingearbeitet wurden und dass daher ein Gesetz vorliegt, dem wir und dem ich als Präsident der Mietervereinigung zustimmen können. Es hat dann auch noch Verhandlungen gegeben, weil hier doch noch zwei Themen ganz wichtig waren, wo ich auch gemeinsam mit dem Herrn Vizebürgermeister und den zuständigen Beamten und mit meinen Juristen einen Antrag ausgearbeitet habe, der eben noch zwei sehr wesentliche Punkte, die ich dann anführen werde, mit in die Gesetzesnovelle aufnimmt. Wenn wir das WWFSG novellieren, dann bedeutet das, dass wir hier einen höheren Anreiz für Sanierungen bieten wollen, dass wir gleichzeitig aber dafür sorgen, dass leistbares Wohnen auch in den innerstädtischen Gebieten notwendig und möglich ist und eben nicht so wie zum Beispiel in Berlin, wo ja ganze Gebiete abgerissen werden, die Menschen abgesiedelt werden, die sich dort das Wohnen nicht mehr leisten können, neu gebaut wird oder saniert und dann eben Menschen in diese Viertel einziehen, die sich das leisten können. Oder wie in Paris zum Beispiel, die ja den Weg gegangen sind, die Menschen aus Paris hinaus in die Satellitenstädte zu geben und jetzt von dieser Politik wieder zurückrudern müssen. Wir als Sozialdemokraten in Wien gehen schon seit Jahren einen anderen Weg, den der Stadterneuerung und der Sanierung.

Wichtig ist aber diese Maßnahme auch, meine sehr geehrten Damen und Herren, für die Wirtschaft und was mir als Sozialdemokrat noch wichtiger ist, für die Arbeitsplätze und auch, und da schau ich zu den GRÜNEN, für die Umwelt, denn Sie wissen, Sanierungsmaßnahmen, Thewosan-Sanierung, thermische Sanierung bedeuten einen geringeren CO2-Ausstoß und gerade die GRÜNEN sind es ja immer, die sagen, man muss mehr sanieren, damit die Heizkosten gesenkt werden und der CO2-Ausstoß geringer wird. Mit dieser Novelle tragen wir sehr gut dazu bei, dass das noch stärker passieren kann. Allein 600 Millionen EUR jedes Jahr werden über diese Position in die Wirtschaft investiert.

Ich möchte noch, bevor ich den Hausbesorger anspreche, zu der Geschichte mit der Aufhebung der 150 m² kommen. Man kann es sich nicht so einfach machen, dass man sagt, jedes Haus, das über 150 m² Wohnfläche hat, ist gleich eine Villa. 150 m² auf drei Geschoßen bringt man auch zum Beispiel in einem Kleingarten zusammen. Sie wissen ja, 50 m² Bebauungsfläche. Da gibt es eben auch im Einfamilienhausbereich oder im Zweifamilienhausbereich Menschen, die nicht Villenbesitzer oder Ferrarifahrer sind, und auch denen wollen wir mit dieser Novelle die Möglichkeit geben, thermisch zu sanieren, denn wir wissen ja, dass gerade im Einfamilienhausbereich oder Zweifamilienhausbereich eine thermische Sanierung wichtiger ist, weil sie mehr Sinn macht, weil ja der Energieverbrauch in diesen Einfamilienhäusern quadratmetermäßig gerechnet deutlich größer ist als zum Beispiel in einem großen Wohnbau. Und auch dem wollen wir mit dieser Novelle Rechnung tragen.

Was wir auch mit dieser Novelle machen und das war auch dem Herrn Vizebürgermeister ganz, ganz wichtig und das unterstützen wir auch seitens der Mietervereinigung, dass wir mit dieser Novelle einen breiten Zugang zu den geförderten Wohnungen einfach dadurch ermöglichen, dass wir die Einkommensgrenzen erhöht haben. Außerdem gewähren wir damit auch einen leichteren Zugang zu den Eigenmittelersatzdarlehen. Den Kollegen Kenesei, der sich ja vorher bei der Dringlichen darüber beschwert hat, dass das so teuer ist, möchte ich schon auch darauf hinweisen, dass das mit einer einprozentigen Verzinsung doch eine sehr, sehr günstige Variante ist, wo die Stadt Wien auch hilft. 

Und ganz, ganz wichtig für uns als Mietervereinigung ist auch, dass wir mehr Wohnungen mit der Superförderung anbieten können, das heißt, mehr Wohnungen, für die wir eben keinen Kostenbeitrag zu lukrieren brauchen oder nur einen geringen Kostenbeitrag, weil ja die Einstiegshürde in eine neue Wohnung für viele, vor allem junge Menschen eine sehr schwierige ist. Mit dieser Superförderung und mit der Ausweitung des Angebotes für mehr Wohnungen mit Superförderung gelingt es uns, auch jungen Familien die Möglichkeit zu geben, zu einem günstigen Wohnraum zu kommen.

Der Erstentwurf war eben so, wie er war, und daher hat die Mietervereinigung – und das möchte ich nochmals betonen – eine durchaus klare Stellungnahme abgegeben. Vieles von dem wurde eingearbeitet, aber uns war es dann noch wichtig, weitere Punkte einzuarbeiten. Daher haben wir eben einen Abänderungsantrag gestellt, den wir als Sozialdemokraten einbringen wollen, der zwei ganz, ganz wesentliche Punkte noch erhält. 

Einerseits sorgen wir mit diesem Abänderungsantrag dafür, dass bei Wohnungen, wo innerhalb der Wohnung keine Aufkategorisierung erfolgt ist, die Mehrkosten auch nicht überwälzt werden können. Das ist ganz, ganz wichtig, weil für uns nach wie vor gilt, die Kategorie einer Wohnung legt fest, wie es in der Wohnung ausschaut. Da kann nicht ein Teil anders sein, egal, ob jetzt ein Aufzug eingebaut oder eben eine thermische Sanierung durchgeführt wurde, denn wir wollen keine Kategorie C plus oder Kategorie D plus, sondern im Wohnraum wollen wir, so wie das Gesetz es vorsieht, auch die Kategorie beibehalten. Das darf nicht geändert werden, und das ist mit diesem Abänderungsantrag auch klargestellt.

Und ein weiterer Punkt – das ist ein Meilenstein in diesem WWFSG, weil der bisher auch nicht enthalten war; das haben Sie, Kollegin Gretner, nicht angesprochen, das sehen Sie verschieden, aber es freut mich, dass Sie hier diesem Antrag zustimmen – ist, dass es nun auch erstmals einen Befristungsabschlag geben wird. Das heißt, wenn der Vermieter vermeint, einen befristeten Mietvertrag abschließen zu müssen, dann muss er damit rechnen, dass er einen Befristungsabschlag geltend machen muss. Das wird dazu führen, dass der unbefristete Mietvertrag Regelmietvertrag bleiben wird, wie wir das auch wollen. Ich glaube, dass das auch gerechtfertigt ist, denn wenn einer einen befristeten Mietvertrag hat, muss er Maklerprovision bezahlen, Mietvertragsgebühren, er hat Umzugskosten, und da kann es nicht sein, dass jemand, wenn er einen fünfjährigen Mietvertrag bekommt, hier auch die vollen Kosten der Firmierung mittragen muss.

Daher bringe ich gemeinsam mit den Abgeordnetenkollegen Dr Kurt Stürzenbecher und Hannelore Reischl eben diesen genannten Antrag ein und bitte um Zustimmung.

Und weil das auch schon angesprochen wurde, jetzt von der Kollegin Gretner noch einmal: 84 Prozent – es waren nicht 87, wir haben auch nie 85 gesagt, sondern 84 Prozent – Zustimmung von 36 Prozent, die an dieser Befragung teilgenommen haben, sind, glaube ich, ein stolzes Ergebnis. Stimmenmäßig sind das deutlich mehr Stimmen, als die GRÜNEN zum Beispiel haben, als die ÖVP zum Beispiel hat, als die Freiheitlichen zum Beispiel haben, die sich hier ganz klar und deutlich für ein Hausbesorgergesetz ausgesprochen haben.

Zu den Kosten – weil die ÖVP immer vorbringt, Hausbesorger sind per se teurer, und das ist überhaupt ein Wahnsinn, was hier passiert – möchte ich schon sagen, dass unsere Erhebungen, nämlich die der Mietervereinigung, ergeben, dass in Wohnhausanlagen mit über 1 500 m² Hausbesorger in jedem Fall günstiger sind und dass es auch in anderen Wohnhausanlagen nicht automatisch so sein muss, dass Hausbesorger teurer sind. Daher würde ich mir wünschen, dass die ÖVP hier auch ein Rechenmodell vorlegt, wenn sie diese Zahlen immer behauptet. Sagen Sie, warum Sie glauben, dass die Hausbesorger teurer sind. Ich glaube das nicht. Zweitens haben ja die Mieterinnen und Mieter die Möglichkeit zu sagen, sie wollen einen Hausbesorger und wollen ein höheres Service. Wir wissen natürlich auch, dass ein höheres Service mitunter auch mehr kosten kann, und die Mieterinnen und Mieter sollen sich entscheiden, ob sie das wollen.

Sehr befremdlich in diesem Zusammenhang habe ich die Argumentation der ÖVP gefunden – die Justizministerin hat ja eine Presseaussendung dazu gemacht und auch die Frau Marek nennt das immer wieder als Grund, warum Sie eine demokratische Abstimmung in einem Haus über einen Hausbesorger nicht wollen –: Das sei unsolidarisch, denn dann würde eine Mehrheit darüber entscheiden, ob eine Minderheit eventuell Mehrkosten tragen muss. Ich verstehe nicht, warum das ein Problem darstellt, es aber kein Problem darstellt, wenn der Hauseigentümer oder Hausherr entscheidet, dass es einen Hausbesorger geben soll und der dann die Kosten auf alle aufteilt. 

Jetzt verstehe ich schon das Einstimmigkeitsprinzip der ÖVP. Sie wollen eine Stimme, nämlich die des Hausherrn. Das genügt. Wir wollen aber die vielen Stimmen der Mieterinnen und Mieter, und die sollen entscheiden, ob sie einen Hausbesorger wollen, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Weil wir Sozialdemokraten die Anliegen der Menschen ernst nehmen und weil wir so ein Ergebnis nicht vom Tisch wischen, bringe ich namens meiner Fraktion auch einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, worin wir eben den Herrn Bundesminister Hundstorfer, aber auch den Wirtschaftsminister Mitterlehner, mit dem dieser Entwurf ja ausgearbeitet wurde, ersuchen, dass hier weitergearbeitet wird. Ich darf den Text des Beschluss- und Resolutionsantrages vorlesen:

„Der Landtag wolle beschließen: Der Wiener Landtag respektiert das Ergebnis der Wiener Volksbefragung vom Februar 2010 voll und ganz und tritt daher für die rasche Beschlussfassung auf Basis des vorgelegten neuen und modernen Hausbesorgergesetzes durch den Bundesgesetzgeber ein. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sorgen wir einfach gemeinsam dafür, dass Wohnen erschwinglich bleibt! Daher bitte ich um Ihre Zustimmung zu dem Abänderungsantrag, den ich eingebracht habe. 

Ich bitte aber auch um Zustimmung zum neuen WWFSG, weil das ein modernes, fortschrittliches Gesetz ist und mit dieser Novelle eines wird.

Schließlich ersuche ich im Sinne der Wiener Bevölkerung auch um die Zustimmung zum Resolutionsantrag betreffend die Hausbesorger. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Chorherr. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Ich möchte, bevor ich in wenigen Minuten auf eine Kleinigkeit im Vollzug dieses Gesetzes hinweisen möchte, trotzdem noch einen Hinweis zum Kollegen Niedermühlbichler geben. Also das Zitat hole ich mir noch aus Ihrer Rede, wo Sie darauf hinweisen, dass auch bei Kleingärten 150 m² möglich sind. Ich weiß schon, wie Sie sich das denken. Das ist, wenn man den Keller bewohnt, das Erdgeschoß bewohnt und das Dachgeschoß bewohnt. Also ich darf bei der nächsten Kleingartendebatte darauf hinweisen, was der Sinn eines Kleingartens ist, der ja noch immer als Grünland ausgewiesen wird, und was es bedeutet, wenn dort 150 m²-Dinge eng an eng gereiht sind. Also das ist eine ziemliche Perversion des Kleingartens, aber das gehört in die Planungsdiskussion.

Herr Vizebürgermeister, ich möchte auf eine Gruppe hinweisen, die sich im Gesetz wiederfindet, aber wo die Praxis des Vollzugs merkwürdig ist, das sind Wohngemeinschaften. Bei mir haben sich verschiedene Wohngemeinschaften gemeldet, die beim Wohnservice Wien angefragt haben, weil sie über das Wohnservice eine geförderte Wohnung bekommen wollten. Die haben – lassen Sie mich das einmal freundlich sagen – eine ziemlich schrullige, ziemlich konservative Antwort gekriegt. Sinngemäß: Wohngemeinschaften kriegen über uns keine Wohnung. 

Die haben sich dann bei mir gemeldet, ob das rechtlich, gesetzlich gedeckt ist. Ich habe mir das Gesetz angeschaut. Im Gesetz kommt explizit die Wohngemeinschaft vor. Weil es sich nicht gehört, nenne ich jetzt keine Namen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Wohnservice Wien, weil ich sozusagen eine Erklärung will, die von Ihnen kommt. Ich habe jetzt auf die Schnelle auch ganz bewusst keinen Antrag vorbereitet, weil ich Ihrer Antwort harre. 

Also ich meine, aus tausend Gründen ist das eine normale Wohnform geworden; nicht nur von Studierenden, sondern von verschiedenen Menschen, die eine andere Familienform leben wollen, die einfach gemeinsam auch sehr klug aufgeteilte Wohnungen – etwa mit gemeinsamer Küchennutzung –, auch aus wirtschaftlichen Gründen, ich könnte sogar sagen, aus ökologischen Gründen zu dritt, zu viert wohnen wollen. Vielleicht auch weil sie gemeinsam Kinder erziehen wollen, weil Patchwork-Familien wohngemeinschaftähnlichere Formen haben. Nein, das geht über das Wohnservice Wien nicht. Ich erspare es mir jetzt, die Antworten, die da manchen Wohngemeinschaften vom Wohnservice Wien gegeben wurden, hier zu zitieren. Das würde nicht für diese sonst sehr lobenswerte Einrichtung sprechen. 

Meine Frage oder meine Anregung, auf die Sie in Ihrer Erwiderung vielleicht antworten werden, ist: Ist das in Ihrem Interesse? Ist es die Politik der Stadt Wien, dass über das Wohnservice Wien Wohngemeinschaften keine Wohnungen bekommen sollen? Was ich mir nicht vorstellen kann, aber dann würde ich Sie bitten, das klar zu sagen. Wenn es das nicht ist, würde ich Sie bitten, dem Wohnservice hier eine klare Richtlinie vorzugeben, dass es in Zukunft möglich ist, dieser vielfältigen Lebensform auch in der Wiener Wohnungspolitik entsprechend ihren Platz zu geben. – Danke schön. (Beifall bei den Grünen.)

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Kenesei. Ich erteile es ihm.

Abg Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Stadtrat!

Ich möchte es ganz kurz machen, wiewohl doch einige Punkte zu diskutieren wären, aber – ich sage es einmal freundlich – ich setze teilweise die Unkenntnis von einigen Kolleginnen und Kollegen voraus, weshalb dann solche Debattenbeiträge hier kommen, vornehmlich von der Sozialdemokratie. 

Über das Hausbesorgergesetz haben wir gesprochen. Herr Kollege Niedermühlbichler, da haben wir einfach eine andere Auffassung. Ich glaube auch, Prozentrechnen über die Ferien wäre für die Kollegin Reischl ein durchaus erstrebenswertes Ding. (Abg Mag Thomas Reindl: Ein bisschen weniger Arroganz wäre auch gut!) Na ja, wenn 84 Prozent das Ergebnis einer Volksbefragung sind, wo nicht einmal die Hälfte dort war, bleiben halt nicht 16 Prozent der Wiener Bevölkerung über, die nicht dort waren. So einfach ist das! (Beifall bei der ÖVP. – Abg Georg Niedermühlbichler: 16 Prozent der Stimmen!) Das ist Adam Riese, der kleine Rechenkünstler. Das heißt, die ganze Geschichte geht sich mit zwei Händen aus. Wenn nicht, kann ich noch ein paar herborgen. An dem soll es nicht scheitern. (Abg Georg Niedermühlbichler: 16 Prozent der Stimmen, nicht der Bevölkerung!) Jeder mag rechnen, wie er mag. Statistiken sind dazu da, sie eigenartig zu interpretieren und für sich auszulegen. Kein Problem! Ich kann damit leben.

Womit ich nicht leben kann und worüber ich mich wirklich geärgert habe, das ist die Vorgehensweise. Da sage ich Ihnen, meine lieben Kolleginnen und Kollegen der Sozialdemokratie, diese Vorgehensweise ist nicht einmal ein schlechter Witz. Wir hatten am Montag Wohnbauausschuss. Der hat in Summe dreieinhalb Minuten gedauert, wenn man jetzt die Begrüßung und die Verabschiedung und die diversen Abläufe dazwischen weglässt. Die reine Ausschusstätigkeit war dreieinhalb, vier Minuten, vielleicht fünf. Der Kollege Eisenstein war dabei. Also es ist ruckzuck gegangen. Kein Wort davon, dass irgendein Abänderungsantrag kommt, dass irgendwas noch kommen könnte, über das man vielleicht reden oder diskutieren sollte. (Abg Mag Thomas Reindl: Das haben Sie im Parlament auch immer so gemacht!) Ist in Ordnung, Herr Reindl, kein Problem. Es ist alles erlaubt. 

Das Problem ist, dass ihr euch alles erlaubt und wir die Tescheks sind da herinnen. Das ist der Jammer. (Beifall bei der ÖVP.) Und das wird sich ändern. Spätestens am 11. Oktober werden Sie ein Problem haben. Dann werden Sie heruntersteigen müssen von Ihrem hohen Ross. Aufpassen, dass man nicht stolpert! Da kann man sich wehtun. Also vorsichtig sein! Überlegen! (Zwischenruf von Abg Kurt Wagner.) O, mein Lieblingszwischenrufer ist auch da. Hervorragend! Lieblingszwischenrufer sind ganz begnadete Kollegen, die helfen, die Redezeit zu verlängern, die ja im Landtag eine unendliche sein kann, wie wir wissen. (Abg Ernst Woller: Ist das Ihr inhaltliches Ziel, lang zu reden?) Nein, das ist kein inhaltliches Ziel. Kollege Woller, man kann ja Themen, die durchaus wichtig sind, lang und inhaltsleer erklären – da gibt es durchaus prädestinierte Kolleginnen und Kollegen dafür –, man kann aber auch über Themen wie ein solches Gesetz (Zwischenrufe bei der SPÖ.), das durchaus ein wichtiges Gesetz ist, in dem Maßnahmen drinnen sind, die dann einem Großteil der Wienerinnen und Wiener teilweise zur Verfügung stehen und zugute kommen, auch über den Inhalt und wie eine solche Gesetzgebung zustande gekommen ist, durchaus den einen oder anderen Satz verlieren. Das wird ja hoffentlich doch noch gestattet sein von der lieben SPÖ. Ich weiß schon, am liebsten wäre Ihnen, wenn hier alles durchgewunken wird. Dann ist die Belästigung eine enden wollende, um die Worte des Herrn Bürgermeisters zu gebrauchen.

Ich halte einfach die Vorgehensweise, diesen Abänderungsantrag gestern irgendwann am Nachmittag oder am Abend eintrudeln zu lassen, für einen schlechten Witz. (Abg Mag Thomas Reindl: Kennen Sie die Geschäftsordnung?) Laut Geschäftsordnung ist es vorgesehen, es ist aber Usus gewesen – ich weiß, in Vorwahlzeiten ist auch die Sozialdemokratie oft etwas gedankenverloren –, dass solche wesentlichen Punkte zumindest ein, zwei Tage vorher, aber zumindest im Ausschuss ein Thema gewesen sind. Und ich glaube, richtig zu liegen, dass auch der Herr Stadtrat mit dieser Vorgehensweise nicht wirklich superglücklich ist.

Zum Inhalt dieses Abänderungsantrages, der auch für uns so nicht in Frage kommen kann, weshalb es daher, entgegen der Zustimmung im Ausschuss oder im Stadtsenat, heute von uns zu diesem Gesamtpaket leider keine Zustimmung geben kann. Denn wenn zuerst der Abänderungsantrag abgestimmt wird – Geschäftsordnung, Herr Kollege Reindl – und dann mit dem abgeänderten Passus das gesamte Gesetz, dann kann man halt, wenn man mit dem einen Teil nicht zufrieden ist, mit dem anderen Teil auch nicht zufrieden sein. 

Es geht gegen die Sanierungen in den Häusern, wo kein Leerstand ist. Dort, wo nicht die Wohnungen mitsaniert werden, dort, wo nur das Stiegenhaus oder nur eine Steigleitung oder nur ein Keller instandgesetzt werden, dort gibt es dann kein Beteiligen der Mieter an den Kosten, obwohl es eine Verbesserung des Hauses ist. Das ist wirklich eine wirtschaftsfeindliche und eine arbeitsplatzfeindliche Gesetzesänderung, denn jeder wird sich hüten, hier nochmals etwas zu tun. Wir wissen aber ganz genau, wie dringend es notwendig ist, Arbeitsplätze gerade im Sanierungsbereich voranzutreiben. Das sind die Arbeitsplätze, die ganz wichtig sind und die viel für die Volkswirtschaft bringen, weil hier einfach ein riesengroßes Potenzial ist. 

Die Folge wird sein, dass die Sanierung bei voll vermieteten Häusern zurückgeht, und wir werden, wie so oft bei Diskussionen, in einigen Jahren dann draufkommen, dass so ein Husch-Pfusch-Abänderungsantrag, der am Abend einlangt und am nächsten Tag hier im Gemeinderat beziehungsweise im Landtag beschlossen wird, nicht der Weisheit letzter Schluss ist. 

Es tut uns sehr leid, dass gerade über diese Themen mit uns oder mit allen Fraktionen hier im Haus nicht das Gespräch gesucht wurde. Es ist an und für sich nicht die Vorgehensweise des Herrn StR Ludwig, aber offensichtlich seiner Fraktion. Auf Grund dieses Abänderungsantrages, der hier heute mit Ihrer Mehrheit beschlossen werden wird, werden wir auch dem Gesetz leider nicht zustimmen können. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Mag Thomas Reindl: Herr Kenesei! Wir sind heute im Landtag und nicht im Gemeinderat, und Herr Ludwig ist Landeshauptmann-Stellvertreter!)

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Frank. Ich erteile es ihr.

Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin!

Ich kann es wirklich ganz kurz machen, weil der Herr Abg Kenesei im Wesentlichen alles gesagt hat. Wir haben auch sehr spät den Abänderungsantrag über eine sehr komplexe Materie erhalten und werden daher aus formellen Gründen diesem Abänderungsantrag nicht zustimmen. 
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Niedermühlbichler. Ich erteile es ihm.

Abg Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Dem Kollegen Kenesei kann ich natürlich eines nicht ersparen, seine Rechenkünste. Ich meine, du kannst nicht hergehen und sagen, 36 Prozent und davon 84 herausrechnen, aber bei der ÖVP die 16 Prozent – die hat, glaube ich, das letzte Mal 18 Prozent gehabt, wenn ich mich richtig erinnere – von 100 Prozent nehmen, denn du weißt ganz genau, dass die Wahlbeteiligung auch geringer war. 

Ich habe jetzt die aktuellen Zahlen herausgesucht, wie das Wahlergebnis war. Also da hat die ÖVP das letzte Mal bei der Wahl 127 531 Stimmen bekommen, die Grünen 90 432, die Freiheitlichen 100 780, und 302 559 Wienerinnen und Wiener haben gesagt, ja, wir wollen ein Hausbesorgergesetz. Ich glaube, das ist eine ganz klare und deutliche Sprache und das zeigt auch, dass meine Behauptung von vorher nicht nur richtig war, sondern den Oppositionsparteien auch zu denken geben sollte. (Beifall bei der SPÖ.)

Des Weiteren möchte ich noch zu einigen Punkten etwas sagen, vor allem zu dem Abänderungsantrag. Ich habe es schon gesagt und bin in dieser Frage auch der Kollegin Gretner dankbar, dass sie auch gesagt hat, dass der Abänderungsantrag sehr positiv ist. Wir haben noch einmal darüber gesprochen, dass es aus unserer Sicht ganz, ganz wichtig ist, dass wir mit diesem Abänderungsantrag dafür sorgen, dass zwei wesentliche Punkte noch umgesetzt werden können. 

Das ist einmal der Befristungsabschlag – ich habe das vorher schon gesagt –, weil das ganz, ganz wichtig ist und eben nicht einzusehen ist, dass, wenn jemand eine geförderte Wohnung nur befristet bekommt, hier kein Befristungsabschlag geltend gemacht werden kann. Im Mietrechtsgesetz haben wir das. Das sollten auch die ÖVP und die FPÖ erkennen. Gerade wenn die FPÖ immer sagt, sie setzt sich für Mieterrechte ein, frage ich mich, warum sie dann im Jahr 2000 das Hausbesorgergesetz ersatzlos gestrichen hat, und ich frage mich auch, warum andere mieterfeindliche Maßnahmen in dieser schwarz-blauen Regierung gemacht worden sind. 

Aber Sie haben ja jetzt die Möglichkeit zu sagen, Sie sind eine Partei, die durchaus Mieterinteressen schützt und die sich auch dazu bekennt. Dann ersuche ich Sie wirklich mit Nachdruck, auch diesem Abänderungsantrag Ihre Zustimmung zu geben, denn der ist ganz, ganz wichtig, damit eben diese Novelle den Erfolg und den Effekt hat, den wir uns wünschen. 

Daher bitte ich nochmals eindringlich um Zustimmung zum Abänderungsantrag und auch zum Gesetz. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Mag Thomas Reindl: Die ÖVP ist beleidigt! Die wird dem Abänderungsantrag sicher nicht die Zustimmung geben!) 

Präsidentin Marianne Klicka: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort. 

Berichterstatter LhptmSt Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Hoher Landtag! 

Ich denke, dass das vorliegende Geschäftsstück und das vorliegende Gesetz ein weiterer wichtiger Schritt in der positiven Wohnbaupolitik unserer Stadt sind. Wir haben in Wien das Wohnen eben nicht dem Markt überlassen, und ein Zeichen dafür ist ja der Umstand, dass wir ein verstärktes Neubauprogramm in Wien durchführen. Wir errichten pro Jahr 7 000 geförderte Wohneinheiten, das heißt, 85 Prozent aller neuerrichteten Wohnungen in Wien sind geförderte Wohnungen. Das bedeutet auch, dass 60 Prozent aller Wienerinnen und Wiener in einer geförderten Wohnung leben, entweder in einer der 220 000 Gemeindewohnungen oder in einer der 200 000 geförderten Wohnungen. 

Es ist mir deshalb besonders wichtig, auch Wohnungen anzubieten, die besonders leistbar sind, die insbesondere auch für junge Menschen, junge Familien interessant sind. Das ist auch der Grund, dass ich jetzt ein besonderes Programm unterstützt habe, bei dem supergeförderte Wohnungen im Mittelpunkt stehen. Supergeförderte Wohnungen sind Wohnungen, wo es keinen oder fast keinen Eigenmittelbeitrag geben muss. Das ist insbesondere für jene, die zwar ein geregeltes Einkommen haben, aber sich am freien Wohnungsmarkt nicht bedienen können, eine sehr gute Möglichkeit, zu einer kostengünstigen Wohnung zu kommen. 

Von daher ist der vorliegende Entwurf, wie ich meine, auch eine gute Gelegenheit, in der Erhöhung der Einkommensgrenzen jenen behilflich zu sein, die eine Beschäftigung und ein durchschnittliches Einkommen haben, trotzdem aber bis jetzt über die bestehenden Einkommensgrenzen hinweggekommen sind, am freien Markt aber dennoch keine erschwingliche Wohnung gefunden haben. Für diese Personengruppen wird die Erhöhung der Einkommensgrenzen von Vorteil sein.

Zum Zweiten ist die Anpassung der bisher unterschiedlichen Einkommensgrenzen im Gemeindebau und im geförderten Wohnbau eine Möglichkeit, auch die Flexibilität zwischen diesen Wohnformen zu verbessern und Menschen, die vielleicht bisher ausschließlich den Gemeindebau gesehen haben, auch geförderte Wohnungen anzubieten und umgekehrt. 

Von daher bietet diese Regelung eine Fülle an Vorteilen, und ich denke, dass auch die sehr kontroversiell diskutierte Regelung, die 150 m²-Grenze im Bereich der Thewosan-Sanierung fallen zu lassen, deshalb ein Vorteil ist, weil es uns insbesondere in der Unterstützung des Umweltschutzgedankens wichtig war, dass wir unabhängig von der sozialen Zugehörigkeit die thermisch-energetische Wohnhaussanierung unterstützen. Wir haben das vorher mit dieser Regelung gehabt, wollten aber ein Mehr an Thewosan-Sanierung unterstützen, insbesondere auch im Hinblick auf die Klimaschutzziele der Stadt Wien. 

Von daher ist es richtig, dass wir nur in diesem einen Bereich weniger die soziale Dimension in den Vordergrund gerückt haben, sondern die Bedeutung der Thewosan-Sanierung für die Umweltpolitik, insbesondere für das Klimaschutzprogramm unserer Stadt. Wir haben durch die Maßnahmen, die wir gesetzt haben, auch durch die Sanierungsverordnung im vergangenen Jahr, auch die Förderanträge für die Thewosan-Sanierung um 80 Prozent steigern können. Also man sieht, wenn man Leistungsanreize bietet, ist es möglich, stärker auch im Bereich der größeren Einfamilienhäuser Maßnahmen im Bereich der thermisch-energetischen Wohnhaussanierung zu treffen.

Es sind einige Themen angesprochen worden. Hausbesorger war heute schon umfassend Thema. Herr Abg Kenesei hat sicher recht, wenn er sagt, wir sind hier unterschiedlicher Auffassung. Ja, das ist richtig. Wir stehen auf der Seite der Wienerinnen und Wiener, das ist eindeutig. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn die ÖVP da anderer Meinung ist, nehmen wir das auch zur Kenntnis. Wir werden auf jeden Fall die Interessen der Wienerinnen und Wiener vertreten. Ich halte das auch für einen ziemlichen Zynismus von der Frau Staatssekretärin Marek, wenn sie da von Privilegien spricht. (Abg Dr Matthias Tschirf: Keine Polemik gegen die Frau Staatssekretärin!) Ja, aber in Beantwortung auch der vorgetragenen Diskussion des Abg Kenesei. Also von daher wird es auch sinnvoll sein, dieses Thema weiter in der Öffentlichkeit zu behandeln, und ich bin sicher, dass das noch gesondert, auch über den jetzt eingebrachten Initiativantrag hinaus, geschehen wird. 

Vielleicht noch zu einem Punkt, den auch der Abg Chorherr eingebracht hat, zu den Wohngemeinschaften. Ich halte das in der Tat für einen wichtigen Punkt. Ich glaube, dass wir in der Wohnbaupolitik auch reagieren müssen auf die geänderten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, auch auf die verschiedenen Formen des Zusammenlebens, und wir sind ja gerade dabei, diese neuen Formen des Zusammenlebens besonders auch mit Themenwohnbauten zu unterstützen. Ich denke hier nur beispielsweise an die Sargfabrik, die ja schon sehr lange erfolgreich tätig ist, oder auch an die Frauen-Werk-Stadt, wo wir durchaus auch kontroversielle Diskussionen geführt haben und wo uns der Vorwurf gemacht worden ist, dass wir Wohnbauten herstellen, mit denen wir jetzt nur Frauen, die speziell diese Wohnsituation leben wollen, besonders unterstützen, aber ich habe mich dieser kontroversiellen Diskussion gerne gestellt, weil ich glaube, dass wir nicht Wohnungen von der Stange anbieten sollen, sondern unterschiedliche, möglichst bunte Wohnformen unterstützen sollen. 

Das habe ich auch weiter vor, auch im Rahmen von Baugruppen – ein Thema, das uns beide ja gemeinsam sehr interessiert –, wo es nicht nur darum geht, den Mietern Wohnungen zur Verfügung zu stellen, sondern die potenziellen Mieterinnen und Mieter schon in der Planungsphase einzubeziehen. 

Wenn es hier Auskünfte gegeben hat vom Wohnservice Wien, werde ich mich da gerne erkundigen, auf Basis welcher Information diese Auskunft erfolgt ist. Ich kann mir gut vorstellen, dass es vielleicht auch im Zusammenhang steht mit der Art und Weise, wie der Mietvertrag abgeschlossen wird. Hier ist es ja notwendig, dass wir, wenn wir Wohnungen über das Wohnservice Wien vergeben, die genauen Rahmenbedingungen überprüfen, auch die Einkommensverhältnisse beispielsweise. Wir haben diese Entscheidung ja gemeinsam hier im Gemeinderat getroffen, und es ist durchaus möglich, dass hier genauer auch überprüft wird, ob alle Mitwirkenden der Wohngemeinschaft beispielsweise unter diese Einkommensgrenze fallen. Und ein Thema ist sicher auch, dass der Mietvertrag im Regelfall jeweils mit einer Person abgeschlossen wird, auch das ein Thema, das innerhalb von Wohngemeinschaften vielleicht auch zu Diskussionen führt. 

Aber prinzipiell kann ich diese Frage mit Ja beantworten. Ich bin dafür, dass Wohngemeinschaften gebildet werden können, dass wir diese auch unterstützen und auch entsprechende Rahmenbedingungen schaffen. 

Ich glaube, dass das jetzt vorliegende Gesetz die Möglichkeit bietet, insbesondere auch in der Angleichung der Einkommensgrenzen, auch in der Erhöhung der Einkommensgrenzen, mehr Menschen und unterschiedliche Zielgruppen auch in dem geförderten Wohnbau mit einzubeziehen. Von daher erwarte ich mir durch die Beschlussfassung des heute vorliegenden Gesetzes auch neue Impulse in der Wohnbaupolitik. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Zunächst liegt mir ein Abänderungsantrag vor, eingebracht von Abg Dr Stürzenbecher, Abg Niedermühlbichler, Abg Reischl und GenossInnen betreffend Änderung des Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes. Kollege Niedermühlbichler hat in der Debatte ausführlich über den Abänderungsantrag berichtet. Wer dem Abänderungsantrag zustimmen möchte, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der SPÖ und der GrüneN. Somit ist der Abänderungsantrag mehrstimmig angenommen. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das sind die Stimmen der SPÖ und der Freiheitlichen Partei. Danke. Somit ist die Gesetzesvorlage mehrstimmig angenommen. Das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den vorliegenden Beschluss- und Resolutionsantrag. Der Beschluss- und Resolutionsantrag wurde von Abg Niedermühlbichler und GenossInnen eingebracht mit den Ersuchen für die rasche Beschlussfassung auf Basis des vorgelegten neuen und modernen Hausbesorgergesetzes durch den Bundesgesetzgeber. Ich bringe diesen Beschluss- und Resolutionsantrag zur Abstimmung. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle hier die Stimmen der SPÖ und der Grünen fest. Somit ist der Beschluss- und Resolutionsantrag mehrstimmig angenommen. 

Ich schlage nun vor, die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage sofort vornehmen zu lassen. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der SPÖ und der FPÖ. Das ist somit mit der notwendigen Zweidrittelmehrheit so beschlossen. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der SPÖ und der FPÖ. Somit ist das Gesetz in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen. 

Wir kommen zu Postnummer 16. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Garagengesetz 2008 und die Bauordnung für Wien geändert werden. Berichterstatter hiezu ist Herr LhptmSt Dr Ludwig. Ich ersuche ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter LhptmSt Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Hoher Landtag! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Präsidentin Marianne Klicka: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abg Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Landesrat, um genau zu sein!

Zum Wiener Garagengesetz, genauer gesagt zur Novelle zum Wiener Garagengesetz ein paar Vorbemerkungen, wie heute schon angekündigt. Ich habe es eigentlich unglaublich angenehm gefunden, wie da miteinander diskutiert wurde. Im Normalfall wird ja, wenn es um das Verkehrswesen oder um das Garagenwesen geht, immer sehr viel Holz und anderes gehackt, aber in diesem Fall waren alle Beteiligten sachlich. Es war ein wirklich angenehmes Klima und es hat einen guten Austausch an Argumenten gegeben, sowohl was die Verkehrspolitik betrifft als auch diese klassische Garagengeschichte. Da möchte ich mich eigentlich sowohl beim Herrn Landesrat als auch bei den beteiligten Personen aus allen Parteien bedanken, denn das war für mich nicht immer so, dass es so ist, und es war also eine angenehme Geschichte. 

Das Zweite, und damit komme ich jetzt zum Thema: Es war so, dass sich durchaus einige Dinge bewegt haben, also auch in eine Richtung, die mir gut gefallen hat. Was die Kleingaragen betrifft, ist es zu einer Einigung gekommen, die im Bereich der Erdgeschoßzonen im Altbaubereich durchaus einiges zum Besseren wenden wird, und zwar wird es einfach nicht mehr möglich sein, dass sich jedes aufgelassene Geschäft in eine Kleingarage verwandelt, und das finden wir in diesem Fall hervorragend. 

Die zweite Sache, die uns auch irgendwie gut gefallen hat, ist, dass man sich für die Elektromobilität rüstet und in Garagen zukünftig die Möglichkeit hat, auch elektrisch betriebene Kraftfahrzeuge aufzuladen. 

Die Klassiker waren aber in Wirklichkeit – und da hat sich relativ wenig bewegt in unseren Augen – auf der einen Seite die Abstellmöglichkeiten für Fahrräder. Unserer Meinung nach ist das eine sehr, sehr wichtige Sache. Da hat sich die SPÖ bewegt, muss man sagen, aber zu wenig weit. Ein Gesetz herauszubringen, das eine Kann-Bestimmung enthält, dass 20 Prozent der Stellplätze in Fahrradabstellanlagen beziehungsweise in Abstellmöglichkeiten für Zweiräder insgesamt umgewandelt werden können, ist zwar gut, aber keine Muss-Bestimmung. Das war der Grund, warum wir das nicht so goutiert haben. Wir hatten eine lange Debatte dazu mit Auf und Ab. Andere Parteien sehen das natürlich anders, als wir das gesehen haben. Die SPÖ hat sich hier bewegt, aber unserer Meinung nach zu wenig. – Das ist das eine.

Der zweite Klassiker in dem Bereich ist das Stellplatzregulativ. Da gab es interessante Debatten dazu, weil möglicherweise das, was dabei herauskommt, ähnlich ist, aber der Ansatz ist grundsätzlich ein anderer. Unserer Meinung nach führt das Stellplatzregulativ – also eine Wohnung, ein Stellplatz – dazu, dass im Altbaubereich, also, wenn man so will, im Stadtzentrum, eine unglaubliche Vermehrung der Stellplätze stattfindet. Wir hätten gerne eine Reduzierung gehabt. Da hat sich die Mehrheit, und zwar alle drei Parteien, nicht anschließen können. Wir sagen, schade, denn wenn ich einen Neubau statt eines Altbaus hätte, dann muss man entweder Abschlagzahlungen leisten oder hat pro neu errichteter Wohnung ein Mehr an Stellplätzen dann in der Stadt. Dem können wir nichts abgewinnen.

Interessant war aber auch die Debatte – das möchte ich auch noch kurz erwähnen – zum Neubaubereich, also zum Beispiel Flugfeld Aspern, Nordbahnhof, Südbahnhof. Da war die Idee: Wie kann man es durchsetzen in Richtung Wohnsammelgarage und Streichung der Stellplätze an der Oberfläche? Das waren interessante Debatten. Leider Gottes haben wir sie nicht wirklich abgeschlossen, sondern es ist letztendlich beim Stellplatzregulativ in unserer Meinung nach nicht guter Form geblieben. 

Interessant wäre auch die Debatte gewesen, wie bei Büros und Hotels die Stellplatzverpflichtung sein kann. 

Übrig bleibt: Wir werden trotz interessanter Debatte diesen Gesetzesentwurf ablehnen, glauben aber mit dem ionischen Naturphilosophen: „Alles fließt!" Es kommt eine neue Legislaturperiode und vielleicht kann die neue Legislaturperiode an dem Gesetz wieder etwas ändern. Wir hoffen es. Am 10. Oktober wird sich zeigen, in welche Richtung der Fluss fließt. 

Deswegen: Danke für die nette Debatte, aber im Grundsatz können wir nicht zustimmen. – Danke schön.

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr Abg Dworak. Ich erteile es ihm

Abg Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Herr Landesrat! 

Vorab möchte ich ebenso bemerken, dass in einer Reihe von Sitzungen, die seit über einem Jahr abgehalten worden sind, sehr konstruktive Beiträge aller hier im Haus vertretenen Parteien stattgefunden haben und dass das Klima bei den Besprechungen über die Novellierung des Garagengesetzes aus 2008 sehr positiv war. 

Dem Ziel, für Radfahrer und Motorradfahrer verstärkt Stellplätze in Garagen zu schaffen, ist man ein Stück näher gekommen. Die Novelle des Garagengesetzes sieht nun vor, dass 10 Prozent der Stellplätze in Garagen durch Fahrrad- beziehungsweise durch Motorradabstellplätze ersetzt werden können. 

Die ÖVP findet diese Möglichkeit gut, war doch am Anfang – das wurde kurz bemerkt – im Gespräch davon die Rede, dass bis zu 30 Prozent der Stellplätze durch Fahrrad- beziehungsweise Motorradabstellplätze ersetzt werden könnten. Dagegen hat sich die ÖVP immer ausgesprochen. 

Positiv ist auch zu vermelden, dass es nun ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Stellplatzverpflichtung und deren Ersatz durch eine Ausgleichsabgabe gibt. Statt dass die Ausgleichsabgabe erst entrichtet werden kann, wenn die Kosten der Stellplatzerrichtung mindestens doppelt so hoch sind, wird die Ausgleichsabgabe nun wegen der Ungleichbehandlung eben geändert. Jetzt kann man, wenn die Kosten einer Stellplatzerrichtung 8 720 EUR – das ist die derzeitige Höhe – übersteigen, die Ausgleichsabgabe entrichten. 

Ebenso wurde der zukünftigen Zunahme der Elektromobilität Rechnung getragen, indem auch die Voraussetzung für nachträglich einzubauende Ladestationen geschaffen wurde. 

Auch auf die unterschiedlichen Nutzergruppen wurde so eingegangen, dass diese bereits im Planungsprozess einbezogen werden müssen. 

Beim Ziel eines verstärkten Schutzes des Stadtbildes im Fall, dass Kleingaragen in Erdgeschoßzonen errichtet werden, wurde ein höheres Verhältnis von zu schaffenden Stellplätzen festgeschrieben, als durch die Ein- und Ausfahrten verloren gehen. Bisher war nur vorgeschrieben, dass mehr Stellplätze geschaffen werden müssen, als durch Ein- und Ausfahrten verloren gehen. Das heißt, in der Praxis wurde maximal ein Parkplatz mehr geschaffen, als Parkplätze auf der Oberfläche verschwanden. Das führte regelmäßig zu Beschwerden von Anrainerinnen und Anrainern über die Zerstörung des Stadtbildes. 

Die Novelle sieht nun vor, dass mindestens dreimal so viele Stellplätze zu schaffen sind, wie durch Ein- und Ausfahrten verloren gehen. Damit will man die Zahl an Minigaragen hintanhalten, und das ist positiv. Diese Regelung kommt Bezirken mit wenigen Parkplätzen deutlich entgegen, aber jene Bezirke, die noch über ein relativ größeres Parkplatzangebot verfügen, leiden unter dieser Bestimmung. 

Wie diese unterschiedlichen Verhältnisse in den Bezirken in Zukunft festgelegt werden, darauf konnten wir uns schlussendlich nicht einigen. Im Gesetz ist es so vorgesehen, dass das im Planungsausschuss folgen soll. Wir stehen auf der Position, dass es viel bürgernäher ist, wenn das im Bezirksbauausschuss erfolgt. 

Beim Kleingartengesetz wollte man in den Vorgesprächen den Bezirksbauausschüssen diese Kompetenzen geben. Offensichtlich hat man sich in letzter Minute darüber nicht einigen können. Wir finden es schade, dass die Entscheidung in dem einen genauso wie in dem anderen Fall nicht bei den Bezirksbauausschüssen gelandet ist, wodurch es natürlich eine viel höhere Bürokratie gibt. Die Bezirksbauausschüsse sind nämlich deutlich näher bei den Bürgern, als dies beim Planungsausschuss der Stadt Wien der Fall ist. 

Aus diesen Gründen können wir weder dem Garagengesetz, obwohl es positive Aspekte hat, noch auch dem im kommenden Tagesordnungspunkt zu entscheidenden Kleingartengesetz zustimmen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Hora. Ich erteile es ihm.

Abg Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter stellvertretender Landeshauptmann! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 

Ich bin in irgendeiner Form sehr stolz auf die ersten Wortmeldungen, sowohl vom Kollegen Maresch wie auch vom Kollegen Dworak, weil ganz besonders darauf hingewiesen wurde, dass wir ein sehr konstruktives gemeinsames Arbeitsklima hatten. Und wenn ich durch die Bankreihen schaue, sehe ich auch das Nicken der Kollegin Frank. Das heißt, meine Damen und Herren, Sie sehen, dass wir eigentlich so weit waren, dass wir einen gemeinsamen Weg ganz gut beschritten haben, auch wenn in der einen oder anderen Sachen der eine oder andere Beistrich nicht dort gesetzt wurde, wo wir ihn gemeinsam vielleicht gefunden hätten. 

Aber lassen Sie mich vielleicht auch die Worte des Kollegen Maresch zitieren, der gemeint hat, alles fließt. Es wäre schön gewesen, Kollege Maresch, hättest du heute dich auch zu dem bewegt und gesagt, alles fließt. Wir wissen ja, ein Fluss fängt irgendwo an und wird immer größer. Vielleicht wäre es der richtige Weg gewesen, heute schon den ersten Teil mitzutragen und zu überlegen ... (Abg Mag Rüdiger Maresch: Es ist aber noch kein Hochwasser!) Es ist noch kein Hochwasser, Kollege Maresch, aber es wäre der erste Weg gewesen, einmal den Fluss schiffbar zu machen, um in eine Richtung zu gehen. 

Meine Damen und Herren! Was meine ich damit? Ich meine damit, dass wir zum ersten Mal auch eine Gelegenheit geschaffen haben, dass die Stellplatzverpflichtungen in einer Garage zu 10 Prozent auch anderwärtig verwendet werden können, nämlich dort, wo es notwendig ist, dass die Bauträger auch entsprechende Radabstellplätze oder Motorradabstellplätze schaffen. 

Ich bin auch beim Kollegen Maresch, dass es in manchen Gebieten notwendig sein wird – da hat aber die Stadtplanung das Instrument ja schon vorgesehen –, ein Stellplatzregulativ einzuführen. Wir haben ja schon einige Beispiele in Wien. Ich denke jetzt an meinen politischen Heimatbezirk, die Leopoldstadt, wo es schon möglich war, in gewissen Gebieten rund um das Nordbahnhof-Gelände entsprechende Regulative einzuziehen. Man hat überlegt: Ist es überhaupt notwendig, dort ein Eins-zu-eins-Modell umzusetzen, geht es nicht eher um das öffentliche Personennahverkehrsmittel? Auch wenn ich mir manche Debatte hier im Haus anhöre, wo immer gejammert wird, dass der Personennahverkehr noch schlecht ist, wenn ich an manche Ideen denke, die gerade in Presseaussendungen der letzten Tage zu finden waren, so sind wir eigentlich doch alle, wenn wir Wien verlassen, immer stolz darauf, dass wir einen entsprechenden Personennahverkehr in dieser Stadt bieten können. Damit hängt auch die Lebensqualität in einer Stadt zusammen, die Lebensqualität, die auch entsprechend hoch ist. Und da sind wir, glaube ich, mit dieser Änderung des Wiener Garagengesetzes und damit zusammenhängend mit der Bauordnung auf dem richtigen Weg. 

Auch eine Qualitätsgeschichte haben wir eingebaut. Es kann nicht so gehen, dass sich in Erdgeschoßzonen, die ganz einfach problematisch sind, jeder seinen eigenen Stellplatz baut, ohne eine dementsprechende Anzahl von Stellplätzen zu schaffen. Es kann nicht sein, dass jeder nur seinen eigenen Stellplatz schafft, was eine Zerstörung der Fassadensituation und überhaupt eine Zerstörung der Erdgeschoßzone mit sich bringt. Und das ist selbstverständlich auch mit in dieses Garagengesetz eingeflossen. 

Was aber auch eingeflossen ist, ist, dass wir ganz einfach die Möglichkeit bieten, dass in Zukunft, sollte das Thema Elektromobil weiter ansteigen, sollte es ein Alltagsthema werden, sollte es ein Transportmittel sein, das in Zukunft sehr viel Städter verwenden, Voraussetzungen in den Garagen geschaffen werden, um auch hier die Energieanspeisung sicherzustellen. Das sind nicht die großen, aber die wichtigen Dinge, die diese neue Bauordnung und dieses neue Garagengesetz mit sich bringen. 

Ich muss auch dazusagen, dass wir diese Geschichten ganz offen diskutiert haben und uns auch Gedanken gemacht haben, wie es weitergeht mit Fahrradboxen und wie die dort eingerichtet werden können. Darauf gibt eben dieses neue Garagengesetz die entsprechenden Antworten, da gibt es im neuen Garagengesetz die entsprechenden Freigaben. 

Auch wenn die ÖVP – der Kollege Dworak hat es erwähnt – von der Legistik her glücklicher gewesen wäre, das im Bezirk zu haben, so haben wir halt auch im Haus ab und zu Juristen, die nicht so dieser Meinung sind. Aber wir haben ja auch die Möglichkeit, bei Gelegenheit dieses Thema noch einmal aufzugreifen und noch einmal zu diskutieren und vielleicht auch hier noch eine legistische Änderung durchzuführen.

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, tut es mir leid, dass es heute nicht der Fall sein wird, dass beim Garagengesetz die Österreichische Volkspartei mitstimmt, es tut mir leid, dass die Grünen nicht mitstimmen. Ich nehme an, das hängt mit einem magischen Datum zusammen, welches heute hier schon öfter genannt wurde, das ist der 10. Oktober 2010. Meine Damen und Herren, glauben Sie mir, die Wiener und Wienerinnen schauen genau auf dieses Datum, und ich bin mir nicht so sicher, ob Ihr Argument, wegen dieses Datums die heutige Zustimmung zu verweigern, gerade das richtige ist. Aber das müssen Sie politisch und persönlich ausmachen. 

In diesem Sinne möchte ich Sie aber trotzdem noch einmal einladen: Gehen Sie noch einmal in sich! Ich schlage vor, dieses Garagengesetz, so wie das Klima in der Arbeitsgruppe war, gemeinsam zu beschließen. In diesem Sinne würde ich auch vorschlagen, alle Fraktionen sollen noch einmal darüber nachdenken und diesem Garagengesetz die Zustimmung geben. Um mit Maresch heute zu enden: Alles fließt, auch das Garagengesetz. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort.

Berichterstatter LhptmSt Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Hoher Landtag! 

Auch ich habe das Gesprächsklima in der überfraktionellen Arbeitsgruppe als sehr positiv empfunden. Ich glaube, es war wirklich auch ein Aufeinanderzugehen in vielen Punkten, und ich denke, dass die Diskussion ja auch zu einigen sehr guten Ergebnissen geführt hat. Ich denke etwa daran, dass wir jetzt Vorkehrungen treffen, um die Elektromobilität in Zukunft in unserer Stadt stärker zu unterstützen oder dass wir gegen die so genannten toten Augen in der Stadt, also die Erdgeschoßzonen, die für Garagen verwendet werden, Maßnahmen getroffen haben und es in Zukunft erschweren werden, dass Garagen im Erdgeschoßbereich geschaffen werden, und zwar durch höhere Auflagen, durch den Umstand, dass man für jeden Stellplatz, der an der Oberfläche entfernt wird, mindestens drei Stellplätze im Hausinneren schaffen muss. 

Ich denke auch, dass die Diskussion über die Stellplatzverpflichtung eine sehr solidarische war, aber eine, die natürlich gekennzeichnet war vom Umstand, dass die Fraktionen in dieser Frage sehr unterschiedliche Positionen einnehmen, dass es hier eine besonders große Bandbreite gibt, dass wir aber dennoch versucht haben, mit der Flexibilisierung von 10 Prozent zugunsten von Fahrrädern und Motorrädern hier auch den Vorstellungen der Fraktionen entgegenzukommen. 

Die Frage, warum das nicht über Bezirksbauausschüsse abgewickelt wird, war eine, die wir uns ja auch intensiv angesehen haben. Ich stehe dem inhaltlich völlig emotionslos gegenüber, die Juristen meines Ressort haben allerdings darauf hingewiesen, dass es hier eine sehr große Wahrscheinlichkeit gibt, dass Einsprüche entsprechendes Gehör finden und dass die entsprechende juristische Sichtweise eine solche ist, dass das nicht halten würde vor den obersten Gerichtshöfen. Von daher habe ich mich dem Vorschlag der Juristen auch angeschlossen, aber ich denke, dass wir prinzipiell immer wieder auch gerne bereit sind, über diesen Punkt weiter zu diskutieren, wenn es auf Basis der Gesetze, die es in unserer Stadt gibt, eben sinnvollere Lösungen gibt.

In diesem Sinne würde ich mich sehr freuen, wenn dieses Garagengesetz eine möglichst breite Zustimmung fände. Es dient, wie ich meine, für viele in unserer Stadt für eine weitere Entwicklung und eine Verbesserung der Lebensqualität, und ich würde mich sehr freuen, wenn sich möglichst viele Fraktionen dem anschließen könnten. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Wie kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das sind die Stimmen der SPÖ und der Freiheitlichen Partei. Danke. Somit ist das mehrstimmig beschlossen. Das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen.

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage sofort vornehmen zu lassen. Ich ersuche jene Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Die Zustimmung erfolgt mit der notwendigen Zweidrittelmehrheit mit den Stimmen der SPÖ und der Freiheitlichen Partei. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Und der GRÜNEN.) Die Grünen auch? (Abg Mag Rüdiger Maresch: Wir haben auch aufgezeigt!) Entschuldigung! Da waren nicht alle Hände in der Höhe, teilweise nicht sichtbar. Danke für die Ergänzung. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. (Heiterkeit, weil die GRÜNEN nun nicht mitstimmen.) – Das sind die Stimmen der SPÖ und der FPÖ. Somit ist das Gesetz in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Die Postnummer 17 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Kleingartengesetz 1996 geändert wird. Berichterstatter hierzu ist Herr LhptmSt Dr Ludwig. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter LhptmSt Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Hoher Landtag! Ich ersuche um Zustimmung.

Präsidentin Marianne Klicka: Zu Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich ersuche jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das sind die Stimmen der Freiheitlichen Partei, der SPÖ und der Grünen. Danke. Somit ist das mehrstimmig so beschlossen. Das Gesetz ist daher in erster Lesung angenommen.

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage sofort vornehmen zu lassen. Ich ersuche wieder jene Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der Grünen, der Sozialdemokraten und der Freiheitlichen Partei und somit mit der notwendigen Zweidrittelmehrheit so beschlossen.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der Freiheitlichen Partei, der Sozialdemokratischen Partei und der Grünen. Somit ist das Gesetz auch in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Die Postnummer 18 betrifft eine Vereinbarung gemäß Art 15a Bundes-Verfassungsgesetz über die Marktüberwachung von Bauprodukten. Ich bitte den Berichterstatter, Herr LhptmSt Dr Ludwig, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter LhptmSt Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Hoher Landtag! Ich ersuche um Zustimmung.

Präsidentin Marianne Klicka: Zu Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Die Zustimmung erfolgt einstimmig. Somit ist diese Vereinbarung auch einstimmig beschlossen.

Die Postnummer 19 betrifft eine Vereinbarung zwischen Bund und Ländern gemäß Art 15a Bundes-Verfassungsgesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2006/32/EG über Endenergieeffizienz. Ich ersuche den Berichterstatter, Herrn LhptmSt Dr Ludwig, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter LhptmSt Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Hoher Landtag! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Präsidentin Marianne Klicka: Zu Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle auch hier die Einstimmigkeit fest. Daher ist diese Vereinbarung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 7. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes zur Bedarfsorientierten Mindestsicherung in Wien, Wiener Mindestsicherungsgesetz. Berichterstatterin dazu ist Frau Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely, und ich ersuche sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Präsidentin! Hohes Haus! Ich ersuche um Zustimmung zu dem Geschäftsstück.

Präsidentin Marianne Klicka: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen diese Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Meine Damen und Herren! 

Bedarfsorientierte Mindestsicherung ist momentan in aller Munde. Ich möchte hier nur kurz aus zwei Zeitungsartikeln zitieren: „Standard": „IHS-Studie: Mindestsicherung gut gestaltet, aber bei niedrigem Verdienst wenig Beschäftigungsanreiz." 

Ein Artikel aus der „Presse": „Die Koalition startet mit dem Sozialgeld in ein Abenteuer." Weiters steht in diesem „Presse"-Artikel – das möchte ich auch kurz vorlesen: „Aber Menschen die tatsächlich auf das Geld aus der neuen Sozialhilfe angewiesen sind, werden sich nach der Umgestaltung wohl noch mehr im Dickicht zwischen Ländern und Bund – Klammer: Arbeitsmarktservice - verheddern. Statt weniger Bürokratie bleiben Schikanen und Doppelgleisigkeiten. Dafür dürfen die Steuerzahler dann mehr als 200 Millionen EUR zusätzlich zahlen. Das ist geradezu die Karikatur einer Verwaltungsreform. 

Außerdem verheimlichen die Regierung und der Gute-Laune-Sozialminister,“ – Artikel „Presse" –„ auf welches finanzielle Abenteuer sich Österreich mit der Mindestsicherung tatsächlich einlässt, denn die Länder und Hundstorfer verfügen Mitte 2010 nur über gesicherte Daten der Statistik Austria mit dem Stand 2008.“

Wir werden der heute zu beschließenden Mindestsicherung nicht zustimmen. Das haben wir im Ausschuss und in der Landesregierung schon klargemacht. Ich möchte Ihnen einige Argumente geben.

Ich habe hier ein Papier der Gewerkschaft der Privatangestellten. Daraus geht hervor, dass ursprünglich geplant war, dass die Mindestsicherung dem Ausgleichszulagenrichtsatz angepasst werden sollte, der ursprünglich der Mindestsicherung zugrunde liegen sollte. Das Papier ist ein Jahr alt, die Zahlen haben sich ein bisschen erhöht, aber dieser Ausgleichszulagenrichtsatz 772,40 EUR, jetzt sind es 784 EUR, 14 Mal pro Jahr abzüglich der Krankenversicherung kommen die hier auf 733 EUR, es erhöht sich also um ein klein wenig. Auf 12 Monate umgerechnet macht diese vierzehnmalige Auszahlung 867 EUR aus. Damit liegt die Mindestsicherung in der jetzigen Form um über 130 EUR darunter. Schon schreibt die Gewerkschaft, mit der ursprünglich geplanten Höhe wäre die Mindestsicherung unter der Armutsgefährdungsschwelle, 170 EUR. Sie lobt ausdrücklich, dass SozialhilfebezieherInnen die E-Card ausgestellt wird und das eine echte Verbesserung ist. Ja, das stimmt. Aber sie sagt auch, dass durch den deutlich niedrigeren als vorgesehenen Mindeststandard hier die Zielsetzung, die unterschiedlichen Leistungshöhen zu harmonisieren, verfehlt wird.

Meine Damen und Herren, ich kann das relativ kurz machen: Es gibt viele Gründe, warum wir heute dieser Mindestsicherung nicht zustimmen. Es ist ohne Zweifel das oberste Ziel zu sagen, dass die Bekämpfung der Armut für den Sozialstaat unabdinglich und notwendig ist. Aber was passiert mit der Mindestsicherung? Werden dadurch zum Beispiel die McJobs, also diese Arbeit, wo die Entlohnung vielleicht unter der Mindestsicherung liegt, abgeschafft? Nein! Es ist geradezu ein Anreiz, weil man ja sagen kann: Du arbeitest für ein paar hundert Euro und den Rest kriegst du dann aus der Mindestsicherung. Das hingegen ist auch wieder für die Frauen eine besondere Frauenfeindlichkeit, weil die wahrscheinlich mit solchen Dingen abgefertigt werden. Und für AlleinerzieherInnen ist dies alleinerzieherInnenfeindlich, denn sie müssen einen Job annehmen. Aber das geht natürlich, wenn ich Kinder habe, nur dann, wenn ich gleichzeitig einen wohn- oder arbeitsplatznahen Kindergartenplatz habe. Und ich kenne Beispiele, wo das nicht der Fall ist. Die haben zwei Kinder, das eine Kind ist am einen Ende von Wien, das andere am anderen. Was soll die Alleinerzieherin dann machen? Auf den Job verzichten? Dann wird ihr die Mindestsicherung gekürzt.

Dem Antrag der GRÜNEN werden wir uns anschließen, auch ohne dass wir uns dem Gesetz anschließen. 134 EUR pro Kind, das ist ja eine Zumutung. Wer soll ein Kind um 134 EUR erhalten, noch dazu, wenn man gerade im Gesundheitsbereich zu wenig Physiotherapie, Logotherapie, Ergotherapie hat? Man muss für alles zahlen. Müssen diese Kinder dann von vornherein mit der Mindestsicherung und Armut aufwachsen? Meines Erachtens gibt es ja auch noch keine Einigung auf Bundesebene. Das heißt, was wir heute machen, ist ein Vorwegpreschen hier in Wien. Wir sind auch der Meinung, dass eine Transparenzdatenbank unumdinglich notwendig ist, weil dieser ganze Dschungel von Transferzahlungen, Förderungen, Beihilfen, Zuschüssen, Beiträgen soll wirklich einmal offengelegt werden, damit man überhaupt sieht und eine Kosten-Nutzen-Rechnung gegenüberstellen kann.

Dann finden wir – und das ist eines unserer wichtigsten Argumente –, es geht in die falsche Richtung. So wie die IHS-Studie sagt, es muss nach wie vor ein Anreiz zur Arbeit gegeben sein. Das heißt, es kann nicht so sein, dass man sagt, na gut, ich habe die Mindestsicherung, da brauche ich schon gar nicht arbeiten, denn da habe ich auch die Mindestsicherung. Das kann nicht der richtige Weg sein, meine Damen und Herren. Wir wollen einen Mindestnettolohn, der sich deutlich von dem Betrag abhebt, den die Mindestsicherung ausmacht, weil nur so kann gewährleistet sein, dass die Leute auch in die Arbeit wollen und sich nicht in die Mindestsicherung zurückziehen und keinen Anreiz an der Arbeit finden. Und das ist unserer Meinung nach sehr wichtig auch für das Selbstwertgefühl, weil wenn mich eh keiner braucht, wenn eh nichts bezahlt wird, das ist diese Brot- und Spiele-Gesellschaft. Die können halt irgendwie zu einem Mindeststandard dann ihr Leben fristen, weil es die Arbeit gar nicht gibt dafür. Außerdem, wenn es keinen Mindestlohn gibt, dann ist das ja auch ein Anreiz für die Wirtschaft zu sagen, na gut, wir stellen euch für den Betrag an und wie ich schon vorhin sagte, wenn das weniger als die Mindestsicherung ist, dann kriegt ihr halt den Unterschied aus der Mindestsicherung bezahlt.

Aber das wichtigste Argument, das wir haben, ist, dass der Arbeitsmarkt geöffnet wird. Die Mindestsicherung sieht zwar bei EU-Ausländern vor, also bei Nicht-EU-Bürgern, dass sie einen Daueraufenthalt in Österreich oder in einem anderen EU-Land haben müssen, was auch wieder kritisch zu betrachten ist. Das heißt, dass sie mindestens fünf Jahre hier sind. Aber für EU-Ausländer, also für Bürger von Mitgliedsstaaten der EU, gibt es jetzt die gleichen Voraussetzungen wie für österreichische Staatsbürger. Das heißt, sie können nach dieser kurzen Frist die Mindestsicherung kriegen. Und, meine Damen und Herren, 744 EUR, auch wenn wir generell jetzt der Meinung sind, dass man von dem bei uns nicht leben kann, in manchen von unseren Nachbarländern kann man davon sehr schön leben und wir befürchten damit einen weiteren massiven Ausverkauf unseres Sozialsystems. Das heißt, meine Partei fordert eine Mindestsicherung wenn, dann nur für österreichische Staatsbürger.

Außerdem sehen wir uns ja nach den kommenden Wahlen massiven Sparprogrammen gegenüber. Zum Beispiel ist auch schon in aller Munde, in allen Zeitungen, dass beim AMS gespart wird, abgesehen davon, dass das AMS mit den ständig steigenden Arbeitslosenzahlen, die nicht in den Griff zu bekommen sind, jetzt sowieso schon überlastet ist, dass hier die Sparmaßnahmen so angesetzt werden, dass das AMS da völlig überfordert sein wird. Weitere Einsparungen sind eine weitere Gefahr, dass das in die Gegenrichtung losgeht, wenn zum Beispiel diskutiert wird, dass man die 13. Familienbeihilfe wieder streicht.

All diese Dinge, meine Damen und Herren, sind für uns ausschlaggebend, dass wir dem heutigen Entwurf nicht zustimmen können. Für uns ist das keine soziale Absicherung unserer Mitbürger. Für uns ist das höchstens ein Tor für Bürger von Nachbarstaaten, sich in unserer Mindestsicherung auszuruhen. Jedenfalls diesen Entwurf lehnen wir ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren!

Der heutige Tag könnte an sich für die GRÜNEN ein Freudentag sein, denn die Forderung der GRÜNEN nach der Schaffung einer Grundsicherung in Österreich geht in die 90er Jahre zurück. In der Tat ist es etwas, wofür wir seit sehr, sehr vielen Jahren gekämpft haben, dass es endlich eine einheitliche Regelung österreichweit gibt, dass es endlich nicht von der Adresse eines sozial Bedürftigen abhängt, ob er oder sie mit sozialer Sicherheit, mit einem guten Sicherheitsstandard rechnen kann oder nicht (Die Abgen Claudia Smolik und Dipl-Ing Martin Margulies sowie StR David Ellensohn rollen ein Transparent mit der Aufschrift „DIE GRÜNEN. KICK DIE ARMUT RAUS. ABSEITSFALLE MINDESTSICHERUNG“ aus.), dass es endlich auch ein soziales Absicherungsnetz gibt, das bedeutet, dass Armut kein Schicksal ist, keine ...

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Ich erinnere Sie, das Transparent einzurollen. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Sofort, sofort! – StR David Ellensohn: Sofort! Wir machen nur Fotos! – Abg Mag Rüdiger Maresch fotografiert.)
Abg Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): ... also, dass Armut kein Schicksal ist ...

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Das können Sie auch außerhalb des Sitzungssaales machen. Ich ersuche Sie, das Transparent einzurollen. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies und StR David Ellensohn rollen das Transparent ein. – Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Vielen Dank!)
Abg Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): ... keine Endstation darstellt, sondern dass man vielmehr, wenn man einmal mit Schwierigkeiten zu kämpfen hat, man mit einem sozialen Netz rechnen kann, das einem die Möglichkeit gibt, erstens einmal in Würde und Sicherheit zu leben und zweitens darüber hinaus mit einem Neubeginn rechnen zu können.

Jetzt hat die Mindestsicherung, die wir ja heute beschließen sollen, eine lange Vorgeschichte auf der Bundesebene, wie Sie alle wissen. Sie hat sich ja bereits im Regierungsübereinkommen der letzten Regierung gefunden, ist nicht umgesetzt worden. In der aktuellen Bundesregierung wurde darum bis zur letzten Sekunde gerungen und genau genommen ist aktuell auch noch nicht gewiss, ob der Termin jetzt mit Anfang September zu halten sein wird. Vielmehr befürchte ich eine neuerliche Verschiebung. Es heißt oder es hieß zuletzt, dass es wahrscheinlich mit 1. Jänner 2011 zur Umsetzung kommen wird. Schauen wir einmal, sage ich, denn die Erfahrungen, die wir hier in den letzten Jahren gehabt haben, lassen mich wenig optimistisch sein. 

Dennoch und das ist gut, das, was wir heute beschließen, sind die gesetzlichen Rahmenbedingungen, damit es überhaupt irgendwann einmal, wann auch immer, zur Umsetzung kommt. Und hier ist die Freude jetzt von grüner Seite leider getrübt, denn ja, ein kleiner Schritt nach vorne wurde erreicht. Ja, natürlich mit der Mindestsicherung gibt es endlich einheitliche Standards bundesweit und ja, mit der Mindestsicherung wird der Regress eingeschränkt. Es bedeutet auch, dass alle Betroffenen endlich eine E‑Card erhalten. Es wird auch ein Rechtsanspruch geschaffen. Das alles sind Forderungen, die es nicht nur seitens der GRÜNEN in den vergangenen Jahren gegeben hat, sondern auch seitens der SozialbetreuerInnen, seitens der Caritas, seitens der Armutskonferenz, seitens all jener, die in Österreich der Armut den Kampf angesagt haben. Aber, und dieses Aber ist jetzt ein ziemlich großes Aber, aber leider die Höhe, in der diese Mindestsicherung ausgeschüttet werden soll, ist eine, die alles andere als ausreicht, um Armut zu bekämpfen, meine Damen und Herren! Und ich gehe auch davon aus, dass Sie alle, die sich in den vergangenen Jahren mit der Materie befasst haben, wissen, dass laut aktuellen Zahlen 951 EUR 12 Mal im Jahr jener Betrag wäre, der an die sozial Bedürftigen ausbezahlt werden sollte, um sicherzustellen, dass man ein Leben in Würde verbringen kann. Wie sieht der Betrag aus, der tatsächlich ausbezahlt werden soll? Ja, er ist um mehr als 200 EUR darunter. Mehr als 200 EUR monatlich bedeutet, dass diesen Menschen, die wirklich und wahrlich jeden Euro, jeden Cent zwei Mal umdrehen müssen bevor sie ihn ausgeben, mehr als 2 000 EUR jährlich entgehen. Ich weiß nicht, dass man sich vorstellen kann, von welchen Beträgen wir eigentlich sprechen, mit denen ein aktueller Sozialhilfebezieher, eine Sozialhilfebezieherin und künftig ein Bezieher der Mindestsicherung auskommen müssen. Wenn man bedenkt, dass in diesen 744 EUR beispielsweise die Wohnbeihilfe, also die Wohnunterstützung, inkludiert ist und einiges andere mehr und wenn man sich zum Beispiel nur ein einziges Mal anschaut, wie viel man täglich zum Essen zur Verfügung hat, dann kommt man auf einen Betrag von 4,49 EUR. Viereinhalb Euro hat man täglich zum Essen! Versuchen Sie sich vorzustellen, wie man sich von viereinhalb Euro täglich ernähren kann. Also ich gebe schon zu, es ist möglich, dass man mit viereinhalb Euro nicht verhungert, aber von einer gesunden Ernährungsweise ist man weit entfernt. Man gibt schlussendlich eine soziale Unterstützung an Familien, an Mütter mit kleinen Kindern, an nahezu 400 000 Menschen, die jetzt einmal nach und nach und nach und nach von der Armut in der Bundeshauptstadt betroffen sind und bundesweit wissen wir ja auch, dass die Zahl auch eine sehr, sehr, sehr bedenkliche und massiv steigende ist und man weiß zugleich, dass es ein Betrag ist, mit dem man kaum auskommen kann, ein Betrag, der weit, weit unter jenem Betrag liegt, von dem sämtliche Expertinnen und Experten uns sagen, dass er erforderlich wäre, um hier tatsächlich existenzsichernd zu agieren und hier auch tatsächlich Familien vor der Armut zu bewahren.

Wir sagen, dass diese Betragshöhe eigentlich eine sehr geringe, sehr untragbare ist, eine ist, die, wie man so schön Wienerisch sagt „Zu viel zum Sterben, zu wenig zum Leben ist“ und meinen, dass es hier Sinn macht, sich das alles noch einmal anzuschauen und in Wien als Vorreiter zu gehen. Deshalb wollen wir auch einen Antrag einbringen, mit dem wir beantragen, aus der Minisicherung, so wie sie derzeit zum Beschluss vorliegt, eine echte Mindestsicherung zu machen, meine Damen und Herren. Wir beantragen daher, die Bedarfsorientierte Mindestsicherung in Höhe von 951 EUR monatlich 12 Mal im Jahr festzulegen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Aber das Problem, mit dem wir konfrontiert sind, ist nicht nur die bei Weitem nicht ausreichende Höhe der Mindestsicherung, so wie sie jetzt beschlossen werden soll, sondern darüber hinaus auch die lange Wartezeit. Und das ist eine Debatte, die wir hier mehrfach geführt haben. Wir haben mehrfach in der Vergangenheit moniert, dass auf Grund dessen, dass die Sozialämter überlastet sind, was Wunder ja auch bei der ständig steigenden Anzahl von Personen, die dringend Betreuung brauchen, jene Menschen, die Sozialhilfe und künftig die Mindestsicherung beantragen, mit mehrwöchigen Wartezeiten rechnen können, bevor sie überhaupt einen Termin bekommen, dass sie den Antrag stellen können. Das stimmt überhaupt nicht, sagt erneut unsere Frau Stadträtin. Das stimmt sehr wohl, behaupte ich, denn ich kann mir nicht vorstellen, dass Betroffene, die sich an uns wenden und die sich sehr wohl und immer wieder auf einen Monat Wartezeit einrichten können, bis sie überhaupt den Termin bekommen, das sicherlich nicht erfunden haben und ich orientiere mich auch daran, was mir die Betroffenen immer wieder berichten. Ich sage, zu diesem einen Monat Wartezeit kommen jetzt weitere dazu, denn was nun rechtlich festgelegt ist, ist, dass sich die Behörde bis zu drei Monaten Zeit leisten kann, bis es überhaupt zu einer Entscheidung kommt. Und jetzt stellen Sie sich vor, was es für diejenigen bedeutet, die ohnedies manchmal auch innerhalb kürzester Zeit in eine sehr, sehr prekäre finanzielle Situation geraten, dass sie erstens einmal warten müssen, bis sie überhaupt den Antrag stellen können, wie lange auch immer, und dann darüber hinaus bis zu drei Monate warten können, bis sie ein Geld sehen. Ich frage Sie alle bei der Einkommenshöhe, die wir haben: Wenn aus irgendeinem Verrechnungsfehler im Rahmen des Magistrats ein Gehalt von uns verzögert ausbezahlt werden würde, was würden wir tun? Würden wir nicht Sturm laufen? Würden wir nicht alle anrufen? Würden wir nicht schauen, dass wir doch relativ bald zu dem Termin zu dem Geld kommen, wo wir es brauchen? Würden wir nicht damit argumentieren, dass wir Rechnungen zu begleichen haben? So und jetzt sozusagen finden wir, dass es vollkommen rechtens ist und das wird, wie gesagt, jetzt auch rechtlich festgelegt, dass das okay ist, dass jemand, der unter Umständen nicht weiß, wovon er nächste Woche leben soll, ja drei Monate warten kann, bis überhaupt eine Entscheidung kommt. Wie diese Familien auskommen sollen in der Zwischenzeit, ist mir persönlich schleierhaft. Ich halte das für falsch. Ich halte das genau genommen konkret für eine Verschlechterung, dass es jetzt auch so festgehalten ist und das möchten wir nicht. Wir möchten daher einen Antrag einbringen, der lautet: 

„Der Wiener Landtag fordert das zuständige Mitglied der Wiener Landesregierung auf, eine Novelle des Wiener Mindestsicherungsgesetzes vorzulegen, mit der die Entscheidungsfrist gemäß § 35 von den vorgesehenen drei Monaten auf spätestens einen Monat nach Einlangen verkürzt wird.“ Ich meine, ein Monat Wartezeit ist genug.

Und dann möchte ich noch auf die Kinder zu sprechen kommen. Wie wir wissen, ist etwa ein Drittel der BezieherInnen von Leistungen aus der Sozialhilfe minderjährig. Das heißt, das sind Kinder und Jugendliche, die in einer Familie auf die Welt gekommen sind, die mit finanziellen Schwierigkeiten konfrontiert sind. Wir haben hier vor wenigen Wochen genau zum Thema Kinderarmut eine Debatte geführt und genau zum Thema, was zu tun ist, damit man Kindern und Jugendlichen, die in einer der reichsten Städte der Welt aufwachsen, die Möglichkeit gibt, einfach basale Leistungen zu genießen, besser gesagt, einen basalen Standard zu genießen, der für andere Kinder und Jugendliche selbstverständlich ist, der aber für Familien, die Sozialhilfe beziehen, alles andere als selbstverständlich ist. Wir haben bereits auch über jene Höhe diskutiert, die angemessen wäre, wenn es um die Kinder in solchen Familien geht, und welcher Betrag auch tatsächlich für Kinder und Jugendliche im Rahmen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung angemessen wäre. Hier ist es so, dass jener Betrag, der für Kinder und Jugendliche aus Familien, die die Mindestsicherung beziehen werden, vorgesehen ist, und lassen Sie sich das bitte auf der Zunge zergehen, 137 EUR im Monat ist! 137 EUR! Und auch hier möchte ich mit einem anderen Beispiel aus unserem Alltag kommen, von dem ich meine, dass dieses Beispiel vielleicht die Relation auch klarer begreifen lässt. Wissen Sie, wie hoch der Betrag ist, der in Österreich als angemessene Alimente für Kinder festgelegt wird? Meines Wissens müssen es so um die 330 EUR oder 350 EUR für kleine Kinder sein und später dann sind es über 500 EUR für Jugendliche. Bitte, das ist nicht eine Schätzung von mir. Das ist eine Schätzung in dem Fall der eigenen Ämter und der Gerichte, die auch anhand einer Auflistung meinen, dass dies sozusagen der angemessene Betrag ist. Da wird angeführt, was ein Kind an Betreuungskosten braucht, was für Freizeitaktivitäten benötigt wird, was für Essen benötigt wird, was für Kleidung benötigt wird, für Kinderbetreuung, et cetera, et cetera. Und so kommt man auf diesen Betrag. So. Ich gehe auch davon aus, dass einige der Damen und Herren, die hier in unserem Haus vertreten sind, auch wissen, dass eigentlich die Debatte, mit der man immer wieder konfrontiert ist zurecht, dass dieser Betrag an sich schon kaum ausreicht und dass deshalb zum Beispiel alleinerziehende Frauen mit zwei Kindern, die in Scheidung leben, trotz Alimente in Wahrheit mit massiven finanziellen Einschränkungen konfrontiert sind. Jetzt stellen Sie sich vor, dem gegenüber gestellt den Betrag von 137 EUR, der in diesem Fall im Rahmen der Mindestsicherung zur Verfügung steht. Wir sagen, das ist entschieden zu wenig, entschieden zu wenig, meine Damen und Herren! Und auch hier sagen uns Sozialbetreuer und auch die Armutskonferenz und auch die Caritas und auch all diejenigen, die sich mit der Thematik seit Jahr und Tag befassen, dass jener Betrag, der mindestens erforderlich wäre, 285 EUR monatlich wäre. Und genau das möchte ich hiermit ebenfalls beantragen, unabhängig davon, ob sich der Wiener Landtag dazu entschließen kann, die Höhe der Mindestsicherung mit 950 EUR festzulegen, jenen Betrag, der seit Jahr und Tag von den Expertinnen und Experten auf diesem Gebiet gefordert wird. Dann sollten wir mindestens jenen guten und klugen Schritt setzen und Kindern und Jugendlichen, die in finanziell schwachen Haushalten aufwachsen, die Möglichkeit geben, zumindest hier ein Mehr an Lebensstandard genießen zu können, so wie er für alle anderen Jugendlichen in dieser Stadt üblich ist. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Damit komme ich auch zum letzten Antrag, den ich einbringen möchte, der hat etwas zu tun mit dem Prozedere. Ja, ich verstehe es, und die Geschäftsordnung ermöglicht es auch, dass in Fällen, wo Dringlichkeit geboten ist, Gesetzesnovellen per Initiativantrag eingebracht werden. Damit kann man es schaffen, das Begutachtungsverfahren, das ja auch etwas länger dauert, zu umgehen, und innerhalb von kürzester Zeit zu einem Gesetzesbeschluss zu kommen. Nur im gegenständlichen Fall kann man wahrlich nicht davon sprechen, dass wir heute einen Beschluss fassen, von dem wir nicht gewusst hätten, dass er in diesen Monaten zu fassen sein wird. Noch einmal zur Erinnerung: Seit wie vielen Jahren wird die Mindestsicherung auf der Bundesebene diskutiert und vorbereitet? Ich weiß es nicht mehr. Sind es schon vier? Sind es schon fünf? Diejenigen von Ihnen, die in den Regierungsparteien sitzen, werden es noch eher wissen. In diesem Fall hat sich ja auch unsere Frau Stadträtin eifrig an der Entwicklung des vorliegenden Konzepts beteiligt. Das heißt, man hat schon seit Monaten gewusst, dass die Mindestsicherung, so sie tatsächlich auch mit Anfang September eingeführt werden soll, irgendwann einmal jetzt, spätestens im Sommer, im Wiener Landtag zu beschließen sein wird. Und ich frage Sie: Warum haben Sie das nicht so eingebracht, wie es sich gehören würde, um sowohl den eigenen Ämtern, als auch den zuständigen NGOs, der Caritas und auch all denjenigen Expertinnen und Experten, die in diesem Bereich seit vielen Jahren tätig sind, die Möglichkeit zu geben, eine Stellungnahme abzugeben und im Zuge dieser Stellungnahme vielleicht auch noch das eine oder andere zu erkennen, das als Schwäche im vorliegenden Vorschlag enthalten ist und es auch noch rechtzeitig auszubessern? Für mich ist es nicht verständlich, warum. Und auf Zeitdruck kann man sich jetzt wahrlich auch nicht berufen oder auf Unvorhergesehenes. Und wie Sie wissen, etliche andere Bundesländer – und kommen Sie mir jetzt bitte nicht damit, welche Bundesländer das nicht getan haben ... Wer auch immer so einen Weg wie Wien gewählt hat, hat es schlecht gemacht. Die Steiermark beispielsweise ist damit in Begutachtung gegangen, Niederösterreich ist aktuell in Begutachtung damit, Salzburg geht in Begutachtung damit, wieso nicht Wien? Ich finde diese Vorgangsweise falsch und ich möchte auch nicht, dass es überhand gewinnt. Wir bringen auch diesbezüglich einen Antrag ein:

„Der Wiener Landtag spricht sich dafür aus, dass standardmäßig und ganz besonders bei längerfristig geplanten Gesetzesinitiativen und Gesetzesnovellen ein ordnungsgemäßes Begutachtungsverfahren durchzuführen ist.“ 

Abschließend, meine Damen und Herren, möchte ich Folgendes sagen: Ja einmal mehr, was wir heute beschließen, ist ein erster Schritt, ein allerallererster Schritt Richtung Grundsicherung und Richtung einheitliche soziale Standards österreichweit. Als solcher ist dieser erste Schritt zu begrüßen. Er ist nur so verdammt klein, so klitzeklitzeklitzeklein und das ist enttäuschend. Es ist enttäuschend, eine Minisicherung in einer Höhe zu beschließen, die nicht existenzsichernd ist, die auch nicht bedeutet, dass man wirksame Maßnahmen gegen die Armut setzt. Es ist so unglaublich enttäuschend, jahrelang darauf zu warten und das mit großem Brimborium und Selbstlob einzuführen und am Ende bei genauem Hinsehen festzustellen, dass es einmal mehr Politik der Luftgitarre ist. Es ist Politik auf der Luftgitarre. Es ist schade, wenn man von einer großen Reform und einem Meilenstein für die Sozialpolitik spricht und am Ende alles, was man geschafft hat, ist, ein paar ganz, ganz kleine Änderungen und Besserungen im Rahmen der Sozialhilfe einzuführen, die man dann großzügig Mindestsicherung nennt, damit es besser und moderner und neumodischer und zukunftsorientierter klingt. Für die Betroffenen ist es ziemlich blunz’n, ob es Sozialhilfe heißt, ob es Minisicherung heißt oder ob es Mindestsicherung heißt. Für die Betroffenen zählt nur eines: Wie viel habe ich zum Leben? Komme ich mit diesem Geld aus? Ermöglicht mir dieses Geld ein Leben in Anstand und ohne Angst in der Zeit zu verbringen, wo ich mit finanziellen Schwierigkeiten konfrontiert bin? Und gibt mir dieses Gesetz, diese Lösung, die Möglichkeit, hier relativ rasch rauszukommen, wieder eine Arbeit zu finden und eine neue Existenz aufzubauen? Und ich muss sagen: Bei genauem Hinsehen, leider nein, leider nein. Erste kleine Besserungen sind da, aber wir sind weit davon entfernt, einen Meilenstein geschaffen zu haben oder jene Rahmenbedingungen geschaffen zu haben, die die Möglichkeit geben, von einem innovativen, von einem zukunftsträchtigen Modell zu sprechen, auf das wir alle stolz sein können und wo wir sagen könnten, das ist der eine große Schritt in die Zukunft, das ist eine große Sozialreform, auf die wir so lange gewartet haben und für die wir auch so lange gekämpft haben.

Wir werden dennoch der Art 15a-Vereinbarung unsere Zustimmung geben, genau weil sie den wesentlichen Schritt in die richtige Richtung darstellt. Dem Wiener Mindestsicherungsgesetz werden wir nicht die Zustimmung erteilen, denn auch dieses Gesetz, wie übrigens auch die übrigen auf Landesebene, nützt jeden Interpretations- und jeden Ermessensspielraum bedauerlicherweise schon wieder zu Lasten der Betroffenen und dem können wir nicht zustimmen. Ich hoffe nichtsdestotrotz, dass Sie sich für einen der grünen Anträge entscheiden können. Wir hätten hiermit die Möglichkeit, zumindest eines zu beweisen, nämlich dass Wien in sozialen Fragen die Nase vorne hat. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Korosec. Ich erteile es ihr. 

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Frau Landesrätin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Frau Kollegin Vassilakou, Sie fordern eine Mindestsicherung von 951 EUR! Wissen Sie, dass es in Wien fast 38 000 Seniorinnen und Senioren gibt, die zu ihrer Pension eine Ausgleichszulage beziehen und damit ein Einkommen von 744 EUR haben (Aufregung bei den GRÜNEN.) - wissen Sie das, ja? – (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Diese Pensionen bestimmt die Bundesregierung! - StR David Ellensohn: Ja, die Bundesregierung! Das bestimmt die Bundesregierung! Die Bundesregierung! – Aufregung bei Abg Mag Maria Vassilakou.) und die ein Leben lang, ein Leben lang gearbeitet haben? Wissen Sie, meine Damen und Herren der Grünen Fraktion, dass es kollektivvertragliche Mindestlöhne gibt, die darunter liegen? (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Ja und wer macht denn die Kollektivverträge? Das ist eine Schweinerei! Das ist eine Schweinerei!- Abg Mag Maria Vassilakou: Wer blockiert denn? Wer blockiert denn?– Weitere Aufregung bei den GRÜNEN.) Kollektivvertragspolitik, bitte! (Abg Mag Maria Vassilakou: Ja, wer blockiert denn?) Kollektivvertragspolitik! (Abg Mag Maria Vassilakou: Eine Schande ist das!) Ich kann Ihnen sagen, Friseurinnen und Friseure liegen darunter. Wenn sie sechs Dienstjahre haben und eine Ausbildung, liegen sie unter den 951 EUR, ja! (Abg Maria Vassilakou: Eine Schande ist das! - Aufregung bei den GRÜNEN.) Bei Handelsangestellten ist das genauso der Fall. Und wenn jemand nicht die dementsprechende Ausbildung ... Aber das sind Fakten und Sie wollen für jemand ... (StR David Ellensohn: Die ÖVP will ja nicht!) Sie wollen 951 EUR! Sie wollen 951 EUR für jemand im Verhältnis, im Verhältnis ... (StR David Ellensohn: Die niedrigen Pensionen sind Ihre Verantwortung, doch nicht von den GRÜNEN!) Ich habe jetzt von Kollektivvertragslöhnen geredet! Aber (StR David Ellensohn: Wollen Sie höhere Kollektivvertragslöhne?), meine Damen und Herren (StR David Ellensohn: Wollen Sie höhere Kollektivvertragslöhne? Wir schon!), wenn ... (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Wir wollen höhere Kollektivvertragslöhne! – StR David Ellensohn: Na, wollen Sie höhere Kollektivvertragslöhne? Wir schon! Wir wollen höhere Kollektivvertragslöhne! - Weitere Aufregung bei den GRÜNEN.)

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Darf ich ersuchen, die Rednerin ausreden zu lassen. Die Stenographen kommen nicht mit dem Stenographieren nach, wenn gleichzeitig alle Zwischenrufe machen.

Abg Ingrid Korosec (fortsetzend): Wenn die Mindestsicherung ohne zu arbeiten mehr oder gleich viel ausmacht wie für jemanden, der 38 bis 40 Stunden wöchentlich arbeitet, dann geht das in die falsche Richtung und das sei Ihnen einmal gesagt (Beifall bei der ÖVP.) und daher lehnen wir Ihre Anträge auch ab! 

Aber nun komme ich zur Mindestsicherung. In Österreich gibt es 270 000 Sozialhilfebezieherinnen und Sozialhilfebezieher. Mittlerweile sind es in Wien 120 000, die auf die öffentliche Hand angewiesen sind und damit leben in Wien fast 44 Prozent aller Sozialhilfebezieher. Wer hat das zu verantworten? Natürlich die Mehrheitsfraktion in diesem Haus und vor allem auch der Bgm Häupl, denn das ist beschämend. Das ist beschämend, dass 44 Prozent aller Sozialhilfebezieher von Österreich in Wien leben, obwohl Wien der größte Wirtschaftsraum Österreichs ist. Aber Wien schöpft sein Potenzial bei Weitem nicht aus. Seit Jahren leidet die Bundeshauptstadt unter einer massiven Wachstumsschwäche und ohne Wachstum gibt es keine Jobs. (Beifall bei der ÖVP.) Seit Ende der 80er Jahre ist die Arbeitslosenquote im Bundesdurchschnitt immer niedriger als in Wien. Wien ist Nachzügler und nicht Vorreiter und bei einer Bundeshauptstadt sollte es umgekehrt sein. Und da komme ich eben zu den Jobs, die notwendig sind. Wie Bgm Häupl 1994 hier angetreten ist, hat er gesagt, Vollbeschäftigung ist ihm das wichtigste Ziel. In Wahrheit sind seither 5 000 Arbeitsplätze verloren gegangen, während österreichweit über 300 000 Arbeitsplätze geschaffen wurden. 

Eine gute Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik, das ist die beste Sozialpolitik und nicht das Auszahlen von Beihilfen (Beifall bei der ÖVP.) und da haben Sie wirklich versagt! Sie können nicht vom Bürger verlangen ... (Abg Mag Thomas Reindl: Ja unter Schwarz-blau!) Ich, wir sprechen von Wien und da haben Sie, Herr Kollege Reindl, in der Arbeitsmarktpolitik mehr als versagt. (Beifall bei der ÖVP. –Abg Mag Thomas Reindl: Sie haben seit 10 Jahren den Finanzminister! Seit 10 Jahren! Was hat er dazu beigetragen? Was hat er dazu beigetragen?) Wir sprechen ... Sie tun immer was anderes finden. Wir sprechen von Wien und Sie haben in Wien so viele Möglichkeiten gehabt, Arbeitsplätze zu schaffen, aber Sie haben es nicht gemacht. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Kurt Wagner: Frau Kollegin Korosec! Was ist mit den 250 000 Beschäftigten aus Niederösterreich?) Sie sprechen schon wieder von Niederösterreich. Sie sprechen immer ... Sprechen Sie von Wien! (Abg Kurt Wagner: 250 000 Beschäftigte aus Niederösterreich arbeiten in Wien!) Ja, aber genauso, aber auch viele arbeiten in Niederösterreich, die von Wien kommen! (Baifall bei der ÖVP. – Abg Mag Thomas Reindl: Und die werden abgefertigt mit einer Pendlerpauschale! Das ist beschämend! Das ist beschämend! Sehr beschämend!) Meine Damen und Herren! Es ist nicht sozial, den Mittelstand bereits auf die Steuergrenze heruntergewirtschaftet zu haben, für Ihre verfehlte Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik bluten zu lassen! Glauben Sie mir, die Steuerzahler ... (Abg Kurt Wagner: Zu Zeiten der Hochkonjunktur im Jahr 2000 war die Arbeitslosigkeit noch viel höher! Was haben Sie gemacht? Nichts! Nichts!) Sie regen sich immer auf, die Fakten sind nun einmal so, Herr Kollege. Herr Kollege Wagner, wenn Sie sich noch so aufregen, die Fakten sprechen gegen Sie! Die Fakten sprechen gegen Sie! (Beifall bei der ÖVP.) Vollbeschäftigung, Vollbeschäftigung ist die richtige Sozialpolitik, die Sie leider nicht betreiben! (Beifall bei der ÖVP. – Abg Kurt Wagner: Ich möchte wissen, was Sie in den letzten Jahren gemacht haben!) Aber, Herr Kollege Wagner! Herr Kollege Wagner! Ich sage Ihnen etwas. (Abg Kurt Wagner: 1996 mit dem Herrn VBgm Görg, haben Sie das alles vergessen, Sie haben alle Budgets mitgetragen! Haben Sie alles vergessen?) Nach dem ...

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Etwas Rücksicht auf die Rednerin! Bitte, ich weiß, es ist ein emotionelles Thema!

Abg Ingrid Korosec (fortsetzend): Herr Kollege Wagner, tun Sie sich wieder ein bissel abreagieren! Ich kann Ihnen sagen, nach dem 10.10.2010 werden wir, die Wiener ÖVP, beweisen, dass wir unsere Versprechen, die wir den Bürgern machen, auch einhalten (Beifall bei der ÖVP.), jenen, denen es um Leistungsgerechtigkeit geht und jenen, die Verteilungsgerechtigkeit brauchen. Und damit komme ich noch einmal zur Mindestsicherung. 

Frau Kollegin Vassilakou, Sie haben angeführt, es sind durchaus einige Punkte, die Sie sogar als positiv sehen und ich bin sehr überzeugt, dass eine kluge, angewandte Mindestsicherung ein echter Mehrwert für die Menschen, aber auch für die Verwaltung bringen würde. Wesentliche Punkte haben wir gehört, eben zum Beispiel die E-Card, ganz was Wesentliches und Wichtiges für Menschen. (Abg Mag Thomas Reindl: Warum war die ÖVP dann dagegen?) Aber sowohl bei dem Punkt Eingliederungsmaßnahmen in den Arbeitsmarkt, als auch bei der Transparenz bezüglich ergänzender Leistungen besteht Klärungsbedarf. Wir verstehen die Mindestsicherung als Möglichkeit und Anreiz für eine Integration in den Arbeitsmarkt. Wir wollen nicht, dass ... (Aufregung bei Abg Mag Thomas Reindl.) Wir wollen nicht, Herr Kollege Reindl, dass die Mindestsicherung geschaffen wird, um Arbeitszeiten zu reduzieren oder die aktive Arbeit gänzlich aufzugeben. Es kann keine soziale Fairness geben, ohne dass die Menschen in Wien nicht auch von der Politik fair behandelt werden. Und wir wollen, dass die Menschen ihre Arbeitsplätze behalten und die, die keine haben, dass sie Arbeitsplätze bekommen und es ist ... (Abg Kurt Wagner: Dann fordern Sie Ihre Leute in der Wirtschaftskammer auf! Es sind ja Ihre Leute!) Das ist Sozialpolitik! Es ist nicht Sozialpolitik, den Menschen Geld in die Hand zu geben. Wenn es notwendig ist, weil es nicht anders geht, richtig, und dazu stehen wir. Aber in erster Linie muss unser Ziel sein, und das sollte auch Ihr Ziel sein, den Menschen Arbeit zu geben (Beifall bei der ÖVP.), denn Beschäftigungspolitik ist das beste und wirksamste Mittel gegen Arbeit... (Abg Kurt Wagner: Fordern Sie doch Ihre Leute in der Wirtschaftskammer auf, dass sie mehr zahlen sollen! Es hat keiner etwas dagegen! Es hat keiner etwas dagegen! Sagen Sie das Ihrer Wirtschaftskammer!) Herr Kollege, Sie tun immer ablenken. (Abg Kurt Wagner: Sagen Sie das Ihrer Wirtschaftskammer, fordern Sie Ihre Leute auf, dass sie mehr zahlen sollen! Es hat keiner etwas dagegen!) 

Meine Damen und Herren, für die ÖVP im Bund aber auch hier ist klar: Keine Verteilungsgerechtigkeit ohne Leistungsgerechtigkeit. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Ernst Woller: Leistung? Und die Finanzwelt? Was ist ihre Leistung? – Abg Kurt Wagner: Und bei den Bauern?) Hören Sie zu, Herr Kollege! Keine Sozialleistungen ohne Bedarf. Keine Transfers ohne Transparenz. Keine Versprechen ohne Machbarkeitsprüfung. Und daher ist für uns auch klar: Ohne Transparenzdatenbank keine Mindestsicherung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Das ist ein Versprechen, ein Versprechen vom Bund und vom Land. Und das ist unser Versprechen für alle, die ihren Beitrag für unser Sozialsystem leisten und für jene, die es dringend brauchen. Das ist ein Versprechen an den Mittelstand, die Leistungsträger und an jene, die mehr haben, als sie brauchen, jene, die gerne geben, aber auch wissen wollen, wo ihr Geld hingeht und ob es auch jenen zugute kommt, die es wirklich brauchen. Wir versprechen den Beziehern der Mindestsicherung mehr Bewusstsein für die Leistungen des Staates und mehr Rechtssicherheit. Das ist sehr, sehr notwendig. Wir versprechen aber auch den Sachbearbeitern weniger Kopfschütteln und mehr Nachvollziehbarkeit. Schließlich steht Ihnen ja auch etwas zu als Sockel für einen Neuanfang oder als Starthilfe für ein neues Arbeitsleben. Und das ist uns so wichtig. Arbeit schaffen, das ist der Schlüssel. Wir wollen, dass die Menschen um ihre Leistungen wissen, egal, in welche Richtung sie fließen. Leistung, meine Damen und Herren, muss sich wieder lohnen. Um diese ergänzenden Leistungen sichtbar zu machen, brauchen wir eben die Transparenzdatenbank, in der Leistungsempfänger und auch Leistungsentsender aufgelistet werden. Daher ist für uns das eine vom anderen nicht wegzudenken. Wir sind für Mindestsicherung, aber selbstverständlich mit der Transparenzdatenbank. Daher verstehe ich den Herrn Bürgermeister nicht, der in einem Interview in den „Salzburger Nachrichten“ gemeint hat, es sei schandbar für Österreich, die Transparenzdatenbank mit der Mindestsicherung zu verknüpfen. (Abg Mag Thomas Reindl: Ja, stimmt ja auch!) Ich sage, das Gegenteil ist der Fall. Das Gegenteil ist der Fall. (Abg Kurt Wagner: Das sagen Sie! Das sagen Sie! – Abg Mag Thomas Reindl: Das ist Ihre christliche soziale Gesinnung!)

Da die Mindestsicherung (Abg Mag Thomas Reindl: Die liberale Wirtschaftspartei kämpft um ein neues Profil!) durch zusätzliche Leistungen ergänzt werden kann und das in vielen Fällen auch wird, natürlich ist es notwendig und da bin ich bei den GRÜNEN, dass 744 EUR in vielen Bereichen nicht ausreichend sind. Da gibt es ja Ergänzungsleistungen und da ist ja auch im Gesetz vorgesehen, dass es keine Verschlechterung geben darf. Aber gerade aus diesem Grund ist eine Transparenzdatenbank so wichtig, um eben das alles aufzulisten und zu sehen, welche Leistungen gegeben werden. Das ist fair. Das ist sozial. Das ist gerecht. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Kurt Wagner: Warum tun Sie es nicht, wenn das Land was zahlt?) 

Meine Damen und Herren, wir setzen uns dafür ein und wir haben darüber hinaus auch in der Bundesregierung unsere Staatssekretärin Marek (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Blockierer! Blockierer!), die nicht blockiert im Gegensatz zu (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Ja Blockierer! Das sind Blockierer!) einigen der sozialistischen Fraktion, sondern die dafür eintritt, dass eine Mindestsicherung kommen soll, aber selbstverständlich nur dann, wenn es eben auch die Transparenzdatenbank gibt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, uns geht es darum (Abg Mag Thomas Reindl: Schändlich! Das ist sehr schändlich!), Transparenz ins System zu bringen. (Abg Mag Thomas Reindl: Schändlich, die Frau Marek! Die Frau Marek plappert nur das nach, was der Herr Pröll sagt!) Hören Sie zu, vielleicht können Sie was lernen, Herr Kollege Reindl! Leistungsgerechtigkeit zu schaffen, mehr Service für den Bürger bieten, Doppelförderungen verhindern (Abg Mag Thomas Reindl: Ja vor allem im Landwirtschaftsbereich!) und mit dem Transferkonto, auch das sage ich, einem möglichen sozialen Missbrauch einen Riegel vorzuschieben. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ja und der Wirtschaftsbund? – Aufregung bei Abg Dipl-Ing Martin Margulies.) Wir wollen keine Neiddebatten, wir wollen Transparenz. Daher appelliere ich an Sie alle, sich rasch auf der Bundesebene im Sinne der Verteilungs- und Leistungsgerechtigkeit (Abg Mag Thomas Reindl: Wie ist es mit der Transparenz in dem Fall BUWOG?) sowohl für eine rasche, aber auch für eine gute Regelung in der Mindestsicherung (Abg Mag Thomas Reindl: Wie ist es mit der Transparenz im Fall BUWOG? Wie ist es da mit der Transparenz?) und in der Transparenzdatenbank einzusetzen. Herr Kollege Reindl, Kinderstube ist auch angesagt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Bevor ich der nächsten Rednerin, der Frau Abg Mörk, das Wort erteile, freut es mich, die Frau Landtagspräsidentin außer Dienst Erika Stubenvoll auf der Galerie begrüßen zu dürfen. Es freut mich, dass du da bist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Bitte, Frau Kollegin Mörk.

Abg Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Landesrätin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Frau Kollegin Korosec, es stimmt, dass die Sozialhilfebezieher in den letzten Jahren in Wien angestiegen sind. Aber das sind nicht die Vollsozialhilfebezieher, sondern die Richtsatzergänzungsbezieher, weil es leider immer mehr prekäre Beschäftigungsverhältnisse gibt und die Menschen nicht genug verdienen, dass sie von dieser Beschäftigung leben können. Aber für prekäre Beschäftigungsverhältnisse, geringfügige Beschäftigungen, Teilzeitarbeit, denke ich, können Sie wohl nicht die Sozialdemokratie verantwortlich machen (Beifall bei der SPÖ.), sondern, denke ich, sehr wohl auch die Wirtschaft, denn diese stellen solche Leute in solchen Beschäftigungsverhältnissen an! (Aufregung bei Abg Ingrid Korosec.)

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung, die heute zur Beschlussfassung vorliegt, hat zum Ziel, Armut und soziale Ausschließung verstärkt zu bekämpfen und zu vermeiden. Die dauerhafte Eingliederung beziehungsweise Wiedereingliederung in das Erwerbsleben soll möglichst gefördert werden. 

Der Kampf gegen Armut hat für uns in Wien oberste Priorität und daher haben wir uns auch sehr gewissenhaft auf den 1. September 2010 vorbereitet. Die Mindestsicherung darf nicht in Geiselhaft politischer Diskussion genommen werden, so wie es gerade die Kollegin Korosec getan hat, Mindestsicherung und Transferkonto gegeneinander auszuspielen, denn diese unwürdige Diskussion haben sich wahrlich nicht die Menschen, die auf Mindestsicherung angewiesen sind, verdient. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung bringt vor allem auch Wiener Standards für alle Österreicherinnen und Österreicher. Sie ist kein Ersatz für die Sozialhilfe und daher eine bahnbrechende Weiterentwicklung. Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung ist ein wesentlicher Schritt im Bereich der Armutsbekämpfung. Die Höhe der Mindestsicherung orientiert sich nach dem Ausgleichszulagenrichtsatz und 

beträgt abzüglich Krankenversicherung 744 EUR netto für Einzelpersonen und 1 116 EUR für Paare. Diese 744 EUR setzen sich aus einem Grundbeitrag von 558 EUR und einem Wohnkostenanteil von 186 EUR zusammen. Außerdem besteht die Möglichkeit, dass Wien auch Beziehern der Mindestsicherung eine Wohnbeihilfe bei Bedarf gewährt. Wien ist bisher das einzige Bundesland gewesen, das eine Art Ersatzpension für Menschen, die kein oder nur ein sehr geringes Einkommen haben, für Männer ab 65 und Frauen ab 60 angeboten hat. Die so genannte Dauerleistung wird es auch weiterhin geben und diese wird auch weiterhin 14 Mal ausbezahlt. In Wien hat es auch nie einen Regress der Sozialleistungen gegeben. Auch die Einbeziehung nicht krankenversicherter BezieherInnen in die gesetzliche Krankenversicherung ist eine maßgebliche Verbesserung der Lebenssituation dieser Menschen. Fortan können medizinische Leistungen ohne Stigmatisierung in Anspruch genommen werden. Und Armutsbekämpfung, Frau Abg Vassilakou - sie ist jetzt leider weg -, kann nicht nur darin bestehen, und wir haben uns hier in diesem Haus schon zwei Mal damit auseinandergesetzt, mehr Geld zur Verfügung zu stellen. Es geht vor allem trotz geringem Einkommen um die Verwirklichungschancen von Menschen und Wien tut das in besonderem Ausmaß. Verwirklichungschancen für ärmere Menschen werden in Wien erhöht, wie etwa durch den Mobilpass. Die Verwirklichungschancen ärmerer Menschen werden erhöht, wenn ausreichend Kinderbetreuungseinrichtungen zur Verfügung stehen und die Frauen die Möglichkeit haben, erwerbstätig zu sein. Noch dazu wenn der Kindergarten so wie in Wien seit Herbst des Vorjahres beitragsfrei ist. Verwirklichungschancen von ärmeren Menschen und deren Kinder werden erhöht durch ein leistbares und modernes Bildungssystem, Ganztagsschulen und ganztätige Betreuung, die wiederum die Erwerbstätigkeiten von Frauen erhöht. Verwirklichungschancen ärmerer Menschen werden auch erhöht, wenn nicht bloß Arbeitslosengeld ausbezahlt wird, sondern wenn neue Berufschancen durch Qualifizierungsmaßnahmen erhöht werden, wie das zum Beispiel der Wiener Arbeitsnehmer Förderungsfond tut. Und Armutsgefährdung wird auch vermieden, wenn genügend leistbare Wohnungen wie zum Beispiel in Wien durch 220 000 eigene Gemeindewohnungen zur Verfügung stehen. 

Bereits im Herbst des Vorjahres wurde in Floridsdorf und in der Donaustadt das Pilotprojekt „Step to job“ für Bedarfsorientierte Mindestsicherung angeboten. In diesem Projekt werden arbeitsfähige SozialhilfebezieherInnen dabei unterstützt, wieder im Arbeitsprozess Fuß zu fassen. SozialhilfebezieherInnen konnten erfolgreich in den ersten Arbeitsmarkt integriert werden.

Und ein wesentlicher Schwerpunkt der Bedarfsorientierten Mindestsicherung ist die Verknüpfung zwischen Sozial- und Arbeitsmarktpolitik, weil Arbeit, von der Menschen auch leben können, noch immer die beste soziale Absicherung ist und daher auch ein äußerst wichtiger Beitrag im Bereich der Armutsbekämpfung. Menschen, die bereits laufend Sozialhilfe beziehen, brauchen keinen neuen Antrag auf Bedarfsorientierte Mindestsicherung stellen. Neuanträge sind bei den zuständigen Stellen einzubringen. Und weil die Frau Abg Vassilakou gesagt hat, drei Monate ist eine lange Zeit, bis man eine Entscheidung bekommt. Es ist natürlich so, dass Anträge in den Sozialzentren unverzüglich zu bearbeiten sind. Drei Monate ist eine Frist, die auch in der 15a-Vereinbarung steht und das ist die maximale Frist. Aber Sie können sich dessen sicher sein, dass in Wien Anträge so rasch wie möglich bearbeitet werden. Deshalb werden bereits seit 1. Juni des heurigen Jahres 42 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eingeschult, um diese Aufgabe auch hervorragend zu erfüllen. Und diese 42 Mitarbeiter wurden über die Aktion 4000, die ja im Vorjahr vom Bundesminister Hundstorfer und der VBgmin Renate Brauner ins Leben gerufen wurde, eingestellt. Da bekommen langzeitarbeitslose Menschen eine Integration in den Arbeitsmarkt. (Beifall bei der SPÖ.)
Drei Jahre zähe Verhandlungen sind hinter uns oder haben wir hinter uns gebracht, damit endlich die Bedarfsorientierte Mindestsicherung umgesetzt wird. Viele der Wiener Standards und Forderungen konnten eingearbeitet und umgesetzt werden. In keinen anderen Städten oder Ländern Europas werden Sozialleistungen ausgebaut. Wien und Österreich beschreiten in diesem Bereich einen ganz anderen Weg. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zum Abschluss darf ich jetzt noch in meinem Namen und im Namen von Kurt Wagner, Christian Deutsch, Marianne Klicka und Anica Matzka-Dojder einen Abänderungsantrag einbringen:

„Der Landtag wolle beschließen: In vorliegendem Entwurf des Gesetzes der Bedarfsorientierten Mindestsicherung in Wien ist folgende Änderung vorzunehmen: In § 44 Abs 2 lautet der Schlusssatz wie folgt: ‚§16 Wiener Sozialhilfegesetz tritt mit Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft.’“ 

Die Begründung für diesen Abänderungsantrag ist: Es geht hier um die Behebung eines redaktionellen Versehens.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich darf Sie alle ersuchen, geben Sie dieser Bedarfsorientierten Mindestsicherung, die mit 1. September vorbehaltlich der Einigung auf Bundesebene in Kraft treten soll, Ihre Zustimmung. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Im Europäischen Jahr zur Bekämpfung der Armut ist das natürlich ein mehr als geeignetes Thema, darüber zu reden, ob man in Wien beziehungsweise in Österreich Armut sicherer machen will oder nicht. Meine Klubchefin Maria Vassilakou hat die Begründung, warum wir diesem Antrag hier nicht zustimmen, bereits sehr ausdrücklich und lange ausgeführt und mehrere Verbesserungsanträge der GRÜNEN eingebracht. Und noch einmal zur Erinnerung: 744 EUR sind zu wenig. Das sagen nicht wir, sondern das sagt die Caritas, das sagen alle NGOs im Bereich der Armutsbekämpfung. Wir haben einen Antrag auf armutssichere 950 EUR. Was mir ein besonderes Anliegen bei den Kindern ist, man kommt einfach nicht mit 137 EUR aus. Das brauche ich niemandem zu erklären, der oder die selber Kinder zu Hause hat. Dieser Betrag ist zu wenig. Wir verlangen etwas mehr als die Verdoppelung, nämlich die Anhebung auf 285 EUR. Das wäre dann ebenfalls über der Armutsgrenze. Wir hätten gern, dass die Anträge schneller gemacht werden und wir sind etwas verwundert, dass man auch dieses Mal offensichtlich keine Begutachtung machen wollte, zeitlich wäre sich das ausgegangen.

Bevor ich aber überhaupt begründe, warum ich herausgegangen bin, weil das ja nicht notwendig gewesen wäre, die Wiederholung alleine. Jetzt habe ich schon auch zwei kleine Anmerkungen zur Sozialdemokratie selber, dieses „Step to job“-Projekt, das vor allem der Rudolf Hundstorfer vorangetrieben hat, hat einen Satz, der mir auch nicht besonders gefällt und in Zeiten wie diesen, in Zeiten der hohen Arbeitslosigkeit, in Zeiten, in denen sehr viele Leute die Krise tragen müssen, zuerst dadurch, dass sie den Job verloren haben und nachher, dass sie zu wenig Geld zum Überleben haben, sind so Sätze wie, und ich zitiere hier aus dem Papier des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und Konsumentenschutz: „In Zukunft gilt für Sozialhilfebezieher und gelten mit der Einführung der Mindestsicherung ähnlich strenge Kriterien wie für BezieherInnen des Arbeitslosengeldes und der Notstandshilfe. Erstmals werden SozialhilfebezieherInnen vom AMS betreut und müssen dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, ansonsten droht die Kürzung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung auf die Hälfte.“ Im Wiener Gesetz steht sogar drinnen, wenn sie sich länger entziehen, auf null. Was jemand dann macht, wurscht, was der vorher gemacht hat, die Person, aber am Ende null statt 744 EUR, das finde ich angesichts dessen, dass die Arbeitslosigkeit in einem Ausmaß gestiegen ist, in dem es sehr schwer ist, überhaupt eine Arbeit zu finden, fast schon zynisch. 

Die Vorsitzende des Berufsverbandes der österreichischen SozialarbeiterInnen, die Maria Moritz, und mit ihr der gesamte Verband sind ebenfalls der Meinung, dass das maximal ein kleiner Schritt ist und verlangt ebenfalls, die 744 EUR nicht 12 Mal auszuzahlen, sondern 14 Mal beziehungsweise die Erhöhung genau auf den Satz, den die GRÜNEN verlangt haben.

Aber warum ich mich in erster Linie gemeldet habe, ist, weil ich mich heute wieder einmal wahnsinnig über eine Wortmeldung ärgern musste, nämlich: „Leistung muss sich wieder lohnen.“ Eine Diskussion über einen Leistungsbegriff, der hoffentlich nicht ausschließlich heißt, wenn man mehr als 5 000 EUR hat, dann leistet man was und sonst leistet man nichts, und eine Diskussion über: Wann sind Pensionen gerecht? Wann sind Löhne gerecht? Und warum muss die Mindestsicherung nach Meinung der GRÜNEN höher sein?

Was die Österreichische Volkspartei da liefert, ist tatsächlich mehr als zum Ärgern. Seit 1986, seit 24 Jahren ohne Pause, sitzt die Österreichische Volkspartei in der Bundesregierung! Das ist eine ziemlich lange Zeit, da kann man quasi die Verantwortung für alles übernehmen, was in den letzten 24 Jahren schiefgelaufen ist. (Aufregung bei Abg Dr Wolfgang Aigner.) Ich hoffe, da sind wir uns einig. Da steht da eine Abgeordnete, die Frau Korosec, und erklärt, dass die Mindestsicherung deswegen nicht höher sein darf, weil die Löhne schlecht sind und die Leute nicht von den Löhnen leben können und weil die Frauen und andere von ihrer Pension nicht leben können, weil die auch zu niedrig ist! Also weil die Leute zu wenig Pension haben und zu wenig beim Arbeiten verdienen, deswegen darf einer, der eine Mindestsicherung braucht, noch weniger haben und muss damit auskommen. Das habe ich überhaupt noch nie gehört! Und ich wollte das eigentlich hier nicht mehr erwähnen, weil es immer ein persönliches Niveau auch ist. Aber wenn jemand da steht und selber fürs Nichtarbeiten eine Pension von 12 000 EUR im Monat hat - und ich hoffe, es ist nicht viel zu viel, vielleicht muss man es berichtigen und es sind nur 11 600 EUR -, 12 000 EUR im Monat Pension bekommt und sich da herstellt und dann sagt: „744 EUR, mehr als genug im Monat!“ - das ist nicht nur eine Frechheit. Ich möchte, dass Sie das mit den 12 000 EUR draußen plakatieren und den Leuten das sagen. (Aufregung bei der ÖVP.) Da wird man ja wahnsinnig beim Zuhören! 

Und dann stehen Sie da und sagen: 744 EUR, da kann man nicht mehr geben, die Leute gehen arbeiten und verdienen nur 900 EUR. Ja, das ist falsch, dass es so ist! Herrgott sacra, wenn jemand einen ganzen Monat arbeiten geht, sollte er mehr Geld verdienen! Wer verhindert denn seit Ewigkeiten höhere Abschlüsse in dem Land? Seit 1986 regieren Sie. Seit 1986 ... (Abg Dr Wolfgang Aigner: Die Sozialpartner!) Vorher waren Sie auch mitverantwortlich in der Sozialpartnerschaft! (Aufregung bei der ÖVP.) Schlechte Löhne, von denen die Leute nicht leben können, ja. Pensionen, die zum Fürchten niedrig sind, wo die Leute nicht wissen, wie es geht. Ich weiß das, weil ich diese Leute in meiner Familie habe und sonst auch treffe. Und die meisten da herinnen kennen wenigstens solche Leute, nehme ich einmal an, und haben sie vielleicht auch in der eigenen Familie. Und dann dastehen und sagen: Ich, ich habe 12 000 EUR, ich krieg sogar so viel, dass ich gedeckelt bin. Ich darf nämlich mein Gemeinderatsgehalt gar nicht mehr zur Gänze einstecken, weil es zu viel ist, weil der Gesetzgeber irgendwann draufgekommen ist, dass vielleicht 13 000, 14 000, 15 000, 16 000 EUR brutto trotzdem zu viel sind. Da stehen und dann noch auf sozial machen! Die niedrigen Löhne nicht bekämpfen. 

Es hat nämlich nicht geheißen, die Löhne müssen hinauf. Es war nur ein Wettbewerb der niedrigen Löhne und niedrigen Pensionen, da hat es geheißen, die Mindestsicherung muss nochmal drunter sein. Das ist eine Verhöhnung von jedem Menschen, der arbeitet und nur 1 000 EUR kriegt, und mehr als eine Verhöhnung, nämlich etwas, was mir einen Ordnungsruf eintragen wird, von jeder Pensionistin, die von einem Bruchteil dessen leben muss, was die Frau Korosec kriegt, nämlich ein Jahr lang davon leben muss von dem, was die Frau Korosec im Monat kriegt, nicht einmal. Wirklich, ich bin entsetzt, wenn ich das höre und ich sage auch, wo das Problem ist, natürlich. Wenn wir wollen, dass diese Löhne steigen, dann muss man halt Anträgen, die hier von den GRÜNEN eingebracht wurden, auch schon zustimmen, mit 1 500 EUR in der Gemeinde Wien vorangehen und oben einziehen. Da verdienen wir alle halt nicht mehr die Netsch im Monat und Leute, die mehr bekommen wie die GemeinderätInnen, Landtagsabgeordneten, Stadträte kriegen eben keine Erhöhungen mehr. Das kann man ja machen. Wir können darüber reden, wo man es wegnimmt. Wer gestern die ZiB 2 gesehen hat - in Österreich gibt es 80 000 Dollar-Millionäre, 80 000, jeder Hundertste! Der Armin Wolf hat gesagt: „Wenn Sie hundert Leute kennen, ist einer davon ein Dollar-Millionär.“ Ich kenne mehr als hundert, aber ich kenne keinen Dollar-Millionär. Das macht nichts. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Dort kann man Geld holen. Und wer ist dort schon wieder dagegen? Wer redet, Vermögenssteuer, das geht nicht, weil Leistung muss sich wieder lohnen? Zum Beispiel Erben - eine Mordsleistung, eine Wahnsinnsleistung. Also wenn ich die Leistung von jemandem vergleiche, der Grund und Boden erbt oder ein Haus erbt oder eine Wohnung erbt - und ich gönne ja allen Leuten das, ist ja ein Bonus -, und dann vergleiche ich es mit der Leistung meiner Großmutter, die bei einem Millionär den Boden aufgewischt hat, dann weiß ich schon, wer mehr geleistet hat! Dann weiß ich das schon! Sie offensichtlich nicht, Sie offensichtlich nicht.

Was die Volkspartei da aufführt, ist wirklich, es ist zum Speiben. Es tut mir leid, ich kann es nicht anders sagen. (Beifall bei den GRÜNEN. – Aufregung bei der ÖVP.) Wenn es darum geht, ich kann leider nicht alle aus der Verantwortung ... Aber wenn es darum geht, Banken zu retten, dann holt man die Milliarden von den Leuten, dann stellt man in Kärnten, wo der Herr Scheuch und ich weiß nicht, wer aller zuständig war, von Freitag bis Montag Milliarden auf die Beine. Den Leuten könnt´s immer nur das Gleiche sagen. Liebe Arbeitslose, liebe Mindestsicherungsbezieher, macht’s eine Bank auf, geht’s sudern, jammert’s, die hätten ein Recht dazu, dann wird euch geholfen! In dem Land wird dir geholfen, wenn du eine Bank bist. Nicht so leicht wird dir geholfen, wenn du schlecht verdienst. Nicht so leicht wird dir geholfen, wenn du arbeitslos bist. Macht´s alle Banken und die Kinder auch noch, macht´s alle, machen wir eine Kinderbank und eine Arbeitslosenbank, die kriegen dann das Geld. Für die haben wir es gehabt. (Aufregung bei Abg Dr Wolfgang Aigner.) Es ist wirklich ungeheuerlich. Es ist ungeheuerlich, so zu tun, als ob man nichts damit zu tun hätte. Man kann in dem Land nicht 24 Jahre ohne Pause Bundesregierung sein und gar nichts dafür können!

Es ist Wahlkampf und man sollte in erster Linie, das wäre ja natürlich der Job von der Opposition, die SPÖ zuerst angreifen. Aber der SPÖ werfe ich höchstens vor, dass sie sich nicht durchsetzt. Die setzen sich nicht durch, die haben wenigstens die Bankabgabe und mittlerweile die Vermögenssteueransage auch, die setzen sich nicht durch. Was man dem Land auf Dauer wirklich wünschen muss, ist, dass diese 24 Jahre Bekämpfung der Armen und nicht der Armut irgendwann aufhört, weil wenn wir es nicht schaffen, den Reichen 10 Prozent – nicht dem Häuselbauer, bitte nicht herauskommen und sagen, es trifft den Mittelstand! Ich red’ von den 80 000 Dollar-Millionären, ich red’ von Leuten, die nicht ein Haus, sondern fünf haben. Ich red’ nicht von dem, der sich aus den Rippen eine Eigentumswohnung herausgeschwitzt hat, von denen rede ich alle nicht. Den Mittelstand können wir gerne in Ruhe lassen. Sie machen aber genau das: Sie holen die Kohle beim Mittelstand und stellen sich dann irgendwo hin und sagen, den Armen kann man nicht helfen und wem nehmen wir es weg, und so weiter, und so fort. (Aufregung bei Abg Mag Alexander Neuhuber.) Vermögenssteuern für sehr reiche Leute. Die Dollar-Millionäre müssen auch Steuern zahlen. Leute wie der Herr Meischberger, die offensichtlich, wenn sie aus der Politik ausscheiden, auch kleine Geschenke bekommen, sollten dafür zumindest Steuern zahlen müssen. Wenn er 180 000 EUR dafür kriegt, dass er aufhört, Politiker zu sein - gut, mir wäre es auch wert gewesen, dass er aufhört, aber keine 180 000 EUR! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Ich glaube, dass dem Land und dieser Stadt auf jeden Fall ein nachhaltiger Schaden zugefügt wird, wenn die Volkspartei mehr zu sagen hat. Das sage ich. Und der SPÖ wünsche ich sehr viel mehr Mut beim Durchsetzen von Vermögenssteuern, weil was sonst herauskommt, das hat uns die Frau Korosec da gesagt. Das Programm lautet: Die Löhne bleiben unten, weil die Mindestsicherung niedrig ist und die Mindestsicherung bleibt niedrig, weil die Löhne niedrig sind und deswegen kriegt man am Schluss keine Pension! In diesen Teufelskreis schicken Sie den Rest ein und selber geben Sie sich 12 000 EUR im Monat! Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Berichterstatterin das Schlusswort. Bitte, Frau Stadträtin.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus!

Es liegt heute die Beschlussfassung des Wiener Mindestsicherungsgesetzes vor. Das Wiener Mindestsicherungsgesetz ... Frau Kollegin Vassilakou ist jetzt leider nicht da, weil sie offenbar an ihrer Wortmeldung interessiert war, an der Debatte darüber aber offenbar nicht. Das Wiener Mindestsicherungsgesetz basiert auf der Art 15a-Vereinbarung zur Bedarfsorientierten Mindestsicherung, einer Art 15a-Vereinbarung, die über viele Jahre verhandelt worden ist und wo es uns gelungen ist, dass ab dem 1. September in ganz Österreich Standards gelten, die für Wien seit vielen Jahrzehnten selbstverständlich waren und das auch in Zukunft sein werden. Das betrifft zum Beispiel, dass es keinen Regress mehr geben wird. Das heißt, dass nicht die Kinder oder die sozial Schwachen selbst in dem Moment, wo sie sich wieder derrappelt haben, als Erstes einen Brief von der Bezirkshauptmannschaft bekommen, dass sie wieder zurückzahlen müssen.

Es ist zweitens festgelegt, dass in Zukunft alle Menschen in diesem Staat über eine E-Card verfügen werden. Bisher war es schon so, dass selbstverständlich auch Menschen, die Sozialhilfe bezogen haben, Gesundheitsdienstleistungen in Anspruch nehmen konnten, also zum Arzt oder ins Spital gehen konnten. Aber es war ganz klar erkennbar, wer ist der Sozialhilfebezieher und wer ist es nicht, weil der Sozialhilfebezieher oder auch vor allem die Kinder von Sozialhilfebezieherinnen und –beziehern eben keine E‑Card hatten, sondern den Krankenschein vom Sozialamt hatten und damit war auch das klar. Und da wir wissen, dass Armut auch sehr viel mit Stigmatisierung und mit Ausgrenzung zu tun hat, ist das ein ganz besonders wichtiger Schritt. 

Es ist weiters gelungen und da sehe ich einen großen Paradigmenwechsel beim dritten Sozialnetz, dass es eine strukturelle und in der 15a-Vereinbarung und daher auch im Wiener Mindestsicherungsgesetz verankerte Verzahnung zwischen der Arbeitsmarktpolitik und der Mindestsicherung gibt. Wir wissen, dass der Großteil der Menschen, die bisher Sozialhilfe bezogen haben, nicht vom Arbeitsmarktservice geschult und wieder integriert wurden. Das ist jetzt gelungen, dass wir gerade mit diesen Menschen, die einen besonderen Aufholbedarf haben, weil der Großteil aller Mindestsicherungsbezieherinnen und –bezieher maximal Pflichtschulabschluss hat und in der Bildung das Hauptproblem für die zukünftige Armut liegt, mit dieser ganz engen Verzahnung gute Erfolge haben werden. Und dass wir gute Erfolge haben werden, liegt nicht darin, dass ich mir das wünsche und dass das dann so sein wird, sondern liegt darin, dass wir mit „Step to job“ im 21. und dann ab dem heurigen Frühjahr auch 22. Bezirk, also immerhin eine Bevölkerungsgruppe, die so groß ist wie die zweitgrößte Stadt Österreichs, nämlich wie Graz, diesen Pilotversuch gemacht haben, der jetzt in ganz Österreich ausgerollt wird, wo es uns gelungen ist, dass jene Menschen, die Sozialhilfe beziehen und arbeitsfähig sind - weil die Voraussetzung für die Vermittlung am Arbeitsmarkt ist die Arbeitsfähigkeit -, geschult wurden und zu einem sehr, sehr hohen Ausmaß es auch gelungen ist, diese Menschen sehr rasch in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Das ist auch das Ziel der Mindestsicherung, nämlich dass sie ein Trampolin ist, ein Trampolin in Richtung Selbstständigkeit und Selbstständigkeit wird durch Beschäftigung erreicht. 

Wir haben weiters in Wien entschieden und auch das ist im Mindestsicherungsgesetz festgelegt, dass den Dauerleistungsbezieherinnen und –beziehern die Leistung, die es ausschließlich in Wien gibt, die vor allem für behinderte Menschen eine ganz besonders wichtige Leistung ist, auch weiterhin 14 Mal ausbezahlt wird.

Auf einige Punkte möchte ich eingehen, die in der Diskussion gekommen sind und die hier einfach der Realität entbehren. Wenn die Frau Kollegin Vassilakou sagt, dass es Wohnförderungen zusätzlich nicht mehr gibt und das alles mit der Mindestsicherung abgegolten ist, dann ist das falsch, sondern es sind entsprechend der 15a-Vereinbarung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 25 Prozent für Wohnkosten anzurechnen. Das bedeutet aber, dass, wenn es notwendig ist, es selbstverständlich weiterhin Wohnbeihilfe gibt. 

Es ist außerdem so und da bin ich sehr stolz, dass uns das in Wien auch rechtzeitig gelungen ist, dass wir auch organisatorisch für die Menschen, die die Mindestsicherung brauchen, sehr gut vorbereitet sind und 42 zusätzliche neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter seit dem 1. Juni in der MA 40 beschäftigt sind, um hier eingeschult zu werden, um die Mindestsicherung ab dem 1. September auch vollziehen und auszahlen zu können. Und das Wichtige, Gute und Schöne daran ist, dass das 42 langzeitarbeitslose Menschen sind, die dadurch die Möglichkeit des Wiedereinstieges in den Beruf auch haben. 

Wenn hier kritisiert wird, dass es keine Begutachtung gegeben hat und dass aber andere uns die Frage gestellt hätten, warum erst jetzt, dann ist das sehr leicht zu beantworten: Deshalb erst jetzt, weil manche Bundesländer - und da hat Wien nicht dazugehört - erst sehr kurzfristig davon zu überzeugen waren, die Mindestsicherung auch zu unterschreiben. Und ein Landesgesetz, das auf einer 15a-Vereinbarung basiert, kann erst dann geschrieben werden, wenn diese 15a-Vereinbarung fertig ist. Daher liegt es erst jetzt vor, denn ich kann kein Landesgesetz vorlegen, bevor die Grundlagenvereinbarung nicht da ist. Und ich kann Ihnen auch in aller Offenheit sagen, wieso es andere Bundesländer gibt, die ein Begutachtungsverfahren machen, weil die in Kauf nehmen, dass es dadurch sein kann, dass die Mindestsicherung in diesen Bundesländern nicht am 1. September ausgezahlt wird. Ich nehme das und wir nehmen das in Wien nicht in Kauf und ich halte das auch für die richtige Entscheidung im Sinne der Menschen, die die Mindestsicherung brauchen! (Beifall bei der SPÖ)

Lassen Sie mich abschließend einige Punkte sagen, es wurde schon einiges dazu gesagt, zu dem jetzt von der ÖVP auch eingebrachten Thema des Transparenzkontos. Schauen Sie, ich bin grundsätzlich immer für Transparenz. Was aber schon sehr eigenartig anmutet, ist, dass die ÖVP auf einmal beginnt, über Transparenz zu sprechen, wenn es um eine Leistung für die Menschen geht, die in dem Land am wenigsten haben. Also ich denke, es wundert mich, wenn da so ein wichtiges Ziel ist, wieso wir nicht schon seit Jahrzehnten die Forderung der ÖVP auf dem Tisch haben, dass wir ein Transparenzkonto bei der Landwirtschaftsförderung brauchen, sondern dass wir gerade jetzt (Abg Dr Matthias Tschirf: Auch! Auch! – Abg Ingrid Korosec: Auch! Auch!), wenn dieses Thema der Mindestsicherung auf den Tisch kommt, über Transparenz reden. Es mutet eigenartig an und es ist auch nicht wegschiebbar, dass es darum geht, dass Sie nicht wollen, dass es eine Debatte über die gibt, die in dieser Republik besonders viel haben, damit die Debatte mehr zwischen denen, die gar nichts haben und denen, die ein bisschen etwas haben, geführt wird. Glauben Sie nicht, dass das nicht durchschaut wird! Und ich appelliere an die ÖVP und ich appelliere hier vor allem auch an die Frau Staatssekretärin Marek, dass sie sich ihrer Verantwortung für diese Republik auch bewusst ist und dass sie sich ihrer Verantwortung auch bewusst ist, was die Menschen in diesem Land ganz besonders brauchen. 

Die Mindestsicherung, die Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung ist ein großer Schritt und ein Meilenstein im Sozialsystem dieses Staates und dieser Stadt. Und wenn Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von den GRÜNEN, das jetzt kleinreden, dann kann ich das nur unter „Wahlkampfgeplänkel“ abspeichern, denn sonst kann ich nicht glauben, dass Sie wirklich meinen, dass eine Leistung, die zig Milliarden mehr Ausgaben für die Schwächsten in der Gesellschaft mit sich bringt, eine Kleinigkeit ist. Da kann ich das nicht glauben, dass es für Sie eine Kleinigkeit ist, wenn ab dem 1. September des Jahres niemand mehr die Sozialhilfe zurückzahlen muss. Dass es eine Kleinigkeit ist, wenn es eine Verzahnung gibt zwischen der Sozialhilfe, der Mindestsicherung, dem Arbeitsmarkt und daher in anderen Bundesländern nicht mehr der Bürgermeister der ist, wo man in irgendeinem kleinen Dorf den Antrag stellen muss, sondern das in der nächsten Hauptstadt hier auch passieren kann. Dass das eine Kleinigkeit ist, wenn hier 42 zusätzliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt sind, damit die Menschen, die es brauchen, schnell zu ihrem Recht kommen. Und es ist schon auch ein Lackmustest, denn diese Politik „Wasch’ mir den Pelz, aber mach’ mich nicht nass“, das ist die, die von Ihnen ganz besonders gerne gelebt wird, nämlich bei irgendetwas zu sagen: „Grundsätzlich ist es schon richtig, aber wir wollen eigentlich noch viel, viel mehr und deswegen stimmen wir dagegen.“ Wir werden heute sehen: Sind Sie dafür, dass ab dem 1. September des Jahres 2010 in Wien die Wienerinnen und Wiener, die es brauchen, die Bedarfsorientierte Mindestsicherung bekommen oder nicht? Und die, die dafür sind, dass das ist und die, die der Meinung sind, dass das ein Fortschritt ist, die müssen zustimmen. Denn wenn Sie nicht zustimmen, dann gäbe es keine Mehrheit, wenn sich Ihre Meinung durchsetzen würde. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Danke, Frau Stadträtin!) Da die Sozialdemokratie in diesem Hohen Haus die Mehrheit hat und, wie ich vernommen habe, auch die ÖVP zustimmen wird, gibt es hier eine Mehrheit. Aber Sie brauchen nicht zu glauben, es sich einfach machen zu können und zu sagen: „Wir sind zwar dafür, aber eigentlich stimmen wir dagegen und damit sind wir überhaupt die Guten.“ Diese Masche werden Ihnen auch die nicht durchgehen lassen, die ganz besonders für diese soziale Stadt kämpfen!

Ich möchte mich abschließend bei der MA 24 bedanken, ganz besonders beim Herrn Peter Stanzl, und bei der MA 40, die in mühevoller und jahrelanger Arbeit dafür gesorgt haben, dass dieser Meilenstein in dieser Republik jetzt passiert. Und abschließend: Es gibt ein einziges Land in Europa, das derzeit Sozialleistungen ausbaut und das ist Österreich. Und alle, die wollen, können jetzt bei diesem Ausbau mitstimmen! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Ich danke. Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Vorher lasse ich über den Abänderungsantrag, eingebracht von den Abgen Mörk, Wagner, Deutsch, Klicka und Matzka-Dojder, abstimmen. Es geht hier um eine redaktionelle Berichtigung im zweiten Schlusssatz und ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Abänderung die Zustimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke, das ist die Mehrheit und so angenommen.

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang mit der soeben angenommenen Abänderung zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke, das ist die Mehrheit ohne Stimmen der GRÜNEN so beschlossen. Das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge. Hier liegen weitere Anträge vor, die ja vorgetragen und begründet wurden.

Der Antrag der GRÜNEN betreffend Mindeststandards des Wiener Mindestsicherungsgesetzes, in dem es darum geht, die Höhe der Armutsgefährdungsschwelle von 951 EUR festzumachen. Wer diesem Beschluss- und Resolutionsantrag die Zustimmung erteilt, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die GRÜNEN und die Freiheitlichen, und der Antrag ist somit nicht angenommen.

Wir kommen zum nächsten Beschluss- und Resolutionsantrag der Wiener GRÜNEN. Hier geht es darum, dass das zuständige Mitglied der Wiener Landesregierung die Novelle des Wiener Minderheitssicherungsgesetzes vorzulegen hat und von den vorgesehenen drei Monaten auf spätestens einen Monat nach Einlangen verkürzt wird. Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilt, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind nur die Stimmen der GRÜNEN, der Antrag ist somit nicht angenommen.

Wir kommen zum nächsten Resolutionsantrag betreffend den Mindeststandard für Kinder im Wiener Mindestsicherungsgesetz. Wer diesem Antrag der Grünen Fraktion die Zustimmung erteilt, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmen der GRÜNEN und Freiheitlichen nicht die erforderliche Mehrheit und somit nicht angenommen.

Wir kommen zum nächsten und letzten Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Begutachtungsverfahren bei Gesetzesinitiativen und Gesetzesnovellen. Wer diesem Beschluss- und Resolutionsantrag die Zustimmung erteilen möchte, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit GRÜNEN und Freiheitlichen nicht genügend unterstützt und der Antrag nicht angenommen.

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage sofort vornehmen zu lassen und bitte jene Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig so angenommen. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmen der SPÖ und ÖVP mehrstimmig angenommen.

Postnummer 8 betrifft eine Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art 15a des Bundes-Verfassungsgesetzes über eine bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Amtsf StRin Wehsely, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich ersuche dringlichst, dieses Poststück zu beschließen, da es die Grundlage für das Gesetz ist, das gerade beschlossen wurde.

Präsident Prof Harry Kopietz: Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung.

Ich bitte die Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig und somit angenommen und beschlossen. (Abg DDr Eduard Schock: Ohne Freiheitliche! – StR Johann Herzog: Ohne Freiheitliche!) Entschuldigung, gegen die Stimmen der FPÖ mehrstimmig angenommen.

Die Postnummer 15 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes zur Förderung der Chancengleichheit von Menschen mit Behinderung in Wien, Chancengleichheitsgesetz. Berichterstatterin hierzu ist Frau Amtsf StRin Mag Wehsely. Ich bitte Sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Danke, Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es liegt jetzt zur Beschlussfassung das Wiener Chancengleichheitsgesetz vor. Ich möchte dabei ganz besonders, begrüßt wurde sie schon, aber noch einmal mich darüber freuen, dass die frühere Landtagspräsidentin Erika Stubenvoll da ist, die noch in ihrer aktiven Zeit den Prozess dieses Gesetzes eingeleitet hat, begrüße auch ganz besonders herzlich den Herrn Oechsner und den Herrn Ladstätter von der Interessensvertretung der behinderten Menschen und alle anderen, die heute interessiert da sind, denn dieses Gesetz liegt heute hier nur vor, weil es eine Gesetzesvorlage ist, die nach dem Begutachtungsverfahren in sehr, sehr ausführlichen und guten Verhandlungen mit der Interessensvertretung zu diesem Ergebnis geführt hat, und daher ersuche ich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Ich schlage vor, dass die General- und Spezialdebatte zusammengelegt werden. Wird gegen diesen Vorschlag ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Somit ist die Debatte eröffnet und zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Meine Damen und Herren!

Ich kann es relativ kurz machen. Wir werden diesem Gesetz zustimmen. Es ist uns natürlich bewusst, dass nicht alle Forderungen erfüllt sind, von 36 Forderungen sind 28 erfüllt. Für etliche Dinge gibt es noch immer keinen Rechtsanspruch, es ist dem Ermessen des FSW vorbehalten. Dennoch ist es ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Soweit ich weiß, haben ja auch die Interessensvertretungen hier zugestimmt. Ich kann mich noch gut an eine Behindertenkommission erinnern, wo nicht zuletzt die Vertreter von den GRÜNEN und der ÖVP so darauf gedrängt haben, dass dieses Gesetz noch in dieser Legislaturperiode zustandekommt. 

Wir werden jedenfalls zustimmen und ich möchte noch ganz kurz auf diese zwei Anträge von der Frau Kollegin Praniess-Kastner eingehen. Natürlich bleibt die Forderung aufrecht, dass es auch einen Rechtsanspruch auf Frühförderung, Schule und so weiter gibt. Deshalb werden wir diesen Antrag dennoch mittragen. Nicht hingegen, aber nicht aus grundsätzlichen Überlegungen, außer er wird noch geändert, den Antrag betreffend Sicherstellung des Anhörungsrechtes hinsichtlich der zu beschließenden Förderrichtlinien des FSW, weil ich den Text nicht ganz verstehe. Es liegt vielleicht an mir. (Abg Karin Praniess-Kastner: Ich erklär’ es Ihnen!) Ja, bitte. Der oder die Vorsitzende hat die Interessensvertretung vor dem Beschluss zu schaffen beziehungsweise Abänderung einer Richtlinie des FSW, die die Interessen behinderter Menschen betrifft in jedem Falle, ansonsten nach Bedarf, mindestens jedoch zwei Mal pro Jahr unter Bekanntgabe der Tagesordnung einzuberufen. Also „Bedarf“ heißt dann praktisch, wenn sie es betrifft, dann muss man es in jedem Falle einberufen, und „nach Bedarf“ kann man gleich sagen, mindestens zwei Mal im Jahr. Okay, wie gesagt, dem werden wir nicht zustimmen. Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Smolik. Ich ersuche darum.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Landesrätin! Meine Damen und Herren!

Ich habe den Einwand vom Kollegen Ebinger jetzt nicht ganz verstanden, aber vielleicht war das nicht ganz so das, worum es jetzt geht. 

Wir werden dem Chancengleichheitsgesetz nicht zustimmen und ich möchte kurz begründen, warum. Dieses Gesetz hat ja eine sehr lange Geschichte, würde ich einmal sagen und es war immer, und das hat der Kollege Ebinger ja jetzt offensichtlich kritisch angemerkt, unser Bestreben, dass dieses Gesetz möglichst rasch umgesetzt wird. Wie es aber zu dieser Gesetzwerdung gekommen ist, ist schon noch einmal wert, sich anzuschauen. 

Es hat einen Entwurf gegeben, diesen Erstentwurf, die Ausarbeitung letzten Sommer. Das war, soweit ich mich erinnern kann, kurz bevor wir aus dem Sommer wieder zurückgekehrt sind, haben wir diesen ersten Entwurf bekommen und im Vorfeld wurde die Interessensvertretung der Menschen mit Behinderungen nicht damit befasst. Das war damals der Hauptkritikpunkt aller Betroffenen, auch von uns, dass das keine Vorgehensweise ist, wie wir mit dieser Materie eigentlich geglaubt haben umzugehen, auch auf Grund des guten Gesprächsklimas, des guten Klimas in der Gemeinderätlichen Behindertenkommission. Gut, dann gab es, und alle von uns haben ja diesen Akt schon öfters mitgenommen und ich habe ihn auch heute mit, die Stellungnahmen von den unterschiedlichsten Vereinen, Interessensvertretungen, betroffenen Personen, Bezirksvorstehungen, und so weiter. Dann wurde, so wie es eigentlich schon im Vorfeld hätte passieren können und wo man sich vielleicht Teile dieser Stellungnahmen auch hätte ersparen können, dann gab es erst die Einbeziehung der Interessensvertretungen Menschen mit Behinderungen, um diese strittigen Punkte zu diskutieren. Ich glaube, das habe ich auch damals schon gesagt, dass das der falsche Weg war. Man hätte viel früher alle Betroffenen mit einbinden müssen. Dann hätte man das Gesetz schneller, rascher und auch vielleicht qualitätsvoller umsetzen können. Jetzt vor Kurzem haben wir dann quasi die Vorlage für den Ausschuss bekommen und dann ist es in die Landesregierung gekommen. Da steht drauf: Stand 19. Mai. Also es hat doch sehr lange gedauert, bis das fertige Gesetz jetzt soweit ist, dass wir es heute beschließen können. 

Ich möchte noch zu den Erläuterungen und es war ja auch ein Hauptkritikpunkt bei den Stellungnahmen im Vorfeld, dass das mit der sprachlichen Umsetzung von Begriffen, die schon längst State of the Art sind, dass die in dem Gesetz zu Beginn keinen Eingang gefunden haben. Jetzt hat man versucht, diese sprachlichen Dinge zu bereinigen. Aber in den Erläuterungen, und ich möchte schon wirklich alle Beteiligten darauf aufmerksam machen, mit ihrer Wortwahl doch wirklich einmal ernsthafter umzugehen beziehungsweise, wenn das in den zuständigen Magistratsabteilungen nicht klappt, hier Schulungen anzubieten, denn wenn ich hier in den Erläuterungen lesen muss: „Eines der wesentlichen Ziele der Wiener Behindertenhilfe ist die Umsetzung des Normalisierungsprinzips.“, dann geht es weiter: „Normalisierung bedeutet, dass sich das Leben von Menschen mit Behinderungen möglichst wenig von dem Leben von Menschen ohne Behinderung unterscheiden soll.“, dann ist das inhaltlich richtig, aber trotzdem kommt dieses „Normalisieren“ mehrmals vor, nämlich auch später noch: „... die Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderung weitgehend zu normalisieren.“ Das heißt, wir gehen davon aus und das ist etwas, was mich wirklich stört, dass wir es nach wie vor im Jahr 2010 nicht schaffen, hier zu formulieren. Wir gehen davon aus, so wie wir hier sitzen, dass der Großteil von uns „normal“ leben, alle anderen tun das nicht. Ich finde es schade, dass man es nicht hingebracht hat, das zu verändern. Wir haben, die Kollegin Praniess-Kastner und ich, in der Behindertenkommission noch einmal darauf hingewiesen, auch da ist das Wort Normalisierung mehrmals gefallen, dass man das hier bitte noch ändert. Jetzt steht es in den Erläuterungen. Ich finde es eigentlich wirklich schade, dass man es nicht schafft, sich endlich wirklich konsequent einer Sprache zu bemächtigen, die dem jetzigen Sprachgebrauch auch entspricht. 

Positiv hervorheben möchte ich, was auch in den Erläuterungen nachzulesen ist, dass man sich der Erforschung frauenspezifischer Problemlagen nun widmen möchte. Es ist längst an der Zeit, sich anzuschauen, wie Frauen mit Behinderung hier in dieser Stadt leben, was es hier genau an Unterstützung, an Förderung, aber auch an Informationen bedarf und ich bin froh, dass das jetzt zumindest in den Erläuterungen steht. Ich hoffe sehr darauf, dass hier auch etwas passiert. Auch dass man zu Menschen mit Behinderungen, die Migrationshintergrund haben, viel sensibler geworden ist und dass man hier versucht, das auch mit zu berücksichtigen und Barrieren, die diese Menschen haben, die sich uns zum Teil gar nicht erschließen - das sind neben der sprachlichen Barriere einfach auch die kulturellen Unterschiede -, dass man hier auch weiterentwickelt und das berücksichtigt. Soweit zum Positiven. 

Wir lehnen es ab und das habe ich schon gesagt, weil nach wie vor die Frage des Rechtsanspruches nicht geklärt ist. Es wird jetzt in diesem Gesetz explizit festgehalten, dass es nur für wenige Bereiche, nämlich sehr wenige Bereiche, für vier Bereiche, einen Rechtsanspruch gibt. Alle anderen Bereiche sind nach wie vor im Sinne dessen - die Kollegin Praniess-Kastner hat es in ihrem Antrag, den wir natürlich auch unterstützen werden, mit Bittsteller und Bittstellerinnen bezeichnet. Es ist nach wie vor so, dass man bitten muss, dass man hoffen muss, dass man auf wen auch immer vertrauen muss, dass man zu einer Leistung kommt, die einem zusteht, zu einer Förderung, die einem zusteht und nicht, dass es einen Rechtsanspruch darauf gibt. Wir haben das immer kritisiert, auch rund um die Persönliche Assistenz, dass es hier einen Rechtsanspruch geben muss und jetzt ist es wieder nicht gelungen, hier in diesem Gesetz den Rechtsanspruch für alle Leistungen zu verankern, sondern explizit auch auszunehmen, wie es im Paragraphen festgehalten ist. Ich finde das wirklich schade. Ich finde das nicht nur schade, sondern auch enttäuschend und verstehe auch nicht, warum man diesen Schritt nicht noch gehen möchte, sondern hier wieder die Menschen dazu bringt, darauf zu hoffen, dass man Gehör findet, dass man eine Sachbearbeiterin findet, die das versteht, und so weiter, und sofort. Das ist für mich der Hauptgrund, dieses Gesetz abzulehnen. 

Aber wir haben ja auch noch Probleme mit den Richtlinien. Die Richtlinien sollen jetzt demnächst erlassen werden, eine Verordnung. Es wird vom FSW was geben. Keiner kennt sie, zumindest ich kenne sie nicht und wir wissen nicht, wie das ausschaut. Ist das jetzt so, dass die betroffenen Menschen mit Behinderung dann damit einverstanden sind oder auch nicht? Diskutieren wir dann wieder oder auch nicht? Wird das jetzt im Sommer erlassen oder auch nicht? Ich weiß es nicht und so kann man meiner Meinung nach nicht damit umgehen. Wenn es schon ein Paket gibt, das verhandelt, besprochen und ausdiskutiert wurde, zwar nur in 28 Punkten von 36, so glaube ich, dass man auch hier hätte weitergehen können und das zumindest so weit vorbereiten, dass es den Fraktionen zugeht und wir jetzt wissen, wie es mit den fehlenden Richtlinien weitergeht. 

Die Kollegin Praniess-Kastner hat mehrere Anträge eingebracht. Den einen bezüglich Rechtsanspruch unterstützen wir natürlich gerne, weil das genau in unserem Sinne ist. Auch die Streichung des Vermögensnachweises, wo es einen Antrag geben wird, dem werden wir zustimmen. Ich glaube, dass es nicht im Sinne der Angehörigen und der Betroffenen ist, dass hier Vermögensverhältnisse in Erfahrung gebracht werden sollen, wo man vermuten kann - und ich sag’, man kann es vermuten -, dass es hier auch um Regress und sonstige Möglichkeiten geht, die man sich da offen lassen will. Ich glaube, dass das nicht der richtige Zugang ist.

Auch dem Antrag von der ÖVP bezüglich Erwerb von Versicherungszeiten für behinderte Menschen in der Beschäftigungstherapie werden wir zustimmen und auch dem Antrag bezüglich jener Menschen mit Behinderung, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, denn diesen Teil des Gesetzes verstehe ich wirklich nicht. Wir haben zum Glück mittlerweile ein Gesundheitssystem, aber auch ein Sozialsystem und alle Möglichkeiten, dass Menschen mit Behinderungen länger leben. Ich bin froh darüber, dass es das gibt. Und jetzt macht man mit diesem Gesetz eine Grenze bei 65. Ab dann kann man hier nicht mehr Ansprüche erheben. Warum? Mir ist es völlig schleierhaft. Ich weiß schon, da geht es um die Probleme mit den Menschen, die halt im Alter dann erkranken und man kann es dann schwierig unterscheiden, zumindest kann man das im Gesetz zwischen den Zeilen herauslesen. Aber mir ist es nicht nachvollziehbar, warum hier die Grenze mit 65 eingezogen wird, warum hier plötzlich Menschen aus Leistungen herausfallen sollen, nur weil sie zum Glück ein Alter erreichen, wo sie noch einige Jahre, einige viele Jahre hoffentlich noch in ihrem vertrauten Umfeld leben können, in dem, wie sie es gewohnt sind. Aber nein, das Gesetz sagt jetzt: Du bist 65 und leider verlierst du hiermit auch den Rechtsanspruch. 

Auch dem Antrag der ÖVP bezüglich Sicherstellung des Anhörungsrechts der Interessensvertretung werden wir zustimmen, auch wenn der Kollege Ebinger den einen Satz da nicht verstanden hat. Für uns ist es logisch, weil wir glauben, dass es nicht mehr sein kann, so wie ich eingangs schon erwähnt habe, dass die Interessensvertretung nicht in die Gesetzwerdung mit einbezogen wird und dass man wirklich kontinuierlich Gespräche führt, kontinuierlich schaut, wo sind die Problemlagen, sich auch wirklich immer wieder mit dem FSW hinsetzt, um zu schauen, wo braucht es eine Förderung, wo braucht es eine neue Förderung, wo braucht es neue Maßnahmen, wo greifen die alten nicht weitgehend genug oder gibt es neue Entwicklungen, denen wir folgen müssen. 

Ich finde es schade, wie schon gesagt, dass dieses Gesetz meiner Meinung nach auf halber Strecke oder auf dreiviertel der Strecke steckengeblieben ist, dass man nicht den Mut hatte, hier wirklich Chancengleichheit durchzuziehen, hier wirklich für Chancengleichheit zu sorgen. Auch wenn jetzt in Inseraten versprochen wird beziehungsweise allen, die das lesen, versucht wird, klar zu machen, dass das Selbstbestimmung unterstützt. Ja, das stimmt, es ist ein Schritt in die richtige Richtung, aber wieder mal ein zu kleiner Schritt und deswegen lehnen wir das Gesetz ab. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Praniess-Kastner. Ich ersuche darum.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Bevor ich mich mit dem vorgelegten Gesetz befasse, möchte ich Ihnen eine Premiere hier im Sitzungssaal vorstellen. Normalweise gehen ja die Gebärdensprachdolmetscher nach der Fragestunde und der Aktuellen Stunde nach Hause. Heute ist es gelungen, dass diese Sitzung, die eine Gesetzesvorlage beschließen soll, die für behinderte Menschen in dieser Stadt sehr, sehr wichtig ist, dass diese Sitzung auch barrierefrei zugänglich ist. Es ist der Mehrheitsfraktion in dieser Stadt leider nicht selbst eingefallen, Gebärdesprachdolmetscher hier einzusetzen. Ich möchte mich daher ausdrücklich beim Herrn Landtagspräsidenten Kopietz für die Zurverfügungstellung bedanken, sie gewährleistet Barrierefreiheit auch für gehörlose SeherInnen auf der Galerie, HörerInnen und BeobachterInnen im Internet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Gebärdensprache ist kein Hobby und auch kein Luxus, sondern Gebärdensprache zählt zu den Menschenrechten. Es ist ein Menschenrecht. Und es ist sehr, sehr wichtig für Menschen in dieser Stadt, die Sitzungen hier, die Gesetzeswerdungen und natürlich alle anderen Dinge auch gebärdensprachübersetzt zu bekommen. Es liegt vielleicht auch am nicht ganz vollzogenen Paradigmenwechsel in der Politik für Menschen mit Behinderung in dieser Stadt, dass zum Beispiel der Sitzungssaal hier nicht barrierefrei ist. Das heißt, ein Abgeordneter oder eine Abgeordnete, die im Rollstuhl anwesend wäre, hätte auch keine Möglichkeit, hier ihr Abgeordnetenmandat auszuüben. Aber vielleicht ist das ja auch demnächst möglich. 

Es passt leider auch ins Bild, wie gesagt, dass keine GebärdesprachdolmetscherInnen beim Rest der Sitzungen anwesend sind, dass der Sitzungssaal nicht barrierefrei ist und Menschen mit Behinderung damit nicht die gleichen Informationsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Sie könnten ein Mandat auch nicht wirklich vollkommen uneingeschränkt ausüben, obwohl das zur Sicherstellung der Rechte für behinderte Menschen hier in Wien notwendig wäre. 

Das Thema Barrierefreiheit haben wir ja schon sehr oft und ausführlich besprochen, aber lassen Sie mich hier jetzt zum vorgelegten Chancengleichheitsgesetz Stellung nehmen. Eines vorweg, es ist für uns und meine Fraktion richtig und wichtig, dass ein neues Gesetz an die Stelle des letztendlich bereits 40 Jahre alten Gesetzes tritt. Eine stilistische Überarbeitung des Wiener Behindertengesetzes, so hat das ehemalige Gesetz für Menschen mit Behinderung geheißen, hätte sicherlich nicht alle Neuerungen und Weiterentwicklungen der Rechtsnormen für Menschen mit Behinderung aufnehmen können. In dieser Hinsicht bin ich froh, dass nun ein neues Regelwerk vorliegt. Was mir aber, und nicht nur mir, sondern vielen Organisationen, die für Menschen mit Behinderungen tätig sind, aber auch der Interessensvertretung gefehlt hat, war die Einbindung der Interessensvertretung behinderter Menschen in diese Gesetzeswerdung von Beginn an. Diese komplette Neufassung der Rechtsvorschriften hätte doch ein Grund sein können, mit der Interessensvertretung behinderter Menschen in einen intensiven Dialog einzutreten. Umso mehr verwundert es, dass die Landesregierung es nicht der Mühe wert gefunden hat, gemeinsam mit der Interessensvertretung behinderter Menschen das neue Gesetz zu erarbeiten. Der Interessensvertretung wurde zuerst einmal lediglich das Recht eingeräumt, so wie allen anderen, zum vorliegenden Entwurf eine schriftliche Stellungnahme abzugeben. 

Und das ist auch schon der erste Punkt, wo ich auf die UN-Konvention zu sprechen komme, denn ich sehe darin eine absolute Missachtung der UN-Behindertenrechtskonvention, zu der sich der Staat Österreich durch Ratifizierung bereits im Oktober 2008 bekannt hat. In einem Artikel, ich zitiere wörtlich Art 4 Abs 3 der UN-Konvention, da heißt es, dass sich die Vertragsstaaten dazu verpflichten: „Bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten zur Durchführung dieses Übereinkommens und bei anderen Entscheidungsprozessen in Fragen, die Menschen mit Behinderung betreffen, führen die Vertragsstaaten mit den Menschen mit Behinderung, einschließlich Kindern mit Behinderung, über die sie vertretenden Organisationen enge Konsultationen und beziehen sie aktiv ein.“ In diversen Stellungnahmen, das habe ich schon gesagt, wurde das ja kritisiert, dass der Komplettentwurf vorgelegt wurde ohne Einbeziehung. Ich teile diese Kritik der Organisationen, die für Menschen mit Behinderung tätig sind, aber auch der Interessensvertretung vollinhaltlich. Es kann nicht sein, dass ein Gesetzesentwurf und noch dazu ein derart wichtiger, der die Interessen behinderter Menschen in dieser Stadt unmittelbar betrifft, seitens der zuständigen Stellen der Landesregierung geschaffen wird und in Begutachtung geschickt wird und erst danach die gesetzlich verankerte Interessensgemeinschaft beigezogen wird. Auf die konkrete Frage, weshalb das nicht passiert ist, weshalb die Interessensvertretung nicht früher einbezogen wurde, erklärte die zuständige Beamtin in der Sitzung der Interessensvertretung behinderter Menschen, dass ihrer Meinung nach die Einbeziehung der Interessensvertretung ab dem Zeitpunkt sinnvoll sei, ab dem ein kompletter Gesetzestext vorliegt. Außerdem könne sie sich unter „Einbeziehung in ein politisches Konzept“ nichts Konkretes vorstellen. In der Behindertenkommission haben wir diskutiert, weshalb das nicht passiert ist und da wurde im Nachhinein kritisiert, dass es zu stundenlangen Verhandlungen mit der Interessensvertretung gekommen ist, um urgierte Punkte von Seiten der Interessensvertretung zu besprechen und das Gesetz umzuarbeiten. Wenn Sie rechtzeitig die Interessensvertretung der behinderten Menschen, und das sind die Fachleute in dieser Stadt, einbezogen hätten, dann hätten Sie sich die stundenlange Umarbeitung erspart, denn in vielen Punkten waren sich alle StellungnehmerInnen einig! Hier zeigt sich natürlich, warum dieser Gesetzesentwurf gescheitert ist. (Abg Kurt Wagner: Wieso ist er gescheitert? Wieso ist er gescheitert? Er ist doch abgestimmt worden)! 

Und eines gleich vorweg: Sie werden sich nicht wundern, wir können diesem Werk nicht zustimmen. Die politischen VerantwortungsträgerInnen haben eine Ignoranz an den Tag gelegt und die BeamtInnen haben ein Unverständnis formuliert (Abg Kurt Wagner: Das ist Ihre persönliche Meinung!), wie ich vorgelesen habe, auch in den Stellungnahmen, wie es im offiziellen Protokoll der Interessensvertretung behinderter Menschen nachzulesen ist. (Abg Kurt Wagner: Das Letzte haben Sie nicht gelesen!) Ich habe Sie nicht verstanden! (Abg Kurt Wagner: Das Letzte haben Sie nicht gelesen!) Das Letzte habe ich gelesen, natürlich, ja, ja. (Abg Kurt Wagner: An Ihnen ist das jetzt vorbei gegangen, dass die Interessensvertretung zugestimmt hat!) Herr Kollege Wagner, bitte provozieren Sie mich nicht. Ich möchte Ihnen zuerst einmal gerne die Punkte ... (Abg Kurt Wagner: Ein Gesetz, das nicht einmal abgestimmt ist!) Das Gesetz in dieser vorliegenden Form? Wir werden ihm nicht zustimmen. Für mich ist dieses Gesetz gescheitert. (Abg Kurt Wagner: Ja, Sie stimmen dem nicht zu! ) Ich kann mir schon vorstellen, dass es Ihnen unangenehm ist, jetzt von mir hier heraußen zu hören, weshalb wir nicht zustimmen. Ich gebe Ihnen ganz recht, die Mehrheitsfraktion wird diesem Gesetz natürlich zustimmen und es wird in Kraft treten. (Abg Kurt Wagner: Nein, nicht nur die Mehrheitsfraktion!) Ja, die FPÖ stimmt auch zu. (Abg Kurt Wagner: Na ja eben) Um zu erreichen, dass es zu weiteren Verbesserungen in diesem Gesetz kommt, werden wir die heute von den RednerInnen der Oppositionsparteien schon angesprochenen Anträge einbringen. Herr Kollege Wagner, bitte hören Sie kurz zu, weil ich möchte es Ihnen sehr, sehr gerne erklären. (Abg Kurt Wagner: Ich höre Ihnen zu!) Die Referentin für Öffentlichkeitsarbeit und Grundlagen hat sogar erklärt, dass die UN-Konvention zwar sehr wichtig sei, es sich aber nur um ein Rahmenschriftstück handelt. Und da heißt es auch weiter im Protokoll - Sie haben die Protokolle gelesen, Herr Kollege Wagner? (Abg Kurt Wagner: Na sicher!) „Wenn es sich die Geschäftsgruppe zur Aufgabe machen würde, die UN-Konvention umzusetzen, würden sich die anderen Körperschaften zurückziehen.“ Ich habe gedacht, wie ich diese Aussage gehört habe und sie dann auch noch gelesen habe: Das kann doch nicht wirklich wahr sein! Weil es ist die Pflicht, Ihre Pflicht, Frau Landesrätin Wehsely, dafür zu sorgen, dass einschlägige Rechtsnormen - und die UN-Konvention ist eine einschlägige Rechtsnorm und noch dazu höchsten Ranges - von Ihrer Geschäftsgruppe umgesetzt werden, weil die Aussage nach dem Motto: „Wir orientieren uns lieber nicht so stark an der UN-Konvention, weil sonst nehmen wir vielleicht anderen Körperschaften ungewollt Verpflichtungen ab.“, ist einfach skandalös, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Verschärft wird diese Problematik im vorliegenden Gesetz noch dadurch, dass wesentliche Bestimmungen etwa über die Höhe der von den LeistungsbezieherInnen zu erbringenden Eigenleistungen vom Fonds Soziales Wien erst nach Beschluss dieser Vorlage in Form von Richtlinien umgesetzt werden. So geht das nicht, meine Damen und Herren! Ein Modell, wo im Nachhinein der FSW via Richtlinienkompetenz quasi zum Vollstrecker des Willens der Stadtregierung wird, das wird es mit der ÖVP nicht geben! (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Gegenteil, meine Damen und Herren! Herr Kollege Wagner, ich komme zu meinem ersten hier einzubringenden Antrag. Wir wollen sicherstellen, dass die Interessensvertretung der Menschen mit Behinderung rechtzeitig und zwar vor Beschlussfassung allfälliger Richtlinien gehört werden muss. Laut den Bestimmungen des vorliegenden Entwurfs ist die Interessensvertretung lediglich berechtigt, FSW-MitarbeiterInnen zur Sitzung einzuladen. Diese müssen zwar der Einladung Folge leisten, aber Auskünfte müssen nur von Fall zu Fall erteilt werden.

Ich bringe daher mit meinen Kolleginnen gemeinsam folgenden Abänderungsantrag betreffend die Sicherstellung des Anhörungsrechts der Interessensvertretung der behinderten Menschen bei der Neuschaffung oder Novellierung von Richtlinien ein. Ich gebe die Anträge dann gesammelt ab. 

Herr Kollege Ebinger von der FPÖ musste weg, aber er hat mir gesagt, mittlerweile weiß er, worum es in dem Antrag geht und er wird dem auch zustimmen und die Grüne Fraktion auch. Danke schön. Ein Anhörungsrecht muss auch tatsächlich ein Recht sein. Auf dieses Recht müssen sich Menschen mit Behinderung verlassen können! 

Apropos Verlässlichkeit und damit komme ich schon zum zweiten Kritikpunkt dieses Entwurfs, nämlich den fehlenden Rechtsanspruch auf wesentliche Leistungen. Auch dieser Punkt wurde ja in zahlreichen Stellungnahmen kritisiert. Der vorliegende Entwurf garantiert Menschen mit Behinderung lediglich bei vier Leistungen einen Rechtsanspruch, Tagesstruktur jedoch nur bis zum 65. Lebensjahr, vollbetreutes Wohnen, Regelfahrtendienste von und zu Einrichtungen der Behindertenhilfe aber nur unter der Woche, also keine Beförderung an Wochenenden, und Kostenzuschüsse zur Beschaffung und Instandsetzung von bestimmten Hilfsmitteln. Leider wurde die Liste wieder entfernt, welche Hilfsmittel das genau sind. Das ist sicher auch ein großer Nachteil im Gesetz, aber immerhin, es gibt einen Rechtsanspruch. Keinen Rechtsanspruch gibt es auf die übrigen Leistungen, die in diesem Gesetz geregelt sind. Und auch das steht ganz klar im Widerspruch zur geltenden UN-Konvention. 

Die SPÖ-Stadtregierung heftet sich das Wort Chancengleichheit auf ihre Fahnen und gewährt aber nur auf bestimmte Leistungen einen Rechtsanspruch. Ich möchte das am Rechtsanspruch für vollbetreutes Wohnen aufzeigen, was das bedeutet: Es gibt vollbetreutes Wohnen, es gibt teilbetreutes Wohnen, diese Leistung ist ja nicht neu und es gibt ein selbstbestimmtes und selbstständiges Leben mit Persönlicher Assistenz. Die SPÖ forciert mit ihrem Vorschlag, einen Rechtsanspruch ausschließlich auf vollbetreutes Wohnen zu gewährleisten, eine bestimmte Wohnform, statt dafür zu sorgen, ein faires Angebot den Menschen mit Behinderungen für alle Wohnformen zu machen und zum Beispiel eben auch mit Persönlicher Assistenz in den eigenen vier Wänden zu leben. 

In dem Moment, Frau Landesrätin, wo Sie für eine bestimmte Wohnform einen Rechtsanspruch im Gesetz verankern und für andere Wohnformen keinen Rechtsanspruch gewähren, nehmen Sie Menschen die Chance, selbstbestimmt zu entscheiden, wo und wie sie leben möchten und diese Vorselektion, meine Damen und Herren, lehnen wir ab! 

Es widerspricht auch einmal mehr den Bestimmungen der UN-Konvention, denn auch wenn Sie es nicht wahrhaben wollen, im Art 19 der UN-Behindertenkonvention heißt es wörtlich: „Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Menschen mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben, und treffen wirksame und geeignete Maßnamen, um eine gleichberechtigte Teilhabe in der Gemeinschaft zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderung gleichberechtigt die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo, mit wem sie leben und nicht verpflichtet sind, in einer besonderen Wohnform zu leben und Menschen mit Behinderung Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen Unterstützungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen einschließlich der Persönlichen Assistenz zu gewährleisten.“ (Beifall bei der ÖVP.)
In Wien haben wir leider aber noch eine ganz andere, eine sehr, sehr lange Reihe von weiteren Bestimmungen, die massiv gegen die Bestimmungen der UN-Konvention verstoßen, speziell, wie gesagt, was die Wohnform für Menschen mit Behinderung betrifft. 

Und es sei mir daher, um das noch einmal zu unterlegen, ein kleiner Exkurs gestattet und zwar zum Therapiezentrum Ybbs, wie es heißt. Die Stadt Wien hält nach wie vor am überholten Konzept dieses Großheims, wie ich es bezeichne, fest. Auch wenn wir heute ein Chancengleichheitsgesetz beschließen, werden diese Relikte aus längst vergangenen und überholten Zeiten nicht verabschiedet. Ich habe hier schon von dieser Stelle einmal formuliert, der ärztliche Leiter Primarius Dr Kurt Sindermann hat auf meine Frage in der Untersuchungskommission, was er davon hält, behinderte Menschen in solchen Institutionen unterzubringen und ob das zeitgemäß sei, gesagt: Nein, er halte das nicht für zeitgemäß. Ein paar Tage später musste Primarius Sindermann, scheinbar auf Druck - ich weiß es nicht, aber es sieht ganz danach aus - der roten Stadtregierung zurückrudern und er hat sich schriftlich von seiner Aussage distanziert. Das heißt also, die Revolution in Ybbs, die angezettelt und endlich einmal in diesem Haus thematisiert wurde und die auch von einem Primar bestätigt wurde, war leider nur von kurzer Dauer. Die Einrichtung besteht unverändert weiter. Auf der Homepage bekommt man einen Einblick in die Standpunkte der Führungsebene des Wiener Krankenanstaltenverbundes, was die Betreuung von Menschen mit Behinderung, speziell von Menschen mit Lernschwierigkeiten, bedeutet, denn auf der Homepage von Ybbs ist wörtlich zu lesen: „Therapiezentrum Ybbs, sozialtherapeutisches Zentrum, herzlich willkommen. Im sozialtherapeutischen Zentrum leben erwachsene Menschen ab 16 Jahren mit Intelligenzminderung und Körperbehinderung. Ihre lebenspraktischen Fertigkeiten und Fähigkeiten entsprechen meist nicht denen unserer Lebensgemeinschaft. Ziel der Förderungs- und der Betreuungsarbeit ist die Normalisierung der Lebensumstände der hier lebenden Menschen.“ 

Meine Damen und Herren, das ist eine Katastrophe in Zeiten wie diesen und es ist eine Schande für die Stadt Wien, denn die KAV-Führung spricht damit Menschen mit Behinderung in einem simplen Satz einfach die Fähigkeit ab, an unserer Gesellschaft teilhaben zu können! Menschen mit Behinderung entsprechen nicht unserer Lebensgemeinschaft, Punkt. Das ist auf der Homepage des KAV fürs Therapiezentrum Ybbs nachzulesen. Aber damit nicht genug, und meine Kollegin Smolik hat es heute schon gesagt, nach Ansicht der SPÖ-MandatarInnen scheinbar in diesem Haus und nach Ansicht der KAV-Führung müssen Menschen normalisiert werden. Die Kollegin Smolik hat Ihnen schon gesagt, was von diesem Ausdruck zu halten ist. Ich will mich damit nicht mehr aufhalten. Diese Denkweise des Normalisierungsprinzips ist international längst überholt und die Tatsache hat sich aber scheinbar leider noch nicht bis hierher nach Wien durchgesprochen. 

In der Heimordnung des Sozialtherapeutischen Zentrums kann man auf der ersten Seite auch den Satz lesen: „Herzlich Willkommen im Sozialtherapeutischen Zentrum Ybbs der Stadt Wien! Wir möchten Ihnen ein neues Zuhause geben und wünschen, dass Sie sich in unserem Haus sehr wohl fühlen.“ Ein neues Zuhause finden Menschen mit ihrer Behinderung nach Ansicht der SPÖ in separiert liegenden, konzeptionell überholten Großeinrichtungen! Das kann ich mir beim besten Willen nicht vorstellen! Aber nun zurück, das war der Ausflug nach Ybbs. Ich glaube, wir werden uns in diesem Haus leider noch öfters darüber unterhalten. 

Wir haben in einer schriftlichen Anfrage die Antwort bekommen, dass sich die Anzahl der BewohnerInnen im Sozialtherapeutischen Zentrum Ybbs seit Jahren nicht verringert, im Gegenteil, es kommen immer neue Leute hin.

Meine Damen und Herren, zurück zur Persönlichen Assistenz, auf die es ja auch keinen Rechtsanspruch gibt. Ich kann der Argumentation der Frau Stadträtin, warum auf die Leistung Persönliche Assistenz kein Rechtsanspruch gewährt wird, nicht folgen, denn im vorliegenden Akt zum Chancengleichheitsgesetz kann man lesen: „Diese Leistung wurde erstmals gesetzlich verankert. Um eine flexible Gestaltung und laufende Anpassung an die Bedürfnisse der Menschen mit Behinderung zu ermöglichen, erfolgt die Förderung auf Grund der Richtlinien des FSW.“ 

Meine Damen und Herren! Es ist mir vollkommen neu, dass der FSW für Flexibilität und laufende Anpassungen für Menschen mit Behinderung bekannt ist. Der Vollzug des Paradigmenwechsels bedeutet ja für mich, aber nicht nur für mich, ich hoffe auch für Sie, weg vom förderbaren Bittsteller beziehungsweise der Bittstellerin hin zu gleichberechtigten BürgerInnen mit Rechtsansprüchen. Das Argument, dass der FSW die Leistungen ja auch bisher erbracht hat, obwohl sie noch nicht gesetzlich geregelt waren, greift hier nicht. Es macht sehr wohl in der Praxis einen Unterschied, ob auf eine Leistung ein Rechtsanspruch besteht oder nicht. Rechtsansprüche auf Leistungen sind stets aus dem jeweiligen Budget zu bedecken, privatwirtschaftliche Förderung, wie sie vom FSW gewährt wird, sind mit einem bestimmen Finanzvolumen dotiert, das ja nicht unbedingt aufgestockt werden muss, wenn es erschöpft ist. Außerdem gibt es zur Durchsetzung von Rechtsansprüchen einen Instanzenzug und bei Förderungen nicht die Möglichkeit, gegen eine Ablehnung zu berufen. 

Interessant finde ich auch die Argumentation der Stadt Wien, man habe auf Rechtsansprüche unter anderem auch deshalb verzichtet, weil Leistungen noch neu sind und schlicht und einfach die Erfahrung fehlt. Allen KollegInnen, die nicht in der Interessensvertretung behinderter Menschen sitzen, möchte ich daher einen Auszug aus dem Protokoll nicht vorenthalten, weil mit dieser Begründung seitens der Vertreterin der MA 24 gegenüber der Interessensvertretung am 28. August 2009 zum Beispiel im Bereich teilbetreutes Wohnen argumentiert wurde. Wörtlich heißt es in diesem Protokoll: Die Leistung teilbetreutes Wohnen sei neu im Gesetz und wäre bewusst als Förderleistung normiert worden, um künftig auf neue Fördervarianten flexibel reagieren zu können. Hierbei wäre ein Rechtanspruch nicht vorstellbar. 

Frau Stadträtin, auch in diesem Fall: Wenn jede Leistung erst dann einen Rechtsanspruch erhält, wenn sie nicht mehr neu ist, dann landen wir irgendwann beim Gewohnheitsrecht und das Gewohnheitsrecht entwickelt sich ja nicht gerade in zügigen Schritten, abgesehen davon, dass die Leistung teilbetreutes Wohnen nicht neu ist.

Kurz gesagt, die ÖVP will den Paradigmenwechsel für Menschen mit Behinderung zur Gänze vollziehen. Wir begnügen uns nicht mit einer frisch verputzten Fassade, sondern wir wollen solide Grundmauern, auf denen das neue Gesetz steht. (Beifall bei der ÖVP.) Zu diesen soliden Grundmauern gehören auch Rechtsansprüche, daher bringen wir folgenden Abänderungsantrag ein:

„Im vorliegenden Entwurf des Gesetzes zur Förderung von Chancengleichheit von Menschen mit Behinderung in Wien sind folgende Änderungen vorzunehmen: Abs 2: Auf Förderungen für Leistungen nach § 7 bis 17 besteht ein Rechtsanspruch. § 2 Abs 3 entfällt."

Meine Damen und Herren! Bei dem neuen Gesetz im Sozialbereich ist ja auch das Wort Eigenleistung und die damit verbundene Definition ein starker Anknüpfungspunkt für Diskussionen. Ich gehe davon aus, dass wir in diesem Haus noch des Öfteren zu Vermögensnachweisen und Eigenleistungen diskutieren werden. Im Gesetzestext, und ein Paragraph wurde von der Kollegin Smolik schon erwähnt, kommt das Wort Vermögen zwei Mal vor und das an entscheidenden Stellen, nämlich bei den Bestimmungen zur Regelung der Verfahren bei Rechtsansprüchen und bei den Datenschutzbestimmungen. Es ist nicht nachvollziehbar, warum im vorgelegten Entwurf in den Verfahren bei Rechtsansprüchen, also im § 23, die AntragstellerInnen neben den Unterlagen über ihr Einkommen auch eine Vermögensprüfung über sich ergehen lassen müssen. Eine mögliche Regressforderung führt bei den Betroffenen und bei deren Angehörigen zu größter Verunsicherung. Für mich ist es daher unakzeptabel, den Vermögensnachweis im Gesetz zu belassen. Daher bringen wir den folgenden Abänderungsantrag bezüglich der Streichung des Vermögensnachweises ein:

„Im vorliegenden Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Chancengleichheit von Menschen mit Behinderung sind folgende Änderungen vorzunehmen:

§ 23 Abs 2 Punkt 5 lautet wie folgt: ‚Aktueller Nachweis über Einkommen, den Bezug von pflegebezogenen und sonstigen Leistungen sowie Unterhaltsansprüche und Verpflichtungen’, zu streichen ist der Zusatz betreffend die Einkommensverhältnisse.“

Aber auch im vorliegenden Gesetzesentwurf sind ja nicht nur Bestimmungen anzupassen. Es gibt ja auch wesentliche Bereiche, die gar nicht im neuen Gesetz geregelt sind oder nicht präzise genug. Auch das haben die Interessensvertretung, aber auch die Verbände für Menschen mit Behinderungen eingefordert.

Ich will in dieser Sitzung heute nur zwei Bereiche herausgreifen, und zwar erstens die Sicherstellung des Rechtsanspruches auf Tagesstruktur beziehungsweise vollbetreutes Wohnen nach dem 65. Lebensjahr und den Erwerb von Versicherungszeiten für Menschen mit Behinderung in Beschäftigungstherapieeinrichtungen. Immer mehr LeistungsbezieherInnen der Behindertenhilfe überschreiten das 65. Lebensjahr, Gott sei Dank. Aber Zeit für einen geruhsamen Lebensabend haben sie nicht, weil sie müssen in diesem Gesetz raus aus den vollbetreuten Wohneinrichtungen und aus der Tagesstruktur. Im vorliegenden Gesetz sind Ausnahmen für Personen über 65 nur bei besonders berücksichtigungswürdigen Umständen möglich. Und ich frage Sie: Welche sind die besonders berücksichtigungswürdigen Umstände, wenn Menschen mit Behinderung das 65. Lebensjahr vollenden? Warum müssen Menschen ab 65 ihr gewohntes Lebensumfeld inklusive ihrer sozialen Kontakte hinter sich lassen? Leider gibt es hier seitens der Stadtregierung keine adäquate Lösung, keine Konzepte, wie man behinderten, alten Menschen ein Leben in Würde in gewohnter Umgebung sichern kann. Menschen mit Behinderung sind immer noch BürgerInnen zweiter Klasse, speziell wenn es um die Versorgung im Alter geht. Wir können dieser Entwicklung nicht tatenlos zusehen und bringen daher folgenden Beschlussantrag ein:

„Die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge dafür Sorge tragen, dass in Abstimmung mit den zuständigen Stellen auf Bundesebene für behinderte Menschen nach Vollendung des 65. Lebensjahres, die einen längeren Zeitraum ihres Lebens in Tagesstrukturen und vollbetreuten Wohneinrichtungen verbracht haben, eine adäquate Form der Unterbringungsmöglichkeit gewährt wird.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales verlangt." (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun zum zweiten Punkt, weil seit vielen Jahre ja bekannt ist, dass Menschen, die in Beschäftigungstherapien sind, keine Versicherungsmonate für Pensionsansprüche erwerben und auch nicht krankenversichert sind. Sie bekommen ein Taschengeld ausbezahlt, das lange nicht an die Inflation angepasst wurde, weil ihre Tätigkeit nicht als Erwerbsarbeit eingestuft wird. Solange es geht, springen Angehörige ein und gleichen diese Lücke in der Sozialgesetzgebung aus. Aber irgendwann können auch die Eltern und Angehörigen nicht mehr eingreifen und betroffene Menschen mit Behinderung werden dann zum Sozialfall mit Pflegegeld. Ich weiß schon, Frau Landesrätin, was Sie jetzt wahrscheinlich darauf antworten werden: „Ich als Land Wien bin nicht zuständig. Das müssen Sie sich mit dem Bund ausmachen.“ Aber betroffene Menschen haben nichts davon, wenn Ihnen jemand stets aufs Neue erklärt, dass das Anliegen zwar berechtigt ist, aber man dafür leider nicht zuständig ist. Für eine nachhaltige Politik, die über einen Wahltermin hinausgeht, ist eine Stadtregierung einer Millionenstadt zuständig. Reden Sie mit Ihrem Parteikollegen Hundstorfer, Frau Stadträtin, weil es sind derzeit 4 000 Personen in Wien, die keinerlei Chance auf eine eigene Pension haben. Diese Gruppe, diese Anzahl von Personen, darf einer verantwortungsvollen Stadträtin nicht egal sein. Ich bringe daher folgenden Beschlussantrag ein: 

„Die zuständigen Mitglieder der Landesregierung werden aufgefordert, sich bei den zuständigen Stellen des Bundes für die Schaffung der notwendigen gesetzlichen Rahmenbedingungen einzusetzen, damit Menschen mit Behinderung, die in Beschäftigungstherapie tätig sind, in diesem Zeitraum ein sozialversicherungsrechtlich abgesichertes Beschäftigungsverhältnis eingehen können. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrages verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun, meine Damen und Herren, damit komme ich auch schon zum Ende meiner Rede. Man könnte noch sehr, sehr viel über den nichtvollzogenen Paradigmenwechsel in der Politik für Menschen mit Behinderung dieser Stadt reden. Aber was bleibt denn jetzt von diesem Gesetz letztendlich für Betroffene auf der Habenseite? Auf der Habenseite kann man sagen, es ist eine moderne, zeitgemäße Formulierung, die Gott sei Dank auf Diskriminierung verzichtet. Es wurde auch versprochen, eine Version des Gesetzestextes in leicht lesbarer Sprache zu verfassen, damit Menschen mit Lernschwierigkeiten im gleichen Umfang Zugang zu den Informationen haben, und das ist gut so. Was mir aber abgeht, wie eingangs schon erwähnt wurde, ist der nicht mit vollem Einsatz vollzogene Paradigmenwechsel, der Menschen mit Behinderung in dieser Stadt ein selbstbestimmtes Leben garantiert, soweit dies durch ein Gesetz möglich ist. Gleichberechtigung in den Köpfen zu verankern, ist kein einfacher Prozess, der sich mit dem Beschluss dieses Gesetzes ein für allemal vollziehen lässt. Es ist und bleibt ein zähes Ringen um gleiche Rechte für Menschen mit Behinderung, um eine faire Behandlung aller Beteiligten und ihrer Standpunkte bei der gemeinsamen Erarbeitung von Zukunftswegen, Konzepten und Normen, und drittens letztendlich auch ein zähes Ringen um die Verwirklichung der vollen Teilhabe aller Menschen an der Entwicklung unserer Gesellschaft.

Wie gesagt, es fehlt mir seitens der Landesregierung die Entschlossenheit, sich endlich auf eine neue Sichtweise in der Politik für Menschen mit Behinderung einzulassen. Wir lehnen daher den vorliegenden Entwurf des Chancengleichheitsgesetzes ab. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zum Wort gemeldet hat sich Frau Abg Mörk. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Landesrätin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das Wiener Behindertengesetz stammt im Wesentlichen aus dem Jahr 1966. Es wurde zwar mehrmals novelliert und 1986 wieder verlautbart. Es spiegelt aber bei Weitem nicht mehr den mittlerweile stattgefundenen Paradigmenwechsel in der Behindertenhilfe wider. Chancengleichheit und Selbstbestimmung, das, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind die Prinzipien, nach denen das neue Gesetz für Menschen mit Behinderung aufgebaut ist. Es geht darum, die gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Behinderung zu verbessern und dieses Ziel auch im neuen Wiener Chancengleichheitsgesetz abzubilden. Die Stadt Wien bekennt sich dazu, Menschen mit Behinderung in ihrer Selbstständigkeit zu stärken und damit auch weiter in Richtung Normalisierung zu gehen. Dabei ist das Leistungsangebot sozial ausgewogen und niederschwellig zugänglich. Es muss uns auch immer bewusst sein, dass Chancengleichheit für Menschen mit Behinderung als Querschnittsmaterie alle Bereiche des öffentlichen Lebens trifft. 

Das neue Wiener Chancengleichheitsgesetz basiert auf der UN‑Konvention über die Rechte der behinderten Menschen. Mit der Modernisierung des neuen Gesetzes geht auch eine sprachliche Modernisierung einher. Alte, diskriminierende Begriffe werden entfernt. Gleichzeitig wird der Gesetzestext in klarer und nachvollziehbarer Sprache formuliert. Es geht um ein klares und verständliches Gesetz, das die Menschen verstehen. So können alle nachlesen, welche Leistungen es gibt und wer sie bekommen kann. Gleichzeitig spiegeln sich im neuen Gesetz die Leistungen für Menschen mit Behinderung wider, was zu mehr Transparenz führt. Eines der wesentlichsten Ziele der Wiener Behindertenhilfe ist die Umsetzung des Normalisierungsprinzips. Normalisierung bedeutet, dass sich das Leben von Menschen mit Behinderung möglichst wenig von dem Leben von Menschen ohne Behinderung unterscheiden soll. Der vorliegende Gesetzesentwurf nimmt darauf Bedacht. Die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung auf Selbstbestimmung, Eigenverantwortung und Mitbestimmung werden gewahrt, um eine bessere Integration und Anerkennung in der Gesellschaft zu ermöglichen. Das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz hat zum Ziel, die Diskriminierung von Menschen mit Behinderung zu beseitigen oder auch zu verhindern. Aufgabe der Behindertenhilfe im Landesbereich ist es, die Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderung weitgehend zu normalisieren. Alltagsbedingungen sollen geschaffen werden, die eine ähnliche Lebensweise ermöglichen wie von Menschen ohne Behinderung. Um einen derartigen Ausgleich zu schaffen, werden Förderungen subsidiär zu anderen, insbesonders bundesgesetzlichen Maßnahmen und Leistungen für die teilweise Abdeckung der durch Behinderung bedingten Mehraufwendungen gewährt.

Die Stadt Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren, gibt derzeit insgesamt 200 Millionen EUR für Menschen mit Behinderung und PartnerInnenorganisationen in der Behindertenarbeit aus. Leistungen werden über den Fonds Soziales Wien, das ist der Träger der Wiener Behindertenhilfe, vergeben. Der Fonds Soziales Wien ermöglicht Menschen mit Behinderung auszuwählen, bei welcher vom Fonds anerkannten Einrichtung sie eine individuell zuerkannte Leistung in Anspruch nehmen können. Das Fördersystem des FSW ermöglicht somit individuelle und bedarfsgerechte Leistungen. Die Förderrichtlinien sind transparent und über das Internet abrufbar. (Abg Karin Praniess-Kastner: Ja, aber sie liegen noch nicht vor! Sie liegen noch nicht vor!) Na ja, aber was bis jetzt vorliegt, ist drinnen und sobald sie vorliegen, werden sie dann auch abrufbar sein, Frau Praniess-Kastner! Nur, solange es sie nicht gibt, können sie nicht drinnen sein. (Abg Karin Praniess-Kastner: Es ist nicht drinnen! – Abg Kurt Wagner: Sie ist ihrer Zeit voraus! – Abg Karin Praniess-Kastner: Ja genau!) Genau. Da können wir nicht mithalten. 

Das neue Chancengleichheitsgesetz. In dieses Gesetz werden neu teilbetreutes Wohnen, Arbeitsintegration, die Persönliche Assistenz, Gebärdendolmetsch und Beratungsleistungen sowie Frühförderung aufgenommen. Damit wird der Leistungskatalog um Angebote erweitert, die der Fond Soziales Wien bisher schon erbracht hat. Die Leistungen zielen auf die Entwicklung und Förderung der Menschen mit Behinderung ab. So werden etwa Hilfsmittel altersunabhängig gefördert. Außerdem werden in diesem neuen Gesetz Werkstätten und Wohnräte verankert, ein weiterer wichtiger Schritt in Richtung Mitbestimmung. Und die Interessensvertretung behinderter Menschen erhält ein Anhörungsrecht bei der Erstellung neuer Förderrichtlinien im FSW. Auch dadurch wird die Interessensvertretung selbst gestärkt.

Der erste Entwurf des neuen Gesetzes lag bereits im Sommer des Vorjahres vor. Danach wurde eine Arbeitsgruppe eingerichtet, bei der MitarbeiterInnen des FSW, der MA 40, aber auch die Interessensvertretung behinderter Menschen eingebunden waren. Die Arbeitsgruppe überprüfte 36 Forderungen, die von der Interessensvertretung eingebracht wurden und wir haben schon gehört, 28 davon, 78 Prozent der Forderungen, konnten auch in das neue Chancengleichheitsgesetz eingearbeitet werden und auf Grund dessen hat auch die Interessensvertretung diesem Chancengleichheitsgesetz zugestimmt. Mit diesem neuen Gesetz wird der Paradigmenwechsel vollzogen und die Selbstbestimmung steht im Vordergrund.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, unser gemeinsames Ziel muss es sein, weiterhin Barrieren abzubauen, das soziale Netz zu erweitern und zu verdichten und das selbstverständliche Miteinander von Menschen mit und ohne Behinderung zu fördern. Das Wiener Chancengleichheitsgesetz ist ein wichtiger Beitrag dazu. 

Aus rein parteitaktischen Spielereien stimmen Sie, die Abgeordneten von ÖVP und GRÜNEN, heute gegen die Verbesserung für Menschen mit Behinderung. Sie stimmen heute gegen die Interessen von Menschen mit Behinderung und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, kann niemand verstehen und vor allem verstehen das nicht die Menschen mit Behinderung. (Abg Karin Praniess-Kastner: Aber man versteht das nicht! Die Einzige, die das versteht, sind Sie!) Gut, danke. Im Gegensatz zu Ihnen stehen wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten auf der Seite der Menschen mit Behinderung, denn wir stehen für Chancengleichheit und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderung. Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hohes Haus!

Das Wiener Chancengleichheitsgesetz gibt die Umsetzung eines Paradigmenwechsels in der Politik für und mit Menschen mit Behinderung. Wir hatten eine lange Diskussion, die ich auch persönlich mit den Vertreterinnen und Vertretern der Interessensvertretung der behinderten Menschen über die Frage geführt habe, wie es zu diesem Gesetz gekommen ist. Und im Sinne des miteinander Arbeitens auf Augenhöhe und mit Respekt voreinander bin ich der Meinung, dass die Vorgangsweise, die wir hier in Wien gewählt haben, genau die richtige und die respektvolle Vorgangsweise ist, nämlich von der Fachabteilung einen Gesetzesentwurf vorbereiten zu lassen, dabei sei auch hinzugefügt, dass die Fachabteilung ja in die Beratungen der Interessensvertretung beigezogen war und daher die Diskussionen, die Wünsche und Anregungen sehr genau kennt. Dann aber so viel Besonderheit wie notwendig, aber so viel Normalität wie möglich: Wo dann nicht einfach die Stellungnahmen genommen werden und bei einem Ja, beim anderen Nein gesagt wird, sondern ein Prozess eingeleitet wurde, der im August des letzten Jahres begonnen hat, wo es in vielen Runden, Verhandlungen, Gesprächen Verbesserungsvorschläge der Interessensvertretung der behinderten Menschen gegeben hat, es auch Diskussionsrunden mit mir gegeben hat und am Ende des Tages, lange nachdem die Begutachtungsfrist zu Ende war nun dieses Werk, dieses Wiener Chancengleichheitsgesetz, vorliegt, das wir gemeinsam erarbeitet haben. 

Mit dieser Vorgangsweise glaube ich auch, dass wir auf der richtigen Seite sind, wenn wir uns das Prozedere in anderen Bundesländern anschauen, die diesen Weg nicht gewählt haben, die seit fünf oder mehr Jahren diskutieren und noch zu keinem Ergebnis gekommen sind. Warum ist mir das Ergebnis so wichtig? Das Ergebnis ist mir deshalb so wichtig, weil das Wiener Behindertengesetz ein Gesetz ist, das in seiner Substanz 40 Jahre alt ist, aus den 60er Jahren stammt und einfach nicht mehr zeitgemäß ist. Weil das Wiener Behindertengesetz ein Gesetz ist, wo es damals noch so war, dass es keine älteren, keine alten Behinderten gegeben hat, weil die in der Zeit der Nazis ermordet worden sind. Weil wir ein Wiener Behindertengesetz hatten, das diese Rahmenbedingungen nicht abgedeckt hat und zwar nicht, weil damals 1966, als die Urfassung beschlossen wurde oder in den Novellierungen später die Kolleginnen und Kollegen, die hier gesessen sind, falsche Dinge beschlossen hätten, nein, sondern weil einfach die Herausforderungen, die Anforderungen andere waren. 

Ich denke, dass wir heute hier ein sehr fortschrittliches und weitblickendes Gesetz vorlegen, das gemeinsam erarbeitet wurde und dass wir uns der großen Herausforderung der alternden Gesellschaft auch bei den Menschen mit Behinderung widmen müssen. Ich denke nur, genauso wie es in den 80er Jahren so war, dass nahezu keine behinderten Kinder in Kindergärten oder in Schulklassen waren, ich glaube, es gab 1986 vielleicht 10 Integrationsklassen, so ist es heute so, dass wir über 500 Integrationsklassen haben. Und es ist gerade jetzt an der Zeit, wo wir uns damit beschäftigen müssen, wie schaffen wir es in unserer Stadt, für die alten, behinderten Menschen so viel Normalität wie möglich zu schaffen, aber so viel Spezialität, wie hier auch möglich ist. Wir sind in dieser Frage, glaube ich, ein schönes Stück weitergegangen. Das Gesetz bildet sehr gut ab, was in dieser Stadt an Leistungen da ist und der Dialog geht selbstverständlich auch weiter, das ist hier gar keine Frage. 

Zu dem Thema, Frau Kollegin Praniess-Kastner, das Sie mit der Versicherungsleistung für Menschen, die in Beschäftigungstherapie sind, angesprochen haben. Da können alle Wienerinnen und Wiener, alle Wiener behinderten Menschen insofern froh sein, dass sie in Wien sind, weil sie nämlich auch jetzt schon eine Pension mit der Dauerleistung bekommen, die es ausschließlich in Wien gibt und in keinem anderen Bundesland, und wo auch mit der Mindestsicherung, wir haben es gerade vorhin beschlossen, im neuen Wiener Mindestsicherungsgesetz abgesichert ist, dass alle alten Behinderten, die im Pensionsalter sind und keine Versicherungsleistungen haben, auch zukünftig eine Pension bekommen, die zu 100 Prozent von der Stadt Wien finanziert wird. Das war bisher so und wird auch in Zukunft so sein.

Wir sind hier in einer ähnlichen Situation, in der wir vorhin beim Wiener Mindestsicherungsgesetz waren. Ich möchte mich hier ganz besonders herzlich bei den Vertreterinnen und Vertretern der Interessensvertretung bedanken, erstens für ihre Hartnäckigkeit und für ihr starkes Vertreten der Interessen der Menschen mit Behinderungen, und dass wir mit einem sehr partnerschaftlichen Dialog ein sehr gutes Ergebnis gemeinsam erzielt haben und ja eine zustimmende Stellungnahme der Interessensvertretung vorliegt. Da frage ich mich schon, Frau Kollegin Praniess-Kastner und Frau Kollegin Smolik, wenn Sie auf der einen Seite mich dafür kritisieren - was Ihnen unbenommen ist, ich habe gerade meine Beweggründe erklärt -, dass es zunächst einen Gesetzesentwurf gab und ich erst dann einen nahezu einjährigen Prozess mit der Interessensvertretung eingeleitet habe, also mich dafür kritisieren, dass ich nicht von Beginn an das Gesetz gemeinsam geschrieben habe, aber auf der anderen Seite, wenn genau die Interessensvertretung, die zur Beratung der Landesregierung da ist, nach einem fast einjährigen Prozess sagt, ja, da sind wir dafür, und das auch verschriftlichen, wo ist denn dann Ihr Respekt vor den Menschen, die die Interessen der Behinderten in dieser Stadt zu vertreten haben entsprechend dem Gesetz? Ich habe immer die Meinung vertreten, und das in allen Besprechungen auch gesagt, dieses Gesetz werde ich dem Wiener Landtag, zunächst der Wiener Landesregierung, aber dann dem Wiener Landtag nur vorlegen, wenn es eine Zustimmung und damit eine Einigung mit der Interessensvertretung gibt. Die gibt es jetzt und meines Erachtens nach entspricht es meinem Verständnis von Respekt vor der Interessensvertretung der behinderten Menschen auch, dass, wenn die diese Interessen vertreten und gemeinsam mit den zuständigen Abteilungen, mit den zuständigen Politikerinnen und Politikern zu einem Ergebnis kommen, dieses Ergebnis dann auch vom Landtag akzeptiert werden soll.

Noch einmal: Herzlichen Dank für die gute Zusammenarbeit! Und alle, die dafür sind, dass das Wiener Behindertengesetz, das in seiner Sprache und in seinen Inhalten aus den 60er Jahren stammt, durch das Wiener Chancengleichheitsgesetz abgelöst werden soll, das gemeinsam mit der Interessensvertretung erarbeitet wurde, all jene, die das möchten, haben jetzt die Möglichkeit zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Danke. Wir kommen somit zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. Es liegen mir drei Abänderungsanträge der ÖVP vor. Ich lasse sie der Reihe nach abstimmen:

Abänderungsantrag der ÖVP-Abgeordneten Praniess-Kastner und Ingrid Korosec betreffend Streichung des Vermögensnachweises. Wer für den Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Stimmen der ÖVP, der Freiheitlichen und der GRÜNEN und nicht die erforderliche Mehrheit, daher ist der Antrag abgelehnt. 

Der nächste Antrag der ÖVP-Abgeordneten Karin Praniess-Kastner und Ingrid Korosec betreffend Sicherstellung des Anhörungsrechts der Interessensvertretung der behinderten Menschen bei der Neuschaffung oder Novellierung von Richtlinien des Fonds Soziales Wien, die die Anliegen behinderter Menschen betreffen. Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Stimmen der ÖVP, der Freiheitlichen und der GRÜNEN und nicht die erforderliche Mehrheit. Daher ist der Abänderungsantrag abgelehnt. 

Der dritte Abänderungsantrag der ÖVP-Abgeordneten Karin Praniess-Kastner und Ingrid Korosec betrifft die Sicherstellung des Rechtsanspruches auf sämtliche Forderungen für behinderte Menschen. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind wieder die Stimmen der ÖVP, der Freiheitlichen, der GRÜNEN und nicht die erforderliche Mehrheit und damit abgelehnt. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. Das sind die Stimmen der SPÖ und der Freiheitlichen Partei, damit ist diese Gesetzesvorlage mehrstimmig so beschlossen. Das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung der Beschluss- und Resolutionsanträge. Auch hier liegen mir zwei Anträge vor. 

Antrag der ÖVP-Abgeordneten Karin Praniess-Kastner und Ingrid Korosec betreffend Sicherstellung des Rechtsanspruches auf Tagesstruktur und vollbetreutes Wohnen für behinderte Menschen auch nach Vollendung des 65. Lebensjahres. Wer für diesen Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Stimmen der GRÜNEN, der ÖVP und der Freiheitlichen Partei, daher die Minderheit, daher ist auch dieser Antrag abgelehnt. 

Der zweite Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgen Karin Praniess-Kastner und Ingrid Korosec betrifft den Erwerb von Versicherungszeiten für behinderte Menschen in Beschäftigungstherapie. Wer für diesen Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das sind die Abgeordneten der ÖVP, der Freiheitlichen Partei und der Grünen Partei, somit die Minderheit und dieser Antrag ist abgelehnt. 

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage sofort vornehmen zu lassen. Ich ersuche all jene Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Stimmen der Freiheitlichen Partei und der SPÖ, somit die Mehrheit, die notwendige Zweidrittelmehrheit und somit so beschlossen. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Stimmen der Sozialdemokraten und der Freiheitlichen Partei und somit ist das Gesetz in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 14. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz zur Bekämpfung von Diskriminierung, das Wiener Antidiskriminierungsgesetz, geändert wird. Berichterstatterin hiezu ist die Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich ersuche sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Abgeordnete! Ich bitte um Zustimmung zur Novelle des Wiener Antidiskriminierungsgesetzes.

Präsidentin Marianne Klicka: Gemäß § 30b Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? 

Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet und zum Wort gemeldet hat sich Herr StR Herzog. Ich erteile ihm das Wort.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Präsidentin! 

Das Wiener Antidiskriminierungsgesetz liegt wieder einmal, muss man sagen, zur Abänderung vor. Es handelt sich um ein Gesetz, einen Entwurf, für die Gleichbehandlung von behinderten und nichtbehinderten Menschen. Dem wird die FPÖ gerne zustimmen. Selbstverständlich ist es für Freiheitliche ein großes Anliegen, hier diesen Gesetzesvorlagen zur Verwirklichung zu verhelfen. 

Prinzipiell sind wir, was das Wiener Antidiskriminierungsgesetz betrifft, das wissen Sie, sehr negativ eingestellt, gar keine Frage. Wir sehen in diesem Antidiskriminierungsgesetz im grundsätzlichen Bereich letzten Endes ein Gesetz, wo sozusagen der Überwachungsstaat grüßen lässt. Wir haben hier eine Fülle von Dingen gehabt, die wir massivst abgelehnt haben. Ein bisschen etwas möchte ich schon noch dazu sagen, wenn man darauf hinweisen darf, die so genannte Beweislastverteilung, wie sie im Wiener Gesetz genannt wurde, auf gut Deutsch Beweislastumkehr, ist eine rechtlich zutiefst bedenkliche Angelegenheit, die auch rechtlich unserer Meinung nach nicht abgesichert ist. 

Sie besteht in Österreich für die Verletzung bestehender Verbindlichkeiten, also bei schuldrechtlichen Beziehungen, aber sicherlich nicht im Bereich von verschuldungsabhängigen Haftungen. Also daher ist das etwas, was also wirklich rechtsverletzend ist. Wenn zum Beispiel in der Praxis bei Mieter und Vermieter der Vermieter einen ablehnt und der sich aus welchen Gründen auch immer auf das Antidiskriminierungsgesetz beruft, muss nicht der Mieter beweisen, dass es verletzt wurde, sondern es muss der Vermieter nachweisen, nicht diskriminiert zu haben. Das sind Dinge, die rechtlich äußerst bedenklich sind. Ich glaube auch, was die Verwirklichung von vielen dieser Dinge betrifft, ist ja auch ein Fragezeichen zu machen. 

Wir haben da, mir liegt das hier vor, eine Abänderung fürs Wiener Antidiskriminierungsgesetzes ebenfalls gehabt, das übrigens weit über das hinausgeht, was im Bundesgesetz steht und weit über das hinausgeht, was in der Richtlinie 2004/1113 der Europäischen Union drinnen steht. Zum Beispiel ist es da um die Gleichbehandlung von Männern und Frauen gegangen, nämlich gleicher Lohn für gleiche Arbeit. Da muss man sich fragen, was die Verwirklichung betrifft, ist doch die Frage zu stellen, dass trotz Antidiskriminierungsgesetz, trotz Gender Mainstreaming, wo wir uns hier seit Jahren damit beschäftigen, im Grunde genommen nichts erreicht wurde, nämlich beim Grundsatz „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“. Die SPÖ ist seit 1945 mit Unterbrechungen im Staat an der Macht und praktisch ununterbrochen in der Stadt. Ein Ergebnis, das positiv zu werten wäre im Hinblick, dass es wirklich gleichen Lohn für gleiche Arbeit gibt, ist bis heute nicht erreicht worden. Man fragt sich, was die SPÖ in den 60 Jahren außer Reden eigentlich getan.

Ich habe übrigens 2007 in einer Wortmeldung festgestellt, dass im Rahmen dieses damaligen Abänderungsantrages der geschützte Personenkreis der Behinderten nicht vorkommt. Das ist jetzt Gott sei Dank der Fall und daher stimmen wir dem zu. Wir haben allerdings auch, was den Entwurf selbst betrifft, konkrete Bedenken, wir glauben nämlich, dass der Adressatenkreis des künftigen Gesetzes ein sehr großer zu sein scheint, vielleicht sogar uferlos ist, und dass allfällige Schlichtungsstellen, die sich dann mit den Folgewirkungen beschäftigen müssen, restlos überfordert sein werden. In weiterer Folge ist sicher damit zu rechnen, dass die finanziellen Folgewirkungen groß sein werden und auf Grund von hier doch auch missbräuchlichen Vorgangsweisen und von missbräuchlichen Verfahrenseinleitungen auf Wien selbstverständlich eine entsprechende Finanzlawine zukommt. Daher wäre es vielleicht von Interesse, wenn wir im Zuge von Parteiengesprächen im Laufe der Zeit insofern zu einer Änderung kämen, um eine Abklärung der Zuständigkeiten dieses Geschäftes zu erreichen, damit es endlich einmal zum Unterschied von anderen Dingen effektiv wird. 

Wir werden auch einen Abänderungsantrag einbringen. Das werde nicht ich sein, das wird die Kollegin Matiasek sein. Er betrifft den § 9 Abs 2, wo es um positive Maßnahmen zur Gewährleistung der vollen Gleichstellung geht, wobei sozusagen diese wie auch immer nicht als Diskriminierung im Sinne des Gesetzes gelten. Das heißt, es wird eine positive Diskriminierung formuliert, die aber mit anderen Worten letzten Endes auch wiederum Antidiskriminierung bedeutet, denn ich glaube nicht, dass eine positive Diskriminierung etwas ist, was rechtlich wirklich vertretbar ist. Daher wird der Antrag gestellt, dass dieser § 9 Abs 2 ersatzlos gestrichen wird. Es wird ihn aber, wie gesagt, die Kollegin Matiasek einbringen. Aber zur Gleichbehandlung von behinderten und nichtbehinderten Menschen gibt es selbstverständlich eine freiheitliche Zustimmung.

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zum Wort gemeldet hat sich Frau Abg Smolik. Ich erteile es ihr.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Wir werden dem Wiener Antidiskriminierungsgesetz zustimmen. Wir sind froh, dass es jetzt hier zur Beschlussfassung vorliegt. Trotzdem ein paar kurze Anmerkungen: 

Wie auch schon vorhin beim Chancengleichheitsgesetz erwähnt, sollte meiner Meinung nach, wenn solche Gesetze gemacht werden, auf die Sprache geachtet werden, denn auch hier ist in den Erläuterungen beziehungsweise in den angehängten Ausführungen zum Gesetz immer wieder von „Behinderten“ beziehungsweise von „behinderte Person“ die Rede. Ich glaube, dass wir, wenn wir schon solche Gesetze neu machen und hier auch die Zielsetzung ganz klar ist, dass Menschen mit Behinderung hier in das Antidiskriminierungsgesetz aufgenommen werden, dann sollte auch die Sprache dementsprechend Schritt halten und hier Einzug erhalten, auch wenn es die Erläuterungen sind. 

Zum Zweiten: Wir halten den auch hier im Gesetz angeführten Hinweis auf einen Etappenplan für mehr als notwendig. Wir haben hier ja auch schon zig Anträge eingebracht, dass es in Bezug auf das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz einen Etappenplan geben sollte und muss. Schon seit dem haben wir gefordert, dass die Stadt Wien hier einen Etappenplan vorlegt, wie Barrieren und bauliche Barrieren bei öffentlichen Gebäuden und Einrichtungen abgebaut werden können, wie hier die Finanzierung sichergestellt wird. Das wurde immer wieder abgelehnt. Jetzt ist es hier zumindest auch im Gesetz festgehalten, dass es bis 30. Juni 2012 einen Plan zum Abbau von baulichen Barrieren geben soll. Wir werden nächste Woche in der Rechnungsabschlusswoche einen diesbezüglichen Antrag einbringen, dass dies schneller vonstatten geht, weil ich nicht glaube, dass wir noch zwei Jahre brauchen, um einen Plan zu entwickeln, wie diese baulichen Barrieren abgewickelt werden können, sondern dass es schon längst an der Zeit ist, hier die Umsetzung des Abbaus von baulichen Barrieren in die Wege zu leiten. Es ist gut, dass es hier herinnen steht. Aber trotzdem ist die Frist wieder eine sehr, sehr lange. Ich frage mich auch, auf was man hier noch wartet, um dieses Problem in Angriff zu nehmen. 

Weiters finden wir natürlich die Einrichtung der Schlichtungsstelle und des Monitoringausschusses für sehr, sehr notwendig und begrüßen das natürlich, glauben aber, dass hier schon sichergestellt werden muss, dass diese beiden Instanzen und Einrichtungen finanziell und personell auch ausgestattet werden müssen, denn im Gegensatz zu den Erläuterungen, wo angeführt ist, dass man mit wenigen Schlichtungsverfahren rechnet, glaube ich, dass es einige Schlichtungsverfahren geben wird, die auf diese Schlichtungsstelle zukommen werden. Und da darf es nicht sein, dass auf Grund von Personalmangel oder finanziellen Ressourcenmangel dann diese Schlichtungsverfahren liegen bleiben, sondern dass die hier zügig beantwortet und behandelt werden. Ich glaube, dass man hier einen Schritt weitergehen könnte und hier wirklich auch im Budget des nächsten Jahres Vorsorge treffen kann. 

Im Großen und Ganzen begrüßen wir dieses Gesetz. Wir werden dem zustimmen, hätten uns aber die sprachliche Überarbeitung gewünscht. Aber da werden wir wahrscheinlich noch öfter darüber reden, dass hier einiger Nachholbedarf ist. Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Abg Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich freue mich sehr, dass wir heute wieder eine weitere Verbesserung bei unserem Wiener Antidiskriminierungsgesetz beschließen können. Ich kann mich noch sehr gut erinnern im Jahr 2004, als wir quasi die Urfassung beschlossen haben. Und schon damals haben die Fachwelt, aber vor allem auch die betroffenen Organisationen, gesagt, dass wir wirklich ein Musterbeispiel an Umsetzung der Antidiskriminierungsbestimmungen hier in Wien beschließen. Und ich muss dem StR Herzog insofern recht geben, was wir beschließen, geht über das hinaus, was der Bund beschlossen hat. Aber das ist, wenn es um den Kampf gegen die Diskriminierung geht, ja nichts Schlechtes, sondern durchaus etwas Positives. Der Kern ist nach wie vor, dass wir mit dem Verbot der Diskriminierung ganz einfach Zustände schaffen wollen, in denen Menschen nicht auf Grund einer gewissen Eigenschaft einfach in ihrer Menschenwürde verletzt werden, diskriminiert werden. Und zwar sind das jetzt künftig Personen auf Grund ihrer ethnischen Zugehörigkeit, der Religion, der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters, der sexuellen Orientierung, der Geschlechtsidentität, des Geschlechts, insbesondere auch auf Grund von Schwangerschaft und Elternschaft. Also diese Personengruppen sind jetzt hier besonders geschützt. 

Neu ist hier in unserem heutigen Gesetz eben ganz speziell, dass die Behinderung dezidiert aufgenommen wurde und dass wir „Rasse“ und „ethnische Herkunft“ durch „ethnische Zugehörigkeit“ ersetzt haben. Das war ja immer schon eine Diskussion. Wir haben auch immer schon gesagt, dass es so ist, dass wir natürlich den Begriff Rasse nicht akzeptieren. Es war aber eine durchaus in den ersten Jahren noch vertretbare rechtliche Argumentation, da es so viele internationale Gesetzesmaterialien gibt, die noch auf die Rasse Bezug nehmen, dass, wenn man das herausnehmen würde, damit dann ein Schutzdefizit gegeben wäre und genau das Gegenteil von dem erreicht würde, was man will. Aber inzwischen hat sich international und national die Rechtslage schon so geändert, dass quasi in vielen Rechtsmaterien ausdrücklich eben nicht mehr das Wort Rasse vorkommt, sondern eben ethnische Zugehörigkeit und deshalb haben wir jetzt, um das alles klarzustellen, hier in unserem Gesetz das auch vorgenommen. 

Zum Zweiten: Zur Aufnahme des Begriffes Behinderung ist zu sagen, dass in unserem Urgesetz 2004 damals noch die Behindertenverbände dafür waren, dass man es nicht aufnimmt, unter anderem mit der Begründung, dass sie auf ein wirksameres Bundesgesetz hoffen. Wenn man jetzt allerdings die geschichtliche Abfolge anschaut, war es so, dass am 2. Oktober 2008 bei uns im Rathaus ein Resolutionsantrag von SPÖ, ÖVP und GRÜNEN auf Aufnahme des Diskriminierungstatbestandes Behinderung ins Antidiskriminierungsgesetz eingebracht wurde, auch weil eben die Behindertenverbände gesehen haben, dass es doch hier in Wien notwendig wäre und auch wir das so eingeschätzt haben. Aus Gründen der Rechtssicherheit für betroffene Menschen mit Behinderung war es dann so, dass ein generelles landesgesetzliches Diskriminierungsverbot für Menschen mit Behinderungen erst dann geschaffen werden soll, war man da noch der Auffassung, wenn die Richtlinie der EU in endgültiger rechtsverbindlicher Fassung kundgemacht wurde. Das war damals noch die Auffassung. Deshalb hat man immer noch etwas zugewartet, auch vielleicht für jene, die fragen: Warum habt ihr so lange gebraucht? Dann hat sich aber Anfang 2010 die Information durchgesetzt oder ist durchgesickert oder hat man von der EU gehört, dass derzeit keine politische Einigung der EU bezüglich der Richtlinie in Sicht ist und daher die Entscheidung, dass das Wiener Antidiskriminierungsgesetz doch nach dem Bundesgesetz zu adaptieren wäre und dass wir jetzt aktiv werden sollen und genau das machen wir heute. Wir machen das, was unserer Ansicht nach in dem Zusammenhang notwendig ist, nämlich Regelungen, die die Gleichstellung von Behinderten fördern, sei es durch Aufnahme des Diskriminierungstatbestandes Behinderung, durch die Verhältnismäßigkeitsklausel, durch einen Etappenplan, durch verpflichtende Schlichtungsverfahren und durch Monitoring im Sinne des Art 33 der UN-Konvention über die Rechte von behinderten Menschen. 

Natürlich ist es so, dass sich unser Landesgesetz in das große Gesetzesrecht einfügt, das insgesamt besteht. Wir haben ja auch das Bundesgesetz und müssen dann immer unterscheiden, welches Gesetz anzuwenden ist, weil das Wiener Antidiskriminierungsgesetz natürlich nur dort gilt, wo die Regelungskompetenz des Landesgesetzgebers gilt. Also zum Beispiel wenn es um eine Gewerbebehörde geht und dort eine Diskriminierung stattfindet, dann ist eine Bundeskompetenz gegeben und es gilt das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz. Ebenso beispielsweise wenn bei den Wiener Linien etwas vorkommt, wo das Eisenbahngesetz betroffen ist, dann ist das auch eine Bundeskompetenz und dort gilt auch das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz. Wenn aber beispielsweise an den Wiener Pflichtschulen eine Diskriminierung vorkommt, dann ist es Landeskompetenz und hier gilt das Wiener Antidiskriminierungsgesetz, genauso bei der Baupolizei, Bauordnung. Da gilt die Landeskompetenz und das ist das Wiener Antidiskriminierungsgesetz. 

Wir haben selbstverständlich auch bei dieser Gesetzwerdung sehr viele Gespräche mit den Interessensvertretungen der Betroffenen geführt. Es gab eine enge Abstimmung bereits im Vorfeld vor der offiziellen Begutachtung und dann natürlich 

weitere Diskussionen und die Interessensvertretung hat sich für die Aufnahme des Tatbestandes auch sehr bedankt. Ich glaube, so ist es auch richtig, dass wir in diesem Sinn vorgehen, weil es eben in unserer Stadt Wien die höchste Lebensqualität, wie wir nach der Mercer-Studie wissen, von allen Großstädten dieser Welt gibt und es keine Diskriminierungen geben darf. Dafür schaffen wir heute einen weiteren Baustein, eine weitere Grundlage und ich bin sehr froh, dass wir heute dieses Gesetz beschließen. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau Abg Matiasek. Ich erteile es ihr. Ich weise darauf hin, dass wir in neun Minuten die Verhandlungen zur Abhaltung der Dringlichen Anfrage an den Herrn Landeshauptmann unterbrechen werden.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Frau Präsidentin! Bei mir wird’s ganz kurz. 

Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

StR Herzog hat ja schon unsere Position zum Gesetz erläutert. Ich bringe nur noch einen Abänderungsantrag ein, der sich auf die positiven Maßnahmen zur Gewährleistung der vollen Gleichstellung, mit denen Benachteiligungen auf Grund eines im § 2 Abs 1 genannten Merkmales verhindert oder ausgeglichen werden, gelten nicht als Diskriminierung im Sinne des Gesetzes. Ich habe § 9 Abs 2 zitiert. Wir bringen den Abänderungsantrag ein, da wir diese positive Diskriminierung, wie gesagt, für gefährlich halten. 

Wir bringen den Antrag ein, im Rahmen dieses Gesetzes den § 9 Abs 2 ersatzlos zu streichen. Wir bitten um sofortige Abstimmung und um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau Abg Praniess-Kastner. Ich erteile es ihr.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Meine Damen und Herren!

Ein kurzer Abriss der Historie. Die Wortmeldung vom Herrn Kollegen Stürzenbecher hat mich dazu veranlasst, die Historie aus einer anderen Sicht zu beleuchten, weshalb behinderte Menschen seit sechs Jahren vom Wiener Antidiskriminierungsgesetz ausgeschlossen sind. Kurz vorweg: Aus Sicht meiner Fraktion möchte ich betonen, die Änderungen sind richtig und sie sind dringend notwendig, weil es das Antidiskriminierungsgesetz, und das haben wir von den VorrednerInnen gehört, ja bereits seit 2004 gibt. Deswegen werden wir natürlich dem vorliegenden Entwurf zustimmen, gar keine Frage.

Aber eine Frage müssen Sie sich von meiner Seite schon gefallen lassen: Warum denn erst jetzt diese Novellierung? Seit 2004 hat die Wiener Landesregierung das Bedürfnis behinderter Menschen nach Diskriminierungsschutz nach allen Regeln der Kunst ignoriert. 

Noch einmal ein Abriss der Historie, der sich ein bisschen anders anhört als der der Mehrheitsfraktion. Zuerst wurde die Aufnahme behinderter Menschen ins Antidiskriminierungsgesetz mit dem Hinweis abgeschmettert, dass Behindertenorganisationen das gar nicht wollen. Das ist schlichtweg falsch, weil spätestens seit dem Jahr 2006 und dem Inkrafttreten des Bundesbehindertengleichstellungsgesetzes war klar, dass auch in Wien ein dringender Handlungsbedarf besteht. Im Jahr 2007 wurde das Wiener Antidiskriminierungsgesetz novelliert und der Diskriminierungsgrund Behinderung wurde bewusst wieder nicht ins Gesetz genommen, obwohl das im Rahmen der Stellungnahmen mehrfach eingefordert wurde. Wenn ich mir die Bestimmungen der Antidiskriminierungsgesetze der anderen Bundesländer ansehe, wo es diesen Tatbestand „auf Grund von Behinderung“ schon lange gibt, dann muss ich sagen: Wien ist hier das Schlusslicht. 

Dann hat es seitens der Frau Stadträtin geheißen: Wir können das Gesetz nicht ändern, weil die EU-Antidiskriminierungsrichtlinie noch nicht in Kraft ist. Also plötzlich war dann quasi Schweden schuld, dass in Wien nichts weitergegangen ist. In einer Anfragebeantwortung 2009 schrieb StRin Frauenberger: „Die derzeitige schwedische Ratspräsidentschaft hat die politische Entscheidung zu diesem Richtlinienentwurf in ihr Programm aufgenommen. In den bevorstehenden Arbeitsgruppensitzungen des Rates ist noch mit verschiedenen, nicht vorhersehbaren Änderungen des Entwurfs zu rechnen.“

Meine Damen und Herren! Eine vorübergehende Übernahme bundesrechtlicher Regelungen bis zum Inkrafttreten der EU-Richtlinien kommt im Hinblick auf die Rechtssicherheit der behinderten Menschen nicht in Frage. Das ist die Aussage, die dahintersteht. Und wie das mit Arbeitsgruppen halt so ist, es kann auch vorkommen, dass es nicht vorhersehbare Änderungen gibt oder dass diese nie kommen. Gott sei Dank hat die Stadt Wien jetzt endlich eingelenkt und ausnahmsweise die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung nicht auf den Sankt Nimmerleinstag verschoben. Ein letzter Punkt und das ist der letzte Abriss in der Historie: Der Initiativantrag aller Oppositionsparteien, und das wurde heute schon erwähnt, gepaart mit dem wohl heranrückenden Wahltermin am 10. Oktober waren nötig, um die heute zu beschließende Novelle durchzuführen. 

Abschließendes Fazit, meine Damen und Herren: Menschen mit Behinderung dürfen nach sage und schreibe insgesamt sechs Jahren den gleichen Schutz durch das Wiener Antidiskriminierungsgesetz in Anspruch nehmen, nachdem Menschen ohne Behinderung dies seit 2004 können. Endlich Gerechtigkeit! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Vassilakou. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren! 

Der vorliegenden Novelle geben wir unsere Zustimmung. Da es sich aber hier um Antidiskriminierung handelt und Antidiskriminierung sehr wohl auch etwas mit Solidarität zu tun hat, möchte ich auf einen Fall zu sprechen kommen, der uns in Österreich in den letzten Jahren so stark beschäftigt hat und der uns vor allem in diesen Tagen sehr stark beschäftigt. Gemeint ist die Familie Zogaj, die in den nächsten Tagen Österreich wird verlassen müssen und wo ich meine, dass es zwar bedauerlicherweise nicht in unserer Möglichkeit liegt, rechtlich als Wiener Landtag unmittelbar etwas zu unternehmen, um schlussendlich einen weiteren Verbleib der Zogajs in Österreich zu ermöglichen, aber sehr wohl ein Akt der Solidarität hier gefordert ist. Erstens auf einer politischen Ebene und zweitens auch ein politisches Statement, das befürwortet, dass es künftig nicht mehr zu solchen Familienschicksalen kommen sollte.

Wir haben deshalb einen Antrag, einen Beschluss- und Resolutionsantrag, seitens der GRÜNEN vorbereitet, den ich hiermit auch einbringen möchte und ich will abschließend, weil ich ja nur noch zwei Minuten zu reden haben, meinerseits Folgendes bekräftigen: Ich finde es kontraproduktiv, wenn man Kinder, die ungefragt mit ihren Eltern nach Österreich gekommen sind, die hier aufgewachsen sind, die hier die Schule nahezu absolviert haben, die Freunde gefunden haben, die hier ein Zuhause gefunden haben, und die ohne jeden Zweifel in Österreich integriert sind, so sehr, dass die Heimat der Eltern für sie ein fremder Ort geworden ist - ich finde das kontraproduktiv und absurd, sie in eine Welt zurückzuschicken, wo sie nicht hingehören, noch dazu ein Jahr vor Schulschluss, sodass auch noch der weitere Bildungsweg sehr ungewiss ist. Ich finde, dass dieser Akt hart ist, unmenschlich ist, eines modernen demokratischen Landes unwürdig ist und darüber hinaus einzig und allein dem Ego vergangener und aktueller InnenministerInnen dient, die offensichtlich aus welchem Grund auch immer beschlossen haben, auf dem Rücken eines kleinen Mädchens und einer Familie ein Exempel zu statuieren. Ich glaube, dass es gut und sinnvoll ist, wenn der Wiener Landtag hier klar Stellung bezieht und seine Solidarität mit dieser Familie zum Ausdruck bringt. 
Ich glaube, dass es darüber hinaus ein klares Bekenntnis der demokratischen und weltoffenen Geste im Wiener Landtag zur Schaffung eines Bleiberechts braucht, das gut integrierten Familien die Möglichkeit gibt, in Österreich zu bleiben, eine eigene Existenz aufzubauen und in jenem Land weiterleben zu dürfen, das für sie eine zweite Heimat geworden ist. Darunter sind auch Asylwerberfamilien gemeint, deren Verfahren ohne ihr Verschulden so lange dauern, dass sie am Ende ein zweites Zuhause in Österreich gefunden haben. Ich möchte nicht, dass es zu weiteren solchen Schicksalen kommt und ich denke, dass es ein gutes Zeichen seitens der Wiener SPÖ wäre, unserem Antrag, den ich hiermit einbringe, zuzustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Denn eines ist klar, Worte der Solidarität und des Mitgefühls finden dieser Tage viele Politiker und Politikerinnen unterschiedlicher Couleurs, aber was es braucht, sind Taten. Was es braucht, sind Handlungen, die ermöglichen, dass endlich ein Bleiberecht geschaffen wird und die ermöglichen, dass solche und ähnliche betroffene Familien in Österreich nicht jeden Tag zittern müssen, wann die Polizei an die Türe klopfen wird und es endlich so weit sein wird, dass sie die Koffer packen und innerhalb weniger Stunden Österreich verlassen müssen. Ich denke, dass das einmal mehr ein unwürdiges Bild für ein Land wie Österreich ist.

Ich meine, und damit komme ich zum Schluss, dass es der Sozialdemokratie zu Gesicht stehen würde, einerseits unserem Antrag zuzustimmen und andererseits auf die eigenen Bundesregierungsmitglieder und die eigenen Abgeordneten dahin gehend einzuwirken, dass endlich ein menschenwürdiges Bleiberecht in Österreich geschaffen wird! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Marianne Klicka: Gemäß § 37 der Geschäftsordnung kommen wir nun zum Verlangen, dass die von den Abgen Matiasek, Dr Madejski, Mahdalik und Univ-Prof Dr Eisenstein eingebrachte, an den Herrn Landeshauptmann gerichtete Dringliche Anfrage betreffend „Der SPÖ-Kampfhundeführschein - ein Kampfvokabel für den Wienwahlkampf" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfindet.

Die Fragesteller haben auf die Verlesung der Dringlichen Anfrage verzichtet.

Für die nun folgende Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung der Dringlichen Anfrage erteile ich nun Frau Abg Matiasek das Wort. - Bitte.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrte Damen und Herren!

Vielleicht mögen einige unter Ihnen sagen, schon wieder dieses Thema, wir haben es doch schon oft genug besprochen. Wir halten es für notwendig, dass wir noch einmal darüber reden und dass wir noch einmal ganz eindringlich an Sie von der SPÖ appellieren, diese wirklich missglückte Gesetzesänderung, wo viel Aufwand mit sehr wenig Erfolg danach betrieben wird, zurückzunehmen, neu zu überdenken. Wir haben in diesem Haus schon viele Dinge wiederholt gesagt, immer wieder diskutiert und das eine oder andere Mal hatten wir damit doch Erfolg und haben Sie damit zu einem Umdenken bewogen.

Wenn man die Geschichte der Entstehung dieser Änderung des Wiener Tierhaltegesetzes anschaut, dann ist es zweifellos so, dass diese Gesetzesänderung betrieben wurde, um hier den Bürgern, die, zweifellos zu Recht, in dieser Stadt Konflikte und Probleme orten, die sich im Zusammenhang mit der Hundehaltung in Wien ergeben, etwas zu vermitteln. Da gibt es Probleme, da gibt es Konflikte und da gibt es auch ein gewisses Gefahrenpotenzial. Aber diese Gesetzesnovelle, die mit 1. Juli in Kraft tritt, wird nicht dafür sorgen, dass diese Probleme ausgeräumt werden. 

Sie werden wieder, wie auch in allen anderen Fällen, und wir haben das heute schon etwa im Zusammenhang mit dem Hausbesorgergesetz diskutiert, auf das tolle Ergebnis Ihrer Volksbefragung verweisen. Ich traue mich zu wetten, dass jeder, der Ihrer Frage bezüglich dieses Kampfhundeführscheines zugestimmt hat, in erster Linie wollte, dass - ich formuliere das jetzt salopp und setze es unter Anführungszeichen - irgendetwas gegen die Hunde in Wien geschieht, weil es natürlich einerseits viele Liebhaber von Hunden gibt, viele Menschen in Wien, für die der Hund ein Familienmitglied ist, viele Menschen in Wien, die ihre Hunde ordnungsgemäß halten, aber es natürlich auch schwarze Schafe gibt. Das führt auf der anderen Seite dazu, dass es natürlich viele Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt gibt, die Probleme im Zusammenhang mit der Hundehaltung sehen, die sich gefährdet fühlen, die sich belästigt fühlen. Das ist so.

Aber es ist eine Augenauswischerei, zu vermitteln, dass mit der Änderung dieses Gesetzes und mit dieser so genannten Kampfhundenovelle, wie wir sie nennen, die Probleme wirklich hintangehalten werden. Das fängt schon damit an, dass Sie hier eine Liste von Rassen definiert haben, wo viele externe Fachleute vor allem ein Problem darin sehen, diese so darzustellen und zweitens diese angeführte Liste mit einem Gefährdungspotenzial, das von Hunden ausgeht, gar nichts zu tun hat. Wenn Sie nämlich auf die Bisshäufigkeit schauen, dann sind zwei Hunde, die an der Spitze der Statistik stehen, nämlich der Schäferhund und der Dobermann, auf Ihrer Kampfhundeliste gar nicht drauf. Auch der Begriff des Kampfhundes ist unter Fachleuten sehr umstritten. Nun haben Sie selbst immer wieder im Zuge dieser Debatte davon Abstand genommen, von Kampfhunden zu sprechen. Aber Ihre Plakate der letzten Zeit, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ, sprechen ausdrücklich von Kampfhunden! Es ist überall in dieser Stadt plakatiert, dass nunmehr der Hundeführschein für Kampfhunde kommen wird. So verkaufen Sie das!

Keine Frage, es ist klug, Menschen, die Hunde halten, dazu anzuhalten, diese ordnungsgemäß und verantwortungsbewusst erstens auszusuchen, dann zu erziehen und sie auch zu halten. Aber mit diesem Kampfhundeführschein ist damit nichts getan. Ich kann Ihnen garantieren, dass genau die Zielgruppe Ihrer Gesetzesnovelle, nämlich die Menschen, die so genannte Kampfhunde besitzen, diese nicht ordnungsgemäß halten und damit auch zu einem Gefahrenpotenzial werden, Ihre Führscheinvorschrift umgehen werden. Dazu werden sich Mittel und Wege finden. Man hat Erfahrungen in anderen Ländern und man hat dann diese Rassenlisten nachgebessert und auf über hundert, glaube ich, auch ausgeweitet. 

Das Problem als solches hat sich nicht gelöst. Es wird ein Gesetz geändert. Das hat auch einen bestimmten Aufwand. Schon während die Debatte zu dieser Gesetzesänderung war, nämlich ganz am Anfang, hat man bereits ganz offiziell darüber gesprochen, dass diese Liste so bald wie möglich - in Klammer gesetzt - auch erweitert werden soll. Momentan spricht man von einem Zeitraum einiger Jahre. Ich behaupte einmal, nach der Wahl wird man auf jeden Fall laut darüber nachdenken. Sie haben nämlich hier versucht, möglichst wenige von einem Gesetz betroffen zu machen, möglichst wenige in die Pflicht zu nehmen und auf der anderen Seite möglichst vielen Menschen zu vermitteln, dass wir etwas gegen ihre Probleme getan haben. Die Auswirkungen wird man sehen. 

Ein ganz großes Problem ist die Kontrolle. Ich möchte heute hier von Ihnen hören, wie Sie sicherstellen wollen, dass jemand, der einen Mischling aus diesem Bereich hat, den dieses Gesetz auch umfasst, einen Hund hat, der ein Mischling mit einem Elternteil oder Großelternteil aus dieser Rasse gekreuzt ist, denn Sie gehen über Generationen zurück in der Einforderung der Nachweiserbringung, dass a) das Kontrollorgan, der Polizeibeamte/die Polizeibeamtin das erkennen kann und b) jemand, der einen solchen Hund hat, der keinen Stammbaum hat, einen Nachweis erbringen kann. Das ist einfach unmöglich. 

Es sagen erfahrene Hundehalter, sagen Fachleute aus dem Bereich der Hundehaltung, aber auch der Tiermedizin, dass dieses Gesetz ein - ich sage es wieder einmal salopp - Pfusch geworden ist. Es soll nun in Kraft treten und soll sozusagen sämtliche Probleme, die wir in Wien mit der Hundehaltung haben, lösen. Ich sage Ihnen, das wird so nicht sein, das ist nicht durchdacht. Das Einzige, was dabei passiert ist, was man bereits aktiv wahrnehmen konnte, ist, dass eine Reihe solcher Hunde bereits im Tierschutzhaus abgegeben wurde. Bei allen Schwierigkeiten, die unser Wiener Tierschutzhaus hat, sind dort noch dazu Hunde eingelangt, die gar nicht so leicht zu halten sind. Das war die erste und einzige Auswirkung. Von einer positiven Wirkung im Hinblick auf Lärm, auf Sicherheit, auf Sauberkeit ist überhaupt nicht die Rede. 

Ja zu einem Hundeführschein, das ist keine Frage, aber dann sollen alle Hundehalter oder zumindest - man kann darüber diskutieren - ab einer gewissen Größe von Hunden oder ab einem gewissen Zeitraum, wenn man einen Hund besitzt - das wäre alles noch mit Fachleuten, vor allem mit externen Fachleuten, vorzubereiten gewesen - diesen auch ordnungsgemäß halten. Denn die meisten Probleme, die im Zusammenhang mit Hundehaltung in der Stadt stehen, sind nicht unbedingt mit diesen Listenhunden, sondern die meisten Probleme sind insgesamt mit Flocki & Co, worüber sich die Leute aufregen. Diesen wollen Sie sagen, mit dieser Liste und mit dieser Verordnung werden Sie jetzt die Probleme in den Griff bekommen. Hier wird etwas vorgegaukelt und dafür wird ein großer Aufwand betrieben. Wir sehen es daher als dringend notwendig, von dieser Gesetzesänderung in dieser Form, wie Sie diese beschlossen haben und ausführen wollen, Abstand zu nehmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Ein ganz wesentlicher Punkt, Herr Landeshauptmann, und viele Fragen in unserer Anfrage beschäftigen sich auch damit, ist, wer hier die Expertisen erstellt hat. Wir haben nicht mehr erfahren können, als dass hauseigene Fachleute zu Rate gezogen wurden. Externe Fachleute, egal, mit wem man spricht, sehen diese Gesetzesnovelle extrem kritisch. Sie werden uns heute sagen, wer mit welchem Wissenshintergrund, welche Experten vielleicht doch mitgearbeitet haben. Uns sind keine bekannt. 

Nicht nur wir, sondern auch Experten haben mit dem Begriff Kampfhund massive Probleme. Sie sind von dem Namen nicht abgegangen. Sie plakatieren ihn derzeit an jeder Ecke.

Wie gesagt, schon angeschnitten, ein großes Problem ist die Kontrolle durch die Polizei. Es ist schon für manchen guten Hundekenner äußerst schwierig, den richtigen Hund hierbei zu erkennen. Wie wird das die Polizei managen? Was ist mit anderen Problemen, die im Zusammenhang mit der Hundehaltung in Wien zweifellos bestehen? Ein ganz großes Problem sind die immer stärker werdenden illegalen Züchtungen, illegale Hundeverkäufe. Das alles ist davon nicht betroffen, obwohl auch Hunde, die auf dieser Liste stehen, betroffen sind, gezüchtet und verkauft werden, was im Nachfeld zu großen Problemen führt. 

Von illegalen Hundekämpfen wird überhaupt nicht gesprochen, diese werden im Gegensatz geleugnet. Immer wieder bekommen wir aber Zeugnis, dass sie dennoch stattfinden.

Zuguterletzt, ich möchte es nicht zu lange abhalten, möchte ich vor allem, dass wir noch einmal darüber sprechen und möchte Sie noch einmal ersuchen, hier Ihre Haltung zu überdenken. Warum streben Sie nicht ein bundeseinheitliches Tierhaltegesetz an? Es ist doch nicht zu erklären, dass in Wien, in Niederösterreich und in den anderen Bundesländern, vor allem in Zeiten einer gesteigerten Mobilität, unterschiedliche Regeln zur Haltung von Hunden gelten. Vor allem sind, und das wissen wir alle, sehr viele in den Stadtrandgebieten mit den Tieren unterwegs. Das ist doch wirklich eine unsinnige, unausgegorene Sache. Diese Gesetzesnovelle geht zulasten vieler Hundehalter und geht auf der anderen Seite natürlich auch zulasten derer, die darauf vertrauen, dass sich in Wien vorhandene Probleme und Konflikte lösen werden, da in diesen Bereichen überhaupt nichts passiert und weiterhin die üblichen Konflikte aufrecht bleiben.

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, überdenken Sie noch einmal, was Sie hier den Leuten vorsetzen! Überdenken Sie noch einmal diese gesetzliche Regelung! Wir werden sie nicht so hinnehmen, sondern werden ganz im Gegenteil gemeinsam mit erfahrenen, verantwortungsbewussten Hundebesitzern die rechtlichen Mittel ausschöpfen und dieses wirklich unsinnige Gesetz, diesen Gesetzespfusch, zu Fall zu bringen! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Danke für Ihre Begründung. Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Landeshauptmann zum Wort gemeldet. - Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Im Vergleich zu Ihrer sehr sachlichen Argumentation und Begründung, die ich im Regelfall von Ihnen gewohnt bin, gar keine Frage, haben Sie nichtsdestotrotz in der Betitelung Ihrer so wahnsinnig dringlichen Anfrage heute die SPÖ-Kampfhunde erwähnt. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie plakatieren es ja ganz heftig!) Daher kann ich Ihnen nicht ersparen, dass ich noch einmal darauf hinweise, wiewohl ich davon überzeugt bin, zumindest Sie haben es sich schon gemerkt, dass sich 89 Prozent der Wienerinnen und Wiener bei der Volksbefragung für einen verpflichtenden Hundeführschein für so genannte Kampfhunde ausgesprochen haben. (Abg Mag Wolfgang Jung: Es war schon die Frage schwach formuliert! Das ist es!) Also es handelt sich hier nicht um einen SPÖ-Kampfhundeführschein, sondern um einen Wiener Kampfhundeführschein. (Abg Mag Wolfgang Jung: Schwach und plakativ!) Das wollen wir so festhalten. Sie können gegen 90 Prozent der Leute reden, das ist mir alles sehr recht! (Abg Mag Wolfgang Jung: Das tun wir ja nicht!) Ich wünsche Ihnen auch den Erfolg, den Sie im Burgenland gehabt haben. 9 Prozent sind mehr als genug für Sie, das ist gar keine Frage! (Beifall bei der SPÖ.)

Darüber hinaus ist mir die Rolle der FPÖ nicht nur, aber auch, in diesem Zusammenhang durchaus etwas rätselhaft. Sie kritisieren heute, dass wir einen verpflichtenden Hundeführschein einsetzen und stellen in den Raum, dass es Kampfhunde gar nicht gibt, wie Sie es eben auch in der Begründung gemacht haben. Noch vor kurzer Zeit haben Sie all das gefordert, wogegen Sie heute sind. Ich möchte Ihnen dies verdeutlichen und zitiere aus Ihren eigenen Anfragen, Anträgen und Presseaussendungen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Das sind ja keine Gesetzestexte!) 
Die Wiener FPÖ hat am 28. Jänner 2009 - so schrecklich lange ist das noch gar nicht her - in einer Anfrage festgehalten, dass es besonders in Wiener Parkanlagen Hunde gibt, die oftmals am Kopf sichtbar vernarbt sind und Hundekämpfe zumindest in den frühen Morgenstunden stattfinden. Sie fordern hier wortwörtlich: „Eine Änderung beziehungsweise eine Verschärfung des Wiener Tierhaltegesetzes sowie der Verordnung der Wiener Landesregierung mit Inhalt zur Absolvierung eines Hundeführscheines, Wiener Hundeführscheinverordnung, Hand in Hand mit einer strengen Vollziehung tut daher not." – FPÖ-Text. 

Ein weiterer Auszug aus einem Beschluss- beziehungsweise Resolutionsantrag vom 26. November 2009, ich darf wiederum wörtlich aus diesem Antrag, den Sie vor rund einem halben Jahr eingebracht haben, zitieren: „Es ist erwiesen, dass es auch in Wien Hundehalter gibt, die offensichtlich keine Ahnung vom Verhalten ihrer Tiere in ganz bestimmten Situationen haben und daher sich selbst und vor allem Menschen in Gefahr bringen können. Daher ist die derzeitige Rechtslage, freiwillig den Hundeführschein zu erlangen, unbefriedigend und wird leider auch zu wenig in Anspruch genommen. Nur eine gesetzliche Verpflichtung der Ablegung einer Hundeführscheinprüfung wird in Zukunft eine Verbesserung für Mensch und Tier bringen. Bei dieser Prüfung ist aber auch das soziale und persönliche Umfeld des zukünftigen Halters zu überprüfen und bei der Ausstellung des Hundeführscheins zu berücksichtigen. - (Abg Heinz Hufnagl: Hört, hört!) – Die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt wird daher aufgefordert, eine Novelle des Wiener Tierhaltegesetzes auszuarbeiten, die die Freiwilligkeit der Erlangung des Hundeführscheins für ..." - man höre und staune – „... so genannte Problemhunde durch eine Verpflichtung ersetzt." Antragsteller waren damals die Abgen Madejski und Matiasek. (Abg Prof Harry Kopietz: Schau, schau! Vergessen?) 

Diese Liste ließe sich erheblich fortsetzen. So forderte die FPÖ noch vor ein paar Jahren den Hundeführschein für Hunde, die mehr als 20 Kilogramm wiegen, denn für ein Auto oder eine Waffe müsse man auch einen Führerschein machen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Auch beharrliches Leugnen der Realität nützt nichts, Herr Landeshauptmann!) Weiters wird wörtlich gefordert: „Vorbestrafte sollen keinen Hund besitzen dürfen.", „Die Haltung von Kampfhunden ..." - ich wiederhole, Ihr Text – „... von Kampfhunden soll eingeschränkt werden." (Abg Mag Wolfgang Jung: Das ist ja auch kein Gesetz! Begreifen Sie das schön langsam!)

In Ihrer heutigen Begründung zu Ihrer Dringlichen Anfrage schreiben Sie nun, dass die Liste der gefährlich eingestuften Hunderassen umstritten und rechtlich bedenklich sei und stellen in den Raum, dass es den Begriff Kampfhunde überhaupt nicht gibt. Jetzt müssen Sie mir schon erklären, wer Ihnen bei dieser Meinungsschwankung noch folgen sollte! (Beifall bei der SPÖ.)
Klarzustellen ist, dass durch die aktuelle Verordnung betreffend die zwölf hundeführscheinpflichtigen Hunde nicht unterstellt wird, dass diese von Geburt an gefährlicher wären als andere Hunde. Es wird nur zum Ausdruck gebracht, dass diese Hunde das Potenzial haben, bei falscher Haltung schlimmste Verletzungen oder große Schäden anzurichten. Der Wiener Hundeführschein setzt genau aus diesem Grund in erster Linie bei den Hundehalterinnen und Hundehaltern und nicht beim Hund an. Es geht um eine fundierte Ausbildung, um möglichst großstadttaugliche und sozial verträgliche Hunde zu haben. 

Dass die Bisshäufigkeit bei der Erstellung dieser Liste nicht berücksichtigt wurde, wie Sie in Ihrer vorliegenden Anfrage behaupten, ist unrichtig. Es wurde anhand einer repräsentativen Stichprobenauswertung von zirka 15 000 Hunden erhoben, dass zirka 15 Prozent der so genannten Kampfhunde etwa 25 Prozent der Bissverletzungen verursachen. Bei der Erstellung der Liste war aber die Bisshäufigkeit nicht das ausschließliche Kriterium. 

Hinsichtlich Ihrer Bedenken der Kontrolle durch die Exekutive kann ich, und das betrachte ich als vornehme Aufgabe, Sie beruhigen. Die Wiener Polizei war von Anfang an in alle Verhandlungen zum Thema Hundeführschein einbezogen. Die betroffenen Magistratsabteilungen, MA 58 und MA 60, sowie die Tierschutzombudsstelle stehen mit der Wiener Polizei seit Einführung des freiwilligen Hundeführscheins Anfang 2006 in intensiver Verbindung. So wurden alle Details zum verpflichtenden Hundeführschein geklärt. Grundsätzlich sind so genannte Kampfhunde äußerlich als solche erkennbar. Die Polizei wurde auch laut eigenen Aussagen mit Fotomaterial versorgt, um die zwölf betroffenen Listenhunde besser zu erkennen. Klar war aber immer, dass ein Polizist kein Tierarzt ist. Wenn nun ein Polizist den Hund nicht erkennt und auch der Hundebesitzer nicht auskunftsbereit ist, kann jederzeit ein Amtstierarzt der MA 60 beigezogen werden. Darüber hinaus ist mit der Polizei vereinbart, dass regelmäßig, so wie in den letzten Jahren auch schon, zur Kontrolle der Leinen- und Maulkorbpflicht so genannte Schwerpunktkontrollen von Polizei und MA 60 durchgeführt werden. Ist auch unter Anwesenheit eines Amtstierarztes noch immer strittig, um welche Hunderasse es sich handelt, so bietet die Stadt Wien eine weitere Möglichkeit zur Klärung an. Es steht dann dem Hundebesitzer frei, ein Gutachten eines entsprechend Befugten vorzulegen. 
Dass Sie in dieser Begründung im letzten Absatz auch noch moderne Hundehaltung mit positiver Motivation bei Erziehung und Ausbildung von Hunden fordern, überspannt den Bogen endgültig, denn hätten Sie die Unterlagen zum Wiener Hundeführschein auch nur einige Male gelesen, würden Sie merken, dass der Wiener Hundeführschein das erste und einzige Instrument in Österreich ist, das eine Ausbildung sowohl für Haltung und Hunde zum Inhalt hat, die sich erstmals unter Einbeziehung vieler Expertinnen und Experten mit moderner Hundehaltung und Ausbildung beschäftigt. Nur beim Wiener Hundeführschein wird erstmals auf positive Motivation, Erziehung und Ausbildung anstatt auf Dressur und Unterwerfung gesetzt. 

Ich ersuche Sie daher, zur Kenntnis zu nehmen, dass es diese problematischen Kampfhunde gibt und dass der Wiener Hundeführschein ein sehr modernes und geeignetes Mittel ist, diese Problematik zu verringern. Mit Ihrer Argumentation reden Sie vielleicht einer verschwindend kleinen Minderheit von Hundebesitzerinnen und Hundebesitzern aus dem Munde, Sie tragen aber kein Stück dazu bei, die Situation in Wien in der Tat zu verbessern! (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun zu Ihren Fragen:

Zu den Fragen 1 bis 6: Zunächst darf ich noch einmal darauf hinweisen, dass sich 89 Prozent der Wiener Bevölkerung für einen verpflichtenden Hundeführschein für Kampfhunde ausgesprochen haben. Sie wissen sehr wohl, was unter einem Kampfhund zu verstehen ist, wie diese aussehen und welche potenzielle Gefahr von ihnen ausgeht. Die Wiener Bevölkerung hat daher eine beeindruckende Expertise zum Thema abgegeben. Darüber hinaus aber wurden auch Expertinnen und Experten aus Österreich, Deutschland, Schweiz und Japan in den Diskussionsprozess einbezogen. Im Zuge der Diskussionen, vor allem mit deutschen Kollegen, hat sich im Übrigen herausgestellt, dass es ähnliche Listen wie in Wien in Deutschland fast flächendeckend über alle Bundesländer gibt. Nur in Niedersachsen und Thüringen gibt es keine Listen, die bestimmte Vorschriften der Hundehaltung enthalten. 

Zu den Fragen 7 bis 9: Die Verwendung des Begriffes Kampfhund bezieht sich auf die Definition von Hans Räber, Enzyklopädie der Rassehunde, Verlag Kosmos 1995, und ist ein Begriff, der primär die Gruppe der Terrier umfasst. Darüber hinaus hat sich aber auch in den letzten Jahrzehnten eine Gruppe von Hunderassen und Kreuzungen herauskristallisiert, die vor allem auf Grund der Schwere der Vorfälle als Kampfhunde bezeichnet wird. 

An dieser Stelle darf ich noch unterstreichen, dass in Wien nicht grundsätzlich davon ausgegangen wird, dass die betreffenden Hundetypen von Geburt an gefährlich sind. Sie haben vielmehr das Potenzial, bei falscher Haltung zum Problem und zur Gefahr zu werden. Dieses Faktum ist unter allen zu Rate gezogenen Expertinnen und Experten außer Streit und auch der Grund dafür, dass bis heute diese Vorgangsweise von ernstzunehmender Seite, wie beispielsweise von der Veterinärmedizinischen Universität Wien, nicht kritisiert wurde. 

Der Begriff Kampfhund wird selbstverständlich in Publikationen der Stadt weiterhin verwendet werden, weil er wissenschaftlich eindeutig definiert ist, wozu sich bis vor Kurzem auch die FPÖ bekannt hat. 

Zur Frage 10: Die PrüferInnen müssen psychologische Vorkenntnisse haben, einen umfassenden Ausbildungslehrgang bei der Tierschutzombudsstelle Wien besuchen und mit einer Prüfung abschließen. Dabei werden folgende Sachgebiete unterrichtet: Allgemeine Psychologie, Aggressionsverhalten, Fressverhalten, Legistik, Tierschutzgesetz, Tierhaltegesetz, Reinhaltegesetz, Grünanlagenverordnung, Straßenverkehrsordnung und ABGB. Zusätzlich erfolgt eine psychologische Schulung, um den Umgang mit schwierigen HundehalterInnen und heiklen Situationen zu üben. Der Abschluss der Prüfung besteht in der positiven Absolvierung einer schriftlichen Seminararbeit, die von der Tierschutzombudsstelle abgenommen wird. Dabei kann eines der obigen Sachgebiete ausgewählt werden. Eine weitere Voraussetzung zur Zulassung als PrüferIn ist die vollständige Teilnahme an allen Kurseinheiten. Darüber hinaus müssen die Prüfer und Prüferinnen laufend an Informations- und Weiterbildungsveranstaltungen der Tierschutzombudsstelle teilnehmen. 

Zu den Fragen 11 und 12: Wie die Bundespolizeidirektion Wien mitteilt, werden in enger Zusammenarbeit mit der MA 60 die polizeiinternen Vorschriften zum Tierhaltegesetz entsprechend angepasst und mit bildlichen Darstellungen der betroffenen Hunderassen versehen, sodass jeder Polizist/jede Polizistin zu Vergleichszwecken auch einen optischen Eindruck zur Verfügung hat. Die entsprechende Ausbildung erfolgt im Rahmen der regelmäßig stattfindenden internen Weiterbildung der Stadtpolizeilkommanden. Dabei trägt die zur Vollziehung der betreffenden Regelung zuständige Behörde die Kosten der dafür erforderlich erachteten internen Schulungen.

Zur Frage 13: In Streitfällen bestimmt die Behörde, um welche Hunderasse oder Mischlinge es sich handelt. Ist die betroffene Person mit der Entscheidung der Behörde nicht einverstanden, so besteht die Möglichkeit, dass diese ein externes Gutachten eines entsprechenden Befugten beibringt.

Zur Frage 14: Wie Sie im Rahmen der jahrelangen Diskussion auf Bundesebene im Zusammenhang mit dem Bundestierschutzgesetz gemerkt haben, sind bundeseinheitliche Regelungen ausschließlich auf Bundesebene herbeizuführen. Im Hinblick auf die Tierhaltegesetze der Länder ist diese Diskussion eine noch schwierigere, weil hier auch sicherheitspolizeiliche Agenden betroffen wären. 

Zur Frage 15: Nach derzeitigem Wissensstand sollte mit der vorliegenden Liste längerfristig das Auslangen zu finden sein. Falls sich aber weitere spezielle Problemhundetypen herauskristallisieren oder sich neue Ausweichrassen häufen sollten, kann die Liste jederzeit von Expertenseite evaluiert und per Verordnung auch relativ leicht angepasst werden.

Zur Frage 16: Wie schon eingangs erwähnt, stellen beim Wiener Hundeführschein positive Anreize ein zentrales Element dar. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang insbesondere folgende Angebote: Gratis Wiener Hundebox für alle Hundehalterinnen und Hundehalter, die einen Hundeführschein absolvieren, mit vielen Überraschungen für den Halter und den Hund, ein Jahr Befreiung von der Hundeabgabe bei Absolvierung des freiwilligen Hundeführscheins. 

Der Hundeführschein, freiwillig und verpflichtend, wird von der Stadt Wien gratis angeboten. Die Stadt bietet 132 Hundezonen mit einer Gesamtfläche von 830 000 m² an. Die Stadt fördert den Ausbau der Sackerlautomaten in den Bezirken mit einem finanziellen Zuschuss. Dadurch gibt es zur Zeit 2 600 Sackerlautomaten, die von den Wiener HundehalterInnen hervorragend angenommen werden. Diese 2 600 Sackerlautomaten werden mit Gratissackerln befüllt und gewartet. 

Ich bitte Sie daher, dies zur Kenntnis zu nehmen. Ich nehme auch Ihre Dringlichkeit zur Kenntnis, wenige Tage vor Inkrafttreten dieses Gesetzes, aber ich verspreche Ihnen, dass es mir Vergnügen bereiten wird, mit Ihnen weiter über dieses Thema zu diskutieren. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Marianne Klicka: Danke, Herr Landeshauptmann, für die Beantwortung. Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr Abg Univ-Prof Dr Eisenstein zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

Abg Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Danke für die Beantwortung. Trotzdem muss ich sagen, ich bin noch immer nicht überzeugt von dem Hundeführschein in dieser Form, wie er hier vorgelegt wurde. Die 89 Prozent der Bevölkerung - ich werde das nicht noch einmal ausrechnen, wie viele Teile der Bevölkerung das wirklich waren, denn wer sich nicht an dieser Umfrage beteiligt hat, ist schließlich selbst schuld, wie wir gehört haben - haben sich nicht diesen Hundeführschein gewünscht. Da bin ich mir ganz sicher. (Beifall bei der FPÖ.)

Es gilt natürlich nach wie vor das, was ich ohnehin in der Landtagssitzung im März 2010 zur Änderung des Wiener Tierhaltegesetzes gesagt habe, nämlich betreffend Haltung von hundeführscheinpflichtigen Hunden, nämlich Definition von all diesen gefährlichen Rassen als wissenschaftlich nicht nachvollziehbar und beweisbar, vielmehr, vereinfacht ausgedrückt, hat Aggression nichts mit Rasse zu tun. Zweitens: Probleme beim Erkennen der Rasse durch die Behörde, im gegenständlichen Fall durch die Polizei, wird es auch geben. Drittens, was mich ganz besonders schmerzt, dass dieses Gesetz jetzt ein Verbot der Schutzhundeausbildung beinhaltet, was weniger Sicherheit und nicht mehr Sicherheit bedeutet, so wie es vielleicht ursprünglich gemeint war, und vieles mehr. Ich werde aus dem Pulk, den ich im März 2010 genannt habe, noch einmal zwei Punkte herausgreifen, diese etwas erweitern, ergänzen, zusammenfassen und auch aufzeigen, dass dieses Gesetz, wie ich meine, kein besonders gutes und überlegtes Gesetz ist, sondern dass es sachlich doch nicht so fundiert ist, dass es oberflächlich und letzten Endes nicht exekutierbar ist. Das „profil" hat in seiner Nr 23 vom 7.6.2010 in diesem Zusammenhang von einem „unsinnigen Vorstoß" gesprochen. 

Noch einmal kurz, aber prägnant, zu den gefährlichen Rassen, den so genannten Kampfhunden, wobei es, wenn ich richtig informiert bin, Mandatare der Mehrheitspartei in diesem Raum gegeben hat, und darauf hat unsere Anfrage abgezielt, die, so hat man mir gesagt, bestritten haben, dass die SPÖ jemals dieses Wort verwendet habe. Das haben wir heute geklärt, Herr Landeshauptmann. Auf den Plakaten kommt es vor, im Leitantrag der Antragsteller zur Änderung des Tierhaltegesetzes ist auch das Wort Kampfhunde gestanden. Ich gebe zu, Herr Landeshauptmann, Sie haben vollkommen recht, wir haben auch das Wort Kampfhunde verwendet, aber, lieber Herr Landeshauptmann, wir haben etwas ganz anderes damit gemeint. Wir haben damals von den Hundekämpfen gesprochen, Herr Landeshauptmann. (Lhptm Dr Michael Häupl: Ach so!) Das wissen Sie doch! Da haben wir von Kampfhunden gesprochen, vollkommen richtig. Also werden wir uns hier in der Mitte treffen, lieber Herr Landeshauptmann! Sie haben recht gehabt, wir haben auch recht gehabt, wir haben beide recht gehabt und sind glücklich und zufrieden. 

Wir haben damals von Hundekämpfen gesprochen. Um diese Hundekämpfe geht es in diesem Gesetz nicht. Leider, muss ich sagen, werden Personen, die Hundekämpfe veranstalten, durch dieses Gesetz gar nicht erfasst. Das kann ja auch nicht so sein. 

Dass es keine Kampfhunde gibt, keine gefährlichen Rassen, wissen wir inzwischen. Die zwölf Rassen, die unter diesem Überbegriff zusammengefasst sind, sind nach meinem Dafürhalten willkürlich. Übrigens sollten wir die veröffentlichten Listen auch einmal durchgehen, weil sie nämlich nicht identisch sind. Es sind manchmal nur elf Rassen drauf, manchmal sind dreizehn drauf. Man sollte die Veröffentlicher dieser Listen darauf hinweisen, dass man einheitlich auf diese zwölf Rassen kommt, wenn man das schon will. 

Politisch verantwortlich für diese Liste ist selbstverständlich die SPÖ in diesem Hohen Hause hier. Aber wer inhaltlich verantwortlich ist, sehr geehrter Herr Landeshauptmann, wissen wir immer noch nicht. Wer sind die Experten? Ich kann mir gut vorstellen, dass der Wiener Tierschutzombudsmann, der in diesem Zusammenhang genannt geworden ist und der auch seinerzeit mit der Frau Landesrätin die Pressekonferenz abgehalten hat, zu den Experten zählt. Aber das ist auch kein externer Experte, denn er wird vom Land Wien bestellt. Sie hat von dem beruhigenden Gefühl gesprochen - das muss ich zitieren - zu wissen, „dass der Besitzer eines entsprechenden Tieres eine Zusatzausbildung hat". Ich meine, die hat ein solcher Besitzer nicht. Ich werde noch darauf zurückkommen. Wer jetzt die Experten sind, auf denen das letzten Endes beruht, wer die Personen konkret sind, bleibt leider nach wie vor unklar und bleibt offensichtlich geheim. 

Die Liste selbst soll die Hunderassen umfassen, die für 25 Prozent der Fälle von Hundebissen verantwortlich sind. Ich glaube nicht, dass es eine wirklich konsistente und produktive Liste ist, weil, wie meine Vorrednerin, Abg Matiasek, schon gesagt hat, insbesondere zwei Rassen nicht vertreten sind, nämlich der Dobermann und der Schäferhund, die möglicherweise aus Angst vor dem Verlust von Wählerstimmen nicht aufgenommen wurden, weil gerade der Schäferhund ein sehr häufig gehaltener Hund ist. (Lhptm Dr Michael Häupl. Man kann doch nicht den Deutschen Schäferhund aufnehmen! Das kann man doch nicht!) Übrigens bin ich selbst sehr froh, dass der Dobermann und der Schäferhund dem Zugriff der SPÖ entgangen sind. Meine Liste wäre eine Null-Rassen-Liste gewesen. 

Schäferhund, Dobermann, ich beziehe mich wieder auf das „profil": Dort war eine Liste von Hunderassen veröffentlicht, die zwischen 1991 und 2004 in den einzelnen Jahren die meisten Zwischenfälle verursacht haben. Dort sind der Dobermann und der Schäferhund ganz weit vorne, fast immer, fast in jedem Jahr. Bei Hunden, deren Opfer Kinder waren, so tragisch das ist, rangieren weder der Schäferhund noch der Dobermann, sondern rangieren typische Familienhunde wie Spitz und Pekinese ganz vorne. Auch diese Rassen haben, wie wir daraus ziehen und daraus lernen, offenbar ein bestimmtes Aggressionspotenzial und nicht nur die Hunderassen auf der Negativliste der SPÖ. 

Die Tierärztliche Hochschule in Hannover hat das Aggressionspotenzial von Hunderassen untersucht und ist zu dem Schluss gekommen, dass so genannte Kampfhunde keinen signifikanten Unterschied zu anderen Rassen aufweisen. Genannt wurde hier explizit etwa der Golden Retriever. 

Ich wiederhole, was ich Ihnen in der Landtagssitzung im März 2010 gesagt habe und was eine wirklich richtige Aussage ist, Aggression hat grundsätzlich nichts mit Rasse zu tun. (Abg Mag (FH) Tanja Wehsely: Das sagen wir auch!) Scharfgemachte Hunde, von hysterischen Besitzern gehaltene hysterische Hunde, unberechenbare Hunde, von unberechenbaren Besitzern geführt, wird man durch das Gesetz natürlich nicht erreichen, Herr Landeshauptmann. Das ist schon ganz klar, aber das kann Hunde aller Rassen betreffen. Leider gibt es gefährliche Hunde, aber das ist unabhängig von der Rasse. In vielen Fällen von Hundebissen kannten Hund und Opfer einander, gerade im Familienbereich, wenn Kinder Opfer waren. Das zeigen die Vorfälle. Hier wird der Hundeführschein leider überhaupt nicht greifen. 

Der Präsident des Österreichischen Gebrauchshundesportverbands hat gesagt, er wäre für ein konfliktfreies Miteinander in der Großstadt. Das sind wir klarerweise eh alle. Dafür ist es wichtig, dass alle Hundehalter mit ihren Tieren richtig umgehen können. Er hat sich auch für eine Führscheinpflicht für alle Hunde mit einer bundeseinheitlichen Regelung ausgesprochen. Zur bundeseinheitlichen Regelung haben Sie, Herr Landeshauptmann, ohnehin heute Stellung genommen. Ich zitiere den Herrn Präsidenten deshalb, weil er nämlich ausdrücklich den Unterschied in den Bestimmungen der benachbarten Bezirke Simmering und Schwechat angesprochen hat. Das ist ein Grund, warum ich ihn zitiere. Also: Ja zu einer Ausbildung der Halter, möglichst noch vor Erwerb ihres ersten Hundes. 

Zweites wirkliches Problem ist die Umsetzung des Gesetzes. Ich weiß, dass das Erkennen der richtigen Rasse durch die Polizei im gegenständlichen Fall nach dem äußeren Erscheinungsbild des Hundes - wie denn sonst - oft nicht möglich sein wird. Auch beim besten Willen der Polizei sind irgendwelche Missverständnisse vorprogrammiert, sofern nicht der Halter von Haus aus ein fachtierärztliches Gutachten über die Rasse mitführt und sofern er sich Schwierigkeiten ersparen will. Die Rassezugehörigkeit ist oft auch von Fachleuten schwierig festzustellen. Selbst Kenner verwechseln oft Hunderassen. Mischlinge sind oft noch schwieriger einzuordnen. Das ist auch ein Zitat, das aus Kreisen der Polizei kommt. Ich weiß nicht, ob das Land vielleicht angedacht hat, hier gemischte Streifen, Polizei und Tierarzt gemeinsam, einzusetzen. Das weiß ich nicht. Ich weiß auch nicht, warum die Exekution dieses Gesetzes auf die Polizei abgeschoben wurde. Warum hat man nicht eine eigene Truppe geschaffen? Ich will jetzt nicht das Wort Kapperltruppe verwenden, weil das so kasperlhaft klingt. Das lasse ich weg. Warum hat man nicht eine eigene Truppe geschaffen, die „Dog Watcher“ oder so etwas? Das wäre auch eine Möglichkeit gewesen. 

Es gibt noch eine Reihe weiterer Kritikpunkte zum Gesetz an sich und zur Umsetzung. Das Problem mit dem raschen Erhalt der Zusatzkarte habe ich früher schon einmal angesprochen. Das Problem mit dem Feststellen des Beginns der Haltung ist auch etwas, was nicht ausgeräumt ist. Wenn der Hund gechipt ist, weiß man ungefähr, wie alt er damals war. Wenn er das nicht ist, kann man eigentlich nicht feststellen, wann der Halter den Hund erworben hat, es sei denn, es ist ein Rassehund, der einen Stammbaum hat. Das haben wir eh schon alles gesagt. 

Zur Prüfung möchte ich noch zwei Worte sagen, weil Sie das, danach gefragt, auch angesprochen haben, Herr Landeshauptmann. Zur Prüfung für den Hundeführschein gibt es Unterlagen. Diese sind im Internet zugänglich und jeder einigermaßen Willige wird das klarerweise auch relativ gut bestehen. Aber von einem Einführungskurs weiß ich eigentlich nichts. Ich weiß nichts davon, dass es explizit Kurse für die Ablegung dieser Hundeführscheinprüfung gibt. Wir wissen jedoch, dass es eine Reihe von Personen gibt, die besser lernt, wenn sie etwas hört, als wenn sie etwas liest. Inwieweit man das verpflichtend machen sollte, ist etwas anderes. Eine gute Sache wäre natürlich ein verpflichtender Einführungskurs. 

Ein anderer Punkt: Personen, die die Prüfung zweimal nicht bestehen, müssen den Hund abgeben. Jetzt kann man natürlich sagen, wenn jemand die Prüfung zweimal nicht besteht, sollte er ohnehin mit einem Hund besser nichts am Hut haben. Da sind wir, glaube ich, absolut einer Meinung. Aber wo gibt er ihn denn hin? Ins Tierschutzhaus. Und was passiert dann? Dann geht er hin und holt ihn sich wieder oder er holt sich einen anderen Hund oder der Nachbar holt sich seinen Hund und sie tauschen miteinander. Das alles ist schon ein bisschen vage und nicht im Vorfeld geklärt. Ich denke, dass diese Sachen alle durchdacht hätten werden sollen. 

Ich komme schon zum Schluss und möchte jetzt ein halbphilosophisches Statement abgeben. Dass der Hund als Freund und Begleiter des Menschen eine wichtige Aufgabe hat, darüber sind wir uns alle, glaube ich, einig. Er ist auch sehr wichtig für die soziale Weiterentwicklung, nicht des Hundes selbst, sondern gerade des Menschen, der immer im Mittelpunkt unserer Betrachtungen stehen sollte. Immerhin ist der Hund ein Tier, zu dem der Mensch eine Beziehung aufbauen kann. Das kann man nicht zu allen Tieren. Das merkt der Herr Landeshauptmann am besten. (Lhptm Dr Michael Häupl: Worauf spielen Sie an?) - Ich spiele auf Ihre universitäre Ausbildung an. Das haben Sie jetzt auch gewusst, Herr Landeshauptmann. Selbstverständlich haben Sie das gewusst! - Diese Beziehung zwischen Mensch und Hund wird durch den Hundeführschein natürlich nicht gestört - das behaupte ich gar nicht -, aber sie wird zumindest erschwert, wie ich meine. 

Die wirklich unwilligen Halter, Herr Landeshauptmann, werden sich um dieses Gesetz sowieso nicht kümmern. Aggressive Hunde wird es trotz dieses Gesetzes weiterhin geben, aggressive Halter auch, solche, die ihre Tiere als Waffe benutzen, auch. Solche, die ihre Tiere als Kampfhunde im Sinne der FPÖ, nämlich für Hundekämpfe, benutzen, wird es auch geben. Gerade diesen Personen muss man verstärkt zu Leibe rücken. 

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann, das ist jetzt kein schöner deutscher Satz, der kommt, aber tun wir nicht die ohnehin Willigen bestrafen, indem wir ihnen einen Hundeführschein aufzwingen, der so schlecht exekutierbar und eigentlich nicht durchdacht ist. Ich bitte Sie alle sehr, meine Damen und Herren von der SPÖ, sehr geehrter Herr Landeshauptmann, darüber nachzudenken! Ja zu einer Schulung der Halter, selbstverständlich möglichst vor Anschaffung des Tieres, wenn sie das Tier haben, noch einmal eine Schulung, klarerweise mit ihrem eigenen Tier, um die tatsächliche Führmöglichkeit dieses Tieres auch auszuloten, aber bitte Nein zu einem rasseabhängigen Hundeführschein! - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Mag Vassilakou zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Verehrte Damen und Herren! 

Das ist jetzt die wievielte Debatte zum Tierhaltegesetz? Die sechste oder die siebente? Ich weiß es nicht mehr. Ich denke, dass die Argumente mehrfach ausgetauscht sind. Was für mich nicht ersichtlich ist, ist, wieso es der SPÖ nicht möglich ist, auch nur auf eines dieser nachvollziehbaren, sehr simplen Argumente einzugehen. Dazu kommt inzwischen auch, dass diese Argumente nicht nur von den GRÜNEN oder von der FPÖ oder von der ÖVP kommen, wo man sagen könnte, sie kommen nur von der Opposition und die Opposition ist per Definition nur jener Ort, aus dem nur Widerspruch und nur Sinnloses kommen. Das kann ja auch eine Sicht der Dinge in der SPÖ sein. Nein, sie kommen auch aus dem eigenen Bundeskanzleramt. Denn es wird Ihnen nicht entgangen sein, dass aus dem Bundeskanzleramt genau jene Kritik wiederholt worden ist, um die es hier unter anderem eigentlich geht, nämlich dass eine Regelung, die darauf abstellt, bestimmte Hunderassen als besonders gefährlich einzustufen, und nur für diese und für Kreuzungen dieser Rassen einen verpflichtenden Hundeführschein vorzuschreiben, in der Praxis nicht anwendbar ist. Die Polizei, die das zu vollziehen hat, wird mit erheblichen Schwierigkeiten konfrontiert sein, weil es nicht leicht möglich ist, bei einem Mischling rein optisch festzustellen, ob ein bestimmter Anteil einer bestimmten Hunderasse dabei ist und wenn ja, welche. Nachdem in Wien der berühmte Promenadenmischling der verbreitetste Hund ist, wird es zu etlichen Schwierigkeiten beim Vollzug dieser Regelung, die Sie hier beschlossen haben, kommen. 

Dazu kommen auch allerlei absurde Vorstellungen, wie denn der Vollzug auszusehen hat, inklusive der Idee, dass der Polizist, der das zu vollziehen haben wird, den Hund mit dem Handy fotografiert und auf diese Art und Weise hinterher bei Unsicherheiten festgestellt werden soll, ob eine bestimmte Rasse dabei war oder nicht. Es wird Ihnen spätestens jetzt klar geworden sein, dass Sie hier etwas geschaffen haben, das in der Umsetzung mit sehr großen Schwierigkeiten konfrontiert sein wird, genau genommen, scheitern wird. Das sage ich hier nicht als Hobby-Kassandra, sondern deshalb, weil es solche Regelungen bereits gegeben hat, etwa in Deutschland, und überall dort, wo man solche Regelungen angewandt hat, man inzwischen dabei ist, sie alle rückgängig zu machen. Warum? Weil sie nämlich in der Praxis nicht funktionieren. Weil es eben in der Praxis nicht mehr möglich ist, genau zu sagen, ob ein bestimmter Rasseanteil bei einem bestimmten Hund dabei ist oder nicht. 

Damit habe ich Ihnen, meiner Meinung nach, eigentlich das wesentlichste und vernichtendste Argument gegen die Regelung, die Sie hier beschlossen haben, gebracht. Aber nein, es bleibt dabei, weil das, was man sich vorgenommen hat, ist es und wir brauchen nicht darüber zu diskutieren, ob es funktionieren wird oder nicht. Wir brauchen auch nicht darüber zu diskutieren, wie man es besser machen kann. Dazu kommt noch die Problematik, wenn man versucht, auf eine bestimmte Liste von Rassen abzustellen, man sich jener Debatte ausliefert, die keinen Anfang und kein Ende hat, die sich immer als Fass ohne Boden erweist, weil es nie möglich sein wird, sich auf eine Liste zu einigen, die wirklich alle angeblich besonders gefährlichen Hunderassen enthält. 

Sie wissen, und auch hier hat es in den vergangenen Wochen mehrfach Publikationen gegeben, die Sie wahrscheinlich alle, zumindest diejenigen von Ihnen, die sich mit der Materie befassen, gelesen haben werden, dass es etwa nicht haltbar ist, eine Liste von angeblich besonders gefährlichen Hunden zu erstellen und darin den Deutschen Schäferhund nicht aufzunehmen. Ich habe das von hier aus auch schon, ich weiß nicht, wie oft, gesagt. Der Deutsche Schäferhund ist ein sehr beliebter und sehr verbreiteter Hund, der in der Hundestatistik König und Kaiser ist, und das seit Jahr und Tag, in Wien, in Österreich und auch sonst wo auf der Welt. Zu diesem alten Argument, es wäre deshalb, weil so viel Schäferhunde in Wien und im deutschsprachigen Raum sind, kann ich Ihnen bestätigen, dass auch in anderen Ländern, in denen der Deutsche Schäferhund weder so beliebt noch so verbreitet ist, er König und Kaiser in der Hundestatistik und sehr gefährlich ist. Er kann Menschen töten. Er kann erwachsene Menschen töten, er kann vor allem kleine Kinder töten. Aber er findet sich nicht auf der Liste der besonders gefährlichen Hunde. 

Genauso, sehr geehrter Herr Landeshauptmann, findet sich der Cockerspaniel nicht auf dieser Liste. Er sieht zwar sehr putzig aus, ist aber ebenfalls verdammt bissig und kann für ein Kleinkind sehr gefährlich sein. 

Der Golden Retriever ist jener Hund, der inzwischen in Wien am häufigsten wegen Aggression eingeschläfert wird. Er gilt als allseits beliebter und äußerst verbreiteter Familienhund, aber wegen Überzüchtung und sonstiger Schwierigkeiten neigt dieser Hund ebenfalls zu besonders hoher Aggression und kann sehr gefährlich werden.

Jetzt kommt der Schluss meiner Ausführungen. Das alles wissen Sie. Sie wissen, dass der einzige Weg, den es gibt, um eine Regelung, die halbwegs hält, zu erreichen, ist, einen verpflichtenden Hundehaltekurs oder meinetwegen Hundeführschein für alle Frauchen und alle Herrchen in dieser Stadt zu machen. Warum Sie es nicht machen, steht in den Sternen, weil bisher haben Sie es uns nicht erklären können. Ich bin gespannt, ob Sie es heute schaffen. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Mag Wolfgang Jung: Justament ist das! Wir sind wir!)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner ist Herr Abg Dipl-Ing Stiftner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Werte Damen und Herren! 

In der Tat ist es so, dass wir uns hier nicht das erste Mal über ein unrühmliches Gesetz unterhalten haben. Aber auf der anderen Seite ist es durchaus verständlich, dass Hunde, die nunmehr seit, glaube ich, 15 000 Jahren Begleiter des Menschen sind, auch natürlich in einem urbanen Lebensraum ein wichtiges Thema sind und wir in einer Weise das natürlich auch in einem koexistenziellen Zusammenleben zwischen Mensch und Tier, zwischen Hundehaltern und solchen, die es nicht sind, natürlich auch regeln sollten. Tatsache ist, dass sich nach einer „No-na-Volksbefragung“, auf die man sich jetzt seitens der Mehrheitsfraktion ein bisschen stützt, man eine Hunderassenliste - übrigens ein interessantes Wort für eine Sozialdemokratie, wenn man vor allem den Mittelteil des Wortes herausnimmt – überlegt hat. 

Wenn man diese Rassenliste heranzieht und genau studiert, ist sie ursprünglich von einem Deutschen abgeschrieben worden, nämlich aus dem Bereich von Baden-Württemberg, wo diese Liste erstmalig erstellt worden ist. Im Übrigen schon vor 15 Jahren. Sie sind immer ein bisschen hinten nach, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ. Das ist nicht nur im Bereich der Hunde so, sondern in vielen Bereichen. Dort hat man inzwischen schon wieder aufgehoben. Diese alte Liste beinhaltet in Wirklichkeit nicht gefährliche Hunde, sondern einfach exotische Hunde, wo es darum geht, dass ein paar Stück in ganz Österreich vorhanden sind, nach einem Motto: „Wir machen etwas, aber in Wirklichkeit wollen wir dieses Thema gar nicht angreifen. Wir erfüllen pseudomäßig einen Wunsch, den wir auch auf einer Pseudovolksbefragung abgefragt haben, ohne letztendlich irgendetwas zu erreichen und zu machen." - Das ist Populismus pur, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ! Es sind weder der Deutsche Schäferhund noch der Dobermann darauf und das sind jene, die in der Beißstatistik ganz weit oben rangieren. 

Wenn man irgendetwas bewegen möchte, dann sollte man sich auch mit diesen Dingen auseinandersetzen. Ein Husch-Pfusch-Gesetz, so wie Sie es gemacht haben, wird nicht viel bringen, noch dazu, wenn Sie weder Experten einbeziehen, außer jene aus dem SPÖ-Umfeld, noch ein Begutachtungsverfahren, wie es üblicherweise sinnvoll und üblich ist, anstrengen. Tatsache ist, der Herr Landeshauptmann hat heute ein Beispiel seiner Profession als Biologe geliefert. Er hat heute zitiert, was der Begriff Kampfhund bedeutet. Er hat ein Zitat aus dem Jahre 1995 angewandt. Ungefähr so alt ist auch der wissenschaftliche Begriff, der hier zum Gesetz geführt hat. Leider ist er schon 15 Jahre alt. Die SPÖ hat sich leider auch in diesem Punkt nicht weiterentwickelt. Es tut mir leid, das Ganze ist ein Husch-Pfusch und auch auf der akademischen Weise ein großer Mist! Es tut mir leid! (Beifall bei der ÖVP. - Lhptm Dr Michael Häupl: Sie sollten sich ein bisschen mäßigen! Zitieren Sie einen aktuelleren Begriff!)
Es ist leider so, dass sich das weiterentwickelt hat. (Lhptm Dr Michael Häupl: Dann zitieren Sie einen aktuelleren Begriff!) Es ist so, dass eine Rasse überhaupt nicht mehr aktuell ist. Wir wissen heute, dass es ganz anders ist. Es ist die Beziehung zwischen Hund und Hundehalter, die den Ausschlag gibt. Ich sage Ihnen, Herr Landeshauptmann, genau das ist das Problem! Sie identifizieren nicht, dass der Hundehalter in Wirklichkeit die Situation ist, die Sie lösen sollten! (Beifall bei der ÖVP. - Lhptm Dr Michael Häupl: Das habe ich hunderte Male gesagt!)
Ist ja kein Problem, wir können es gemeinsam angehen, gemeinsam abändern. Es ist noch ein bisschen Zeit bis zum Wahltag. Man kann auch ein bisschen erkennen, dass diese Dinge einfach aus dem politischen Gedanken heraus entstanden sind und nicht wirklich, weil man gerne Dinge lösen möchte. 

Aber der Kardinalfehler des Gesetzes ist natürlich auch der, dass es eigentlich gar nicht exekutierbar ist. Wer soll denn jetzt irgendwo schauen, welcher Hund welcher Rasse angehört. Ich kann mir schon vorstellen, dass Polizisten durchaus gewohnt sind, mit Fahndungsfotos umzugehen, aber es ist schon etwas anderes, wenn man ein Bild von einem Hund sieht und dann muss man das bei all den Mischlingen erkennen. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das gut funktioniert und dass das in einer praktischen Weise funktionieren kann. (Abg Robert Parzer: Rottweiler gesucht!) Abgesehen davon halte ich das Ganze auch aus diesem Grund für verfassungswidrig, weil ein Gesetz, das nicht durchführbar ist, an sich ein Blödsinn ist und gar nicht anerkannt werden kann! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Robert Parzer: Jawohl!)
In weiterer Folge, und auch das hat mich überrascht, dass der Herr Landeshauptmann in der Anfragebeantwortung nicht darauf eingegangen ist, ist auch das Exekutieren der Chippflicht der Hunde. Hunde müssen seit 1.1. dieses Jahres verpflichtend mit einem Chip ausgestattet sein. Tatsache ist, dass laut Schätzungen von Experten vielleicht 10 bis 15 Prozent mit einem solchen Leseelement ausgestattet sind. Die Polizei hat gar keine Lesegeräte von der Stadt Wien zur Verfügung gestellt bekommen. Dabei wäre das eigentlich das Einfachste, wenn man schon die Rassen bestimmen möchte. Wenn man sich schon auf die Rassenliste einigt, kann man das über den Chip eindeutig identifizieren, wenn man natürlich gechipt hat, wenn man Lesegeräte hat und wenn man es ernst meint, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ. Sie tun das leider nicht! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich denke, wir sollten auch wirklich das adressieren, auf das es ankommt. Worum geht es denn in Wirklichkeit bei dem Gesetz? Es geht darum, dass einige Personen, und sie sind durchaus überschaubar in der Anzahl, den Hund als Kampfelement, als Waffe, als Killerhund erziehen und diesen auch so benutzen. Dafür brauche ich aber kein Hundegesetz, da reicht das normale Strafgesetz aus. Wenn ich es ernst meine, kann ich hier die Dinge entsprechend exekutieren. Das ist in Wirklichkeit das Problem, dass sich jetzt viele Hundehalter mit dem Thema Hundeführschein auseinandersetzen müssen, die es ehrlich meinen, die natürlich mit dem Hund eine entsprechende korrekte Beziehung pflegen und ihn auch entsprechend halten. Aber einige tun dies eben nicht und für diese wenigen, wo die Stadt nicht bereit ist, das zu exekutieren, müssen alle leiden! Auch wieder ein tolles Signal an die breite Wählerschicht, meine Damen und Herren der SPÖ!

Dass diese Hunde dann im Tierschutzheim landen, weil natürlich einige keine Probleme haben wollen, führt natürlich auch dazu, dass es den Hundehaltern gegenüber nicht human ist, auch nicht ein nettes Verhalten gegenüber den Tieren ist und schon gar nicht gegenüber dem Tierschutzhaus, das natürlich hier die Hunde nicht nur aufnehmen muss, sondern letztendlich auch unvermittelbar hält. Wenn man weiß, wie das Tierschutzheim aussieht, was auch die Stadt Wien in der Form mitzuverantworten hat, ist dies umso mehr eine Chuzpe, die hier passiert ist. 

Aber was passiert in Wien? Wie kommt man zu dem Hundeführschein? Man muss sich das einmal anschauen. Was wird hier eigentlich gemacht? Das ist eigentlich genau das Thema, wo man es wirklich einmal aufsetzen muss, worum es der Stadt Wien geht. Es sind drei Schritte, die Sie brauchen, um zum Hundeführschein zu kommen. Zuerst müssen Sie das tun, was Sie in dieser Stadt immer tun müssen, nämlich zahlen. Sie müssen zuerst 25 EUR für eine Taxe auf den Tisch legen. Dann werden Sie drangenommen. Nach der 25 EUR Taxe Legung werden Sie mit einem theoretischen Fragenblock von 30 Fragen konfrontiert, die nach dem Multiple-Choice-Verfahren zu beantworten sind. Diese Fragen sind natürlich sehr spannend. Einige sind durchaus in Ordnung, andere sind auch mit der Fütterung des Hundes befasst. 

Ob das jetzt wirklich Essentielles mit einem Kampfhundeführschein zu tun hat, kann man durchaus diskutieren, aber auch diese Fragen, nachdem sie im Internet kursieren, werden gerade für jene, die mit diesem Hundeführschein Probleme haben, jetzt auch nicht die große Hürde darstellen, diese auch zu meistern. Ich denke, auch hier wird man nachdenken müssen, ob das eine adäquate Theorieprüfung ist.

Im dritten Teil, das ist der so genannte Praxisteil, wird dann geprüft, ob man als Hundehalter das Hündchen auch an die Leine nehmen kann, ob man einen Beißkorb anlegen kann, ob man die Ohren-, Gebiss- und Pfotenkontrolle macht. Alles super, alles toll, aber wenn es darum geht, dass der Hund aggressiv wird, dann wird einem dort erklärt, dass man einen großen Bogen um eine Gruppe machen soll. Es wird aber nicht trainiert und nicht erklärt, wie man adäquat auf das eigene Tier einwirken kann, um das Tier zu beruhigen. 

Das ist aber eigentlich genau das, was man lernen sollte, wenn man schon so einen Kampfhundeführerschein – oder ‑führschein, wie Sie ihn nennen – machen möchte. Das ist alles nicht der Fall. Vielleicht wäre es besser, hier auch private Hundeschulen mit in die Verantwortung zu nehmen, mit einzubinden und nicht alles nur durch eigene Magistratsbedienstete abzuprüfen. Vielleicht ist auch das ein Thema der Qualität in Wien. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir wissen aber auch, dass Hunde – das sagen auch Experten – nicht nur dann, wenn der Halter das besonders möchte, aggressiv werden, sondern vor allem auch dann, wenn sie sich in die Enge getrieben fühlen. 

Der Herr Bürgermeister hat heute von einer großen Anzahl an Hundezonen gesprochen. Ich weiß nicht, woher er die Statistiken hat, aber ich kann es nicht nachvollziehen. Wir haben viel weniger Hundezonen, vor allem in den innerstädtischen Gebieten gibt es fast gar keine, und wenn, dann sind die in einem hygienischen Zustand, dass sie viele auch nicht aufsuchen wollen. Eine Reinigung der Hundezonen wird so gut wie gar nie durchgeführt. Sie werden ein entsprechendes Dufterlebnis im Sommer haben, und das ist natürlich etwas, was viele auch nicht verstehen und deshalb auch nicht annehmen wollen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist mit ein Teil, mit dem Sie Verbesserungen hätten durchführen können. Das tun Sie nicht. Leider einmal mehr ein großes Versäumnis der absolut regierenden SPÖ.

Die Leute sind der SPÖ mit ihrem Populismus auf den Leim gegangen. Volksbefragung, Gesetz, alles husch-pfusch, alles nur irgendwo dahingesagt letztendlich. Nur niemandem wehtun, das ist so der Tenor, nehmen wir nur eine kleine Gruppe heraus. Aber im Endeffekt haben Sie allen wehgetan, weil Sie einfach hier ein Gesetz geschaffen haben, wo es nur darum geht, letztendlich wieder Geld für Prüfungstaxen abzukassieren, ohne wirklich etwas zu bewegen, meine Damen und Herren.

Ich denke, Sie von der SPÖ sind irgendwo inhaltlich doch sehr ausgezehrt. Sie haben es doch sehr schwer gehabt, in den letzten Jahrzehnten hier allein zu regieren. Es wird Zeit für eine Veränderung, und ich denke, sie wird auch bald kommen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abg Erich Valentin. Ich erteile es ihm.

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus!

Bevor ich beginne, eine rein administrative Frage an die Grüne Fraktion: Dürfen wir mit dem Auftauchen Ihrer Klubvorsitzenden rechnen? War ihr Abgang – wie soll ich das erklären: sie nimmt ihren Laptop und geht nach Hause – jetzt theatralisch gemeint oder kommt sie wieder? (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Sie kommt wieder!) Sie kommt wieder. (StRin Dr Monika Vana: Natürlich!) Nun, dann werde ich halt mit der Erklärung so lange warten, bis Ihre Klubvorsitzende wieder da ist. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Wo ist der Herr Bürgermeister?) Sie hat uns ja etwas gefragt (Abg DDr Eduard Schock: Wo ist der, den sie gefragt hat?), und ich gehe davon aus, dass, wenn die Klubvorsitzende der GRÜNEN etwas fragt, es sie wahrscheinlich auch interessieren wird, was die Antwort ist. (Abg DDr Eduard Schock: Wo ist der Herr Vizebürgermeister?) Also ich werde das nach hinten verlagern in der Hoffnung, dass sie wieder zu uns stößt, damit die vielen Fragen, die sie geäußert hat, beantwortet werden. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN. – Abg DDr Eduard Schock: Wo ist der Herr Vizebürgermeister?) Nur gemach, gemach! Ich komm schon zu Ihnen. (Abg DDr Eduard Schock: Wo ist der Herr Vizebürgermeister?) Ich komm schon zu Ihnen, meine Damen und Herren. 
Schön ist einmal, damit fange ich an ... (Abg DDr Eduard Schock: Wo ist der Herr Vizebürgermeister?) Warten Sie es ab! Alles mit der Ruhe! Keine Sorge! Sie kommen alle dran, und Ihre Fragen werden beantwortet werden. Keine Sorge! 

Kollege Stiftner hat am Beginn versucht, die Volksbefragung zu relativieren. Das halte ich in alter Kollegialität schon für eine ein bisschen mutige Geschichte. Wenn auf der einen Seite 89 Prozent der Wienerinnen und Wiener zu etwas Ja sagen, etwas sehr, sehr massiv wollen (Abg Mag Wolfgang Jung: Das ist ja herrlich! Jetzt sind es schon 89 Prozent!), dann erzählt uns natürlich eine Österreichische Volkspartei in Wien, die derart massiv von Zustimmung geplagt wird, die in einer tagtäglich erlebten Kenntnis dessen ist, was wirklich Minderheiten sind, meine Damen und Herren, dass 89 Prozent in Wirklichkeit ein Pseudoergebnis sind. (Abg Robert Parzer: Bei aller Liebe, Erich, rechnen müsste man können!) Ich glaube, Sie, meine Damen und Herren von der ÖVP, würden sich diese Pseudoergebnisse wünschen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie werden das nächste Mal nicht diese 89 Prozent erreichen bei der Wahl!)
Schauen Sie, ich meine, die Frage ist tatsächlich die: Wie geht man mit der Meinung, wie geht man mit einem Abstimmungsergebnis, bei dem 89 Prozent gesagt haben, wir wollen das, um? Ich denke mir, davon ist schon ein gewisses Demokratieverständnis ableitbar. Wenn Sie jetzt sagen, das ist nichts wert gewesen, dann glauben ich, dass eher der schlechte Verlierer aus Ihnen spricht denn derjenige, der demokratische Meinungsbildungen zur Kenntnis nimmt. Und ich denke mir, das werden wir den Wählerinnen und Wählern sagen müssen. 

Da gehen über 50 Prozent zu einer Abstimmung, nehmen das Ganze ernst, nahezu 90 Prozent sagen, wir wollen das, und dann steht tatsächlich ... (Abg Robert Parzer: Jetzt sind es schon 90 Prozent! Mach mich nicht nervös!) Kollege Parzer, also wenn ich so dein Wahlergebnis in der Donaustadt messe, hast du nicht einmal ein zweistelliges. Also wünsch dir das nicht, dass jemals dein Wahlergebnis in der Donaustadt so gemessen wird, wie du das machst. Wünsche dir das nicht, kann ich dir nur sagen. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.)
Und dann wird alles negiert! Dann gehen Sie heraus und negieren alles, Kollege Stiftner. Da negieren Sie einmal, dass die ÖVP-Niederösterreich ein wesentlich schlechteres und wesentlich schärferes Gesetz gemacht hat, dann negieren Sie ganz einfach, dass die Niederösterreicher bereits vor uns diesen Weg gegangen sind und dass der Verfassungsdienst tatsächlich ganz massiv Kritikpunkte geäußert hat. (Abg Dipl-Ing Roman Stiftner: Aha, in Niederösterreich ist es schlecht!)

Im Gegensatz dazu muss man, weil der Vorwurf gefallen ist, dass der Verfassungsdienst Anmerkungen gemacht hätte, festhalten, dass zum niederösterreichischen Ergebnis der Verfassungsdienst tatsächlich Bedenken geäußert hat, aber zum Wiener Vorschlag und zur Wiener Gesetzesmaterie kein einziger Einwand vom Verfassungsdienst gekommen ist.

Wenn sich jetzt – da schaue ich jetzt zur Grünen Fraktion, die noch immer ohne Frontfrau ist –, wenn sich jetzt die Frau Vassilakou hinstellt und sagt, der Ministerrat hätte Bedenken geäußert und das wäre eines ihrer Argumente, weshalb sie das überdenken muss, dann sage ich, das stimmt einfach nicht. Da möge die Frau Vassilakou tatsächlich die Protokolle des Ministerrates lesen. Da wurden massive Bedenken gegen das niederösterreichische Gesetz geäußert, aber kein einziges Bedenken gegenüber der Wiener Gesetzgebung. Es stimmt einfach nicht, was die Frau Vassilakou hier heute als Fakten auf den Tisch gelegt hat. 

Es stimmt einfach nicht, dass sich die deutschen Bundesländer davon verabschieden wollen. Wir haben heute in der Früh noch mit Hamburg und Berlin telefoniert. Keine Rede davon! 14 von 16 Bundesländern in der Bundesrepublik haben diesen Hundeführschein mit Rassenliste, und kein einziges verabschiedet sich davon. Ich frage mich langsam, was es ist, dass man sich hier herstellt und so tut, als wenn man die Information hätte, und diese einfach nicht stimmt. 

Thüringen, eines der letzten beiden Länder in Deutschland, die eine derartige Gesetzgebung nicht haben, überlegt sich das derzeit. Ganz im Gegenteil, gerade der Weg, den Wien gegangen ist, ist der Weg, den sich die deutschen Bundesländer überlegen. Ich frage mich, wie die Frau Vassilakou beraten ist – Sie werden ihr das sicherlich ausrichten, wenn sie schon heute nicht mehr zu uns stößt –, dass sie uns Fakten, vermeintliche Fakten auf den Tisch legt, die einfach nicht stimmen, die einfach mit der Realität nichts zu tun haben. Es verabschieden sich die deutschen Bundesländer nicht. 14 von 16 haben eine derartige Gesetzgebung. Erklären Sie mir, woher Sie diese Informationen haben! Erklären Sie mir, was das Ganze soll! Und erklären Sie mir, warum gerade dieses Gesetz, das eine derart massive Anzahl von Wienerinnen und Wienern wünscht, von Ihnen derart verfolgt wird!

Zweitens: die Frage des Schäferhundes. Auch in den deutschen Listen finden sich im großen Maße diese Hunde nicht aufgezählt. Die Listen, die die Deutschen verwenden, sind ähnlich wie die unsrigen, und das hat sogar dazu geführt, dass Versicherungen es gerade bei diesen Hunderassen ablehnen, Haftpflichtversicherungen anzunehmen, weil der Gesetzgeber selber sagt, diese bedeuten ein erhöhtes Risiko. 

Und wenn Sie sagen, Sie finden keine Fachleute – ich habe extra den Artikel gelesen, nachdem das diskutiert worden ist in Nachbehandlung einer Medienveranstaltung: Selbst der Hundeprofi Martin Rütter aus Deutschland meint, dass es genetische Unterschiede gibt. Er sagt, natürlich gibt es Hunde, die genetisch mit einem stärkeren Aggressionspotenzial ausgestattet sind. Das ist unbestritten. Und wenn gerade dieser Fachmann das sagt, wird etwas dran sein. Das ist nicht bloß ein Wiener Fachmann, weil die Frau Vassilakou über die Wiener Expertise eher sehr salopp hinweggegangen ist. Das ist auch ganz interessant. Wenn unsere Juristen und unsere Fachleute bei anderen Gesetzen Expertisen machen, ist das in Ordnung, wenn Ihnen das Ergebnis nicht passt, dann sind die Expertisen und die Leute schlecht. Das sei so! Aber auch die deutschen Experten sagen, es gibt genetische Unterschiede, und deshalb ist es auch angebracht, dass man eine unterschiedliche Behandlung vornimmt. 

Ich frage mich: Wenn Materien derart unbestritten sind bei den Wählerinnen und Wählern, bei den Bürgerinnen und Bürgern unserer Stadt, was mag Oppositionsparteien dazu bringen, dass man das, was die Leute wollen, das, was die Leute auch immer wieder sagen – denn sie haben nicht nur Angst um sich, um ihre Kinder, sie haben auch Angst um ihre, unter Anführungszeichen, harmlosen Hunde, die ja in Hundezonen unterwegs sind beispielsweise –, was mag sie dazu führen, dass sie gerade das, was die Leute wollen, derart bekämpfen? – Ich weiß es nicht. Ich weiß es nicht, ganz besonders dann nicht, wenn Wahlen so nahe sind. 

Sie haben uns gefragt – das ist auch impliziert in der Fragestellung Ihrer heutigen Dringlichen –, was unsere Beweggründe sind, und Sie haben uns unterstellt, es wäre Wahlgetöse, es wäre Populismus. (Abg Veronika Matiasek: Das ist ja so!) Liebe Frau Matiasek, ich kenne Sie als Kollegin der sachlichen Diskussion im Ausschuss. Wissen Sie was, ich sage Ihnen etwas: Ich habe zwar keine Kinder, aber wenn ich solche Fotos von verunstalteten Kindern sehe, die von Hunden so zugerichtet worden sind (Der Redner hält zwei große Fotos von offensichtlich verletzten Kindern in die Höhe.), dann sage ich Ihnen ganz ehrlich, dann höre ich auf, populistische oder pseudopopulistische Diskussionen zu führen. Da ist es unserer Fraktion darum gegangen, gemeinsam mit den Menschen dieser Stadt ein Gesetz für die Menschen dieser Stadt zu machen. Ich denke mir, die Stille jetzt im Raum zeigt, dass auch Sie diese Fotos beeindrucken, genauso wie sie mich beeindruckt haben. 

Es gibt vielleicht die Möglichkeit zu überlegen, dass man auch in Monaten vor einem Wahltermin an die Menschen denken kann und nicht bloß ans Wahlergebnis. Vielleicht richten Sie das auch den Kollegen aus, die sich zwar an der Diskussion beteiligen, aber jetzt nicht mehr bei uns sind. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet hat sich die Frau Abg Matiasek. Sie hat noch eine Restredezeit von 6 Minuten und 55 Sekunden, um es ganz genau zu sagen.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Kollege Valentin hat jetzt zum Schluss gesagt: „Dann höre ich auf, populistisch zu sein." Ja, ich habe mir einige Zeit vorher aufgeschrieben, das ist rein polemisch, populistisch, was Sie da von sich geben. Keiner von uns – das weise ich, ich glaube, für alle, hier entschieden zurück – will, dass Kindern das Gesicht zerbissen wird oder, noch schlimmer, dass sie zu Tode gebissen werden. (Beifall bei der FPÖ.)

Nur, ich weiß nicht, verstehen Sie es nicht, oder wollen Sie es nicht verstehen? Wenn Sie genau zugehört haben, dann müssen Sie begreifen, dass wir alle ja ein Mehr wollen. Wo steht denn, dass solche Bisse ausschließlich von den Hunden kommen, die Sie auf Ihre Rassenliste gesetzt haben? Das ist ja das Problem. Wir wollen ja, dass alle Hunde sachgemäß, ordnungsgemäß und verantwortungsbewusst geführt und erzogen werden. Darum geht es! 

Und wenn man sich darüber lustig macht, dass etwa ein schon sehr alter Rassenbegriff bei den Hunden oder ein altes Bild von Hundeerziehung da offensichtlich Ihre Gesetzesänderung beeinflusst hat: Man ist genau in diesem Zeitraum weitergegangen. Man hat sich heute entfernt von dem Zerren an einem martialischen Halsband, man prügelt heute nicht mehr bei der Hundeerziehung, weil man heute Hunde über positive Anreize erzieht. Das ist noch nicht so lange her, und das ist etwas Neues. Selbstverständlich hat hier ein Umdenken stattgefunden, und das sollten Sie auch berücksichtigen. 

Jetzt muss ich noch etwas dazu sagen, dass wir den Begriff Kampfhunde verwendet haben. Ja, das haben wir, und ich verwende ihn auch dann, wenn es sich um Hunde handelt, die ganz bewusst – und die müssen gar nicht auf der Liste stehen – zum Hundekampf eingesetzt werden. Das sind eben diese Hunde, die dann die Bissnarben auf dem Kopf tragen, weil sie zu Hundekämpfen, die in leeren Fabrikshallen, in manchen Parkanlagen und so weiter stattfinden, eingesetzt werden. Und genau das wollen wir nicht haben. 

Wir alle hier seitens der Opposition haben uns ja für ein Mehr ausgesprochen und nicht für ein Weniger. Dieses Mehr wollen Sie nicht durchführen, weil Sie dann Angst vor Ihren Wählern haben. Wir haben jetzt zur Kenntnis nehmen müssen, dass Sie leider unbelehrbar sind in dieser Hinsicht, was aber leider auf Kosten vieler verantwortungsbewusster Hundehalter geht, aber auch auf Kosten der Menschen, die Probleme mit Hundeführern haben, die ihre Hunde nicht ordnungsgemäß halten. Das ist schade und das ist traurig. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Wir kehren zurück zur vorab abgearbeiteten Tagesordnung, zur Postnummer 14. Als nächsten Debattenredner darf ich – neben der Frau Berichterstatterin StRin Frauenberger, die sich hier wiederum zum Rednerpult bemüht (da Amtsf StRin Sandra Frauenberger mit Hilfe von Krücken geht) – Herrn Dr Stürzenbecher bitten.

Bitte, Herr Abg Stürzenbecher, Sie haben das Wort.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident!

Ich habe im Anschluss an unsere ursprünglichen Tagesordnungspunkte heute etwas zu sagen zum Antrag der Frau Abg Vassilakou und der Grünen Fraktion betreffend die Causa Arigona Zogaj. 

Wir werden diesem Antrag nicht zustimmen, weil es in dieser Form einfach nicht richtig wäre. Wir werden einen eigenen Antrag einbringen, ich möchte aber schon vorher sagen, dass es in der Causa ... (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Was ganz Unverbindliches!) Hör zuerst einmal zu, lieber Kollege Margulies, was wir einbringen, und wenn schon, dann äußere dich nachher dazu. Das wäre zumindest ein Minimum an Fairness, was heute anscheinend nicht der Fall ist. 

Grundsätzlich ist zu dem Fall zu sagen, dass es natürlich wirklich bedauerlich und schmerzhaft ist, dass es soweit gekommen ist – aus vielerlei Ursachen, die ich jetzt hier nicht alle aufzählen will –, aber Tatsache ist, dass das Verfassungsgerichtshofurteil uneingeschränkt zu akzeptieren ist, ob es uns gefällt oder nicht. Das haben wir auch in anderen Fällen so gemacht, und es wäre übrigens wünschenswert, dass alle Verfassungsgerichtsurteile so eingehalten werden. 

Ich kenne eines beispielsweise zum Kärntner Ortstafelstreit. Da ist im Jahr 2001 ein Verfassungsgerichtshofurteil gefällt worden, das noch immer nicht umgesetzt wurde, und die Verursacher sitzen politisch zirka in diesem Bereich hier (Der Redner weist auf die Reihen der FPÖ-Abgeordneten.), also Ihre Verbündeten im Süden. Aber auch das will ich jetzt nicht im Detail diskutieren. 

Wie gesagt, wir bedauern, dass es im Fall Arigona Zogaj dazu gekommen ist, wir sind aber der Auffassung, dass ein Höchstgerichtserkenntnis uneingeschränkt zu akzeptieren ist. Wir müssen feststellen, dass es einfach so ist, dass Höchstgerichtsurteile die Basis unseres Rechtsstaates sind, ebenso, dass man sie einhält. Wenn das nicht der Fall ist, dann ist unser Rechtsstaat in Frage gestellt, und damit ist die Basis überhaupt eines zivilisierten Zusammenlebens in Frage gestellt, und das können wir natürlich nicht anstreben. 

Aber was wir sehr wohl anstreben können, ist – und ich wünsche ihr natürlich, dass die anderen rechtlichen Möglichkeiten nach einer freiwilligen Ausreise im Rahmen der Gesetze dann ausgeschöpft werden können –, aber was wir sehr wohl anstreben können und sollen, ist, dass wir Zustände schaffen, dass Härtefälle dieser Art, schmerzhafte Fälle dieser Art in Zukunft möglichst verhindert werden. Darum geht es. Auch vor allem für Fälle, wo nicht alle Medien über Jahre hinweg berichten, wo es eben nicht ein derartiges Medienereignis ist, die aber möglicherweise, sofern sie sich ereignet haben oder in Zukunft ereignen, dadurch ja noch dramatischer sein können. 

In dem Sinn meine ich, dass wir hergehen und folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag der Landtagsabgeordneten Stürzenbecher, Wehsely, Nicole Krotsch, Florianschütz, Baxant und GenossInnen einbringen sollten, der sich mit dieser Materie grundsätzlich befasst und wo es im operativen Teil heißt:

„Die Bundesregierung wird ersucht, die 2006 vereinbarte Evaluierung des Fremden- und Asylrechts in Angriff zu nehmen, um klare und transparente Regeln zu schaffen, für besonders gut integrierte Personen, insbesondere Familien, die von einer Abschiebung aus Österreich bedroht sind, eine rechtliche Möglichkeit zum Verbleib in Österreich zu schaffen, rasch qualitätsvolle Maßnahmen zur Beschleunigung der Asylverfahren umzusetzen sowie national und international wirksame Methoden gegen den Menschenhandel zu setzen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ 

Ich glaube, dieser Antrag trifft wirklich den Kern und verunmöglicht, wenn er auf fruchtbaren Boden fällt, nach menschlichem Ermessen für die Zukunft, dass solche tragischen Fälle wieder passieren. Deshalb ist dieser Antrag wesentlich besser zu beurteilen als der grüne Antrag. (Beifall bei der SPÖ.) 

In diesem Sinn darf ich an Sie appellieren, dass Sie diesem Antrag zustimmen, der der Tatsache Rechnung trägt, dass Österreich als eines der reichsten Länder der Welt ein humanitäres Bleiberecht bekommen soll, das diesen Namen verdient, dass die Menschenwürde in allen Fällen eingehalten wird, dass aber natürlich auch Asyl- und Fremdenrechtsbestimmungen existieren und eingehalten werden und dass der Rechtsstaat aufrechterhalten wird. 

Diese schwierige Gratwanderung, die haben wir zu gehen, und die gehen die Sozialdemokraten immer am besten. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Abg Dipl-Ing Margulies zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

In aller Kürze. Es ist jetzt schon vier Jahre her, dass die SPÖ wieder in der Bundesregierung sitzt. Nach vier Jahren kann man sich nicht mehr darauf ausreden, dass das Fremdenrecht, das in Wirklichkeit Menschenrechte mit den Füßen tritt, eine Sache von Blau-Schwarz ist. Ihr Bürgermeister, Ihr Landeshauptmann ist stellvertretender Parteivorsitzender der SPÖ und nicht der unwichtigste Mensch in der Bundes-SPÖ. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Aber wer hat es eingeführt?) Aber Sie sind einzig und allein immer dann bei der Sache, wenn es darum geht, groß zu reden, wenn es aber darum geht, ein humanitäres, menschliches Fremden- und Bleiberecht zu schaffen, dann sind Sie Zwerge, denn Sie wollen es nicht. 

Sie können nicht einmal einem entsprechenden Antrag zustimmen, obwohl jeder Einzelne von Ihnen draußen sagt, Arigona Zogaj soll bleiben, und es ist unglaublich arg, was mit dieser Familie passiert. Kaum sitzen wir in einem Gremium, sei es im Landtag, sei es im Nationalrat, und es kommt ein Antrag, der klipp und klar festlegt, dass Menschen wie Arigona Zogaj alles Recht haben, in diesem Land zu leben, dann verweigern Sie die Zustimmung.

Kolleginnen und Kollegen in der SPÖ! Heute geniere ich mich für euch! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. Bitte, Frau Stadträtin.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Abgeordnete! 

Ich habe jetzt sozusagen die schlechte Ausgangsposition, dass ich als Berichterstatterin zum Antidiskriminierungsgesetz sprechen und auch dabei bleiben muss. 

Ich möchte vielleicht in dem Zusammenhang sagen, dass die Wiener Stadtregierung und die Sozialdemokratische Partei eine ganz klare Haltung gegen Diskriminierung einnehmen, sei das in Bezug auf das Thema Behinderung, das wir heute hier in der Novelle diskutieren, sei das in Bezug auf Migrantinnen und Migranten, sei das in Bezug auf Asylwerberinnen und Asylwerber. Wir haben uns in unserer Antidiskriminierungsposition immer mit einer sehr, sehr klaren Haltung positioniert, nämlich in einer klaren Haltung gegen Diskriminierung, gegen Rassismus und gegen Fremdenfeindlichkeit. Und was wir in unserer Antidiskriminierungsposition auch immer getan haben, ist, dass wir sehr klar aufgezeigt haben, wo es noch Handlungsbedarf gibt, und auch klar aufgezeigt haben, wie wir diesen Handlungsbedarf letztendlich aus unserer Sicht auch lösen möchten. 

Wien hat hier zum Beispiel eine klare Haltung in Bezug auf Diskriminierungen im Aufenthalt und hat sich immer für ein humanitäres Bleiberecht eingesetzt. Das kommt zum Beispiel in dem heutigen Antrag des Abgeordneten und der Sozialdemokratischen Fraktion gut heraus. Auf der anderen Seite hat Wien auch hier im Antidiskriminierungsgesetz wieder einen Punkt zu lösen versucht, nämlich den Punkt der Diskriminierung von Behinderten. 

Das ist unser Weg, ein Weg in einer klaren Haltung. Ich denke mir, wir schämen uns in keiner Art und Weise für unsere klare Haltung gegen Diskriminierung, und es braucht sich auch für uns niemand fremdzuschämen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Was wir hier mit dem Antidiskriminierungsgesetz nun getan haben, ist, dass wir eine sehr lange Vorphase der Debatte gehabt haben – da gebe ich auch der Abg Praniess-Kastner recht –, nämlich eine Debatte, in der es darum gegangen ist, wo denn die Behindertenorganisationen sich selbst gerne sehen und in welchem Gesetz sie sich wiederfinden möchten. Es hat einiges an Diskussionen bedurft, und die Geschichte ist damals so geschrieben worden, dass die Organisationen es zuerst eigentlich nicht wollten. Gut.

Dann sind aber sozusagen der Wunsch und die Abbildung ihrer Interessen nicht so in Erfüllung gegangen, wie sie es sich vorgestellt haben, und dann – das stimmt –ist die Stadt hergegangen und hat sich einmal angeschaut, was sich da auf der europäischen Ebene tut. Da hat es gemeinsame Bundesländerentscheidungen gegeben, et cetera, et cetera. Wir haben dann, als wir gesehen haben, dass sich auf der Ebene der Europäischen Union die Umsetzung auch nicht so findet, die Gespräche mit den Behindertenorganisationen aufgenommen. Das hat leider gedauert, aber wir sind jetzt in der glücklichen Lage, eine Einigung mit den Organisationen hier heute zu beschließen. Das war mir einfach auch wichtig, dass alle von Anfang an eingebunden sind. Es ist entstanden auf Basis der Idee der Organisationen, aber es ist auch umgesetzt mit den Organisationen. Darauf habe ich gerade im Bereich des Wiener Antidiskriminierungsgesetzes auch einen sehr, sehr großen Wert gelegt.

Parallel zum Chancengleichheitsgesetz, das vorher eben beschlossen wurde, wird nun diese Novelle beschlossen. Es gibt da zwei Punkte, auf die ich eingehen möchte. Auf den einen bin ich schon eingegangen, nämlich auf die zeitliche Abfolge, das andere war der Etappenplan, also wann geht da etwas weiter, wann wird endlich begonnen mit Umbauarbeiten, mit Restrukturierungen, mit neuen Instrumenten, um die Diskriminierung zu verhindern. 

Dazu möchte ich in die Richtung der Frau Abg Smolik sagen, wir haben laufend Maßnahmen gesetzt. Jetzt haben wir diesen Etappenplan, der letztendlich auch mit den Organisationen erstellt wird. Laufend passieren natürlich Maßnahmen, mit denen wir Barrierefreiheit in dieser Stadt schaffen möchten, denn das Ziel dieses Gesetzes ist eben einmal die Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderungen.

Im Zuge des Antidiskriminierungsgesetzes sei hier noch einmal gesagt, dass wir diese Novelle auch zum Anlass genommen haben – aber das hat der Abg Stürzenbecher ja schon erörtert –, auch diesen Begriff der Rasse endlich auf richtige Beine zu stellen. 

Nun ganz kurz. Es sind in Wirklichkeit fünf Punkte, die sich da drinnen wiederfinden: Es gibt das kostenlose Schlichtungsverfahren, es gibt den Anspruch auf Schadenersatz, es gibt diesen Etappenplan, es gibt das Anhörungsrecht zum Etappenplan und es gibt die Installation zur Überwachung der Einhaltung des UN-Übereinkommens in der Wiener Antidiskriminierungsstelle. 

Ich denke, es ist uns allen gemeinsam gelungen, für die Behinderten einen guten Weg zu finden, und einen weiteren Schritt in Richtung barrierefreie Stadt zu setzen. Ich freue mich auf Ihre Zustimmung und möchte mich bei allen bedanken, die so konstruktiv an diesem Prozess mitgearbeitet haben. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen nun zur Abstimmung zur Gesetzesvorlage. 

Es liegt ein Abänderungsantrag der FPÖ-Landtagsabgeordneten Veronika Matiasek und DDr Eduard Schock betreffend das Wiener Antidiskriminierungsgesetz vor. Hier wird der ersatzlose Entfall des § 9 Abs 2 verlangt. Wer dieses Ansinnen der FPÖ unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. – Das ist nur von den Antragstellern unterstützt und bleibt daher bei der Gesetzeswerdung unberücksichtigt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Ich darf zu diesem Gesetz die einstimmige Annahme und den Beschluss in einstimmiger Art feststellen. Das Gesetz ist damit in erster Lesung angenommen. 

Es liegen zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Der erste ist von den Grünen, und zwar von der Abg Mag Maria Vassilakou und FreundInnen betreffend „Arigona und Familie müssen bleiben. Für ein menschenwürdiges Bleiberecht in Österreich". In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. Ich gehe daher so vor. Wer diesen Antrag der Grünen Fraktion unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur die antragstellende Fraktion, daher in der Minderheit und somit abgelehnt. 

Des Weiteren liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der sozialdemokratischen Abgeordneten Dr Kurt Stürzenbecher, Mag (FH) Tanja Wehsely, Mag Nicole Krotsch, Peter Florianschütz, Peter Baxant und GenossInnen betreffend Bleiberecht in Österreich vor. Wer diesen Beschluss- und Resolutionsantrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist mit der Sozialdemokratie und der Grünen Fraktion. Somit die Mehrheit und damit angenommen. 

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage sofort vornehmen zu dürfen. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung erteilen, es durch ein Zeichen mit der Hand zu signalisieren. – Dies ist mit den Stimmen der Freiheitlichen Partei und der Sozialdemokratie befürwortet. Daher kann ich sofort die zweite Lesung vornehmen. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Wir auch! Die GRÜNEN auch! Wir haben auch aufgezeigt!) Also mit Ausnahme der Freiheitlichen alle drei Parteien des Wiener Landtages. (Widerspruch bei der FPÖ.) Nein? (Abg Dr Helmut Günther: Wir haben auch zugestimmt!) Gut, ich stelle noch einmal die Frage. 

Wer damit einverstanden ist, dass jetzt sofort die zweite Lesung vorgenommen werden kann, den bitte ich um ein Handzeichen. – Dies ist einstimmig. Na ja, wir schaffen es doch. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung nunmehr zustimmen wollen, dies durch ein Zeichen mit der Hand zu dokumentieren. – Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig angenommen. 

Die Post 1 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes betreffend den Rahmen für die Anwendung der Verordnung Nr 1082/2006 über den Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit - W-EVTZG. Ich bitte nunmehr Frau StRin Frauenberger als Berichterstatterin, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ich bitte um Zustimmung zu Postnummer 1.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. – Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall. Ich kann daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Frau StRin Dr Vana. Ich erteile ihr das Wort. 

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich werde mich nur sehr kurz mit dem Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit aufhalten und dem Wunsch der Frau Stadträtin nachkommen. Meine Fraktion wird dem zustimmen. Es handelt sich um die Schaffung einer juristischen Person für die grenzüberschreitende territoriale und interregionale Zusammenarbeit und um die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts in Europa. Der ist uns sehr wichtig, das ist eine gute Sache. 

Wir nehmen diesen Tagesordnungspunkt aber, wie schon in der Präsidiale angekündigt – es hat auch schon ein bisschen eine mediale Debatte dazu stattgefunden –, zum Anlass, einen Antrag einzubringen, der auch eine europapolitische, vor allem aber eine demokratiepolitische Dimension hat und der uns sehr wichtig ist. Das ist das Wahlrecht für EU-BürgerInnen in Wien. 

Sie wissen alle, das Wahlrecht für EU-BürgerInnen in Wien ist derzeit auf die Ebene der Bezirke beschränkt, es gilt nicht für den Gemeinderat. Es leben zirka 100 000 EU-BürgerInnen in Wien, also es geht um 100 000 Personen, die in Wien leben, zum Teil schon seit mehreren Jahrzehnten, die hier leben, die hier arbeiten, die hier natürlich auch etwas bewegen wollen und die vom Wahlrecht für den Gemeinderat ausgeschlossen sind. 

Das ist deshalb so bitter, weil sei eigentlich nur in Wien vom Wahlrecht für den Gemeinderat ausgeschlossen sind. Im Rest von Österreich gibt es dieses Wahlrecht natürlich, denn das Wahlrecht ist rechtlich eigentlich vorgeschrieben, doch Wien hinkt hier demokratiepolitisch hinterher, es auch umzusetzen. 

Sowohl die EU-Verträge – seit dem Maastricht-Vertrag nämlich schon – als auch die österreichische Bundesverfassung sehen zwingend vor, dass EU-BürgerInnen auf kommunaler Ebene das Wahlrecht einzuräumen ist. Ich darf zitieren aus Art 20 Abs 2 lit b des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union – mit dem Lissabon-Vertrag ist dieses Recht erneuert geworden –, der besagt, dass Unionsbürgerinnen und Unionsbürger unter anderem das Recht haben, „in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohnsitz haben, das aktive und passive Wahlrecht bei ... den Kommunalwahlen auszuüben." Es ist dies verpflichtend und bindend. 

Auch Art 117 Abs 2 der österreichischen Bundesverfassung normiert: „Die Wahlen in den Gemeinderat" – wohlgemerkt in den Gemeinderat, nicht eine abstrakte Formulierung der kommunalen Ebene, wie man juristisch noch argumentieren könnte, dass durch die EU-Richtlinie von 1994 die kommunale Ebene beschränkt ist auf die Bezirksebene, nein, die Bundesverfassung normiert hier den Gemeinderat – „finden auf Grund des gleichen, unmittelbaren, geheimen und persönlichen Verhältniswahlrechts aller Staatsbürger statt." Ich lasse jetzt ein bisschen was aus. „Unter den von den Ländern festzulegenden Bedingungen steht das aktive und passive Wahlrecht auch den Staatsbürgern anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu." 

Es ist dies also eine Norm, die wir umzusetzen haben und leider immer noch nicht umgesetzt haben, obwohl es ja verschiedene Vorstöße gab. Sie wissen das. Es gibt eigentlich, seit wir der Europäischen Union beigetreten sind, seitens der Grünen und anderer aktiver EU-Bürger und ‑Bürgerinnen den Versuch, dieses Recht natürlich umzusetzen. Es gab schon Klagen gegen die Wählerevidenz, auch etliche Debatten in diesem Haus, und ich denke, es ist letztlich keine wirklich juristische Frage. 

Das Wahlrecht für den Gemeinderat darf nicht eine rein juristische Frage sein, sondern es ist eine politische Frage, ob wir es endlich wollen, dass den 100 000 EU-BürgerInnen, denen dieses Recht zusteht, auch endlich das Recht haben, den Gemeinderat zu wählen. Es ist für uns ein demokratiepolitisch wirklich unerträglicher Zustand, dass dies noch immer nicht umgesetzt ist. 

Ich finde es sehr schade, dass auf unseren Vorstoß – wir haben am Dienstag ja eine Pressemeldung gemacht, in der wir einen neuen Vorstoß für das Wahlrecht für EU-BürgerInnen angekündigt haben – nicht eingegangen wurde, und wir sind eigentlich verwundert und enttäuscht, dass die SPÖ in Person des Klubvorsitzenden Lindenmayr so harsch und ablehnend auf unseren Vorstoß reagiert hat, weil wir ja eigentlich vor Jahren gemeinsam beschlossen haben, das so genannte AusländerInnenwahlrecht einzuführen. Der Herr Kollege Lindenmayr hat sich hier auf einen formaljuristischen Standpunkt zurückgezogen, indem er meinte, im Zuge der damaligen Debatte habe der Verfassungsgerichtshof im Rahmen der Aufhebung des AusländerInnenwahlrechts ja beschieden, dass auch für EU-BürgerInnen dieses Wahlrecht nicht möglich wäre. Das ich unrichtig.

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Ich finde es schade, dass Sie hier solche in unseren Augen fadenscheinige und auch falsche Argumente bringen, denn mitnichten hat sich der Verfassungsgerichtshof damals auf die EU-Bürger und EU-Bürgerinnen bezogen, sondern ausschließlich das Wahlrecht für so genannte Drittstaatsangehörige aufgehoben, nicht für EU-Bürger und EU-Bürgerinnen. Diesen ist es also zu gewähren, und es ist höchst an der Zeit, dass wir auch mit allen Mitteln, die uns zur Verfügung stehen, versuchen, dieses Wahlrecht in Wien einzuführen, und sei es durch eine Änderung der Bundesverfassung. 

Meine Damen und Herren! Es geht hier um die Demokratie, es geht hier um die Weltoffenheit Wiens, und es geht hier letztendlich auch um eine Vorreiter- und Vorreiterinnenrolle Wiens in Europa. Der Herr Bürgermeister hat heute in einem langen Plädoyer zur Europapolitik im Rahmen einer mündlichen Anfrage sehr glaubwürdig davon gesprochen, dass er findet, es gibt viel zu wenig Demokratie in Europa, er hat davon gesprochen – ich habe mir seine Zitate aufgeschrieben –, der Lissabon-Vertrag ist erst der Anfang der Demokratie in Europa und darf nicht das Ende sein, und er hat auch davon gesprochen, dass man Allianzen finden sollte mit Städten, die ähnliche Problemlagen haben wie Wien, also Stadt und Land sind, wie Berlin, Hamburg und Bremen, um hier gemeinsam europapolitische Fortschritte zu machen. 

Und genau darum geht es in der Frage des Wahlrechtes für EU-BürgerInnen. Es ist uns bewusst – das werden Sie von der SPÖ wahrscheinlich argumentieren –, dass die EU-Richtlinie in diesem Fall nur ein Mindeststandard ist und das Wahlrecht nicht zwingend auf die regionale Ebene, sprich den Landtag, ausdehnt. Ja, das stimmt. Aber, wie schon gesagt, die EU-Richtlinie, das EU-Recht sieht Mindeststandards vor. Es gibt keinerlei Grund, dass wir als Wiener Landtag nicht sagen, wir wollen bessere, wir wollen höhere demokratiepolitische Standards und daher das Wahlrecht sowohl für den Gemeinderat als auch in Folge für den Wiener Landtag auch EU-BürgerInnen einräumen. 

Ich erwarte eigentlich von der Sozialdemokratie, die sich in der Vergangenheit oft für dieses Wahlrecht ausgesprochen hat, dass Sie uns Grüne auch bei den nächsten Schritten in dieser Frage unterstützen, nämlich bei einer entsprechenden Anfrage an die Europäische Kommission, beim Gang vor den EuGH und auch bei einer Reform der entsprechenden Wahlrechtsrichtlinie im Europäischen Parlament. Das erwarten wir eigentlich auf Grund Ihrer Äußerungen in der Vergangenheit. Wir finden es sehr schade, dass Sie so ablehnend auf unseren Vorstoß des EU-BürgerInnen-Wahlrechtes reagiert haben. (Abg Godwin Schuster: Wie lautet der Antrag? Lesen Sie den Antrag vor!)

Den Antrag wird formal mein Kollege Schreuder stellen, ich als Stadträtin darf in diesem Gremium keinen Antrag stellen. Sie werden den Antragstext jetzt sofort hören, Herr Kollege, und ich hoffe doch auf die Zustimmung der Sozialdemokratie, um Ihre Versprechen der Vergangenheit nicht wieder einmal zu brechen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Schreuder zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Vorrednerin, StRin Monika Vana, hat ja bereits die Begründung unseres Antrages vorgebracht. Erlauben Sie mir nur die Anmerkung: Man kann natürlich gewisse Dinge nachvollziehen, aber in vielen Bereichen kann man auch einfach Avantgarde sein, und Wien könnte sagen, wir sind eine total europäische Stadt. Mittlerweile gibt es ja auch, wie wir wissen, mehr deutsche Zuwanderer und Zuwanderinnen als von irgendeinem anderen Land. Seien wir doch europafreundlich! Geben wir allen Europäern und Europäerinnen, die Wien zum Lebensmittelpunkt wählen und hier den Hauptwohnsitz haben, die Möglichkeit, auch mitzubestimmen! Dementsprechend bringe ich den Antrag ein, ohne ihn nochmals zu begründen.

„Der Landtag wolle beschließen: Der Wiener Landtag fordert das zuständige Mitglied der Landesregierung auf, unverzüglich die erforderlichen Schritte zu setzen, um das aktive und passive Wahlrecht von in Wien lebenden BürgerInnen der Europäischen Union auch für den Gemeinderat sicherzustellen." 

Wenn in Europa die Slowakei gegen Italien gewinnen kann – ich glaube, derzeit steht es 2:1 –, dann können in Wien auch EU-BürgerInnen einmal wählen. Es ist vieles möglich in Europa. – Vielen Dank. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich der Abg Mag Maresch zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Ich möchte noch hinzufügen, es geht um Demokratie, und da möchte ich eigentlich nur kurz etwas bekannt geben und zum Ausdruck bringen, dass ich mich sehr freue: An der Marillenalm-Abstimmung haben 33 Prozent der Berechtigten teilgenommen – ziemlich genau so viele wie in Wirklichkeit bei dem SPÖ-Fragenstakkato; 33 Prozent in Meidling –, und es haben sich 87,4 Prozent gegen die Verbauung der Marillenalm ausgesprochen (Beifall bei GRÜNEN und FPÖ.), was uns sehr, sehr freut, und nur 12 Prozent waren für die Verbauung. Das hat uns auch gefreut, dass es nur so wenig sind. 

Und was wir uns jetzt noch wünschen, ist, dass das, was der Kollege Al-Rawi angekündigt hat, nämlich dass es ja auch eine Rückwidmung geben kann, geschieht und dass die SPÖ das sehr, sehr schnell in Angriff nimmt. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich der Herr Klubvorsitzende Abg Dr Tschirf zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir sind gerade, was die Fragen der europäischen Integration betrifft, für eine Weiterentwicklung, gerade auch der Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger Europas. Das ist wichtig. Aber in der Frage, ob die Wahl zu einer gesetzgebenden Körperschaft, wie das beispielsweise die Stadt Wien jetzt betrifft, zulässig ist, da ist ganz klar, was der Vertrag von Maastricht dazu sagt. 

Damals haben sowohl Österreich als auch Deutschland, das heißt, jene Länder, die ein föderalistisches System haben, das heißt, ein System, wo die gesetzgebenden Körperschaften des Landtages und des Nationalrates nebeneinander bestehen, festgelegt, dass für Hamburg, Berlin, Bremen und Wien die Situation die ist, dass das eben Landtage sind und für Landtage diese Bestimmung des Kommunalrechtes nicht gilt. 

Die österreichische Bundesverfassung unterscheidet da ja auch. Bei den Gemeinden außerhalb Wiens gibt es die Möglichkeit, dass die Länder die Direktwahl der Bürgermeister vorsehen, während diese Möglichkeit etwa für Wien gemäß den Bestimmungen der Bundesverfassung, Art 108 ff, nicht besteht. Das heißt, da gibt es eine Differenzierung zwischen zwei verschiedenen Systemen von Gemeinden. 

Wien ist einfach auch Land. Das wäre auf EU-Ebene zu regeln, wenn Landtage, Nationalräte und Ähnliches hier vorgesehen sind. Im Moment ist das eindeutig verfassungswidrig, und daher lehnen wir das ab.

Präsident Heinz Hufnagl: Frau Abg Feldmann ist ab 17.44 Uhr entschuldigt. 

Als nächster Redner hat sich Herr Abg Dr Stürzenbecher zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich kann mich ganz kurz halten, weil der Klubvorsitzende Matthias Tschirf von der ÖVP im Wesentlichen die richtige Argumentation vorgebracht hat, die ich im Ergebnis teile. Ich mache mir nur langsam ein bisschen Sorgen um das Rechtsverständnis der Grünen. Ich bin zwar gegen dieses permanente Fremdschämen, wie es die Grünen machen, aber Fremdsorgen muss noch erlaubt sein, und ich mache mir Sorgen, weil die Grünen beim vorigen Tagesordnungspunkt gesagt haben, es ist ihnen vollkommen egal, wie ein Verfassungsgerichtshoferkenntnis ist, und sie es jetzt bei diesem schon wieder machen. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Man muss es kritisieren dürfen! Auch ein Verfassungsgerichtshoferkenntnis!)
Man müsste auf EU-Ebene und auf Ebene der Bundesverfassung Änderungen herbeiführen. Auch auf EU-Ebene! Und das ist natürlich etwas, was in diesem Zusammenhang kaum möglich ist. 

Tatsache ist, wie der Herr Klubvorsitzende richtig ausgeführt hat, dass Wien eben die verfassungsrechtliche Sonderstellung hat, gleichzeitig Gemeinde und Land zu sein und der Gemeinderat und der Landtag im gleichen Wahlgang gewählt werden. Dadurch besteht eben nicht die rechtliche Möglichkeit – die ich mir grundsätzlich theoretisch wünschen würde –, dass die EU-BürgerInnen auch den Gemeinderat und Landtag in Wien mitwählen. 

Das erinnert mich auch ein bisschen an die Debatte damals zum Zuwandererwahlrecht, das wir auf Basis von sehr, sehr vielen Gutachten – die positiv waren, das muss ich auch sagen – und deshalb sehr seriös beschlossen haben. Der Verfassungsgerichtshof hat anders entschieden. Wir haben dieses Erkenntnis voll akzeptiert, haben versucht, im Österreich-Konvent Vorschläge zu machen, dass die Bundesverfassung geändert wird, aber davon ist die politische Realität meilenweit entfernt. 

Tatsache ist jedenfalls, dass wir das auf Basis unserer Rechtslage nicht machen können, und das sollen irgendwann die Grünen auch einsehen. Man kann nicht mit dem Kopf gegen die Wand rennen und sagen, juristisch geht es zwar nicht, aber man soll es trotzdem machen. 

Das Recht schützt im Wesentlichen die Schwächeren. Der Mächtige, der Starke kann immer sagen, mir ist es wurscht, was im Gesetz steht, mit meinem Geld werde ich es mir schon richten, aber die Schwächeren, die sind darauf angewiesen, dass der Rechtsstaat funktioniert, dass die Rechtsordnung funktioniert, dass die Verfassungsordnung eingehalten wird. Deshalb müssen wir auch in dieser Frage so agieren, und ich halte das Verhalten der GRÜNEN wirklich für verantwortungslos. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau StRin Dr Vana gemeldet. Ich erteile ihr für drei Minuten Redezeit das Wort.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte tatsächlich berichtigen: Der Herr Kollege Stürzenbecher hat gemeint, den Grünen wäre das Verfassungsrecht egal. Ich möchte dagegen entschieden protestieren. Sie haben offensichtlich unseren Antrag nicht gelesen, und der Antrag ist sehr eindeutig: „Der Wiener Landtag fordert das zuständige Mitglied der Landesregierung auf, unverzüglich die erforderlichen Schritte zu setzen, um das aktive und passive Wahlrecht von in Wien lebenden BürgerInnen der Europäischen Union auch für den Gemeinderat sicherzustellen." – Nicht mehr und nicht weniger. 

Der Antrag kann auch eine Aufforderung an den Bundesgesetzgeber beinhalten, die Bundesverfassung zu ändern. Das wäre ein notwendiger und wesentlicher Schritt, und wenn Sie es wirklich ernst meinten damit, dass Sie den EU-Bürgerinnen und EU-Bürgern das Wahlrecht geben wollten, dann müssten Sie das eigentlich tun, dann müssten Sie das längst getan haben. Es ist eigentlich eine Demokratiefarce, die Sie hier veranstalten, und ich will dagegen wirklich Einspruch erheben.

Das Recht zu wählen, ist ein Grundrecht, ein verfassungsrechtlich gewährleistetes subjektives Grundrecht aller EU-BürgerInnen für Kommunalwahlen, und ich halte es eigentlich für verantwortungslos, dass Sie behaupten, man müsste diesem Recht nicht nachkommen, und sich hier auf fadenscheinige juristische Argumentationen zurückziehen, um 100 000 BürgerInnen in diesem Land ihr Wahlrecht zu verweigern. Das ist eigentlich sehr, sehr beschämend. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Eine reine Information für die Sportfreunde, für die Anhänger des italienischen Fußballs eine Hiobsbotschaft: Die Squadra Azzurra liegt 1:3 zurück. (Widerspruch und Heiterkeit.) Da bin ich einer Fehlinformation aufgesessen? Gut. Dann bleibt mir nur, dem Abg Mag Jung das Wort zu erteilen. Bitte sehr.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Präsident! 

Der Kollege Schreuder hat vorhin gesagt, wir sollen doch freundlich zu allen sein. Ich stimme ihm zu. Wir sollen freundlich zu allen sein, aber wir sollen ihnen auch sagen, welche Gesetze wir haben, und sagen, dass diese Gesetze einzuhalten sind und wir darauf bestehen. Und das genau bezieht sich zum Beispiel auf den von den Grünen vorhin angesprochenen Fall Arigona. Hätte man von Anfang an unsere Gesetze so vollzogen, wie sie eigentlich geschrieben sind, hätte sich diese Tragödie – und für diese Familie ist es eine Tragödie, keine Frage – nicht abgespielt. 

Ich verstehe ja, dass Einzelpersonen versuchen, alles auszunützen, was nur geht, aber das geht nur, wenn die verantwortlichen Politiker in der Regierung oben mitspielen. Jetzt ist es schwierig geworden, aber es ist notwendig, die Gesetze zu vollziehen, damit das keine Beispielsfolgen für die Zukunft hat. Wie gesagt, freundlich ja, aber was Gesetz ist, ist Gesetz und wäre einzuhalten.

In dem Zusammenhang steht auch das, was heute von den GRÜNEN hier eingebracht wird zur Frage des Wahlrechtes. Es stimmt ja nicht, dass das fadenscheinig ist, Frau Kollegin Vana, das ist nicht fadenscheinig, das ist die bestehende Rechtslage. Sie haben natürlich die Möglichkeit, eine Änderung dieser Rechtslage einzufordern. Das stimmt auch, Sie haben nicht verlangt, dass die Verfassung gebrochen wird. Das ist richtig, aber was ist eigentlich der Hintergrund dieses heutigen Antrages, frage ich mich.

Wäre dieser Antrag erst heute eingebracht worden und hätten Sie nicht schon vorher darüber gesprochen, dann würde ich sagen, das ist ein Ablenkungsmanöver für das, was sich bei den Grünen zur Zeit abspielt. Wir haben heute ja nicht nur das erfreuliche Ergebnis zur Marillenalm, wir haben heute auch gehört, dass sich die Grünen im 6. Bezirk in echte Grüne und in andere Grüne gespalten haben, und wir haben das gleiche Beispiel vom 8. Bezirk vor Augen. Jetzt warte ich ja nur darauf, dass sich der Landtagsklub in die echten Grünen spaltet (Abg Mag Rüdiger Maresch: Denken Sie daran, was ihr in Kärnten gemacht habt!) – ich weiß, das tut weh – und in die Frau Vassilakou, den Herrn Van da Bellen und den Herrn Chorherr. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Denken Sie daran, was ihr euch da für ein Ei gelegt habt!) Vielleicht steht uns das auch noch ins Haus, Herr Kollege. Das wäre nicht ganz überraschend nach dem, was sich hier bei den Wiener Grünen tut. 

Was ist der wirkliche Hintergrund dieses Antrages? Und den haben die Grünen eigentlich erreicht. Sie wollten Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, ärgern und am Nasenring vorführen, und genau das haben sie erreicht. Sie wollten den linken Flügel der SPÖ ansprechen und aufzeigen, mit welcher Doppelmoral die SPÖ in Wirklichkeit arbeitet. Auf der einen Seite sagen Sie, wir wären ja gern, wir hätten ja gern, wir täten ja gern, aber die blau-schwarze Koalition vor 10 Jahren oder vor 15 Jahren bald schon bei manchen Beschlüssen, und so weiter, und so weiter. Das zieht nur mehr am linken Flügel der SPÖ, und das haben sie erreicht. Das hat man daran gemerkt, dass die Sozialdemokraten jetzt plötzlich da in einer großen Zahl herauspilgern und zu allen möglichen Sachen Stellung nehmen.

Das ist ein Grund, aber ich habe den Verdacht, dass es noch einen anderen Grund gibt, und das lässt sich auch belegen durch Ihr ständiges Abstimmungsverhalten, nicht nur hier, sondern auch im Europäischen Parlament und in anderen Bereichen. Sie wollen ja nicht nur, dass die EU-Bürger bei uns ein weiteres Wahlrecht erhalten, sie wollen unser Wahlrecht zur Gänze aushöhlen. Sie wollen, dass jeder, der hier ist, langfristig überall mitstimmen kann. Sie sagen es hier noch nicht, anderen rutscht es über die Lippen. Einem anderen von Ihren Silberrücken im EU-Parlament, nämlich dem Herrn Cohn-Bendit, ist es herausgerutscht, was er eigentlich wirklich will. (Zwischenruf von Abg Marco Schreuder.) Wie war das, Herr Kollege? Ich verstehe Sie nicht. (Abg Marco Schreuder: Das betrifft die Europäische Union!) Ja, ja. Wie gesagt, dem Herrn Cohn-Bendit ist genau das herausgerutscht. Hören Sie sich erst einmal an, was er gesagt hat, und dann können Sie sagen, ob Sie seiner Meinung sind und sich trauen, sich dazu zu bekennen, oder ob Sie es noch still verschweigen wollen. 

Er sagt wörtlich: „Wir, die Grünen, müssen dafür sorgen, so viele Ausländer wie möglich" – in dem Fall sagt er, Deutschland – „nach Deutschland zu holen. Wenn sie in Deutschland sind, müssen wir für ihr Wahlrecht kämpfen. Wenn wir das erreicht haben, werden wir den Stimmenanteil haben, den wir brauchen, um diese Republik zu verändern." 

Das ist es, was Sie in Wirklichkeit wollen, und nichts anderes. Sie wollen diese Republik verändern, indem Sie sich eine Wählerklientel hereinholen. Nur, Sie werden sich täuschen bei der Geschichte! Sie werden sich nämlich deswegen täuschen, denn die Zukunft wird nicht die sein, dass Sie die Bobos der Grünen in Wien wählen, sondern es wird ethnische Parteien geben, ethnische Parteien, die ethnische Konflikte in unser Land bringen. Es wird dann auf der türkischen Seite eine Partei geben, die den Grauen Wölfen nahesteht, es wird eine Kurden-Partei geben, und sie werden diese Auseinandersetzung bei uns führen, wie es in Deutschland bereits der Fall ist. Ich kann es Ihnen sagen, denn ich habe eine solche Demo gesehen. Es haben beide eigentlich für die Moscheen demonstriert, und dann sind sie aufeinander gestoßen, und 3 000 Polizisten haben Probleme gehabt, die Prügeleien mit Eisenstangen, Steinen und so weiter dieser beiden ethnischen Gruppierungen auseinanderzuhalten.

Dieses Schicksal wollen wir in Österreich nicht haben, und wir hoffen auch, das der Bevölkerung soweit nahebringen zu können, bis Sie wieder in die Bedeutungslosigkeit versinken, aus der Sie einmal aufgetaucht sind. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Bevor ich der Frau Berichterstatterin das Wort zum Schlusswort erteile, darf ich jetzt authentisch mitteilen: Nach 97 Minuten hat Italien 2:3 verloren und scheidet damit aus. Paraguay und die Slowakei sind somit aus dieser Gruppe aufgestiegen. 

Ich danke für das Verständnis und bitte nunmehr die Frau Stadträtin, das Schlusswort zu formulieren.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Zwei europäische Mannschaften haben gespielt und haben ihre Auseinandersetzung geführt, wir führen hier eine andere europäische Auseinandersetzung, die sich in erster Linie darum dreht, einen Rahmen zu beschließen und dieses Gesetz heute hier gemeinsam zu verabschieden. 

Europa ist unglaublich mobil geworden, Europa hat eine enorme Bewegung. Auch innerhalb der Europäischen Union passiert Migration, passiert Bewegung und ist mittlerweile eine Mobilität wahrnehmbar, die weit über die Mobilität von zum Beispiel Drittstaatsangehörigen hinausgeht. Das ist natürlich für alle Länder innerhalb der Europäischen Union eine unglaublich große Herausforderung. 

Eines der ganz wichtigen Elemente wird natürlich sein, welche entsprechenden Mechanismen Europa gemeinsam einführen wird, die dieser Mobilität gegenüber eine entsprechende Haltung zeigen, die entsprechende Maßnahmen setzen werden und die Europa auch eine entsprechende Position abverlangen werden.

Auf die einzelnen Unionsstaaten heruntergebrochen, heißt das, dass man sich mit dem Thema der europäischen Zuwanderung und wiederum Abwanderung auseinandersetzen muss, dass es integrationsbegleitende Maßnahmen auch für UnionsbürgerInnen braucht und dass es selbstverständlich auch Partizipationsmöglichkeiten braucht. 

Für sogar eine direkte Form der Demokratie der Partizipation, nämlich dem Wahlrecht, hat es ganz klare Positionierungen hier auch in diesem Gremium des Landtages gegeben, wo die GRÜNEN und die SPÖ ja damals gemeinsam für ein Wahlrecht gestimmt haben. Und so ist der politische Diskurs in einem permanenten, ja. wie soll ich sagen, Entwicklungsprozess und ist der politischen Diskurs auch notwendig weiterzuführen. Ich denke, die Positionen haben sich nicht verändert. Aber leider haben sich auch die rechtlichen Rahmenbedingungen nicht verändert. Gemeinsam hier auch weiter Schritte zu setzen und in der Partizipation ganz wichtige Integrationsschritte zu sehen, ist wichtig, und da braucht es natürlich einen Verbund, einen Verbund auf den verschiedensten Ebenen. Heute entscheiden wir hier über den Verbund für territoriale Zusammenarbeit und ich bitte um Zustimmung zu diesem Gesetz. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist mit den Stimmen der Sozialdemokratie, der Freiheitlichen Partei und der Volkspartei unterstützt und somit mehrstimmig beschlossen. Das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen.

Es liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der grünen Abgen Mag Maria Vassilakou, Marco Schreuder und FreundInnen vor betreffend Wahlrecht für in Wien lebende EU-BürgerInnen auch auf Gemeinderatsebene. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Ich frage daher die Mitglieder des Wiener Landtages, wer diesen Beschlussantrag unterstützt? – Dies ist nur von der beantragenden Fraktion mitgetragen, daher abgelehnt.

Ich schlage nunmehr vor, die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage sofort vornehmen zu dürfen. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist einstimmig so beschlossen.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz auch in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dieses Gesetz ist auch in zweiter Lesung daher einstimmig beschlossen.

Die Postnummer 2 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994, die 28. Novelle zur Dienstordnung 1994, die Besoldungsordnung aus dem gleichen Jahr, die 36. Novelle zur Besoldungsordnung 1994, die Vertragsbedienstetenordnung 1995, die 32. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995, die Pensionsordnung 1995, nämlich die 20. Novelle zur Pensionsordnung 1995, das Ruhe- und Versorgungsgenusszulagegesetz 1995, die 9. Novelle zu eben diesem Ruhe- und Versorgungsgenusszulagegesetz, das Unfallfürsorgegesetz 1967, die 17. Novelle zum Unfallfürsorgegesetz 1967, das Wiener Bedienstetenschutzgesetz 1998, die 5. Novelle zum Wiener Bedienstetenschutzgesetz 1998, das Wiener Personalvertretungsgesetz, die 16. Novelle zum Wiener Personalvertretungsgesetz, das Wiener Bezügegesetz 1995, die 10. Novelle zum Wiener Bezügegesetz 1995, das Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995, die 11. Novelle zum Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995 und das Gesetz über den Unabhängigen Verwaltungssenat Wien, die 8. Novelle zum Gesetz über den Unabhängigen Verwaltungssenat Wien geändert werden und das Wiener Eltern-Karenzgeldzuschussgesetz aufgehoben wird. Berichterstatterin hiezu ist wiederum Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Abgeordnete! Ich bitte um Zustimmung zur vorliegenden Novelle.

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Wiener Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist einstimmig so beschlossen. (Abg DDr Eduard Schock: Nein, nein! – Abg Veronika Matiasek: Nein!) Pardon. Ohne Stimmen der Freiheitlichen, daher mehrstimmig, ohne die Stimmen der FPÖ so beschlossen. Danke für die Korrektur. Das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen.

Ich schlage nunmehr erneut vor, die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage sofort vornehmen zu dürfen. Ich bitte jene Mitglieder des Wiener Landtages, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist zögerlich, aber doch von allen vier Parteien sohin unterstützt und daher einstimmig beschlossen.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Wiener Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist erneut mit der Sozialdemokratie, der Grünen Fraktion und der ÖVP mehrstimmig beschlossen worden.

Postnummer 3 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Gleichbehandlungsgesetz, die 11. Novelle zum Wiener Gleichbehandlungsgesetz, das Wiener Landeslehrerinnen- und Landeslehrer-Gleichbehandlungsgesetz, die 1. Novelle zu diesem Wiener Landeslehrerinnen- und Landeslehrer-Gleichbehandlungsgesetz geändert werden. Berichterstatterin hiezu ist wiederum Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zur Novelle des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes.

Präsident Prof Harry Kopietz: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Dr Vana. Ich ersuche Sie darum.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich werde nur sehr kurz zur 11. Novelle, es ist ja schon die 11. Novelle seit 1996 des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes, Stellung nehmen. Das Wiener Gleichbehandlungsgesetz ist ja eigentlich ein sehr, sehr gutes, ein sehr fortschrittliches Gesetz. Wir haben es immer unterstützt. Trotzdem schreitet unserer Ansicht nach die Gleichstellung im Wiener Magistrat nur sehr, sehr langsam und sehr mäßig voran. Man könnte also sagen, es hapert auf gut wienerisch oder es mangelt, ist der schönere Ausdruck, an der Umsetzung. Es besteht hier sehr großer Handlungsbedarf, einmal hinzuschauen, brauchen wir nicht offensivere Umsetzungsstrategien, um das gute Recht auch wirklich in bessere Kennzahlen hier für den Wiener Magistrat umzusetzen. 

Leider ist diese Novelle unserer Ansicht nach kein großer Wurf, wie die Frau StRin Frauenberger heute medial angekündigt hat. Sie sprechen von so genanntem Turbomotor für die Gleichstellung und von einem neuen Gleichbehandlungsgesetz. Das ist es unserer Ansicht nach nicht. Wir werden der Novelle zwar zustimmen. Es sind einige Verbesserungen, die hier tatsächlich vorgenommen werden, keine Frage, und auch einige Anpassungen an aktuelle Evaluierungsergebnisse. Also es wird zum Beispiel in Zukunft im Rahmen einer Neudefinition des Dienststellenbegriffs mehr Kontaktfrauen geben. Das ist gut. Diese Kontaktfrauen werden auch mehr Weiterbildungsmöglichkeiten und ein Recht auf Weiterbildung bekommen. Es wird alle drei Jahre eine Berichtslegung durch den oder die, denke ich, Gleichbehandlungsbeauftragte im Gemeinderat geben. Das wird auch, denke ich, endlich die Debatte in diesem Haus über Frauenförderung und ihre Maßnahmen etwas beleben.

Sehr wichtig sehen wir auch, dass künftig die Mehrfachvernehmungen von Opfern sexueller Belästigung vermieden werden sollen, in Fällen von schwerer sexueller Belästigung. Wir hätten uns gewünscht, dass es in allen Fällen sexueller Belästigung möglich wäre, diese Vermeidung von Mehrfachvernehmungen vorzunehmen. Also es ist einmal ein wichtiger Schritt. Und selbstverständlich ist auch die Berücksichtigung der Eingetragenen Partnerschaften in diesem Gesetz ein enorm wichtiger Schritt.

Allein, wir sehen auch einige Dinge kritisch, die Sie auch in der Presseaussendung angemerkt haben. Zum Beispiel reden Sie von der Einführung einer Gleichbehandlungsanwaltschaft. Wir finden eigentlich diesen Ausdruck irreführend. Es ist in dem Sinn unserer Ansicht nach keine Anwaltschaft, die diesen Namen verdient oder die mit anderen Anwaltschaften, wie zum Beispiel der Umweltanwaltschaft, vergleichbar wäre. Die Gleichbehandlungsanwaltschaft ist nicht einmal als Begriff im Gesetz verankert und wird auch nicht durch die Landesregierung bestimmt. Also die Gleichbehandlungsbeauftragte wird nicht, wie die Umweltanwältin, durch die Landesregierung bestimmt, sondern auf Grund eines Dreiervorschlags von der Stadträtin, was vielleicht auch Fragen der Unabhängigkeit aufwirft. Das ist schade. Man hätte hier weitergehende Lösungen für eine echte Gleichbehandlungsanwaltschaft finden können. Das hätten wir sehr begrüßt.

Und auch die Auflösung der Wiener Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungsfragen könnte kritisch werden, sage ich einmal so. Wir geben dem ja eine Chance der Neuregelung, sage ich. Aber wir befürchten, dass hier Experten und Expertinnen, die bisher beigezogen waren, wie zum Beispiel die Gewerkschaft, wie zum Beispiel die Personalvertretung, hier künftig mit ihrer Expertise und auch mit ihrer Verantwortung, die sie damit für die Gleichstellung gehabt haben, hier ausgeschlossen sind. In Hinkunft würde es sich nur mehr um eine Kann-Bestimmung handeln, dass also Experten/Expertinnen von der Gleichbehandlungskommission beigezogen werden können, aber nicht mehr müssen wie bisher in der Wiener Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungsfragen, die ja sehr breit aufgestellt war.

Was wir auch vermissen, ist einfach schlichtweg, dass es nicht mehr Ressourcen für Gleichbehandlungen gibt und keine Aufstockung der Gleichbehandlungsorgane. Ja, ich muss es immer wieder sagen, es gibt zwar eben, wie gesagt, eine Aufgabenausweitung und auch eine bessere Klarstellung von Aufgaben, aber, wie gesagt, mehr Ressourcen und eine Aufstockung wären hier sehr, sehr dringend. Es gibt nicht mehr Transparenz und Kontrollmöglichkeiten. Leider gibt es immer noch keine Sanktionen bei der Nichterfüllung der Ziele. Leider wird das Thema Einkommen im Magistrat für die Gleichbehandlungsbeauftragten kein Thema sein. Das halten wir für sehr schade, weil wir das Problem der Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern auch im öffentlichen Dienst, obwohl er geringer ist als in der Privatwirtschaft, für ein dringendes Problem halten und werden auch dazu nachher noch einen Antrag einbringen. Und es gibt keine Möglichkeit der Gleichbehandlungsbeauftragten zur Stellungnahme für Gesetze, also kein vorgeschriebenes Recht dazu. Das finden wir schade und sagen, es bleibt eben viel ungelöst mit der Novelle, die Sie vorlegen. Es sind Verbesserungen gesetzt, aber es wird damit nicht getan sein. Es braucht flankierende Maßnahmen für Frauenförderung im öffentlichen Dienst und diesen Antrag wird formal dann meine Kollegin Eva Lachkovics einbringen, denn ich darf ja formal keine Anträge in diesem Gremium stellen. Es wird um Frauenförderung allgemein, um die Erhöhung des Frauenanteiles in Leitungsfunktionen bei der Aus‑ und Weiterbildung und eben um den Kampf gegen Einkommensunterschiede im öffentlichen Dienst gehen. Ich denke, das ist ein dringendes Problem und wir sollten hier auch wirklich Seite an Seite kämpfen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Krotsch. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja, sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Als Frauensprecherin meiner Fraktion freut es mich heute doppelt, dass wir die 11. Novelle zum Wiener Gleichbehandlungsgesetz heute zur Beschlussfassung vorliegen haben. Es wurde seit zwei Jahren sehr intensiv an der Evaluierung des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes gearbeitet und an der Änderung der jetzigen Gleichbehandlungsstruktur. Ich möchte da allen Beteiligten recht herzlich für das Engagement danken und ich glaube, die Ergebnisse aus dieser Arbeitsgruppe, die Veränderungen, die heute zur Beschlussfassung da liegen, können sich sehen lassen.

Liebe Frau Kollegin Vana! Hier geht es nicht ums Schönreden. Wir lassen uns die Verbesserungsvorschläge, das Verbesserungspotenzial hier keinesfalls kleinreden. 

Es ist durch die Evaluierung des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes hinsichtlich einzelner seiner Bestimmungen, nämlich wenn man die Organstrukturen anschaut und die regelnden Steuermechanismen, die die Gleichstellung der Geschlechter im Berufsleben und die Frauenförderung betreffen, wirklich hier vieles verbessert worden und einige zentrale und sehr wichtige Veränderungen möchte ich hier ganz kurz auch noch einmal erwähnen. Ein paar hat Kollegin Vana schon angesprochen, nämlich das neue Gleichstellungsprogramm. Hier haben wir wirklich mehr Verbindlichkeit und Flexibilität. Wir haben hier starke Strukturen im Gesetz verankert und haben die Frauenförderpläne, die eine Laufzeit von sechs Jahren hatten und dadurch halt nicht so flexibel waren, jetzt auf drei Jahre verkürzt. Wir haben hier mit dem Gleichstellungsprogramm wirklich sehr klare Zielvorgaben, die von der Gleichbehandlungsbeauftragten als Vorschläge gemacht werden. Es ist so, dass die Zielvorgaben natürlich nicht im Gesetz sind. Wir brauchen Zielvorgaben, die flexibel sind, wir brauchen für die Dienststellen auch Teilzielvorgaben, dass diese ihnen offen stehen. Wir haben den Rahmen vorgegeben, aber das Gesetz muss ja auch so flexibel sein, dass es eben dann auch mit Leben gefüllt wird. 

Wir haben neben dem Gleichstellungsprogramm eine Neudefinition des Dienststellenbegriffes. Das hat auch StRin Monika Vana schon erwähnt. Wir haben hier wirklich Verantwortlichkeiten, die klarer geregelt sind, weil wir von dem oft ein bisschen schwierig zu handhabenden Dienststellenbegriff nach dem Wiener Personalvertretungsgesetz weggehen werden hin zu den GOM-Dienststellen, also dem Dienststellenbegriff nach der Geschäftsordnung für den Magistrat der Stadt Wien. Also wir haben, wenn wir das PVG hernehmen, immer mehrere Dienststellen zusammengehabt, viele kleinere, mehrere Dienststellen, die zusammengefasst waren und sich hier vielleicht manche Dienststellen auch verstecken haben können oder es einfach nicht klar ersichtlich war, welche Verantwortung für Frauenförderung wirklich in den einzelnen Dienststellen liegt und jetzt ist es eben anders. Wir haben hier wirklich eine klare Übersicht und klare Verantwortungen mit der neuen Novelle. 

Was weiters auch sehr wichtig ist zu erwähnen, wir haben eine Bündelung von Kompetenzen in der Gleichbehandlungskommission und bei den Gleichbehandlungsbeauftragten. Das heißt, ganz anders wie Kollegin Vana gesagt hat, dass wenn die WAG weg ist, das hier alles verloren geht, dass Aufgaben verloren gehen, dass ExpertInnen nicht mehr eingebunden sind, denn durch diese Verlagerung von der Wiener Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungsfragen hin zur Gleichbehandlungsstelle und hin zu den GBBs wurde die WAG obsolet. Aber die ExpertInnen, das ExpertInnenwissen wird nicht verloren gehen. Keine Aufgaben werden verloren gehen. Sie sind sozusagen nur verschoben worden hin zur GBK und zu den GBBs. Aber, wie gesagt, hier Kräfte bündeln, Kompetenzen bündeln, nichts geht verloren.

Auch angesprochen bezüglich des Stellungsnahmerechtes der Gleichbehandlungsbeauftragten, das da auch verloren geht oder nicht berücksichtigt wird: Es ist so, dass die Gleichbehandlungskommission natürlich ein Stellungsnahmerecht hat und die Gleichbehandlungsbeauftragte dort Mitglied ist. Also kann man auch nicht davon sprechen, dass die GBBs kein Stellungsnahmerecht haben.

Was generell sehr wichtig ist, ist die Aufwertung der Gleichbehandlungsbeauftragten generell. Mit der Einrichtung der eigenen Organisationseinheit erfahren die Gleichbehandlungsbeauftragten eine wichtige Aufwertung. Es ist eine Art Gleichbehandlungsanwaltschaft, es ist eine eigene Dienststelle, es ist genügend Personal, nämlich auch aufgestockt, es sind dann mehr Gleichbehandlungsbeauftragte vor Ort. Der Magistrat hat für die personellen und sachlichen Erfordernisse für die Gleichbehandlungsbeauftragten zu sorgen. Also das ist Realität, wenn eine Dienststelle eingerichtet wird, dass eben dort auch Personal und sachliche Erfordernisse vorhanden sind. Wie gesagt, es ist mehr Personal, mehr Kompetenz, alles in allem eine Aufwertung. Wir haben für fünf Jahre unabhängige, weisungsfreie Gleichbehandlungsbeauftragte von unserer Stadträtin für Frauenfragen und Personal bestellt und das ist auch wie bisher. Da haben wir eigentlich auch gute Erfahrungen gemacht und ich denke mir, Bewährtes muss man ja auch in diesem Fall nicht unbedingt ändern. Sie sind unabhängig, weisungsfrei, was will man mehr.

Was noch wichtig ist, auch was Kollegin Vana schon erwähnt hat, was wirklich österreichweit einzigartig ist, ist, dass nämlich durch die Änderung des Disziplinarrechtes und des Gleichbehandlungsgesetzes es eben jetzt künftig gewährleistet ist, dass Opfer von schweren sexuellen Belästigungen nur mehr ein Mal aussagen müssen. Also wir wissen oder wir können uns sicher auch in Opfer von sexueller Belästigung hineinfühlen, haben vielleicht auch schon Opfer kennengelernt oder sind eben durch auch Vereine oder Institutionen mit dieser Thematik befasst. Es werden im Verfahren, wo auch die Gleichbehandlungskommission vertreten sein kann, in der Disziplinarkommission Protokolle sowie auch Bild‑ und Tonaufzeichnungen gegen den Täter verwendet werden. Das ist einfach ein riesiger Vorteil, dass eben die Belastung der Opfer, nämlich durch noch einmal „face to face“ mit dem Täter konfrontiert zu werden, hiermit auch durch mehrere intensive Befragungen auch oft vermieden werden kann. Und wie schon eingangs gesagt, wir sind sehr stolz darauf, weil es bisher österreichweit einzigartig ist.

Eine kurze tour d’horizon durch das neue Gleichbehandlungsgesetz. Ich glaube, es ist eine sehr wichtige und durchdachte Novelle. Wir haben ja seit 1996 das Gleichbehandlungsgesetz hier in Wien. Es gab immer wieder Novellen, aber es ist immer noch nicht perfekt gewesen. Heute haben wir wirklich eine sehr verbesserte Novelle zur Beschlussfassung vorgelegt. Und weil eben auch noch einmal die Prozente der Frauen in Führungspositionen angesprochen worden sind: Also wir haben hier die aktive Frauenförderung als Bestandteil der Personalpolitik in unserer Stadt, aber eben auch die Quotenregelung. Natürlich sind wir mit 30 Prozent nicht zufrieden, aber seit dem Jahr der Einführung haben wir uns wirklich sehr gut verbessert, nämlich mit eben 30 Prozent Anteil der Frauen in Führungspositionen. Aber damit geben wir uns sicherlich nicht zufrieden, keine Angst. Wir gehen mit riesengroßen Schritten auf die 50 Prozent Quote hin und das hoffentlich gemeinsam. Wir haben eigentlich gemeinsam mit den Frauensprecherinnen der einzelnen Parteien schon eine sehr gute Abstimmung gehabt. Aber ich kann noch einmal auch an alle appellieren um Zustimmung zu der vorliegenden Novelle. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Lachkovics. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Eva Lachkovics (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte mich meiner Kollegin, Landesrätin Vana, in Bezug auf diese Novelle anschließen und auch den von ihr angekündigten Antrag einbringen. Ich möchte nur zum Thema Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern etwas ergänzen. Ein Grund für die große Einkommensschere zwischen Frauen und Männern in Österreich ist ja die Tatsache, dass Frauen für denselben Job oft niedriger eingestuft werden als Männer. Nun sollte man meinen, dass das bei der Stadt Wien im Magistrat und in den Unternehmen der Stadt Wien nicht vorkommt. Leider wurden wir kürzlich im Ausschuss eines anderen belehrt. Da ging es um einen Mann und eine Frau, beide gleich alt, beide in derselben Funktion, nur der Mann wurde von vornherein um zwei Gehaltsstufen höher eingestuft als die Frau. Das hat uns natürlich gewundert und wir haben nachgefragt und es stellte sich heraus, nicht nur dass die Frau einen höheren Ausbildungsabschluss hat als der Mann, sie hat auch drei verschiedene Qualifikationen, die sie für ihre Funktion braucht, der Mann nur eine. Uns wurde mitgeteilt, dass auf Grund der Qualifikation die Frau niedriger eingestuft wurde als der Mann. Da fragt man sich natürlich, um wie viele Qualifikationen muss eine Frau mehr haben als ein Mann, damit sie gleich eingestuft wird. 

Deshalb möchte ich hier appellieren, dass man sich auch im Wirkungsbereich der Stadt Wien genau anschaut, wie Frauen und Männer für dieselben Jobs eingestuft werden, nach welchen Kriterien die Qualifikationen bewertet werden und wer die Qualifikationen bewertet. Da könnte man sicher schon einmal einen großen Beitrag zur Verringerung der Einkommensschere zwischen Frauen und Männern im Wirkungsbereich der Stadt Wien erreichen.

Somit bringe ich diesen Antrag ein und danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Abgeordnete! 

Ja, die 11. Novelle zum Wiener Gleichbehandlungsgesetz liegt uns vor. Sie war getragen von dem Geist, dass Frauen in dieser Stadt sicher, selbstbestimmt und unabhängig leben können und dass es eine absolute Gleichstellung zwischen den Geschlechtern geben muss. Wir haben in diesem Sinne zwei Jahre sehr konzentriert an dem Entwurf gearbeitet, der uns heute vorliegt. Das Ziel war die Modernisierung und eine höhere Effizienz dieses Gesetzes. Denn wenn wir sagen, dass wir Gleichbehandlung ernst nehmen und das Ziel die Gleichstellung ist, dann braucht es Instrumente, verschiedene Instrumente, um das Ziel auch zu erreichen. Da sind die Quoten zu nennen, da sind gemeinsame Vorstöße in Richtung der Bevorteilung von Unternehmen zu nennen, die Frauen fördern. Da sind aber auch die entsprechenden Frauenförderpläne gemeint und es ist auch damit gemeint, in der Einkommenspolitik etwas zu verändern. Da gibt es natürlich auch einen Handlungsbedarf innerhalb der eigenen Bediensteten innerhalb der Stadt. Aber Wien war eigentlich Vorreiterin beim Thema Einkommenstransparenz und wird jetzt auch durch den gesetzlichen Vorstoß von der Frau Bundesministerin im Bereich der Einkommenstransparenz sehr rasch in die Aktion treten und diesem Gesetz nachkommen, denn ich bin davon überzeugt, dass die Transparenz ein guter Beitrag dazu ist, auch weiter die Einkommensschere zu schließen. Wien steht besser da als der Rest von Österreich. Aber mit dem sind wir natürlich nicht zufrieden. Hier geht es um konsequente Schritte und die Einkommenstransparenz ist da eine große Hoffnung, in der Privatwirtschaft in besonderem Maße, aber man muss sich natürlich auch den eigenen Bereich anschauen. 

Den eigenen Bereich anschauen, das war ja auch die Hauptmotivation für diese 11. Novelle. Wir haben versucht, die Verantwortlichkeiten klarer zu definieren. Wir haben versucht, mehr Verbindlichkeiten auch herzustellen. Wir haben eine eigene Organisationseinheit geschaffen, die in einer strukturierten und gut mit Ressourcen ausgestatteten Form arbeiten kann. Wir haben versucht, die Kräfte zu bündeln und nicht auf mehreren Ebenen verschiedene Verantwortliche ohne tatsächliche Verbindlichkeiten zu haben. Und wir haben das Berichtswesen neu geregelt, denn niemand hat etwas davon, wenn Ordner vollgeschrieben werden mit Zahlen, die für niemanden nachvollziehbar sind und die aber dann letztendlich auch nicht die Möglichkeit geben, den Finger auf die Wunde zu legen und zu sagen, genau hier muss was passieren und was wird da passieren. Dafür gibt es dann auch die entsprechenden Frauenförderpläne, deren Zielsetzungen ganz, ganz wichtig sind. 

Einkommen ist in der 11. Novelle nicht drinnen, weil Einkommen schon die ganze Zeit in diesem Gesetz drinnen steht, die Möglichkeit, eben Einkommen zu durchleuchten, Maßnahmen zu setzen, dass es keine Einkommensunterschiede gibt und dass die Frauen auch in der Stadt Wien für die gleiche Tätigkeit auch das gleiche Entgelt bekommen. Das alles firmiert jetzt unter diesem Gesetz.

Den Fall, den Sie angesprochen haben, da muss ich dazu sagen, diese Kollegin sollte zum Beispiel tatsächlich die Instrumente nutzen und eine Gleichbehandlungsbeauftragte aufsuchen und schauen, ob es tatsächlich eine Diskriminierung gibt oder nicht. Uns ist damals in der Personalkommission schlüssig argumentiert worden, warum es zu der unterschiedlichen Einkommenssituation kommt. Aber es ist natürlich ganz, ganz wichtig, dass hier nicht der Landtag darüber befindet, ob es da eine Diskriminierung gibt oder nicht, sondern dass die Frau auch tatsächlich ihre Rechte ausnützt.

Zwei Jahre Prozess sind heute hier vollbracht. Das sage ich nicht ohne Freude. Das ist mit großer Leidenschaft passiert. Ich möchte mich daher an dieser Stelle ganz, ganz besonders bei der MA 57 bedanken, die diesen Prozess mit ihrer Expertise begleitet hat, bei der MA 1, die da hervorragend auch den legistischen Aufbereitungsweg gegangen ist, bei den Gleichbehandlungsbeauftragten und bei meiner Mitarbeiterin Mag Kromus, die für mich diesen Prozess in enger Abstimmung mit den Frauenbeauftragten oder den Frauensprecherinnen der einzelnen Fraktionen geleitet hat, und für meine Fraktion bei der Nicole Krotsch, die auch alle Verhandlungen geführt hat und mit den entsprechenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gesprochen hat. Ich glaube, diese Novelle kann sich sehen lassen. Wir haben eine große Freude und kommen damit unserem frauenpolitischen Ziel einen großen Schritt näher. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Landesrätin! 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. Art 1 § 28 ist eine Verfassungsbestimmung. Hierfür ist gemäß § 124 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung die Anwesenheit der Hälfte der Landtagsabgeordneten erforderlich, die ich nun feststelle. Gemäß § 124a der Wiener Stadtverfassung ist dafür ein gültiger Beschluss, eine Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen Stimmen erforderlich. Diese Bestimmung gilt für beide Lesungen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, die ich getrennt vornehme. Zuerst lasse ich alle Bestimmungen, ausgenommen Art 1 § 28, abstimmen. Dafür genügt die einfache Mehrheit.

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang, ausgenommen Art 1 § 28, zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen. Danke, dieser Teil des Gesetzes ist somit angenommen.

Wir kommen nun zur Verfassungsbestimmung. Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtages, die dem Art 1 § 28 zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, auch dieser Teil ist einstimmig beschlossen. 

Wir kommen nun zu, Entschuldigung, das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Frauenförderung im öffentlichen Dienst. Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen möchte, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Zustimmung der ÖVP, FPÖ und GRÜNEN somit nicht die erforderliche Mehrheit und der Antrag nicht angenommen.

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage sofort vornehmen zu lassen. Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich sehe hier Einstimmigkeit, somit beschlossen.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich sehe auch hier Einstimmigkeit. Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 4. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Ausländergrunderwerbsgesetz, das Wiener Landesstiftungs‑ und Fondsgesetz, das Wiener Prostitutionsgesetz, das Wiener Ehrenzeichengesetz, das Gesetz über die Einhebung einer Dienstgeberabgabe, das Wiener Sportstättenschutzgesetz, das Wiener Schulgesetz, das Wiener Tanzschulgesetz 1996, das Wiener Kinogesetz 1955, das Wiener Veranstaltungsgesetz, das Wiener Pflegegeldgesetz, das Wiener Sozialbetreuungsberufegesetz, das Wiener Sozialhilfegesetz, das Wiener Grundversorgungsgesetz, das Wiener Leichen‑ und Bestattungsgesetz, das Wiener Wohn‑ und Pflegeheimgesetz, das Wiener Krankenanstaltengesetz, das Wiener Rettungs‑ und Krankentransportgesetz, das Wiener Fiaker‑ und Pferdemietwagengesetz, das Wiener Tierzuchtgesetz, das Wiener Buschenschankgesetz, das Gesetz über die Betrauung von Personen mit der Funktion eines Forstschutzorganes, die Wiener Landarbeitsordnung 1990, das Wiener Landwirtschaftskammergesetz, das Wiener Fischereigesetz, das Wiener Jagdgesetz, das Wiener Feuerpolizei‑, Luftreinehalte‑ und Klimaanlagengesetz und das Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz geändert werden. Berichterstatterin ist Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zur Sammelnovelle zum Eingetragenen Partnerschaftsgesetz. Danke.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General‑ und Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird gegen diese Zusammenlegung ein Einspruch erhoben? – Das ist nicht der Fall und ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Schreuder. Ich ersuche darum.

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön, Herr Präsident!

Ich glaube, Sie hatten jetzt eine längere Redezeit als ich, was ja auch zeigt, welche umfangreiche Arbeit das auch ist, so etwas wie eine Eingetragene PartnerInnenschaft, die auf Bundesebene beschlossen worden ist, im Wiener Landesrecht und hoffentlich folgen ja dann noch acht weitere Bundesländer in demselben Ausmaß. Ja, was diese Umsetzung für Folgen hat und wie viele Gesetze davon betroffen sind. Es ist daher ein schöner Tag für Wiens Lesben und Schwule. Ich freue mich daher, dass wir das so hinbekommen haben, wobei natürlich die Probleme, die bei der gesamten Gesetzgebung entstanden sind, vor allem auf Bundesebene zu finden sind. 

Auf der Bundesebene haben wir es nicht geschafft, mittels der Eingetragenen Partnerschaft eine wirkliche Gleichstellung zu Wege zu bringen. Die Eingetragene PartnerInnenschaft hat noch immer über 40 Unterschiede zum Eherecht, teilweise überhaupt ohne sachliche Begründung. Es geht hier wirklich nur um Gemeinheiten seitens der ÖVP. Es gibt Verschlechterungen sogar in der eigenen PartnerInnenschaft, was es früher nicht gab, zum Beispiel das Verbot auf Adoption oder das Verbot der künstlichen Befruchtung. Das wurde jetzt explizit hineingeschrieben, was eine Verschlechterung ist zu dem, wie es vorher war. Teilweise hat das sogar die absurde Situation zur Folge, dass nicht eingetragene gleichgeschlechtliche Paare in Wien bereits mehr Rechte haben als Eingetragene PartnerInnen und leider auch das Diskriminierungsverbot, das in den ersten Entwürfen drinnen war, gibt es im Eingetragenen Partnerschaftsgesetz nicht mehr. Ich weiß, dass die SPÖ vor allem auf Bundesebene hier einen anderen Kurs hätte fahren wollen, das ist mir bewusst. Auch die Parteibeschlüsse der SPÖ sehen ja hier anders aus. Aber leider war eine Durchsetzungsfähigkeit gegenüber den homophoben Betonschädeln der ÖVP nicht möglich. 

Die ÖVP ist in dieser Frage nach wie vor eine Verhindererpartei, eine Nicht-Gleichstellungspartei, eine Partei, die Gemeinheiten überall dort einführen möchte, wo es nur geht, die nicht daran denkt, einfach ein für allemal Lesben und Schwule, zumindest lesbisch und schwule Paare mit heterosexuellen Paaren gleichzustellen. Und das hat so absurde Gemeinheiten zur Folge, die vor allem von der Innenministerin Maria Fekter kam, wie beispielsweise ein Bindestrichverbot für Menschen mit Doppelnamen. Wir haben ja selbst hier im Haus einige Politikerinnen und Politiker mit einem Doppelnamen, Mailath-Pokorny, um einen zu nennen, oder Faymann-Ludwig und da ist immer ein Bindestrich dazwischen. Wenn Lesben und Schwule eine Eingetragene PartnerInnenschaft eingehen, dürfen sie diesen Bindestrich nicht haben. Jetzt kann man sagen, das ist eh wurscht, das ist ja nur ein Bindestrich. Das hat aber tatsächlich für viele Paare sehr unangenehme Folgen. Ich nenne Ihnen ein Beispiel aus meinem persönlichen Bekanntenkreis. Ein serbischer Staatsbürger ist mit seinem Freund schon sehr lange zusammen, hatte allerdings bislang nur den Aufenthaltsstatus als Student. Sein Studium neigte sich bereits zum Ende zu. Natürlich, die Eingetragene Partnerschaft mit seinem langjährigen Freund ermöglichte ihm endlich, hier den Aufenthalt mit seinem Freund zu ermöglichen und sie sind sofort eine Eingetragene Partnerschaft eingegangen. Ist ja auch logisch. Jetzt haben die, noch nicht daran denkend, weil die Bindestrichgeschichte kam ja erst relativ spät, wenn wir uns alle noch richtig erinnern, eine Eingetragene Partnerschaft eingegangen und haben entschieden, sie wollen den Doppelnamen. Jetzt ist dieser junge Mann allerdings in seiner Firma von einem nicht geoutet worden und er will auch gar nicht, dass die das dort wissen. Er weiß, der Chef ist homophob, er will seinen Job nicht verlieren. Jetzt hat er allerdings einen anderen Namen und zwar ohne Bindestrich. Und dieses ohne Bindestrich outet ihn automatisch beim Arbeitgeber als homosexuell. Das, was er nicht wollte. Das ist eine Gemeinheit von der Innenministerin und das ist eigentlich absolut abzulehnen. Dasselbe wie, dass man plötzlich keinen Familiennamen mehr hat, sondern einen Nachnamen, das ist auch so eine ganz merkwürdige Gemeinheit. Die ÖVP zwingt Lesben und Schwule zum Zwangs-Outing und das ist völlig inakzeptabel. Eine Lösung wäre sehr einfach. Entweder man schafft zuerst einmal diese Gemeinheiten innerhalb der Eingetragenen Partnerschaft ab. Das ist voll logisch. Aber eine wirkliche Gleichstellung würde bedeuten, alle haben dieselben Wahlmöglichkeiten des Zusammenlebens und alle haben dieselben Rechte und Pflichten des Zusammenlebens ohne irgendwelche Unterschiede. 

Daher bringe ich auch zwei Anträge in dem Fall ein. Der erste Antrag betrifft die Eingetragene PartnerInnenschaft, die nunmehr seit 1. Jänner 2010 eingeführt ist. Sie wissen, es ist ein Sondergesetz für Lesben und Schwule und steht Heterosexuellen nicht zur Verfügung, hat aber sehr unterschiedliche Regelungen. Zum Beispiel gibt es im Scheidungsrecht tatsächlich andere Bestimmungen, die für viele heterosexuelle Paare durchaus attraktiv sind, weil sie nicht so streng sind wie zum Beispiel innerhalb der Ehe. Jetzt stellt sich natürlich die Frage, weil was die ÖVP da in Wahrheit gemacht hat, ist ja nicht, nur homosexuelle Paare zu diskriminieren, sondern auch heterosexuelle Paare, die viel lieber eine Eingetragene PartnerInnenschaft hätten als eine Ehe. Deswegen sollte man ganz klar die Eingetragene PartnerInnenschaft in ein modernes Rechtsinstitut umbauen und heterosexuellen Paaren die Möglichkeit geben, diese einzugehen. Ich stelle daher den Antrag:

„Der Landtag wolle beschließen, der Wiener Landtag fordert die Bundesregierung auf, die Eingetragene PartnerInnenschaft auch für verschieden geschlechtliche Paare zu öffnen.“

Der zweite Bereich betrifft natürlich die Ehe selbst, für die einen ein antiquiertes Modell aus den Zeiten des Patriarchats, ist, nebenbei bemerkt, auch dringend reformbedürftig. Es ist nicht der Weisheit letzter Schluss, die Ehe einzugehen, bei Weitem nicht. Aber sie ist vorhandenes Recht in unserem Zivilrecht. Den Lesben und Schwulen steht dieses Institut nicht zur Verfügung. Die letzten Eheverbote, die wir so hatten, das waren interkonfessionelle. Irgendwann durften LehrerInnen nicht heiraten, Soldaten durften auch irgendwann einmal nicht heiraten. Also wir haben es eh geschafft, alle Verbote, die es in der Geschichte unserer Republik einmal gab, abzuschaffen. Das einzige Verbot, das noch existiert, ist eigentlich eine Diskriminierung auf Grund des Geschlechts, weil ich ja heiraten darf, nur keinen Mann. Ich darf eine Frau heiraten. Das ist eine Diskriminierung auf Grund des Geschlechts. Um diese Diskriminierung abzubauen, ist es ganz klar schlicht und ergreifend notwendig, das zu tun, was im Übrigen gerade, und das freut mich sehr, in diesen Tagen in einem siebten Land Europas eingeführt wird. Und zwar hat sensationell zum ersten Mal in der Geschichte auf diesem Globus ein Parlament einstimmig beschlossen, und zwar alle Parteien, die Ehe für Lesben und Schwule aufzumachen, und zwar war das Island. Das können wir in Österreich doch auch. Machen wir die Ehe auf für Lesben und Schwule. Daher stelle ich folgenden Antrag:

„Der Landtag wolle beschließen, der Wiener Landtag fordert die Bundesregierung auf, die Ehe auch für gleichgeschlechtliche Paare zu öffnen.

In formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung.“ Danke schön.

Kommen wir nun zur Wiener Novelle, über die wir natürlich jetzt diskutieren. Ich möchte mich bei allen bedanken, die hier konstruktiv für eine Gleichstellung im Wiener Landesrecht gearbeitet haben. Das war sicher eine Marathonaufgabe, diese vielen, vielen Gesetze anzupassen und gleichzustellen. Wir haben es ja vom Herrn Präsidenten gehört, wie viele Gesetze das überhaupt umfasst. Das waren nicht einmal alle, weil manche beschließen wir sozusagen woanders. Die sehr schöne Kooperation, die wir jetzt gehabt haben, die guten Gespräche, die wir geführt haben, waren für mich beispielgebend, so wie man es sich sehr oft in dieser Stadt wünschen würde, dass man miteinander spricht, miteinander verhandelt, Lücken schließt, die man gefunden hat. Ich glaube, es ist von allen Seiten tolle Arbeit gemacht worden. Ich möchte mich nicht nur bei den Beamtinnen oder Beamten oder beim Herrn Kinetsberger oder bei der Frau Stadträtin, beim Herrn GR Stürzenbecher, der Frau GRin Krotsch, sondern auch bei meinen Mitarbeitern, vor allem bei Peter Kraus bedanken, der die gesamte Landesmaterie gemeinsam mit unserer juristischen Hilfe von Max Schrems durchgegangen ist. Es war wirklich eine Mammutaufgabe. Ich glaube, wir konnten gemeinsam somit viele Lücken schließen, viele Möglichkeiten schaffen, dass im Landesrecht, so weit es geht, wirklich am weitesten möglich Eingetragene PartnerInnen gleichgestellt sind. 

Sehr gefreut hat mich, dass wir es hier am Ende, da war es noch ein bisschen hektisch, auch geschafft haben, dass im Wiener Landesrecht Eingetragene Partnerschaften als Familienangehörige oder als Angehörige gelten. Das ist ein ganz wichtiger Schritt. Das ist auch komplett anders als die ÖVP es auf Bundesebene gemacht hat. Sie waren nämlich peinlichst genau darauf erpicht, dass Lesben und Schwule ja nicht irgendwie in den Geruch von Familien kommen, obwohl sie realer Bestandteil der Gesellschaft sind und in vielen gleichgeschlechtlichen Paaren auch Kinder vorhanden sind. 

Wir haben durchaus eine Diskussion gehabt, die zur Frage der Generalklausel unterschiedlich geführt worden ist. Wir haben jetzt die Präambel. Ich freue mich, dass die da ist. Über die Generalklausel werden wir immer noch ein bisschen juristisch diskutieren können. Ich erspare mir das jetzt hier. Das werden wir wahrscheinlich weiterführen. Alles in allem vielen Dank. Es ist ein schöner Tag für die Lesben und Schwulen Wiens! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin beziehungsweise im Landtag Landesrätin! Sehr geehrter Herr Präsident! 

Ich glaube auch, dass das eine gute Novelle ist, die eben auf Basis des Eingetragenen Partnerschaftsgesetzes, das der Bundesgesetzgeber beschlossen hat, hier jetzt nachvollzogen wird. Ich glaube nur, in der Terminologie hätten wir auf Bundesebene mit der ÖVP auch dieses Gesetz, so wie wir es im Nationalrat beschlossen haben, wahrscheinlich nicht zu Stande gebracht. Da hätten wir vielleicht gar nichts zu Stande gebracht, Marco Schreuder, wenn wir mit der ÖVP dort eine Terminologie verwendet hätten, wie du es jetzt verwendet hast und ich halte das nicht für richtig. Ich glaube, dass wir unter demokratischen Parteien verschiedene Auffassungen haben und dass wir uns gegenseitig überzeugen und weiterbringen wollen, aber dass das im Prinzip nur möglich ist, wenn man die Umgangsformen doch so hat, dass man sich immer gut in die Augen schauen kann. Wie gesagt, wenn das unsere Kollegen auf der Bundesebene nicht eingehalten hätten, hätten wir überhaupt nichts für die gleichgeschlechtlichen Lebensweisen erreicht. Man muss hart diskutieren, aber man muss auch fair diskutieren. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Das als Vorbemerkung. Wir haben dieses Eingetragene Partnerschaftsgesetz jetzt auf die Wiener Ebene heruntergebrochen. Das heißt, dass wir in 44 Landesgesetzen Anpassungen getroffen haben, in 4 Gesetzen schon am 19. April im Landtag, 40 Gesetze heute, davon 29 in der Sammelnovelle, 8 weitere im Zusammenhang mit der dienstrechtlichen Sammelnovelle und noch einige mehr. Gerade im Dienstrecht ist es uns gelungen, weil wir da am unabhängigsten sind, dass wir echte Verbesserungen auch noch herbeiführen können und zwar die Gleichstellung der Kinder der Eingetragenen Partnerin beziehungsweise des Eingetragenen Partners mit den Stiefkindern. Das sind Kinder der Ehegattin beziehungsweise des Ehegatten im Wiener Dienstrecht. Dann die Teilzeitbeschäftigung zur Pflege eines Kindes kann in Wien auch für ein Kind der Eingetragenen Partnerin beziehungsweise des Eingetragenen Partners in Anspruch genommen werden und die Pflegefreistellung beziehungsweise Familienhospizkarenz kann in Wien auch für ein Kind der Eingetragenen Partnerin beziehungsweise des Eingetragenen Partners ohne weitere Einschränkung in Anspruch genommen werden. Also hier haben wir wirklich materielle Verbesserungen in unserer Autonomie als Landesgesetzgeber auch noch erreichen können. 

Insgesamt ist zu sagen, dass wir jetzt mit dem Abänderungsantrag, den ich jetzt einbringen kann, wirklich versucht haben, das Bestmögliche zu schaffen, auch eine Präambel voran gestellt haben, die, glaube ich, sehr gut ist, wo festgelegt wird: 

„Der Landesgesetzgeber bekennt sich im Rahmen seiner verfassungsmäßigen Zuständigkeit zur Gleichstellung der gleichgeschlechtlichen Partnerschaften. Im Sinne der Rechtssicherheit der Eingetragenen Partnerschaften novelliert der Landesgesetzgeber bei der Umsetzung des Eingetragenen Partnerschaftsgesetzes jedes einzelne betroffene Wiener Landesgesetz. Der Landesgesetzgeber stellt klar, dass Eingetragene PartnerInnen als Familienangehörige anzusehen sind.“ 

In dem Sinn möchte ich jetzt auch den Abänderungsantrag der Abgen Stürzenbecher, Krotsch und GenossInnen sowie Marco Schreuder einbringen und habe die Begründung im Wesentlichen auch schon gesagt und meine, dass das wirklich eine gelungene Gesetzgebung ist. Ich möchte auch den Beamtinnen und Beamten wirklich herzlich danken, die in allen Abteilungen sich sehr, sehr viel Mühe gemacht haben, diese 44 Gesetze zu Stande zu bringen. Herzlichen Dank den Beamtinnen und Beamten, die hier wirklich viel geleistet haben (Beifall bei der SPÖ.), insbesondere der Frau Mag Rath, weil ich sie da gerade sehe, aber natürlich auch den anderen. Ich danke auch vor allem der Stadträtin, dass sie mit ihrer Energie diese Gesetzgebung vorangetrieben hat und ich freue mich, dass wir doch den Abänderungsantrag, den wir gemeinsam mit den GRÜNEN hier bringen, beschließen können. 

Ich hoffe natürlich in zweiter Lesung auf eine möglichst große Zustimmung, natürlich auch in erster, aber in zweiter wurde sie signalisiert. In dem Sinn möchte ich nur noch einen Satz zu den Resolutionsanträgen der GRÜNEN sagen. Dem einen werden wir zustimmen, weil wir das ja schon öfters mit der Gleichstellung betreffend die Ehe haben. Das andere halten wir nicht für sinnvoll, wo es darum geht, dass Heterosexuelle diese Eingetragene Partnerschaft in Anspruch nehmen können. Wir haben argumentiert, dass mit dem Eingetragenen Partnerschaftsgesetz für gleichgeschlechtliche Partnerschaften im Rechtsbestand 85 bis 90 Prozent des Regelungsniveaus erreicht werden, was in der Ehe ist. Die Gleichgeschlechtlichen haben dieses Rechtsinstitut, weil sie die Ehe, wie es ja jetzt ist, aus politischen Gründen, die wir ja alle kennen, nicht eingehen können. Jetzt aber herzugehen, quasi für die verschieden Geschlechtlichen zu sagen, die können einerseits die Ehe eingehen, andererseits sollen sie aber auch dieses Eheleid, würde ich jetzt nicht sagen, aber diese Eingetragene Partnerschaft mit 90 Prozent des Regelungsniveaus eingehen, halte ich nicht für sinnvoll. Ich bin dafür, dass für verschieden Geschlechtliche durchaus die Lebensgemeinschaft aufgewertet wird und ein besseres Regelungsniveau bekommt als es derzeit ist, weil derzeit ist ja fast überhaupt nichts, wenn man als verschieden geschlechtlicher Lebenspartner zusammenlebt. Das wollen wir verbessern, aber es wäre sicher nicht im Interesse und im Wunsch des Großteils der Lebensgemeinschaften, dass sie praktisch, wenn sie eine Lebensgemeinschaft haben, dann quasi gleich 90 Prozent des Regelungsniveaus der Ehe haben, weil dann würden sie ja vermutlich gleich die Ehe eingehen. Aber sehr wohl ist der Wunsch da, dass gewisse Grundbedürfnisse rechtlicher Natur auch für verschieden Geschlechtliche da sind. Ich hoffe, das war jetzt nicht zu kompliziert. 

In dem Sinn sage ich noch einmal herzlichen Dank dafür, dass wir das hier jetzt doch mit großer Mehrheit beschließen können und ich danke noch einmal für die Aufmerksamkeit. Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Zum Wort gemeldet ist der Herr Abg Dr Tschirf. Ich ersuche ihn zum Rednerpult.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Bundesregierung hat ein Gesetz betreffend Eingetragene Partnerschaften eingebracht, das beschlossen wurde. Hier ist es wirklich auch von unterschiedlichen ideologischen Positionen aus gelungen, eine gemeinsame, dem Zeitgeist entsprechende rechtliche Regelung herbeizuführen. Wir wären als ÖVP gerne bereit, auch eine Umsetzung dieses auf der Wiener Ebene zu beschließen und der uns ursprünglich übermittelte Entwurf findet sicherlich auch unsere Zustimmung. 

Ich muss sagen, ich bin entsetzt über den Beitrag des Kollegen Schreuder, wie er hier vorgetragen worden ist, weil zur Demokratie gehört es, dass man unterschiedliche Meinungen hat und dass man nicht jemanden, der eine andere Position hat, alles mögliche wie Gemeinheiten und Ähnliches unterstellt. So kann man nicht miteinander umgehen. Das ist ein totalitärer und kein demokratischer Ansatz. Totalitäre Ansprüche ... (Abg Marco Schreuder: Die Regelungen sind gemein! Aus.) Das ist totalitär, Herr Kollege Schreuder, wenn man einem anderen seine Meinung abspricht. (Beifall bei der ÖVP.)  

Wir haben ... (Abg Marco Schreuder: Und es ist Zwang!) Das ist eine Frage, ob man noch eine Meinung vertreten darf oder nicht. Sie lassen eine fremde Meinung nicht zu, Herr Kollege Schreuder, und das ist wirklich bedenklich. Daher werden wir dem Antrag der SPÖ und der GRÜNEN nicht zustimmen, weil in diesem Ton und in dieser Art sollte in diesem Haus nicht argumentiert werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Berichterstatterin, der Frau Landesrätin Frauenberger, das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Eigentlich finde ich es sehr schade, wenn wir zu diesem Inhalt, der hier vorliegt, nun doch einen Partner verlieren. Vielleicht kann ich insofern noch einmal auf das Gesetz und das Vorhaben zurückkommen. 

Am Anfang war die Frage, wie wird Wien mit einer möglichst großen Rechtssicherheit für Lesben und Schwule das Eingetragene Partnerschaftsgesetz, das auf der Bundesebene beschlossen und von der Bundesregierung eingebracht wurde, umsetzen. Es gab mehrere Möglichkeiten und es gab auch ganz unterschiedliche Meinungen. Wir haben uns damit einmal lange auseinandergesetzt, ohne noch hinzuschauen, um welche Gesetze es sich handelt, was gibt uns diese Rechtssicherheit? Und diese Rechtssicherheit hat uns unser Vorgehen gegeben, unser Vorgehen, indem wir alle Materiengesetze auf der Landesebene nach diesem Bundesgesetz zur Eingetragenen Partnerschaft jetzt novellieren und die Rechtssicherheit auf diese Art und Weise herstellen.

In allen Ausschüssen, in allen Geschäftsgruppen gab es dann eine Auseinandersetzung mit dieser so genannten Sammelnovelle zur Eingetragenen Partnerschaft und die ist dort immer mit einer großen Zustimmung in den Ausschüssen auch so über die Bühne gegangen. Heute stehen wir hier und haben diese Sammelnovelle fertig und es ist von beiden gesagt worden, eine Sammelnovelle, die insgesamt 44 Gesetze betrifft. 44 Gesetze, das ist natürlich ein enormer Kraftaufwand gewesen, das innerhalb von so kurzer Zeit zu Stande zu bringen. Aber uns war es auch einfach wichtig, noch vor dem Sommer diesen Gesetzen auch entsprechend Rechnung zu tragen, diesem Vorhaben der Gleichstellung auch entsprechend Rechnung zu tragen. Das liegt nun vor.

Was natürlich damit auch mittransportiert wird, ist, dass Homophobie in keiner Form in dieser Stadt Platz haben darf. Was uns ganz, ganz wichtig war, ist, dass wir hergegangen sind und gesagt haben: Lasst uns noch einmal in einer gemeinsamen Präambel auch beschreiben, worum es uns gegangen ist. Es ist um die Rechtssicherheit gegangen, es ist darum gegangen, dass man als Stadt ein Bekenntnis zur Gleichstellung abgibt und es ist auch darum gegangen, noch einmal den Begriff der Familie, der Familienangehörigen auch entsprechend zu definieren, denn - und ich sage das jetzt unjuristisch - Familie ist da, wo Liebe ist.

Und so haben wir all diese Punkte zusammengefasst und haben hier, glaube ich, wirklich ein ganz ein tolles Werk geschaffen, ein tolles Werk, das bisher auf einer breiten Basis und auf einer breiten Zustimmung gestanden hat. Ich hoffe, dass es jetzt bei der Beschlussfassung auch bei dieser breiten Zustimmung bleibt. Ja, es ist ein großer Tag für die Community, für die Lesben und Schwulen in dieser Stadt. Und mit der Beschlussfassung dieser Sammelnovelle geht der Kampf um die tatsächliche Gleichstellung weiter. Danke schön und ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Vorher lasse ich den eingebrachten Abänderungsantrag der Abgen Dr Kurt Stürzenbecher, Mag Nicole Krotsch und Genossinnen sowie Marco Schreuder, GRÜNE, abstimmen. 

Wer diesem Abänderungsantrag die Zustimmung erteilt, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der GRÜNEN und der Sozialdemokratie so angenommen.

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang mit dem soeben angenommenen Abänderungsantrag die Zustimmung geben wollen, die Hand zu heben. – Danke, das ist mit Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN mehrstimmig angenommen und beschlossen. Damit ist das Gesetz in erster Lesung angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die beiden eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Der Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Öffnung der Eingetragenen PartnerInnenschaft für verschieden geschlechtliche Paare. Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen möchte, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur die Zustimmung der GRÜNEN und der Antrag so nicht angenommen.

Wir kommen zum Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare. Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen möchte, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmen der GRÜNEN und der SPÖ angenommen und der Antrag somit gültig.

Wir kommen nun zum Vorschlag, die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage sofort vornehmen zu lassen. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Zustimmung der GRÜNEN, SPÖ und FPÖ mit Zweidrittelmehrheit so beschlossen.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der GRÜNEN und der SPÖ mehrstimmig angenommen und beschlossen. 

Postnummer 9 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Jagdgesetz geändert wird. Berichterstatter ist der Herr Ausschussvorsitzende und ich ersuche ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Abg Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Es liegt in Postnummer 9 ein Gesetz vor, das das Wiener Jagdgesetz ändert. Ich bitte um Ihre Zustimmung.

Präsident Prof Harry Kopietz: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so in erster Lesung angenommen. 

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage sofort vornehmen zu lassen und bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig, die Zustimmung so beschlossen.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ist ebenfalls einstimmig und beschlossen.

Postnummer 10 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Vermeidung und Behandlung von Abfällen und die Einhebung einer hiefür erforderlichen Abgabe im Gebiete des Landes Wien geändert wird. Berichterstatter dazu ist der Herr Ausschussvorsitzende. Ich ersuche, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Abg Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Wie der Herr Präsident einreferiert hat, ersuche ich Sie um Zustimmung zur Postnummer 10.

Präsident Prof Harry Kopietz: Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte die Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig angenommen. Das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen.

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage sofort vornehmen zu lassen und bitte jene Damen und Herren des Landtages, die diesem Vorschlag die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ, FPÖ und ÖVP mehrstimmig angenommen.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig angenommen und somit beschlossen.

Postnummer 5 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz betreffend die Tourismusförderung in Wien - Wiener Tourismusförderungsgesetz - geändert wird. Berichterstatter hiezu ist Herr Abg Strobl. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Abg Friedrich Strobl: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum einreferierten Poststück. - Danke.

Präsident Prof Harry Kopietz: Da zu diesem Tagesordnungspunkt ebenfalls keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist in erster Lesung einstimmig angenommen.

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzesvorlage sofort vornehmen zu lassen und bitte daher die Mitglieder des Landtages, die meinem Vorschlag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig.

Wir kommen somit zur zweiten Lesung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig, das Gesetz in zweiter Lesung beschlossen.

Postnummer 13 der Tagesordnung betrifft den Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 129b Abs 4 der Wiener Stadtverfassung über die Kontrolle der Bezüge von öffentlich Bediensteten, die zu Mitgliedern des Landtages gewählt wurden, für das Jahr 2010. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Dipl-Ing Al-Rawi, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zum Stichtag sind alle Meldungen eingetroffen. Die Meldungen waren sowohl in Bezug auf Außerdienststellungen als auch prozentuelle Dienstfreistellungen beziehungsweise Kürzungen der Bezüge. 

Der Ausschuss hat am 31. Mai 2010 getagt, dies einstimmig zur Kenntnis genommen und ich ersuche, dies auch im Hohen Haus zu tun. - Danke.

Präsident Prof Harry Kopietz: Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses an den Landtag für das Jahr 2010 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig beschlossen.

Somit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erschöpft.

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen und ich wünsche noch einen schönen Abend.

(Schluss um 19.05 Uhr.)
